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Als Dove vor nunmehr einunddreissig Jahren die Zeitschrift 
für Kirchenrecht ins Leben rief, da mochte er es noch für noth- 
wendig befinden, auf die wissenschaftliche und praktische Bedeutung 
des Kirchenrechts nachdrücklich hinzuweisen. Wir meinen heute 
uns einer solchen Apologie des Kirchenrechts entschlagen zu 
können. Die brennende Wichtigkeit der kirchenrechtlichen Fragen 
ist in neuerer Zeit mehr als genugsam hervorgetreten. Der Ver- 
such einer Regelung des Verhältnisses zwischen Staat und Kirche 
hat auch in den breiten Schichten unseres Volkes das Interesse 
für die kirchenrechtlichen Fragen wachgerufen, welches zur Zeit 
wohl etwas ermüdet und abgeschwächt erscheint, darum aber desto 
besser eine unbefangene und wissenschaftliche Erörterung der kirchen- 
politischen Rechtsfragen zulässt und erfordert. Die Einführung 
der Synodal- und Presbyterialverfassung in fast allen deutschen 
Landeskirchen hat die Bildung eines evangelischen Kirchenrechts 
ermöglicht, das noch in den Anfängen sich bewegend einer treuen 
Obhut der Wissenschaft um so mehr bedürftig erscheint. Das 
in Arbeit befindliche bürgerliche Gesetzbuch für das Deutsche 
Reich wird der staatlichen Ehegesetzgebung einen einheitlichen 
Abschluss gewähren, während doch über die Principien, auf denen 


ein solches Eherecht zu ruhen hat, keineswegs Einmüthigkeit 
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vorhanden ist. Neue kirchliche Rechtsquellen sind aufgedeckt, 
neue Ausgaben bisher ungedruckter kanonistischer Schriftsteller 
veranstaltet worden. Mit hingebender Arbeit wetteifern Kirchen- 
und Profanhistoriker die Verhältnisse der Vergangenheit klar zu 
legen. Nach allen diesen Richtungen liegt ein weites Arbeitsfeld 
für die Pflege des Kirchenrechts vor, und dieses bedarf dazu 
eines „Örganes“. Denn die wissenschaftliche Arbeit bethätigt 
sich nicht nur in grösseren systematischen Werken und Mono- 
graphien, welche selbständig erscheinen können, sondern auch 
einzelne Steine müssen für den Bau zusammengetragen werden, 
die ıhren Zweck doch nur erfüllen können, wenn sie nicht ver- 
einzelt bald in dieser, bald in jener juristischen, theologischen, 
historischen, politischen Zeitschrift niedergelegt werden, sondern 
wenn sie auch äusserlich durch das Band einer und derselben 
Zeitschrift zusammengefasst werden. Deshalb haben wir uns ent- 
schlossen, die Zeitschrift für Kirchenrecht, welche durch besondere 
hier nicht zu erörternde Verhältnisse nach eifrigem Aufstreben all- 
mählig abgestorben ist, wieder zu neuem Leben zu erwecken. 
Wir meinen damit im wahren Interesse derjenigen juristischen 
Disciplin zu handeln, deren Pflege wir unser Leben gewidmet 
haben, ım Interesse der Kirche, ım Interesse des Staates. Darum 
glauben wir aber auch ein Recht zu haben, an die Theilnahme 
aller Derjenigen warm appelliren zu dürfen, denen diese Interessen 
am Herzen liegen. Und namentlich auch an die evangelischen 
Geistlichen möchten wir dieses Anliegen gerichtet haben. Die neue 
Verfassungsgestaltung der evangelischen deutschen Kirche erfordert 
überall ein Verständniss und ein Mitarbeiten der evangelischen 
Geistlichen auch an der Rechtsordnung der evangelischen Kirche. 
Diese Zeitschrift möchte das Organ sein, welches den evangelischen 
Theologen ermöglicht, dieser grossen und schwierigen Aufgabe zu 
genügen. Indessen soll keine Rede davon sein, dass diese Zeit- 
schrift ein besonderes konfessionelles Gepräge trüge. Arbeiten 
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über katholisches, über evangelisches Kirchenrecht und staats- 
kirchenrechtliche wollen wir bringen, und Männer aller Konfessionen 
seien hierdurch ausdrücklich zur Mitarbeiterschaft und Theilnahme 
aufgefordert. Auch nicht das Organ einer bestimmten theologi- 
schen oder kirchenpolitischen Richtung soll die Zeitschrift sein. 
Wissenschaftlichkeit allein ist die Bedingung für die Aufnahme 
eines Beitrages. Die Verantwortlichkeit für den Inhalt lehnt die 
Redaktion ausdrücklich von sich ab und überlässt sie den Ver- 
fassern. 

Die Zeitschrift beabsichtigt zunächst, der Sammelpunkt für 
kirchenrechtliche Abhandlungen nicht zu grossen Umfanges zu 
sein, aber sie meint ihrer Aufgabe damit allein nicht zu genügen. 

Die kirchenrechtliche Literatur ist gegenwärtig eine sehr 
reichhaltige. Nicht nur in den eigentlichen Fachschriften, sondern 
auch in theologischen und geschichtlichen Werken von Schrift- 
stellern aller Nationen werden kirchenrechtliche Materien be- 
handelt, und wer sich speciell über den Stand der Wissenschaft 
betreffs irgend einer Frage zu unterrichten wünscht, hat darum 
eine schwierige, ja nach seinen literarischen Hilfsmitteln zuweilen 
unmögliche Aufgabe zu lösen. Deshalb wird die Zeitschrift regel- 
mässige, genaue, systematisch geordnete literarische Uebersichten 
bringen, welche eine absolute Vollständigkeit zwar nicht erstreben, 
in denen aber doch nichts Wesentliches fehlen soll. Daran wird sich 
eine Mittheilung der vom Papste und den römischen Behörden 
ausgegangenen Aktenstücke einerseits und der staatlichen Gerichts- 
sprüche andererseits schliessen, die je nach ihrer Bedeutung theils 
regestenartig verzeichnet, theils im vollen Wortlaute mitgetheilt 
werden sollen. Endlich wird genau die Staats- und Kirchen- 
gesetzgebung nach denselben Grundsätzen verfolgt und theilweise 
abgedruckt werden. Darum werden wir für Mittheilungen dieser 
Art Behörden und Privatpersonen zu besonderem Danke ver- 
pflichtet sein. Auch die evangelischen Verfassungsgesetze wer- 
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den in Zukunft in solcher Weise in der Zeitschrift mitgetheilt 
werden, nachdem es freilich zunächst noch nothwendig sein wird, 
das: seit den letzten beiden Jahren aufgespeicherte weitschichtige 
Material in einem besonderen Beilagehefte der Zeitschrift zur 
Veröffentlichung zu bringen. 

Die beiden Redaktoren haben ihre Arbeit in der Weise ge- 
theilt, dass Dr. Sehling die Redaktion des Abhandlungstheiles, 
Dr. Friedberg die der Literaturübersicht u. s. w. übernommen 
hat. Wir meinen in dieser Weise das regelmässige und prompte 
Erscheinen der Zeitschrift fest verbürgen zu können. 

Und so möge denn die alte Zeitschrift in neuem Gewande 
hinausgehen, und möge es ıhr gelingen, sich die alten Freunde 


zu erhalten und neue zu gewinnen! 


I. Abhandlungen. 


——— 


Die Staatsgesetzgebung über die religiöse Kinder- 
erziehung. 


Von 
Professor Dr. Adolf Freiherrn von Scheurl in Nürnberg. 


Die religiöse Kindererziehung erscheint, wie die Kinder- 
erziehung überhaupt, zunächst und vornehmlich als Gegenstand 
einer wichtigen sittlichen Pflicht, welche den Eltern ihren Kindern 
gegenüber obliegt. Bestimmungen darüber zu treffen kann der 
Staatsgesetzgebung in Gemässheit des allgemeinen Verhältnisses 
zwischen Recht und Sittlichkeit nicht in dem Sinne zukommen, 
dass dadurch die Erfüllung jener sittlichen Pflicht zu einem 
Gegenstande staatlichen Zwanges gemacht werden sollte, sondern 
nur, um die rechtliche Macht zu bestimmen und zu begrenzen, 
welche den Eltern zustehen soll, um die ihnen in dieser Hin- 
sicht gegen ihre Kinder obliegende sittliche Pflicht nach bestem 
Wissen und Gewissen erfüllen zu können. Um was es sich bei 
der Staatsgesetzgebung über die religiöse Kindererziehung allein 
handeln kann, das ist die Bestimmung der Rechte, welche den 
Eltern, bezw. deren Stellvertretern in Beziehung auf die religiöse 
Erziehung ihrer Kinder zustehen sollen. Das Rechtsverhältniss 
zwischen Eltern und Kindern ist aber ein Verhältniss des bürger- 
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lichen Rechts; dessen Sphäre also gehören wenigstens an sich 
und zunächst die staatsgesetzlichen Bestimmungen über die religiöse 
Kindererziehung an. 

Allerdings nun können und müssen bei der genaueren Be- 
stimmung der elterlichen Rechte in Beziehung auf die religiöse 
Kindererziehung auch Rücksichten auf das Staatswohl und ins- 
besondere auch auf den dasselbe bedingenden Frieden zwischen 
den verschiedenen im Staate nebeneinanderbestehenden Religions- 
gesellschaften, wie auf die Pflicht der Staatsgewalt, für Erhaltung 
dieses Friedens Sorge zu tragen, massgebend sein. Wie immer 
aber auch die Staatsgesetzgebung durch besondere Bestimmungen 
diesen Rücksichten Rechnung tragen mag, so werden doch stets 
solche Bestimmungen nur als auf eigenthümlichen Beweggründen 
beruhende Begrenzungen des elterlichen Rechts in Beziehung auf 
religiöse Kindererziehung betrachtet werden können, die mithin 
als solche Sache der bürgerlichen Rechtsgesetzgebung sind. Es 
kommt diesem Zweige der Rechtsgesetzgebung zu, bei Anerken- 
nung der elterlichen Rechte auch den Umfang derselben genau 
zu bestimmen. 

Es ist daher sehr auffallend und befremdlich, dass der jetzt 
vorliegende Entwurf eines bürgerlichen Reichsgesetzbuchs von der 
Aufstellung reichsgesetzlicher Bestimmungen über die religiöse 
Kindererziehung im Ganzen völlig Umgang genommen, und sich 
darauf beschränkt hat, im $ 1508 auszusprechen: „In welchem 
religiösen Bekenntnisse das Kind zu erziehen ist, bestimmt sich 
nach den Landesgesetzen.“ 

Es haben deshalb auch bereits zwei Schriftsteller !) in aus- 


führlichen Erörterungen die Grundlosigkeit des Bedenkens, welches 


) Drache, Die religiöse Erziehung der Kinder nach dem Entwurfe des 
bürgerlichen Gesetzbuchs für das Deutsche Reich und Abänderungsvorschläge, 
Halle 1889 und Sehling in zwei Artikeln in der Neuen kirchlichen Zeitschr., 
Jahrg. I, Heft 11 u. 12 (1890), welche dann besonders erschienen sind unter 
dem Titel: Die religiöse Erziehung der Kinder und der Entwurf eines bürger- 
lichen Gesetzbuchs für das Deutsche Reich, Erlangen u. Leipzig 1891. 
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diemit der Ausarbeitung des Entwurfs betraut gewesene Kommission 
zu solcher Enthaltsamkeit bestimmt hat, nachzuweisen, und Vor- 
schläge für die ın das zu erwartende bürgerliche Reichsgesetzbuch 
aufzunehmenden Bestimmungen über die religiöse Kindererziehung 
zu machen unternommen. 

Wenn ich bei voller Anerkennung der Gründlichkeit jener 
Erörterungen und eben so voller Zustimmung zu dem grössten Theile 
ihres Inhalts, insbesondere desjenigen der Abhandlung Sehling’s, 
mir doch gestatte, hier nun auch meinerseits einige Bemerkungen 
über diesen Gegenstand vorzutragen, welche jene Erörterungen 
theils ergänzen, theils einige davon abweichende Ansichten darlegen 
sollen, so wird dies wohl die Wichtigkeit der dabei in Betracht 
kommenden Fragen, die ja von selbst zu einer mehrseitigen Be- 
leuchtung derselben einlädt, zu rechtfertigen vermögen. 

Ueberflüssig würde wohl jedes weitere Wort darüber sein, 
wie sehr es bedauert werden müsste, wenn wirklich die günstige 
Gelegenheit zur Befriedigung des so dringenden Bedürfnisses ein- 
heitlicher Normirung der religiösen Kindererziehung für das 
Deutsche Reich versäumt würde, welche sich jetzt in gewiss nie 
wiederkehrender Art dadurch darbietet, dass dieselbe mittelst des 
im Entstehen begriffenen bürgerlichen Reichsgesetzbuchs bewirkt 
werde. Aber zur Hebung des Bedenkens, welches die Verfasser 
des Entwurfs abgehalten hat, dieses zu unternehmen, liesse sich 
vielleicht noch Folgendes beibringen: 

Das Bedenken bestund, wie die Motive zu dem Entwurfe 
Bd. IV S. 758 sagen, darin, „dass die landesgesetzlichen Bestim- 
mungen [über die religiöse Kindererziehung] vorwiegend dem 
öffentlichen Rechte, nämlich dem interkonfessionellen Kirchen- 
staatsrechte angehören und dass dieselben vorwiegend von diesem 
Standpunkte aus die religiöse Erziehung der Kinder geregelt, 
namentlich das Recht des erziehungsberechtigten Elterntheiles, 
die religiöse Erziehung des Kindes zu bestimmen, in verschiedener 
Weise bald mehr, bald weniger beschränkt haben“. Es falle, 
wird gesagt, diese Thatsache gegen eine Regelung der religiösen 
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Kindererziehung durch das bürgerliche Reichsgesetzbuch „ent- 
scheidend ins Gewicht“. Dieser Behauptung gegenüber dürfte 
doch die Frage berechtigt sein: Haben nicht die landesgesetz- 
lichen Bestimmungen über die religiöse Kindererziehung dieselbe 
zu einseitig von staatskirchenrechtlichen Gesichtspunkten aus ge- 
regelt und zu sehr ausser Acht gelassen, dass es ein wesentlich 
privatrechtliches Rechtsverhältniss ist, um das es sich hierbei 
handelt, und ist es nicht gerade darum Aufgabe einer neuen 
bürgerlichen Reichsgesetzgebung, Uebergriffe in die Sphäre des 
bürgerlichen Rechts zu beseitigen, welche Landesgesetze sich in 
jener Beziehung gestattet und wobei sie überdies es zum Theil 
ganz unterlassen haben, auch auf die doch die Regel bildenden 
ungemischten Ehen Rücksicht zu nehmen? 

Es dürfte sich leicht zeigen lassen, dass diese Frage zu be- 
jahen ist. | 

Die bezüglichen landesgesetzlichen Bestimmungen über die 
religiöse Kindererziehung sind meist lediglich durch die Schwierig- 
keiten veranlasst worden, welche sich hinsichtlich derselben bei 
konfessionell gemischten Ehen ergeben. Es liegt in der Natur 
der Sache, dass hier jede der beiden Religionsgemeinschaften, 
welchen die Eltern angehören, gegen diese den Anspruch erhebt, 
sämmtliche aus der Ehe hervorgehenden Kindern ihr zuzuführen, 
dass jede derselben es dem Manne und der Frau gleichmässig als 
Gewissenspflicht vorzuhalten bemüht ist, die Kinder dem eigenen 
Bekenntnisse gemäss religiös zu erziehen. Die katholische Kirche 
will ihren Gliedern die Eingehung gemischter Ehen überhaupt 
nur gestatten, wenn zum voraus die Erziehung aller daraus her- 
vorgehenden Kinder im katholischen Bekenntnisse gesichert ist, 
in welchem Falle dagegen die protestantische Kirche ihrerseits 
wenigstens die kirchliche Trauung verweigert. Dass bei dieser 
Sachlage ein Dazwischentreten des Staates nothwendig ist, um 
den hierdurch bei jeder gemischten Ehe veranlassten Streitigkeiten 
ein Ziel zu setzen, ist emleuchtend. Meist ist es nun für die 
bequemste Ausgleichung erachtet worden, gesetzlich zu bestimmen, 
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es sollen die aus einer gemischten Ehe hervorgehenden Kinder 
nach dem Geschlechte der Konfession der Eltern folgen, wenn 
nicht diese durch Vertrag anders bestimmen. Das heisst: der 
Vater muss seine Töchter in der Konfession der Mutter, er darf 
sie nicht in seiner Konfession erziehen oder erziehen lassen, wenn 
er nicht seine Braut oder Ehefrau zu einem Vertrag bewegen 
kann, wonach diese zugibt, dass alle Kinder in seiner Konfession 
erzogen werden; und ist ein solcher Vertrag zu Stande gekommen, 
so ist nun wieder, solange er nicht durch einen anderen Vertrag 
aufgehoben ist, jedem der beiden Elterntheile, auch dem Vater, 
alle Freiheit in Ausübung des Erziehungsrechts in religiöser Hin- 
sicht völlig entzogen. Die Freiheit der Eltern in Ausübung dieses 
Rechts ist eigentlich ganz darauf beschränkt, Verträge darüber 
miteinander schliessen zu können, durch welche sie dann doch 
wieder diese Freiheit für die Zukunft aufgeben. Ob es nicht 
überhaupt unsittlich ist, dass man durch Vertrag sich der Freiheit 
begebe, jederzeit nach bestem Wissen und Gewissen das elterliche 
Erziehungsrecht auszuüben, wurde dabei nicht bedacht, weil die 
katholische Kirche von vornherein Sicherung der Erziehung aller 
Kinder im katholischen Glauben verlangt, solche Sicherung aber 
nur durch Verträge erzielt werden kann; vorzugsweise folglich 
aus Nachgiebigkeit gegen die katholische Kirche, meinte man, 
derartige Verträge zugeben zu sollen. Was dadurch für den kon- 
fessionellen Frieden gewonnen wird, ist wenig und von sehr 
zweifelhaftem Werth. Es wird jede der beiden Kirchen halb be- 
friedigt, bezw. zu einem desto eifrigeren Wettkampfe angespornt, 
einen Vertrag zu bewirken, wonach alle aus der gemischten Ehe 
hervorgehenden Kinder ihr zugeführt werden sollen, wobeı übrigens 
noch zu beachten ist, dass bei diesem Wettkampfe die katholische 
Kirche sich der protestantischen gegenüber im Vortheil befindet, da 
sie mehr und stärkere Mittel besitzt und anzuwenden gewohnt ist, um 
einen solchen Vertrag zu erzielen, wie er ihren Wünschen entspricht. 

Was würde sich ergeben, wenn das bürgerliche Reichsgesetz- 
buch mit strenger Folgerichtigkeit die religiöse Erziehung der 
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aus gemischten Ehen hervorgehenden Kinder nach privatrechtlichen 
Grundsätzen regelte? Es würde dann jederzeit das freie Ermessen 
der Eltern bestimmen, in welcher Konfession die Kinder erzogen 
werden sollen; im Falle die Eltern sich darüber nicht einigen 
könnten, würde der Wille des Vaters entscheiden, als dessen In- 
halt in Ermanglung einer ausdrücklichen anderen Erklärung zu 
vermuthen wäre, dass alle Kinder in seiner Konfession erzogen 
werden sollen. Der thatsächliche Erfolg bestünde wahrscheinlich 
darin, dass in der Regel alle Kinder aus gemischten Ehen in der 
väterlichen Konfession erzogen würden, was den beiden Kirchen 
zu berechtigten Klagen nicht Anlass geben könnte, weil auch nach 
echt religiöser Anschauung der Wille des Weibes dem des Mannes 
sich unterordnen soll. Versuche, wie sie freilich wenigstens seitens 
der katholischen Kirche nicht ausbleiben würden, die Ehefrau zu 
hartnäckiger Durchsetzung ihres Willens, dass alle Kinder, oder 
doch die weiblichen in ihrer Konfession erzogen werden, lassen 
sich durch kein Staatsgesetz verhindern. Dass ausnahmsweise der 
Mann, bescheidenen Vorstellungen des Weibes nachgebend, die 
Erziehung aller Kinder oder doch der Töchter in der mütterlichen 
Konfession bewilligte, könnte unter besondern Umständen Billigung 
verdienen, zumal wenn vielleicht doch die Mutter mehr geeignet 
ist, als der Vater einen wohlthätigen Einfluss auf die religiöse 
Bildung der Kinder, vornehmlich der Töchter, zu üben. 

So meine ich, dass durch die Regelung der religiösen Erziehung 
zunächst der aus gemischten Ehen hervorgehenden Kinder durch 
das bürgerliche Reichsgesetzbuch mittelst strenger Durchführung 
der privatrechtlichen Grundsätze zugleich die Verpflichtung des 
Staats, den Frieden zwischen den Konfessionen aufrecht zu er- 
halten, so gut als es möglich ist, und jedenfalls besser erfüllt 
werden würde, als es durch diejenigen landesgesetzlichen Bestim- 
mungen geschieht, welche gegenwärtig nach den oben angeführten 
Grundsätzen die religiöse Erziehung der aus gemischten Ehen 
hervorgehenden Kinder regeln. 

Was insbesondere die Bestimmung betrifft, dass in Ermang- 
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lung von Verträgen der Eltern darüber die Kinder nach dem 
Geschlecht der Konfession des Vaters oder der Mutter „folgen“ 


sollen -— ein Ausdruck, der beiläufig bemerkt, zu der Missdeutung 
Anlass giebt, als ob die Bekenntnisskirchen ein unmittelbares 
Recht auf die Kinder ihrer Glieder hätten —, so ist deren reichs- 


gesetzliche Aufhebung schon deshalb zu wünschen, weil vermöge 
derselben, soviel am Gesetz liegt, die konfessionelle Spaltung der 
aus gemischten Ehen erwachsenden Familien zur Regel erhoben 
wird, während doch diese Spaltung unleugbar vom Uebel ist. 
Gleichwohl schiene es mir nicht zu billigen, dass zur völligen 
Vermeidung dieses Uebels von der strengen Durchführung der 
privatrechtlichen Grundsätze doch wieder, wie vorgeschlagen worden 
ist, in der Art abgewichen würde, dass das Gesetz dem Vater 
die rechtliche Freiheit entzöge, eine Bestimmung zu treffen, wo- 
nach seine einzelnen Kinder nach verschiedenen Konfessionen 
erzogen werden sollen. Dem richtigen Verhältniss zwischen Recht 
und Sittlichkeit widerspricht m. E. jede Beschränkung der recht- 
lichen Freiheit der Erziehungsberechtigten, ihr Erziehungsrecht 
so auszuüben, wie es ihrer individuellen Ueberzeugung gemäss ist, 
ausser sofern es gilt, durch eine bestinımte Beschränkung dieser 
Freiheit einen Erfolg zu verhüten, den der Staat aus besonderen 
Gründen unbedingt zu verhüten verpflichtet ist. Für einen solchen 
Erfolg aber kann ich die in Ausnahmsfällen eintretende religiöse 
Spaltung einer Familie nicht erachten, zumal, da doch thatsächlich 
diejenige religiöse Spaltung von Familien, um welche es sich hier 
handelt, meist nur vorübergehender Art sein wird; sie wird fast 
immer nur darin bestehen, dass die Töchter einer anderen Be- 
kenntnisskirche angehören, als die Söhne; nur durch Söhne aber 
wird die Familie fortgepflanzt; wenn die für eine andere Konfession 
erzogenen Töchter sterben oder durch Verheirathung aus der 
Familie ausscheiden, hört die konfessionelle Spaltung derselben 
auf. Der Staat soll diese Spaltung m. E. nur nicht befördern, 
aber auch nicht gewaltsam verhindern durch seine Gesetzgebung. 
Auch darf nicht übersehen werden, dass denn doch die Mutter 
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Theilbaberin des Erziehungsrechts ist, und insofern die Möglich- 
keit, dass ihrem Willen hinsichtlich der religiösen Kindererziehung 
der Vater unter Umständen billige Rechnung trage, von Seiten 
der Gesetzgebung Raum zu geben ist. 

Bei ungemischten Ehen, welche ja immer die Regel bilden 
werden, mochte es früher als selbstverständlich angesehen werden, 
dass die Eltern ihre Kinder für die Religionsgemeinschaft erziehen 
würden, welcher sie selbst gemeinsam angehörten, und mochten 
deshalb allgemeine staatsgesetzliche Bestimmungen über die reli- 
giöse Kindererziehung als entbehrlich erscheinen. In unserer Zeit 
sind die Bande, welche die Einzelnen mit den Religionsgesell- 
schaften, welchen sie als rechtliche Glieder angehören, verknüpfen, 
lockerer geworden, und mehren sich die Fälle, in welchen Eltern, 
gleichviel ob sie mit einander in gemischter oder ungemischter Ehe 
leben, geneigt sind, ohne sich selbst von der Religionsgemeinschaft, 
der sie zugethan sind, loslösen zu wollen, ihre Kinder nach einem 
Bekenntnisse erziehen zu lassen, für das sie wenigstens vorerst 
für ihre Personen sich nicht erklären wollen. Soll der Staat 
durch seine Gesetzgebung ihnen dies verwehren? Es könnte ihn 
dazu doch wohl nur die Rücksicht auf die Ansprüche der ver- 
schiedenen Kirchen und Religionsgesellschaften bewegen, welche 
sie natürlich insgesammt gegen ihre Glieder erheben, dass sie 
ihre Kinder nach dem Bekenntnisse erziehen, dem sıe selbst 
wenigstens äusserlich noch zugethan sind. Es befolgt aber heut- 
zutage der deutsche Staat allgemein den Grundsatz, es lediglich 
den Religionsgesellschaften selbst zu überlassen, mit den ıhnen 
zustehenden Mitteln ihre Glieder zur Erfüllung ihrer religiösen 
Verpflichtungen anzuhalten, und demgemäss wird er durchweg 
den Eltern, bezw. im Falle mangelnder Willenseinheit den Vätern 
volle rechtliche Freiheit einräumen müssen, die Erziehung der 
Kinder nach einem anderen Bekenntnisse, als dem ihrigen, zu 
erziehen oder erziehen zu lassen, mit der einzigen Ausnahme, dass 
Kinder, welche bereits durch die Taufe der christlichen Kirche 
einverleibt sind, dieser nicht mehr durch eine elterliche Bestimmung 


v. Scheurl, Staatsgesetzgebung über religiöse Kindererziehung. 13 


entzogen werden dürfen, wonach sie nach einem nichtchristlichen 
Bekenntnisse erzogen werden sollten. Das Recht der Kirche, ihre 
Pflicht zu erfüllen, dass sie die Kinder, welchen sie mit dem 
Willen der Eltern die Taufe gewährt hat, auch in der christlichen 
Lehre unterweise, muss der Staat schützen auch gegen den Willen 
der Eltern. 

Ausser diesem Falle muss das väterliche Recht, mit oder 
ohne Einwilligung der Mutter zu bestimmen, in welcher Religion 
seine Kinder erzogen werden sollen, auch als Befugniss anerkannt 
werden, zu bestimmen, dass die schon begonnene religiöse Er- 
zihung durch Unterweisung nach einem anderen Bekenntnisse 
fortgeführt werde, und zwar so, dass dieser Wille ohne ausdrück- 
liche Erklärung anzunehmen ist, wenn der Vater für seine Person 
einer andern Bekenntnissgemeinschaft beitritt, als der, welcher 
er bisher angehört hatte. Nur kann es als angemessen betrachtet 
werden, dass um der auf das Wohl der Kinder zu nehmenden 
Rücksicht willen das Gesetz Genehmigung einer Willens- 
erklärung durch das Vormundschaftsgericht fordert, nach welcher 
ohne Uebertritt des Vaters zu einer andern Bekenntnissgemein- 
schaft die religiöse Kindererziehung geändert werden soll. Für 
ebenso zweckmässig ist es zu erachten, dass das Gesetz die Gültig- 
keit jeder Erklärung des Willens, des mütterlichen Willens, dass 
seine Kinder nach einem anderen Bekenntnisse als seinem eigenen 
erzogen werden sollen, von der Abgabe derselben vor dem zu- 
ständigen Vormundschaftsgerichte abhängig mache, nicht nur um 
die Beweisbarkeit des Willens zu sichern, sondern auch um dem 
Vormundschaftsgerichte Gelegenheit zu geben, die rechtswirksame 
Erklärung von zu wenig bedachten oder ungehörig beeinflussten 
Beschlüssen abrathend zu verhindern. Es dürfte selbst zu erwägen 
sein, ob das Gesetz nicht den Nachweis fordern sollte, dass dem 
Seelsorger des Vaters Gelegenheit gegeben worden sei, ihm Vor- 
stellungen wegen eines solchen, jedenfalls an sich als bedenklich 
erscheinenden Vorhabens zu machen. Zu weit aber scheinen mir 
solche Gesetze zu gehen, und sozusagen über das Ziel zu schiessen, 
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welche schlechthin bestimmen, dass der ın der letzten Krankheit 
vor dem Tode erfolgte Religionswechsel des Vaters für die religiöse 
Erziehung der Kinder unberücksichtigt bleiben solle. Wohl mag 
in solchen Fällen eine besondere Untersuchung angeordnet werden, 
ob der Ueberitt mit voller Willensfreiheit erfolgt sei. Aber einen 
solchen in jener Beziehung ohne Weiteres als einen nichtigen Akt zu 
behandeln, erscheint mir mindestens als ebenso unzulässig, wie wenn 
ein Gesetz jedes in der letzten Krankheit vor dem Tode errichtete 
Testament unbedingt für ungültig erklären wollte. Es ist doch sehr 
denkbar, dass Jemand gerade im Angesicht des nahen Todes mit 
gutem Bedacht und aus ganz freiem Gewissensantrieb sich ge- 
drungen findet, sich zu einer andern Religion zu bekennen. Es 
wäre eine unverantwortliche Härte, wenn dann sein davon unzer- 
trennlicher Wunsch, dass seine Kinder ın der Religion erzogen 
werden sollen, für welche er sich so entschieden hat, bloss des- 
halb unerfüllt bleiben sollte, weil er sich nicht früher zu dem 
Uebertritt hatte entschliessen können. 

In der Regel muss der rechtsgültig erklärte oder gesetzlich 
zu vermutende Wille des Vaters über die religiöse Kindererziehung 
unbedingte Geltung auch nach dessen Tod für die dann Erziehungs- 
berechtigten behalten. Doch lassen sich Fälle denken, in welchen 
diese mit gutem Grunde die Erziehung der Kinder, welche sie 
nun zu leiten verpflichtet sind, nach einem anderen Bekenntnisse 
leiten zu dürfen wünschen; es dürfte angemessen sein, dass der 
Gatte dem zuständigen Vormundschaftsgerichte die Befugniss ein- 
räumte, nach sorgfältiger Untersuchung der Beweggründe eines 
solchen Wunsches ausnahmsweise die Erziehungsberechtigten von 
der Befolgung des väterlichen Willens zu entbinden. 

In dem Rechte, mit voller Freiheit Bestimmungen über die 
religiöse Kindererziehung zu treffen, ist keineswegs an sich schon 
auch das Recht enthalten, jede religiöse Erziehung der Kinder 
auszuschliessen, über welche man das Erziehungsrecht hat; an 
sich gewährt jenes Recht nur die Freiheit, unter den verschiedenen 
im Staate zugelassenen Religionen diejenige zu wählen, in welcher 
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das betreffende Kind erzogen werden soll. Dennoch drängt der 
thatsächliche Zustand, wie er bei uns gegenwärtig besteht, und 
sich noch weiter zu entwickeln den Anschein hat, zu der Frage, 
welche gesetzliche Bestimmung für die vielleicht in nächster Zeit 
immer öfter eintretenden Fälle gegeben werden soll, in welchen 
Väter, die selbst keiner Religionsgemeinschaft angehören, oder 
auch solche, welche selbst wenigstens noch rechtlicheGrlieder einer 
Religionsgemeinschaft sind, religionslose Erziehung ihrer Kinder 
wollen? Selbstverständlich ist es weder möglich, solche Väter 
zu zwingen, dass sie selbst ihren Kindern eine religiöse Erziehung 
geben, noch statthaft, dass ihnen, bloss weil sie religionslose Er- 
ziehung ihrer Kinder wollen, deren Erziehung ganz aus der Hand 
genommen werde; es bleibt dem Staate, wenn er, wie er es muss, 
nicht dulden will, dass ihm ein religionslos erzogenes Geschlecht 
aufwachse, nichts übrig, als darauf zu bestehen, dass alle Kinder 
ausnahmslos an dem religiösen Schulunterrichte theilzunehmen 
haben, und also auch Vätern jener Art die Rechtspflicht aufzu- 
erlegen, dass sie an diesem Unterrichte ihre Kinder theilnehmen 
lassen. Sehling hat die Ansicht,. dass dieses Verfahren zu be- 
achten sei, nachdrücklichst und mit sehr triftiger Begründung (in 
der angef. Schrift S. 31 ff., in der Neuen kirchlichen Zeitschrift 
Jahrg. I. S. 860 ff.) vertreten. Ich kann mich des Bedenkens 
nicht erwehren, dass wahrscheinlich dadurch meist Väter, welche 
solches Sinnes sind, angereizt werden würden, nur desto eifriger 
den heilsamen Einflüssen des religiösen Schulunterrichts bei ihren 
Kindern entgegenzuarbeiten. Aber ich muss doch zugestehen, 
dass diese Gefahr den Staat nicht abhalten darf, das Mögliche zu 
thun, um nicht eine grosse Anzahl von Gliedern seiner Bevölkerung 
ohne alle religiöse Unterweisung aufwachsen zu lassen. Zunächst 
jedoch wird, wie Sehling ganz richtig bemerkt, es der Landes- 
gesetzgebung über das Schulwesen überlassen werden müssen, den 
Grundsatz festzustellen, dass alle Kinder ausnahmslos an religiösem 
Schulunterrichte theilnehmen müssen, und das bürgerliche Reichs- 
gesetzbuch nur zu bestimmen habe, in welcher Religion oder 
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Konfession im den betreffenden Fällen die Kinder unterrichtet 
werden sollen. 

Unentbehrlich ist eine besondere gesetzliche Bestimmung 
über den Zeitpunkt, in welchem das elterliche Recht freier Be- 
stimmung über die religiöse Kindererziehung sich endigen soll. 
Gewöhnlich wird angenommen, dass dieser Zeitpunkt mit dem- 
jenigen zusammenfallen müsse, in welchem das Recht der eigenen 
Wahl des Glaubensbekenntnisses beginnen solle Ich kann dies 
nicht für nothwendig halten. Die erfolgte Vollendung der reli- 
giösen Erziehung im e. S. des Worts setzt nicht diejenige Reife 
des Urtheils und die Charakterfestigkeit voraus, welche als noth- 
wendige Bedingung für den Entschluss des Uebertritts zu einer 
anderen Religionsgemeinschaft zu betrachten ist. Auch lässt es 
sich nicht als eine das Gewissen allzusehr beschwerende Zu- 
muthung ansehen, dass eine jugendliche Person einige Jahre in 
einer Religionsgemeinschaft ohne volle Ueberzeugung von der 
Richtigkeit ihres Bekenntnisses verbleibe, wenigstens wenn sie, wie 
es ja doch gegenwärtig immer der Fall ist, deshalb nicht ge- 
zwungen werden kann, an Kultusakten innerhalb derselben, die 
ihr anstössig sind, theilzunehmen. Ich würde daher vorschlagen, 
dass das bürgerliche Reichsgesetzbuch nur den Endpunkt des 
elterlichen Rechts in Beziehung auf die religiöse Erziehung be- 
stimmte, die Bestimmung des für den Konfessionswechsel erforder- 
lichen Alters aber, welche lediglich dem öffentlichen, nicht dem 
Privatrecht angehört, den Landesgesetzen überlasse. Als jener 
Endpunkt wird passend das vollendete 14. Lebensjahr eines Kindes 
festgestellt werden können. Doch müsste wohl die Bestimmung bei- 
gefügt werden, dass ein Kind, wenn es schon vorher ohne Verletzung 
von staatsgesetzlichen Bestimmungen konfirmirt, bezw. zur Kom- 
munion zugelassen worden wäre, der Bekenntnisskirche, in welche 
es so als selbständiges Glied aufgenommen worden ist, durch 
erklärten oder gesetzlich anzunehmenden elterlichen Willen nicht 
mehr entzogen werden könne. Es lässt sich die elterliche Ein- 
willigung, dass ein Kind vor vollendetem 14. Lebensjahr kon- 


v. Scheurl, Staatsgesetzgebung über religiöse Kindererziehung. 17 


firmirt, bezw. zur Kommunion zugelassen werde, füglich als Ver- 
zicht auf weitere Ausübung des Erziehungsrechts in religiöser 
Beziehung betrachten. 

Meine Vorschläge für Ergänzung des Entwurfs eines bürger- 
lichen Reichsgesetzbuchs in Beziehung auf religiöse Kindererziehung 
wären in Gemässheit der vorstehenden Ausführungen folgende: 

Die landesgesetzliche Geltung von Verträgen hierüber wäre 
m. E. durch eine allgemeine Bestimmung am Schlusse des $ 1506 
zu beseitigen: „Vertragsmässiger Verzicht auf dieses Entscheidungs- 
recht ist ungültig.“ 

S$S 1508 wäre so zu fassen: Ä 

In welchem religiösen Bekenntnisse ein Kind zu erziehen ist, 
hat der Vater zu bestimmen. In Ermangelung einer ausdrück- 
lichen Erklärung desselben gilt es als sein Wille, dass es in seinem 
Bekenntnisse erzogen werde. | 

Der Wille, dass es in einem anderen Bekenntnisse erzogen 
werde, muss persönlich vor dem zuständigen Vormundschaftsgerichte 
erklärt werden. 

Der so erklärte oder gesetzlich zu vermuthende väterliche Wille 
bindet auch die nach seinem Tode oder nach sonstiger Auflösung 
der Ehe Erziehungsberechtigten, sofern ihnen nicht auf ihren 
Antrag das Vormundschaftsgericht aus wichtigen Gründen die 
Erziehung in einem anderen Bekenntnisse gestattet. 

Bei dem Uebertritte des Vaters zu einer anderen Religions- 
gemeinschaft ist sein Wille anzunehmen, dass auch die schon 
vorhandenen Kinder in deren Bekenntnisse erzogen werden. 

Auch ohne dass der Vater selbst zu einer anderen Religions- 
gemeinschaft übertritt, kann er mit Zustimmung des zuständigen 
Vormundschaftsgerichts bestimmen, dass die schon begonnene 
religiöse Kindererziehung nach einem anderen Bekenntnisse fort- 
geführt werde. Dem Vormundschaftsgerichte muss jedoch nach- 
gewiesen werden, dsss dem Seelsorger des Vaters Gelegenheit 
geboten war, ihm wegen des Vorhabens dieser Bestimmung Vor- 


stellungen zu machen. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht, Band I. 2 
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In keinem Falle aber kann bestimmt werden, weder durch 
ausdrücklich erklärten, noch wegen Uebertritts des Vaters anzu- 
nehmenden Willen desselben, dass ein bereits durch die Taufe 
der christlichen Kirche einverleibtes Kind in einem nicht christ- 
lichen Bekenntnisse erzogen werde. 

Den Landesgesetzen bleibt es überlassen, anzuordnen, dass 
an dem Schulunterricht in der Lehre einer anerkannten Reli- 
gionsgesellschaft auch solche Kinder theilzunehmen haben, deren 
Vater religionslose Erziehung seiner Kinder zu wollen erklärt. In 
welcher Religionslehre sie unterrichtet werden sollen, bestimmt ın 
Ermangelung einer Erklärung des Vaters, wenn dieser keiner 
anerkannten Religionsgesellschaft gegenwärtig angehört oder früher 
angehört hat, das zuständige Vormundschaftsgericht. 

Das religiöse Erziehungsrecht des Vaters endigt sich mit 
dem vollendeten 14. Lebensjahre des Kindes, bezw. der schon 
vorher nicht gesetzwidrig erfolgten Konfirmation oder Zulassung 
zur Kommunion. Die Bestimmung, in welchem Alter nach voll- 
endeter religiöser Erziehung selbständige Bekenntnisswahl statt- 
haft sei, bleibt der Landesgesetzgebung überlassen. 
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Preussen und die katholische Kirche zu Anfang dieses 
Jahrhunderts. 


Von 
Professor Dr. Adolf Frantz in Kiel. 


Von hervorragender Bedeutung auch für die kirchlichen Zu- 
stände in Preussen war das Allgemeine Landrecht von 1794, 
welches in umfassender Weise das Verhältniss von Staat und 
Kirche behandelte. Dasselbe nahm in Fortführung Fridericianischer 
Grundsätze für den Staat die weitgehendsten Befugnisse in An- 
spruch und ging überhaupt davon aus, dass der König Quelle 
alles Rechtes sei, auch des religiösen und zwar des katholischen 
nicht anders, als des protestantischen !). Das Allgemeine Land- 
recht war in der Mehrheit seiner Grundsätze der römischen Auf- 
fassung direkt entgegengesetzt und demzufolge für die Kurie 
unannehmbar. Gleichwohl unterliess diese einen förmlichen Pro- 
test und fügte sich demselben aus Klugheitsrücksichten, wie wir 
noch sehen werden. So kam es denn auch, dass die Beziehungen 
des preussischen Staates zu Rom zu Beginn dieses Jahrhunderts 
verhältnissmässig recht günstige waren. Es ist dieses um so be- 
merkenswerther, als, wie auch aus der folgenden Darstellung her- 
vorgehen wird, die preussische Regierung gerade damals nichts 
weniger als geneigt war, die päpstlichen Herrschergelüste über 


1) Siehe die seitdem vielfach citirte Aeusserung des GeheimerathsSchmed- 
ding vom August 1821 bei Mejer, Zur Geschichte der römisch-deutschen 
Frage 1, S. 425. 
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ihre katholischen Untertbanen zu fördern, sondern ganz im Ge- 
gentheil das energische Bestreben’ zeigte, jeglichem Uebergriffe 
und jeder unbefugten Einmischung von Rom aus thatkräftig zu 
steuern. Die Regierung Friedrich Wilhelms III. verstand es, ihre 
Hoheitsrechte auch in Bezug auf den katholischen Theil der Be- 
völkerung zu wahren und ihre Gerechtsame gegen jede Beein- 
flussung unverkümmert zu erhalten. Charakteristisch ist eine 
Stelle aus einem an Humboldt gerichteten Reskript vom 
28. Februar 1803. Dort sagt der König: „Mon intention est au 
contraire, d’affermir autant que possible l’ındependance dont 
Jouissent Mes Etats catholiques, et d’etendre leurs prerogatives 
a tous Mes nouveaux sujets attaches & Il’Eglise romaine.“ 
Die Instruktion!), welche der Kammerherr von Humboldt bei 
seiner sogleich zu besprechenden Ernennung zum preussischen 
Residenten am römischen Hofe erhielt, steht völlig auf diesem 
Standpunkte. Insbesondere heisst es ın derselben: „l. Als ein 
protestantischer Souverain kennen Wir den vollen Umfang Un- 
serer Majestätsrechte circa sacra und aller Unserer Gerechtsame 
in geistlichen Angelegenheiten und halten solche unwandelbar 
aufrecht wider alle und jede Angriffe und Anmassungen, üben 
jene Rechte stets aus und haben ein wachsames Auge auf alles, 
was sich darauf beziehet. Als König und Souverain so vieler 
tausend, Unserm landesväterlichen Herzen theurer katholischer 
Unterthanen lassen Wir dieselben die Früchte einer weisen, wohl- 
verstandenen Toleranz geniessen und geben nicht zu, dass ihre 
Gewissensfreiheit gekränkt werde. ... 2. Hieraus ergiebt sich, 
soviel das Verhältniss zum römischen Hofe betrifft, dass Wır 
den Papst als einen weltlichen Fürsten betrachten, aber gestatten, 
dass Unsere katholischen Unterthanen in ihm das Oberhaupt der 


!) In seinem über diese Instruktion unterm 20. Mai 1803 an den König 
erstatteten Berichte bemerkt Haugwitz, dass dieselbe „auf Höchstdero . 
wahres Staatsinteresse abzweckt und die Aufrechterhaltung der Majestäts- 
rechte in geistlichen Angelegenheiten, sowie die Ablehnung aller römischen 
Anmassungen zur Absicht und Folge hat“. — 
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katholischen Kirche verehren, jedoch dergestalt, dass dadurch in 
keinem Falle Unsere Majestätsrechte circa sacra oder überhaupt 
Unsere Gerechtsame in weltlichen oder geistlichen Angelegen- 
heiten leiden.“ 

Im Uebrigen soll von den zum grossen Theile auf das All- 
gemeine Landrecht sich stützenden Grundsätzen, nach welchen 
zu Beginn dieses Jahrhunderts die Verhältnisse der katholischen 
Kirche in Preussen geregelt wurden, noch Folgendes hervorge- 
hoben worden!). Zunächst waren für die bischöfliche geistliche 
Gerichtsbarkeit die engsten Schranken gezogen und dieselbe, so- 
wie das ganze Diöcesanrecht, dem landesherrlichen Hoheitsrechte 
circa sacra des Königs unterworfen. Die Bischöfe ernannte in 
der Regel der König, worauf der Papst durch einen inländischen 
Bischof den Process formiren liess und demnächst auch einen 
inländischen Bischof mit der Konsekration beauftragte. Process 
und Konsekration erfolgten unter der Aufsicht des Staates und 
insbesondere der letzteren wohnte ein landesherrlicher Kommis- 
sarıus bei. Auch der vom neuen Bischof dem Papste zu leistende 
Eid unterlag einer staatlichen Prüfung, damit er nichts dem 
Landesherrn Nachtheiliges enthielte.e Andererseits hatte jeder 
Bischof und überhaupt jeder Beneficiat dem Landesherrn einen 
Huldigungseid zu schwören. Ohne königliches Placet durfte keine 
geistliche Stelle an irgeud Jemand vergeben werden, auch wenn 
die Kollation oder das Patronat Privaten zustände. Geistliche 
Dispensationen von Eheverboten sollten zur Gewissensberuhigung 
gestattet werden, wo die weltlichen Gesetze keine Verbote ent- 
hielten. Wo jedoch die weltlichen Gesetze verboten, sollte über- 
haupt keine geistliche Dispensation statthaft sein. Der Civileffekt 


ı) Es ist bei der obigen Darstellung berücksichtigt ein im Geh. Staats- 
archiv zu Berlin befindliches, wahrscheinlich von Raumer verfasstes Memoire, 
welches unterm 28. Juni 1803 an den Geh. Oberfinanzrath von Göcking 
gesandt wurde, der auf Ersuchen des Fürsten von Fulda auf ein Jahr nach 
Fulda beurlaubt war, um dort das Organisationswerk zu leiten und ähnliche 
Grundsätze im Verhältniss der katholischen Geistlichkeit einzuführen, wie 
sie in Preussen bestanden. 
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der Ehen aber sollte stets von den weltlichen Gesetzen abhängig 
sein. Vor Allem wurde sodann ganz besonderes Gewicht darauf 
gelegt, den Verkehr der katholischen Unterthanen mit auswärtigen 
Oberen und insbesondere mit Rom einer geschärften Kontrolle 
zu unterwerfen und so jede ungünstige Beeinflussung von Aussen 
her nach Möglichkeit zu vermeiden. Zu diesem Behufe war we- 
der den Bischöfen, Geistlichen und Ordensoberen, noch auch den 
Laien die unmittelbare Verwendung nach Rom gestattet; sondern 
Jedermann, der sich in der Lage glaubte, sich nach Rom oder 
überhaupt nach dem Auslande verwenden zu müssen, hatte sei- 
nen Antrag bei der unmittelbar vorgesetzten weltlichen Behörde 
und diese denselben sodann bei dem Ministerium anzubringen. 
Das Ministerium prüfte den Antrag und wies ihn ohne Weiteres 
zurück, wenn es denselben für unzulässig befand. Wurde er da- 
gegen für zulässig erachtet, so erhielt der preussische Minister 
in Rom Auftrag, die Sache zu betreiben. Nur Gewissensfälle 
durften die Bischöfe, solange man nichts Verfängliches bemerkte, 
dem Papste verschlossen vortragen, aber auch nur durch Ver- 
mittelung der Staatsbehörden und nach vorgängiger Versicherung, 
dass der Fall nichts enthalte, was selbst dann offenbart werden 
müsste, wenn es unter dem Siegel der Beichte vorgebracht 
würde (A. L.R. II, 11, 8 82). Auf demselben Wege kamen 
auch von Rom und dem Auslande die in geistlichen Angelegen- 
heiten vorfallenden Sachen ins Land. Keine päpstliche Bulle oder 
Breve und überhaupt keine Verfügung irgend einer römischen 
Stelle oder ırgend eines ausländischen Oberen sollte ohne Prüfung 
und Genehmigung der weltlichen Macht publicirt oder zur Exe- 
kution gebracht werden und lediglich von dieser sollte die Ver- 
sagung oder Genehmigung abhängen. In Temporalien war dem 
römischen Hofe keinerlei Einmischung gestattet. 

» An gleichen Grundsätzen, namentlich in Betreff des Verkehres 
mit Rom, hielt auch die Humboldt ertheilte Instruktion, um 
dieses gleich vorwegzunehmen, fest, dergestalt dass Humboldt 
jeder unmittelbare Geschäftsverkehr mit katholischen Unterthanen 
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untersagt war und er nur die Aufträge übernehmen durfte, 
welche das Ministerium ihm ertheilte..e Dementsprechend wies 
die Instruktion Humboldt auch an, nicht zuzulassen, dass ein 
päpstlicher Legat oder Nuntius oder irgend ein ähnliches Subjekt 
unter irgend einer Benennung nach Preussen abgeordnet werde). 

Selbstverständlich mussten die in Berlin festgehaltenen schar- 
fen Grundsätze der Kurie überaus schmerzhaft erscheinen, vor 
Allem die Kontrolle des Verkehrs mit auswärtigen Oberen, wo- 
durch ihr die Möglichkeit der so dringend gewünschten Beein- 
flussung genommen wurde. Wenn sie es trotzdem nicht zum 
Bruche mit Preussen kommen liess, sondern im Gegentheil durch- 
aus freundschaftliche Beziehungen aufrecht erhielt, ja sogar 
Preussen zuweilen Wünsche erfüllte, die sie katholischen Staaten 
rundweg abzuschlagen pflegte, so hatte dieses seinen Grund nicht 
bloss darin, dass andererseits in Preussen, abgesehen von den er- 
örterten Beschränkungen, der Ausbreitung des katholischen Be- 
kenntnisses nichts in den Weg gelegt wurde, ebensowenig wie 
der des evangelischen, und dass die Geistlichen, wenn sie sich 
nur den staatlichen Anforderungen fügten, im Uebrigen vollkom- 
mene Freiheit der Bewegung hatten und mit möglichster Schonung 
behandelt wurden. Alles dieses waren ja auch mit beachtens- 
werthe Momente. Aber der eigentliche Grund für die entgegen- 
kommende Haltung der Kurie war vor Allem darin zu suchen, 
dass dieselbe, wenn sie sich den staatlichen Anforderungen ge- 
genüber nicht gefügig erwies, fürchten musste, überhaupt jeden, 
auch noch so geringen Einfluss auf den katholischen Theil Preus- 
sens zu verlieren und so dem Protestantismus in die Hände zu ar- 
beiten. Es waren also in der Hauptsache Rücksichten der Klug- 
heit, die sie zu der versöhnlichen Politik bestimmten. Vielleicht 
könnte man auch sagen, wenigstens um die Zeit des Lunewviller 
Friedens und des Reichsdeputationshauptschlusses sei die Kurie 


!) Der betreffende Theil der Instruktion ist bereits bei Mejer a.a. 0. 
I, S. 428 f. abgedruckt und erscheint daher hier seine wörtliche Anführung 
nicht erforderlich. 
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durch die Säkularisationen so geschwächt gewesen, dass sie Alles 
daran gesetzt habe, um mit den bedeutenderen deutschen Staaten, 
ganz besonders aber mit Preussen ein gutes Einvernehmen zu 
erhalten. Hiervon ist so viel richtig, dass die Kurie durch die 
Säkularisationen allerdings tief niedergeschmettert war und die 
durch den Reichsdeputationshauptschluss geschaffenenen Verän- 
derungen anfänglich für weit gefährlicher erachtete, als die lu- 
therische Reformation und der westfälische Friede es jemals 
gewesen waren; ja in der’ ersten Aufregung glaubte sie alles 
Ernstes Deutschland verloren für den römischen Stuhl‘). In- 
dessen diese Niedergeschlagenheit hielt nicht lange an und machte 
bereits im April 1803 einer gegentheiligen, überaus hoffnungs- 
freudigen Stimmung Platz?). Bewirkt wurde dieser plötzliche 
Umschwung durch die um diese Zeit vom kaiserlichen Hofe in 
Wien erklärte Bereitwilligkeit, Verhandlungen wegen eines deut- 
schen Konkordates einzuleiten. Obwohl die Kurie keineswegs 
Veranlassung hatte, auf die Wiener Regierung sonderlich gut ge- 
stimmt zu sein, so gab sie sich doch bei ihrer totalen Unkennt- 
niss der deutschen Verhältnisse der optimistischen Erwartung hin, 
durch ein Eingehen auf den Wiener Vorschlag eine Neuordnung 
der kirchlichen Zustände Deutschlands in einer für sie möglichst 
günstigen Weise erreichen und vor Allem auch die Nachwirkungen 
des Febronianismus und Josephinismus beseitigen zu können. 
Wie sehr sie sich in dieser Erwartung und in ihrer Ansicht über 
die Gesinnung des Wiener Hofes täuschte, ergaben zwar die spä- 
teren Konkordatsverhandlungen. Immerhin aber hielt die freudige 
Erregung eine Zeitlang an und war gross genug, um den 
Schmerz über den Reichsdeputationshauptschluss erheblich zu lin- 


') So berichtet Humboldt nach Berlin in der Depesche vom 5. Februar 
18038. — Auch ein an den Kurfürsten Erzkanzler Dalberg in Mainz ge- 
richtetes Breve vom 2. Oktober 1802 spiegelt so recht die damalige ver- 
zweifelte Stimmung wieder. 

2?) Es geht dieses hervor aus dem Berichte des Wiener Gesandten in 
Rom, Baron von Khevenhüller, vom 16. April 1803 (Staatsarchiv in Wien), 
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dern. Im Uebrigen, was nicht unerwähnt bleiben darf, dachte 
natürlich die Kurie nicht im Entferntesten daran, den Reichs- 
deputationshauptschluss anzuerkennen, wennschon sie sich seinen 
Bestimmungen fügen musste, ebenso wie seiner Zeit dem west- 
fälischen Frieden. Sie war aber in einer fast ans Lächerliche 
streifenden Weise bemüht, Alles zu vermeiden, wodurch auch nur 
der Schein einer Anerkennung hätte erweckt werden können. Um 
nur ein Beispiel hierfür anzuführen, so hatte der Fürst von Ora- 
nien-Fulda, dem aus Anlass der Säkularisationen Fulda zu- 
gefallen war, im Jahre 1803 Humboldt zu seinem Geschäfts- 
träger in Rom gemacht und in der diesem übersandten Vollmacht 
sich natürlich als Fürst von Fulda bezeichnet. Consalvi aber 
machte bei Ueberreichung dieser Vollmacht sofort Schwierigkeiten 
und erklärte, wenn die Kurie die Bezeichnung Fürst von Fulda 
acceptirte, so sei darin eine Anerkennung des Reichsdeputations- 
hauptschlusses enthalten. Immerhin aber wagte die Kurie, haupt- 
sächich aus Rücksicht auf Preussen, nicht, einem fuldaischen 
Geschäftsträger überhaupt die Anerkennung zu verweigern, und 
so verstand sie sich denn nach langen Erörterungen dazu, in of- 
fiiellen Erlassen den Titel: „Son Altesse Serenissime Prince here- 
ditaire d’Orange etc. etc.“ zu gebrauchen, damit es so aussehen 
sollte, als habe sie die übrigen Titel lediglich zur Abkürzung 
weggelassen !). 

Was die Art und Weise des Geschäftsverkehres der preus- 
sischen Regierung mit Rom im Einzelnen anlangt, so hatte man 
schon seit geraumer Zeit die Geschäfte in Rom durch einen dor- 
igen Geistlichen als Agenten verhandeln lassen. Indessen war 
las ein ziemlich problematisches Aushilfsmittel und deshalb hatte 
man bereits einige Jahre vor den Säkularisationen einen eigenen 


!) Berichte Humboldt’s nach Fulda vom 20. August 1803 und nach 
Berlin vom 27. August 1803. — Uebrigens hatte die Kurie zuerst daran ge- 
dacht zu sagen: „Prince hereditaire d’Orange actuellement regnant dans les 
Etats de Fulda.“ Aber sie war davon abgestanden aus Furcht, damit ein 
zu grosses Zugeständniss zu machen. 


® 
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Residenten, Wilhelm Uhden mit Bewilligung der Kurie nach 
Rom gesandt. Derselbe entbehrte jedoch des eigentlichen öffent- 
lichen Charakters !) oder wurde wenigstens in dieser Eigenschaft von 
der Kurie nicht so recht anerkannt, obwohl sie im Uebrigen die 
vorkommenden Geschäfte mit ihm verhandelte.e Da in Folge der 
Säkularisationen auch an Preussen verschiedene Territorien mit 
katholischen Unterthanen gefallen waren und dieser Umstand den 
Geschäftsverkehr mit Rom in erheblicher Weise steigerte, so 
wurde die ohnehin schon schwierige und prekäre Stellung des 
römischen Residenten zu einer noch schwierigeren und als daher 
1802 die Neubesetzung dieses Postens in Frage kam, musste die 
Regierung ihr Augenmerk darauf richten, eine in jeder Hinsicht 
den an sie zu stellenden Anforderungen gewachsene Persönlich- 
keit auszuwählen. Dieselbe glaubte sie in dem Kammerherrn 
Wilhelm von Humboldt zu finden, der demgemäss im Ok- 
tober 1802 nach Rom gesandt wurde?). Humboldt rechtfer- 
tigte das in ihn gesetzte Vertrauen durchaus und verdiente in 
vollem Masse das Lob, welches ihm Haugwitz spendete?): 
„Der von Humboldt ist der Geschäfte kundig und verdient das 
grösste Vertrauen.“ Fest und entschieden der Kurie gegenüber 
auftretend, wo die Umstände es erheischten, wusste er anderer- 
seits doch auch die nöthige Nachgiebigkeit zu zeigen, ohne dabej 
den von seinem Staate befolgten Grundsätzen das Geringste zu 
vergeben. Er verstand es, ım Verkehre mit den römischen 
Staatsmännern, vor Allem mit dem Kardinalstaatssekretär Con- 
salvı, sich mit solcher Klugheit zu bewegen, dass seine Be- 
ziehungen in Rom bald die besten wurden und er eine angesehenere 
Stellung einnahm, als manche Vertreter katholischer Mächte. 
Gerade mit diesem leitenden Staatsmanne, zu dem der Papst das 


!) Vergl. Mejer a. a. O. I, S. 427. 

?) Mejer a. a. O. I, S. 427 nimmt irrthümlich an, Humboldt habe 
bereits seit 1800 als preussischer Resident in Rom fungirt. Dagegen ist die 
Angabe von Haym, Wilhelm von Humboldt, S. 206 zutreffend. 

®) In einem Schreiben an den Fürsten von Fulda vom 12. Juni 1803. 
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unbedingteste Vertrauen hatte, war Humboldt sehr bald durch 
ein beinahe freundschaftliches Verhältniss verbunden, wie er wie- 
derholt in seinen nach Berlin gerichteten Depeschen hervorhebt ?). 

Was übrigens Humboldt’s persönliche Ansicht über das 
Verhältniss von Staat und Kirche anbelangt, so vertrat er aus 
eigenster Ueberzeugung den von der preussischen Regierung ein- 
genommenen Standpunkt. Den besten Beweis hierfür liefert ein 
Gutachten, welches er, nachdem er auch die hessische Geschäfts- 
führung in Rom übernommen hatte, Ende Juli 1803 nach Darm- 
stadt einsandte. Dasselbe (Akten des Grossh. hessischen Staats- 
ministeriums) bewegt sich ganz ım Geiste der preussischen In- 
struktion und betont auf das Entschiedenste die Rechte des Staates 
auch gegenüber den katholischen Unterthanen. 

Schon kurze Zeit nach seiner Ankunft in Rom war Hum- 
boldt bereits soweit orientirt, dass er es wagen konnte seiner 
Regierung in Betreff eines gemeinsamen Vorgehens der prote- 
stantischen Fürsten unter preussischer Führung einen Vorschlag 
zu machen, der immerhin bemerkenswerth genug ist, um hier 
kurz angeführt zu werden. In der Depesche vom 25. December 
1802, sowie in einem gleichzeitig an Haugwitz gerichteten 
Schreiben führt Humboldt Folgendes aus: Es gebe kein Land, 
wo die Katholiken so grosse Gewissensfreiheit und unumschränkte 


') Auch das Schreiben, welches Humboldt nach Consalvi's Rücktritt 
vom Staatssekretariat unterm 19. Juni 1806 an diesen richtete, legt, wenn 
schon Manches darin auf Rechnung der staatsmännischen Höflichkeit zu 
setzen ist, immerhin ein beredtes Zeugniss ab für die zwischen beiden be- 
standenen guten Beziehungen. Das Schreiben ist abgedruckt bei Or&tineau- 
Joly, M&emoires du Cardinal Consalvi, Tome I, p. 79. Paris 1864. — Uebrigens 
spricht Humboldt in seinen Berichten von Consalvi stets in der aner- 
kennendsten Weise; so z. B. charakterisirt er ihn unterm 15. Januar 1863 
als „un homme extraordinairement fin adroit et instruit et plein d’amabilite 
pour les formes exterieures de la societ&*. Nur darüber führt er des Oefteren 
Klage, dass Consalvi trotz seines sonst rechtschaffenen Charakters häufig 
die erforderliche Aufrichtigkeit und Offenheit abginge. Diese Klage aber 
wurde von fast Allen 'erhoben, die mit Consalvi in nähere Berührung 
kamen. 
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Unabhängigkeit von Ronı genössen, wie in Preussen, und es sei 
doch dringend zu wünschen, dass alle katholischen Länder, die 
jetzt in den Besitz von protestantischen Fürsten gelangten, die 
gleichen Vorrechte genössen, wie die preussischen Unterthanen. 
Wenn aber die weniger mächtigen Fürsten, anstatt in Rom 
Deutsche und Protestanten anzustellen, ihre Geschäfte in den Hän- 
den der gegenwärtigen Geschäftsträger liessen, so würden sie nie- 
mals dazu gelangen, ihre Rechte vor den päpstlichen Anmassungen 
zu schützen; denn da alle diese Geschäftsträger aus ihrem Amte 
nur ein sehr mittelmässiges Einkommen hätten, so hofften sie auf 
Gnadenbezeigungen und Würden von Seiten der Kurie und näh- 
men sich in Folge dessen der Interessen dieser letzteren warm 
an. Deshalb schlägt er dem Könige vor, sich mit den übrigen 
in gleicher Lage befindlichen Fürsten, an deren Bereitwilligkeit 
er nicht zweifelt, in Verbindung zu setzen und diese zu veran- 
lassen, dass sie ihre römischen Agenten anwiesen, immer mit dem 
preussischen Vertreter im Einverständniss zu handeln und sich 
nach den preussischen Principien zu richten. Und weiter ver- 
langt er, dass diese Fürsten zugleich ihre Aufträge in die Hände 
von zwei oder drei Personen vereinigten. Durch ein solches Ein- 
verständniss würden die Unterbandlungen mit dem römischen Hofe 
unendlich viel leichter werden, während es bei dem jetzigen Zu- 
stande ausser allem Zweifel stehe, dass der Papst den heilsamen 
Veränderungen, welche die protestantischen Fürsten etwa in ihren 
neuen katholischen Besitzungen würden vornehmen wollen, mit 
alleiniger Ausnahme von Preussen die denkbar grössten Hinder- 
nisse in den Weg legen werde. 

Wenn Humboldt vielleicht auch mit von dem seiner Eitel- 
keit schmeichelnden Gedanken geleitet wurde, dass bei einer Reali- 
sirung seines Vorschlags ihm die Hauptrolle zufallen werde, so war 
doch sein Projekt immerhin der Ueberlegung werth und zeugte von 
dem anerkennenswerthen Bestreben, die kirchlichen Verhältnisse zu 
fördern und die deutsche katholische Kirche, deren immer trost- 
loser werdende Lage er sehr wohl erkannte, vor einer Beein- 
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flussung von Seiten Ronıs sicher zu stellen. Indessen zu Berlin 
zeigte man sich wenig geneigt, auf seine Vorschläge einzugehen. 
Ganz abgesehen davon, dass eine Annahme des Humboldt’schen 
Projektes voraussichtlich ein Abweichen von dem in Nr. 6 der 
Instruktion (siehe weiter unten) festgehaltenen Princip zur Noth- 
wendigkeit gemacht haben würde, so hielt man auch eine der- 
artige Koalition noch für verfrüht und die Zeitverhältnisse nicht 
dazu geeignet. War doch Preussens Lage gerade damals nicht 
dazu angethan, um sich zu den schon bestehenden Verwickelungen 
und Unannehmlichkeiten noch eine Quelle eventueller neuer Ver- 
legenheiten zu schaffen. Zudem fiel schwer ins Gewicht, dass 
man wohl von vornherein davon überzeugt sein konnte, dass bei 
der bekannten Uneinigkeit und Zerfahrenheit der deutschen Für- 
sten ein einheitliches Vorgehen entweder gar nicht möglich oder 
doch nur mit den grössten Schwierigkeiten zu bewerkstelligen 
sein werde und dass, selbst wenn eine Einigung gelänge, der 
von derselben zu erhoffende Erfolg bei den Ansprüchen der 
Kurie immerhin nur ein überaus problematischer sein werde. 
Unter diesen Umständen war die abwartende Haltung Preussens 
durchaus begründet, zumal dasselbe bei seiner günstigen Position 
der Kurie gegenüber nicht nöthig hatte, im Wege einer Koalition 
noch besondere Vortheile für sich zu: erstreben. Demgemäss 
wurde in dem an Humboldt gerichteten Reskript vom 21. Januar 
1803 gesagt: „Vous faites ä ce sujet des reflexions tr&s-justes. .. . 
Cependant je ne crois pas cette affaire de nature ä& &tre discutee 
dans le moment actuel. Il me semble au contraire qu’il faudra 
laisser aux Princes le temps de s’occuper de l’organisation civile 
des provinces secularisees avant de s’immiscer dans les arrange- 
mens qu’ils pourront prendre relativement ä la Constitution ecele- 
siastique de ces Etats. Comme il se pourroit cependant que 
quelquesuns d’entr’eux eussent dejä songe a s’adresser directement 
ä la Cour oü vous &tez, vous vous appliqueres & connoitre les vues 
auxquelles tendent leur demarches. Vous porteres aussi la möme 
attention sur les agens charges de leurs reclamations. .. ..“ An 
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diesem Bescheide musste sich Humboldt genügen lassen. Doch 
klingt die Resignation aus der Antwort, die er unterm 26. Februar 
1803 nach Berlin richtete: „... DO n’y a que V. M. qui puisse 
juger dans Sa Sagesse quel seroit le moment propre pour leur 
offrir son auguste protection. Quant ä moi j’ai cru de mon de- 
voir de Lui rendre compte des difficultes qu’ils pourront remon- 
ter ici et je ne mandquerai pas de m’informer de leurs de- 
marches. .. .* 

Wenn man übrigens auch zu Berlin eine förmliche Einigung 
der deutschen evangelischen Fürsten nicht für angebracht hielt 
und jedenfalls nicht die Initiative dazu geben wollte, so war 
man doch weit entfernt, die guten Wirkungen zu verkennen, 
welche ein derartiges Zusammengehen möglicherweise — aber 
auch nur möglicherweise — für Deutschland haben könnte und 
billigte es deshalb durchaus, wenn etwa deutsche Fürsten von 
geringerer Macht geneigt sein sollten, die gleichen Grundsätze 
wie Preussen Rom gegenüber zu befolgen und sich der preussi- 
schen Politik in dieser Hinsicht anzuschliessen, wie dieses in dem 
an Humboldt gerichteten Reskript vom 4. Juli 1803 ausdrück- 
lich hervorgehoben wird. Dementsprechend sah man es auch 
nicht ungern, als einige Fürsten den Wunsch aussprachen, ihre 
Geschäfte in Rom ebenfalls durch Humboldt führen zu lassen. 
Es wurde daher letzterem im Laufe des Jahres 1803 bereitwilligst 
gestattet, sowohl die Geschäfte des Darmstädter Hofes, als auch 
des Fürsten von Fulda mit zu übernehmen !}). 

Nicht ohne Interesse ist es, die Stellung der preussischen 
Regierung zu der Frage nach dem eventuellen Abschluss eines 
Konkordates mit der Kurie kennen zu lernen. Man hatte in 


1) Wie der Minister Haugwitz unterm 20. Mai 1803 dem König mit- 
theilte, bürgte „des von Humboldt bewährter Charakter“ dafür, „dass niemals 
E. K. M. Interesse compromittirt werden würde“. Und der König erwiderte 
in der genehmigenden Antwort: „Ich gehe nehmlich von Eurer Ueberzeugung 
aus, dass jener einsichtsvolle Diener solche Nebengeschäfte jederzeit seinem 
grösseren Berufe unterordnen und in Collisionsfällen nur Preusse seyn wird.“ 
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Berlin das bisher festgehaltene System, nur durch den römischen 
Geschäftsträger alle vorkommenden Sachen mit der Kurie zu ver- 
handeln, so bewährt gefunden, dass man gar nicht daran dachte, 
von demselben abzuweichen und etwa durch ein mit Rom ab- 
zuschliessendes Konkordat einen anderen Modus zu schaffen. Viel- 
mehr dehnte man dieses System ohne Weiteres auch auf die 
neuerworbenen katholischen Gebietstheile aus und perhorrescirte 
den Abschluss eines Konkordates auf das Entschiedenste. Dem- 
gemäss drückt sich auch die Humboldt ertheilte Instruktion 
unter Nr. 6 in nicht misszuverstehender Weise dahin aus: „Die 
Grundsätze der Regierung eines protestantischen Souverains bringen 
mit sich, und die Erfahrung bewähret es, dass, was auch irgend zu 
Rom zu unterhandeln vorfallen mag, und die Anträge mögen in 
Unserm Allerhöchsten Namen oder nur unter Unserer Zulassung 
anzubringen seyn, doch niemals die Form eines Concordats, noch 
auch überhaupt die Form eines bilateralen Actus dabey anzu- 
wenden ist. Eın Concordat eines Souverains mit dem Pabste, 
ein bilateraler Actus zwischen einem Souverain und dem Pabst 
setzt voraus, dass jener in irgend etwas nachgebe, dem Pabst 
irgend einen Vortheil bewillige und dafür sich Gegenvortheile 
ausbedinge. In diesen Fall des Nachgebens oder Vortheil-Be- 
willigens aber wollen Wir als protestantischer Souverain und 
nach Unsern Regierungs-Grundsätzen durchaus nicht kommen, 
vielmehr wollen Wir weder nachgeben noch Vortheile bewilligen. 
Wir negociiren zur Beruhigung der Gewissen Unserer katholischen 
Unterthanen und lassen zu diesem Zweck negociiren, jedoch 
durchaus nur solche Bewilligungen von Seiten des Pabstes, welche 
Unsere Majestäts-Rechte und Unsere sämmtliche Gerechtsame, be- 
sonders Unsere Majestäts-Rechte circa sacra und Unsere geistliche 
Gerichtsbarkeit nicht verletzen. Dergleichen Bewilligungen zu 
ertheillen hat der Pabst ein starkes Interesse, weil ıhm an der 
Beruhigung der Gewissen der Catholiken, und an der Erhaltung 
Unserer Königlichen Gnade gegen Unsere katholische Unter- 
thanen gelegen seyn muss.“ 


32 Abhandlungen. 


Unter diesen Umständen musste natürlich die preussische 
Regierung sich dem in Aussicht genommenen Reichskonkordate 
gegenüber ebenfalls durchaus ablehnend verhalten, zumal hier 
noch verschiedene andere Gesichtspunkte ın Betracht kamen, 
die eine Einbeziehung Preussens in dasselbe diesem auf das 
Höchste unerwünscht machen mussten. Und doch setzte gerade 
die Kurie auf die Heranziehung Preussens zu dem Reichskonkordat 
ihre grössten Hoffnungen. Ohne im Uebrigen auf die langathmigen 
Verhandlungen über das projektirte Reichskonkordat näher einzu- 
gehen, sollen nur diejenigen Punkte hervorgehoben werden, welche 
Preussen unmittelbar berühren. Als die Kurie im Jahre 1803 
mit dem Wiener Hofe dahin übereingekommen war, zunächst in 
Wien über das abzuschliessende Reichskonkordat zu verhandeln, 
welches dann, nachdem die drei Parteien: Rom, Wien und der 
Kurfürst Erzkanzler Dalberg, sich geeinigt hätten, durch einen 
nach Regensburg zu sendenden Nuntius gewissermassen als ein 
fait accompli dem Reichstage vorgelegt werden sollte, war zu- 
gleich vereinbart worden, dass die Verhandlungen möglichst ge- 
heim gehalten werden sollten. Da erklärte aber Consalvi, dass 
er sich für verbunden erachte, dem preussischen Vertreter wenig- 
stens einige Andeutungen zu machen über die in Aussicht ge- 
nommene Sendung eines Nuntius nach Regensburg. Wenn diese 
Rücksichtnahme Consalvi’s auch zum grossen Theile durch 
Klugheitsrücksichten veranlasst sein mochte, um die Ansicht 
Preussens schon jetzt zu sondiren, so war sie doch immerhin 
zugleich ein Beweis von der Achtung, deren sich Preussen, wie 
sein Vertreter in Rom erfreuten. „L’On se bornera neanmoins* — 
so heisst es in dem Berichte Khevenhüller’s hierüber nach 
Wien vom 16. Aprıl 1803 — „comme de raison & la seule notice 
de l’envoi du Nonce a la Diette de maniere et afin qu’a tout 
evenement les concertations qui auront lieu & Vienne n’aient l’air 
que de simples ouvertures accidentelles sans aucune intelligence 
prealable.* 

Dementsprechend machte der Kardinalstaatssekretär am 
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29. April 1803 Humboldt in mehr vertraulicher Weise die 
Mittheilung !), dass die Sendung eines Nuntius nach Regensburg 
im Werke sei zu dem Behufe „pour y faire les arrangements 
rendu necessaires par les changemens d’operation r&ecemment en 
Allemagne“. Da Humboldt natürlich noch nicht mit specieller 
Instruktion in Betreff dıeses Punktes versehen war, so musste 
er sich mit der Entgegennahme der Mittheilung begnügen, unter- 
liess es aber wenigstens nicht, die Hoffnung auszusprechen, dass 
die Kurie der preussischen Regierung zu Willen sein werde, falls 
diese es vorzöge, in der herkömmlichen Weise in Rom über die 
in den neuerworbenen Gebieten etwa erforderlichen Arrangements 
zu verhandeln. Indessen an der ausweichenden Antwort des 
Kardinalstaatssekretärs musste er sehr bald merken, dass Rom 
zu nichts weniger, als zu einem derartigen Zugeständniss geneigt 
war und sich vielmehr mit der Hoffnung trug, auch die neuen 
preussischen Erwerbungen in die Regensburger Verhandlungen 
mit einzubegreifen. Erst unterm 31. Mai 1803 erging die in 
Berlin erbetene Instruktion, die, wie vorauszusehen war, sich 
durchaus ablehnend gegen die Wünsche der Kurie verhielt. Es 
wird in derselben gesagt, der König sei weit entfernt, sich in 
die vom Papste für nöthig erachteten Arrangements einzumischen 
und finde im Gegentheil den Entschluss, zur Verhandlung der 
kirchlichen Angelegenheiten einen Nuntius nach Regensburg zu 
senden, ganz natürlich. Sodann aber heisst es weiter: „Mais il 
se trompe en pensant que Je consentirois a ce qu’on comprenne 
dans la m&me negociation les arrangemens qui concernent Mes 
nouvelles Provinces. Je ne saurois le permettre par la raison 
toute simple que Je ne puis ni ne veux separer les interets 
de Mes nouveaux sujets de ceux qui regardent les catholiques en 
Silesie et dans la Prusse me£ridionale. .. .*“ Einen noch ableh- 
nenderen Standpunkt nahm ein späteres Reskript vom 15. Juni 
1803 ein, in welchem u. A. gesagt ist: „Tres-eloigne de faire 


— 


!) Humboldt berichtet darüber nach Berlin unterm 30. April 1803. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht, Band I. 3 
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Moı-meme un Concordat avec la Cour de Rome, Je souscrirai 
encore moins ä celui qu’elle voudroit faire avec l’Empire en 
corps.* Gleichzeitig erging auch an den preussischen Vertreter 
ın Regensburg, den Grafen von Görtz, ein Reskript, in welchem 
diesem die Pläne des römischen Stuhles mitgetheilt und er in 
derselben Weise wie Humboldt instruirt wurde. Besonders 
hervorzuheben ist die Fürsorge, welche in diesem Reskript für 
die Erhaltung der Rechte der protestantischen Fürsten getragen 
wird und welche zugleich einen Beweis dafür liefert, dass der 
König, wenn er auf den früher erwähnten Vorschlag einer Koali- 
tion nicht einging, hierzu nicht etwa durch mangelndes Interesse 
an den deutschen kirchlichen Verhältnissen, sondern lediglich 
durch die angeführten zwingenden Gründe bestimmt wurde). 
Die betreffende Stelle lautet: „Wir wollen für’s erste überhaupt 
nicht, dass diese Mission oder dieses künftige Concordat oder die 
etwaige Erneuerung alter Concordate irgend einem protestantischen 
Fürsten Deutschlands irgend etwas von seinen reichsverfassungs- 
mässigen Rechten benehme.* Es wird dann hinzugefügt: „Was 
Uns aber selbst betrifft, so wollen Wir Uns mit dieser Mission 
in gar keine Unterhaudlung einlassen, erkennen auch dasjenige, 
was der deutsche Staatskörper mit dieser Mission etwann unter- 
handelt oder abschliesst, gar nicht als Uns verbindend an.“ 
Sobald Humboldt die erbetene Instruktion von Berlin 
erhalten hatte, nahm er Veranlassung, den Kardinalstaatssekretär 
von der festen und unabänderlichen Entschliessung des Königs in 
Kenntniss zu setzen, seine Staaten unter keinen Umständen in die 
allgemeinen Verhandlungen mit einzuschliessen. Consalvı war 
ehrlich genug, einzugestehen, dass noch mehrere Fürsten gleicher 


!) Es darf daher auch nicht Wunder nehmen, wenn eine von Seiten 
des Fürsten von Fulda im Mai 1804 gegebene Anregung zur Einigung der 
betheiligten protestantischen Fürsten unter preussischer Führung ohne Erfolg 
blieb. Noch weniger aber konnte der wenige Monate später von Bayern 
gemachte Versuch, mit Preussen ein Einvernehmen herzustellen in Betreff 
der gegen das Reichskonkordat zu unternehmenden Schritte in Berlin auf 
ein Entgegenkommen rechnen. 


| 
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Meinung wären, erklärte aber zugleich, dass der Papst auf keinen 
Fall sich entschliessen könnte, Ausnahmen zu machen; sein In- 
teresse und das Interesse der Kirche erheischten das unbedingt. 
Natürlich beharrte, dieses Widerspruchs ungeachtet, die preussische 
Regierung auf ihrem Standpunkte, hatte aber während der nächsten 
Jahre wenig Veranlassung, denselben sonderlich zu vertheidigen 
und als dann endlich 1806 die Sendung des Nuntius nach Regens- 
burg wirklich stattfand, war die Kurie in Folge der veränderten 
Umstände bereit, Preussen vom Reichskonkordate auszunehmen. 
Vielmehr war es dann ein anderer Plan, der sie in Betreff 
Preussens beschäftigte und durch dessen Nichtannahme von Seiten 
Preussens vielleicht schon damals ernstliche Konflikte herbeigeführt 
worden wären, wenn eben die Zeitverhältnisse es gestattet hätten: 
die Errichtung einer Nuntiatur in Berlin. Mit diesem Projekt 
der Kurie wollen wir uns jetzt beschäftigen. 

Bei der zuletzt berührten Unterredung zwischen Humboldt 
und Consalvi war der letztere von einer erstaunlichen, jedenfalls 
aber wohlberechneten Offenheit gewesen. Insbesondere betonte er, 
dass voraussichtlich die Regensburger Verhandlungen sich nicht 
auf die Cirkumskription der Diöcesen beschränken, sondern auf 
viele andere Punkte erstrecken würden und dass vor Allem die 
Wiedereinrichtung von Nuntiaturen in Deutschland ein Haupt- 
gegenstand der Verhandlungen sein sollte. Es war klar, dass er 
auch diese Eröffnungen nur machte, um sich über die Stellung 
Preussens hierzu zu vergewissern. Humboldt verhielt sich aber 
diesen Mittheilungen gegenüber sehr zurückhaltend; sonst würde 
Consalvı vielleicht schon jetzt mit dem Lieblingsprojekt der 
Kurie, in Berlin eine Nuntiatur einzurichten, herausgerückt sein. 
Wie die Kurie seit Errichtung der ständigen Nuntiaturen aus 
naheliegenden Gründen stets darauf bedacht war, deren Zahl nach 
Möglichkeit zu vergrössern, so musste sie ein ganz besonderes 
Interesse daran haben, 'eine solche auch in Berlin zu errichten. 
Wurde ihr doch, um nur einige Gesichtspunkte hervorzuheben, 
durch Erlangung einer ständigen Nuntiatur in Berlin die begründete 
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Aussicht eröffnet, dass das bisher von der Regierung befolgte 
strenge System zum Mindesten erhebliche Milderungen erfahren 
und sie wieder einen grösseren Einfluss auf den katholischen Theil 
 Preussens erlangen werde; stand doch ferner von der Wirksamkeit 
des Nuntius, wenn er einmal erst festen Fuss gefasst hatte, eine 
erfolgreichere Bekämpfung des Protestantismus in Preussen zu 
erwarten, als dieses von Seiten der Bischöfe geschehen konnte, 
welche letzteren zugleich einer schärferen Kontrolle unterworfen 
werden konnten, als dieses bei den Grundsätzen der Regierung 
bisher möglich war. Ueberdies aber eröffnete die Errichtung einer 
Nuntiatur in dem mächtigsten protestantischen Staate die ange- 
nehme Perspektive, dass die anderen kleineren Staaten auch ihren 
Widerspruch aufgeben würden und in nicht zu ferner Zeit ein 
Netz von Nuntiaturen ganz Deutschland umschliessen würde. 
Freilich vorläufig stand der Realisirung dieser römischen Zukunfts- 
träume der preussische Widerspruch als ein Hinderniss entgegen. 
Das wusste die Kurie sehr wohl und war entschlossen, Alles daran 
zu setzen, um diesen Widerspruch zu brechen. Wenn sie aller- 
dings den entsprechenden Passus der Humboldt’schen Instruktion, 
die sich auf das Entschiedenste gegen die Zulassung jedes Nuntius 
in Preussen verwahrte, gekannt hätte, so würde sie einen guten 
Theil ihrer Illusionen haben fallen lassen. 

Die Sendung des Nuntius nach Regensburg musste vorläufig 
unterbleiben, weil über den dem Reichstage vorzulegenden Entwurf 
eines Reichskonkordates keine Uebereinstimmung zwischen der 
Kurie, dem Kaiser und dem Kurfürsten Erzkanzler erzielt werden 
konnte, was nicht zu verwundern war, da jede von den drei Par- 
teien Ihr Interesse im Auge hatte und vor Allen die Kurie sich 
auch nicht zu dem geringsten Zugeständniss verstehen wollte, wohl 
aber von den Anderen die schwerwiegendsten Konzessionen er- 
wartete. Demzufolge herrschte in Rom eine hochgradige Ver- 
stimmung besonders über den Kaiser, der sich an seinen staatlichen 
Rechten durchaus nichts vergeben wollte und überdies nicht gewillt 
war, seine Erblande in die allgemeinen Verhandlungen mit einzu- 
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begreifen. Aber auch mit Dalberg war die Kurie überaus 
unzufrieden, da durch die Wiener Verhandlungen ihr schon lange 
gehegter Verdacht zur Gewissheit wurde, dass derselbe von eigen- 
nützigen Absichten geleitet werde und seine Bestrebungen einzig 
darauf hinausliefen, ein deutsches Papstthum zu gründen. Nun 
war zwar bereits im Januar 1804 der mit der Mission nach 
Regensburg zu betrauende Nuntius bestimmt worden und zwar 
war die Wahl aufden Grafen Hannibal della Genga gefallen }), 
der durch längeren Aufenthalt in Deutschland mit den deutschen 
Verhältnissen genügend vertraut geworden war. Aber aus dem 
angeführten Grunde musste seine Absendung vorläufig unterbleiben. 
Als dann Ende 1804 und Anfang 1805 gelegentlich des Pariser 
Aufenthalts des Papstes unter Napoleonischem Einfluss mit Dalberg 
die der Kurie nichts weniger als erwünschten Verhandlungen ?) über 
ein deutsches Koncordat gepflogen wurden, das sich aber nunmehr 
auf die nichtpreussischen und nichtösterreichischen Lande be- 
schränken sollte, regte der Kardinal Antonelli, um aus der ver- 
änderten Sachlage für die Kurie wenigstens einigen Vortheil zu 
ziehen, die Errichtung einer ständigen Nuntiatur in Regensburg 
an, zum grossen Aerger von Dalberg, der mit gutem Grunde 
in einem solchen Nuntjus ein wesentliches Hindemiss für die 
Realisirung seiner hochfliegenden Pläne erblickte und daher ent- 
schieden opponirte. 

Unter diesen Umständen schwand das anfänglich so grosse 
Interesse der Kurie am Abschluss eines Reichskonkordats immer 
mehr?) und die Sendung des Nuntius nach Regensburg behufs Ver- 


!) Khevenhüller berichtet unterm 28. April 1804 über ıhn nach 
Wien: „Il passe ici pour un homme de talent, de meures peu austeres et 
derange dans ses finances.“ 

?) Die Protokolle, deren die Nuntiatur betreffender Theil ziemlich 
dürftig ist, sind abgedruckt bei Sicherer, Staat und Kirche in Bayern, 
Urkunden S, 18 ff. 

®, Vielleicht hatte man zu Rom, wo sonst eine ziemliche Unkenntniss 
der deutschen staatsrechtlichen Verhältnisse herrschte, auch eine: Ahnung, 
dass die Tage des deutschen Reiches gezählt seien. 
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handlung über dasselbe wurde wieder hinausgeschoben, um so mehr 
als die Kurie nachı den Auslassungen des Kurfürsten Erzkanzlers 
fürchten musste, dass die jetzt für sie den Hauptzweck dieser 
Sendung bildende Errichtung ständiger Nuntiaturen auf grosse 
Schwierigkeiten stossen werde. Aber Dalberg, der des vorüber- 
gehenden Aufenthalts eines Nuntius zum Abschluss der Verhand- 
lungen bedurfte, liess nicht nach zu drängen und erpresste in der 
That gelegentlich seines Aufenthaltes in Rom im Juni 1805 dem 
Papste das Versprechen, dass der Nuntius Ende September abge- 
schickt werden sollte. Indessen in Folge einer zur rechten Zeit 
kommenden Erkrankung von della Genga wurde seine Abreise 
wiederum auf unbestimmte Zeit verschoben und es bedurfte aber- 
mals des wiederholten Drängens Dalberg’s, um zu bewirken, 
dass er sich endlich Mitte Mai 1806 auf den Weg machte. 

Bei dieser Mission della Genga’s nahm die Kurie ihren 
Lieblingswunsch, in Berlin eine Nuntiatur zu erlangen, wieder auf 
und das Zusammentreffen der Umstände brachte es mit sich, dass 
sie auf die Erfüllung desselben grössere Hoffnungen, als bisher, 
setzen konnte. Obwohl nämlich Humboldt in Rom thatsächlich 
schon längst die Stellung eines bevollmächtigten Ministers einge- 
nommen hatte, so erfolgte doch seine förmliche Ernennung zum 
Ministre plenipotentiaire erst im Jahre 1806 und die Kurie war 
zum Erstaunen Aller ohne Weiteres bereit, ıhn als solchen anzu- 
erkennen. Wohl aber — und das mochte das eigentliche Motiv 
für diese schnelle Anerkennung sein — erachtete Consalvi jetzt 
den Zeitpunkt für gekommen, mit der Forderung eines Gegen- 
dienstes hervorzutreten und nahm daher im Mai 1806 gelegentlich 
der mit Humboldt über dessen neue Stellung gehabten Besprechung 
Veranlassung, demselben den längst gehegten Wunsch der Kurie 
zu enthüllen, auch ihrerseits einen Agenten — wie er sich diplo- 
matisch ausdrückte — in Berlin zu haben. Man wisse recht gut, 
so führte er aus, welches Misstrauen der Name Nuntius erwecke, 
und deshalb werde ein einfacher Abbe unter dem Titel eines 
Charge d’affaires genügen. Derselbe solle nicht das Recht haben, 
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sich in die kirchlichen Angelegenheiten der preussischen Unter- 
thanen einzumischen, sondern lediglich als Interpret der Gefühle 
des Papstes gegen den König gelten. Della Genga sei instruirt, 
gelegentlich seines Aufenthaltes in Deutschland in diesem Sinne 
mit Preussen ein Abkommen zu treffen. Humboldt, der mit 
Recht davon ausging, dass durch die Anwesenheit eines Vertreters 
der Kurie ın Berlin, selbst wenn dieser seine Geschäfte auf den 
angegebenen Umfang beschränkte, eine Quelle schwerer Unzu- 
träglichkeiten geschaffen werden würde, suchte dem Kardinalstaats- 
sekretär sein Projekt auszureden. Er erinnerte ihn u. A. an einen 
im Jahre 1797 unternommenen, aber missglückten ähnlichen Ver- 
such und hob auf die Bemerkung desselben, dass ein Staat selbst 
einen Nuntius leicht in den richtigen Grenzen halten könne und 
noch viel leichter einen einfachen Agenten, hervor, dass nicht 
sowohl die Furcht vor einer Verletzung der staatlichen Rechte 
einen Hof dem Projekte ungeneigt machen müsse, als vielmehr 
der Umstand, dass die Anwesenheit eines päpstlichen Agenten eine 
Menge kleiner Streitfragen und Reibereien hervorbringen könne, 
die auf die Dauer die gute Harmonie zwischen beiden Höfen zu 
stören und ein gegenseitiges Misstrauen zu erzeugen geeignet 
wären. Indessen Consalvi liess sich durch alle vorgebrachten 
Gründe nicht überzeugen und steifte sich namentlich auch darauf, 
dass schon die Gegenseitigkeit die Zulassung eines päpstlichen 
Agenten in Berlin erheische, blieb auch dabei stehen, ungeachtet 
ihm Humboldt erwiderte, dass eine solche Reciprocität hier 
nicht vorliege, da der König im Interesse seiner katholischen 
Unterthanen viele Geschäfte in Rom habe, was aber für den Papst 
in Berlin nicht der Fall sei. Bald darauf kam bei einer Hum- 
boldt ertheilten Audienz auch der Papst, der ja in der Regel 
nur that, was seine Berather, vor Allen Consalvi, für gut be- 
fanden !), auf das Projekt zu sprechen. Indessen Humboldt 


1) Pius VII. besass nach der eigenen Aeusserung Consalvi’s (Depesche 
von Humboldt vom 15. September 1804) einen schwachen und unent- 
schlossenen Charakter. — Khevenhüller bemerkt über denselben unterm 
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suchte ein Eingehen darauf zu vermeiden und erwiderte nur ganz 
kurz, dass die Ausführung bisher zu Berlin auf Schwierigkeiten 
gestossen sei. 

Humboldt berichtete über das Ansınnen der Kurie unterm 
21. Maı 1806 eingehend nach Berlin und bemerkte am Schluss 
seines Berichts, dass die Kurie sich nur schwer entschliessen würde, 
von ihrem Vorhaben abzustehen, weil ihr durch das jetzige System, 
jeden direkten Verkehr zwischen ihr und dem preussischen Klerus 
abzuschneiden, durchaus jede Gelegenheit genommen sei, sich über 
den Stand der Dinge in Preussen zu informiren oder sich mehr 
in die Angelegenheiten der katholischen Unterthanen einzumischen. 

Trotzdem die Kurie aus den Erörterungen mit Humboldt 
das Aussichtslose ihres Vorhabens zur Genüge entnehmen konnte, 
beliess sie es doch bei dem Auftrage an della Genga, von 
Regensburg oder von München aus vom König die Erlaub- 
niss zu erbitten, nach Berlin kommen zu dürfen, um dort mit 
dem Ministerium zu verhandeln. Weil aber die Kurie nach den 
ihr gewordenen Eröffnungen fürchten musste, dass diese Er- 
laubniss rundweg werde versagt werden, wenn der eigentliche 
Zweck der Mission angegeben würde, so wies sie ihn an, als 
Gegenstand der Verhandlung die Ordnung der kirchlichen Ein- 
richtungen in den neuerworbenen Landestheilen zu bezeichnen. 
Dieselbe sollte als Deckmantel dienen für die beabsichtigte Ein- 
führung des Nuntius. Consalvi setzte darauf den preussischen 
Gesandten von dem Auftrage an den Nuntius in Kenntniss, mit 
dem Hinzufügen, dass der Aufenthalt von Genga nur wenige 
Wochen dauern würde und er nicht nöthig hätte, „d’y venir sous un 
caractere public, mais seulement en particulier*. 

Und in der That! Kaum war Genga am 24. Juni in 
Regensburg eingetroffen, als er auch schon wenige Tage später 
den preussischen Vertreter daselbst, den Grafen Görtz, ersuchte, 


8. December 1804: „... son caractere est foible, les vertus surpassent ses 
talents, il n’est difficile de l’intimider, de l’induire en erreur en politique.* 


Frantz, Preussen und die kathol. Kirche zu Anfang ds. Jahrh. 41 


die königliche Entschliessung darüber zu bewirken, ob er sich zur 
Ueberreichung eines päpstlichen Schreibens und zur Ausführung 
seines Auftrags nach Berlin begeben dürfe, oder in Regensburg 
unterhandeln solle. Zugleich hob er hervor, dass sein Auftrag nicht 
auf Abschliessung eines eigentlichen Konkordates, sondern nur auf 
eine etwaige Uebereinkunft ginge, vorzüglich über Diöcesan- 
gegenstände und die Cirkumskription in den neuen Landestheilen. 

Görtz übersandte die ıhm überreichte Abschrift des Papst- 
brıiefes, welcher vom 17. Mai 1806 datırt war, alsbald nach Berlin 
und erhielt im Reskript vom 8. August 1806 die vorauszusehende 
Mittheilung, der Brief sei „une veritable lettre de erdance et c'est 
pourquoi Je suis tres-decidE a ne pas la recevoir“. Das solle er. 
Genga in der entschiedensten Weise bedeuten. Ferner solle er. 
ihm sagen, der König wisse die mit dem römischen Hofe unaus- 
gesetzt bestehenden freundschaftlichen Beziehungen sehr wohl zu 
schätzen und habe für die Person des Papstes die Gefühle einer 
hohen Achtung. Aber die Verhandlungen mit Rom sollten nur 
durch Humboldt geführt werden. Im Anschluss daran heisst 
es dann weiter: „... que cest cette communication si utilement 
ötablie qui Me decide & M’en tenir lä, et & ne pas entrer en une 
nouvelle maniere de communiquer par un Nonce ou Agent quel- 
conque de la Cour de Rome, quelle que puisse etre l’estime que Je 
fais de ses qualites personnelles, et quelle que soit en effet l’estime 
que J’ai pour le Prelat della Genga; que ce sont ces considerations 
qui Me mettent dans l’impossibilite de recevoir la lettre du Pape 
qui vient d’&tre communiquee en Copie et qui tend ä l’effet d’une 
lettre de cr&ance pour le dit Prelat, laquelle Je ne saurois accepter; 
mais que s’il plait au Pape de m’ecrire, sans que la lettre soit 
lettre de creance pour qui que ce soit, Je recevrai cette lettre 
avec plaisir, et chargerai Mon Ministre plenipotentiaire de Hum- 
boldt de r@nouveller au Souverain Pontife de l’Eglise Romaine 
l'expression des sentimens que Je viens d’enoncer ci-dessus.“ 
Görtz solle deshalb in der geschicktesten, aber entschiedensten 
Weise die Reise des Prälaten nach Berlin verhindern. Unter dem- 
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selben Datum ging auch an Humboldt ein Reskript ab, in welchem 
demselben die königliche Anerkennung ausgesprochen wurde über sein 
entschiedenes und kluges Auftreten Angesichts desrömischen Projekts. 

Es könnte vielleicht diese schroffe Zurückweisung des della 
Genga bei den guten mit Rom unterhaltenen Beziehungen be- 
fremdend erscheinen und eingewendet werden, ein vorübergehender 
Aufenthalt desselben in Berlin habe doch unmöglich mit irgend 
welchen Gefahren verknüpft gewesen sein können. Indessen ist 
dem gegenüber zu berücksichtigen, dass die Regierung auf Grund 
früherer Vorgänge sich sehr wohl bewusst war, welchen Even- 
tualitäten sie sich durch den Empfang eines päpstlichen Gesandten 
aussetzen würde, wobei ganz davon abgesehen werden kann, dass 
sie bei den bisher in Betreff des Verkehres mit Rom befolgten 
Principien zu beharren fest entschlossen war. Konnte sie doch 
insbesondere aus einem ganz ähnlichen Vorgange, der sich erst 
vor wenigen Jahren in Russland zugetragen hatte !), eine genügende 
Lehre ziehen. In Petersburg hatte man, dem dringenden Wunsche 
der Kurie entgegen, ebenfalls keinen Nuntius haben wollen und 
schliesslich nach langen Verhandlungen einen päpstlichen Gesandten 
nur unter der ausdrücklichen Bedingung zugelassen, dass er bloss 
vier Monate bliebe und sich in keiner Weise in die kirchlichen 
Verhältnisse des Landes einmischte. Das hinderte jedoch die Kurie 
keineswegs, ihm, nachdem er einmal dort war, die Stellung eines 
wirklichen Nuntius zu geben, ihn auch weit über die festgesetzte 
Zeit ın Petersburg zu belassen. Und die russische Regierung 
liess dieses geschehen, um nicht vollends mit der Kurie zu brechen. 
Erst als in Folge der Verhaftung eines russischen Unterthanen 
in Rom ein Konflikt mit der Kurie ausgebrochen war, veranlasste 
der Kaiser den Prälaten Arrezo zur Abreise, zeigte aber dem 
päpstlichen Stuhle die Nothwendigkeit dieser Massregel an „dans 
le ton de la plus grande moderation possible“. Nach diesem 
Vorgange musste die preussische Regierung sich sagen, dass die 


!) Berichte Humboldt’s nach Berlin vom 24. December 1803, 5. Mai 
und 21. Juli 1804. 
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Kurie es in Berlin voraussichtlich ebenso machen und der blose 
Empfang des päpstlichen Vertreters der erste Schritt zur Ein- 
bürgerung des Nuntius sein werde. Da man aber aus begreif- 
lichen Gründen sich dieser Eventualität nicht aussetzen wollte und 
zugleich an dem Beispiel Russlands sah, dass eine spätere Ent- 
fernung des Nuntius, wenn er erst einmal festen Fuss gefasst 
hätte, sich nur schwer bewerkstelligen lassen und zu ernstlichen 
Konflikten mit der Kurie führen würde, so entschloss man sich, dem- 
selben lieber von vornherein die Aufnahme zu verweigern und den 
Groll der Kurie über diese Ablehnung mit in den Kauf zu nehmen. 

So unangenehm der Kurie auch die preussische Zurück- 
weisung und damit das Scheitern ihres Planes sein mochte, so 
wagte sie doch Angesichts der so energisch geäusserten Willens- 
meinung des Königs vorläufig keine weiteren Schritte zu thun. 
Sie war auch dazu um so weniger in der Lage, als der mit Na- 
poleon geführte Kampf um die Existenz des Papstthums sich 
immer mehr zu ihren Ungunsten neigte, und als dann der Papst 
als französischer Staatsgefangener von Rom fortgeführt war, hatte 
er Anderes zu thun, als Machterweiterungspläne zu schmieden. 
Hätte die Kurie nicht eben selbst vollauf mit sich zu thun gehabt, so 
hätte sie sicherlich in den folgenden Jahren bis zu den Freiheits- 
kriegen, als die politische Lage Preussens immer prekärer wurde, 
die günstige Gelgenheit sich nicht entgehen lassen und Preussens 
momentane Schwäche benutzt, um eine möglichst günstige Position 
daselbst zu erlangen. Kaum aber fühlte sie sich nach dem Sturze 
Napoleons wieder etwas gekräftigt, so suchte sie das Versäumte nach- 
zuholen und insbesondere ist sie seitdem immer und immer wieder 
von Zeit zu Zeit, sobald ihr die Gelegenheit günstig erschien, mit dem 
Ansinnen hervorgetreten, in Berlin eine Nuntiatur zu errichten?). 


1) Vergl. z. B. über einen solchen Versuch Nippold in Preussische 
Jahrbücher Bd. 23, S. 438. -— Eine interessante Beleuchtung der Nuntiatur- 
frage überhaupt giebt eine Streitschrift von Jacobi, Der päpstliche Nuntius 
in Berlin, Berlin 1868. In derselben wird übrigens der oben erörterte Ver- . 
such der Kurie aus dem Jahre 1806 nicht erwähnt. 
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Wenn auch gegenwärtig die Stellung der katholischen Kirche 
in Preussen eine wesentlich andere ist, als zu Beginn dieses Jahr- 
hunderts und die damaligen Beschränkungen heutzutage überhaupt 
undurchführbar sein würden, so sprechen doch auch heute noch 
die gewichtigsten Gründe gegen die Errichtung einer Nuntiatur 
. in Berlin. Würde doch die Realisirung dieses römischen Projekts 
sicherlich im Laufe der Zeit zu einer heftigen Opposition der 
katholischen Kirche gegen den preussischen Staat führen, heftiger 
noch, als sie während des Kulturkampfes geblüht hat, sowie vor 
Allem auch zu einer Verschärfung des Gegensatzes zum Protestan- 
tismus und zu einer gewaltigen Beeinträchtigung des letzteren. 
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Erster Zusammentritt des bayerischen Generalsynodal- 
Ausschusses. 


Von 


Landgerichtsrath Hofmann in Nürnberg. 


Der Generalsynodalausschuss, welcher durch die königliche 
Verordnung vom 25. Juni 1887 für die protestantische Kirche 
diesseits des Rheins eingeführt wurde, ist auf ergangene Berufung 
in der Zeit vom 13. bis 17. April 1891 zum ersten Male am 
Sitze des königlichen Oberkonsistoriums versammelt gewesen. Der 
Generalsynodalausschuss besteht bekanntlich aus acht Mitgliedern, 
vier geistlichen und vier weltlichen, welche von der Generalsynode 
gewählt worden sind und bei Erkraukung des Vorsitzenden, Ober- 
landesgerichtsrathes Lösch in Bamberg, für welchen der Ersatz- 
mann einberufen wurde, unter dem Vorsitze des Stellvertreters, 
Kirchenrathes Dr. Summa von Erlangen, zusammentraten, während 
Dekan Rodde von Regensburg des Schriftführeramtes waltete. 
Der Ausschuss suchte der doppelten Aufgabe, welche ihm durch 
die erwähnte allerhöchste Verordnung gestellt ist, in acht Sitzungen 
gerecht zu werden. Einerseits soll er verfassungsmässig das kgl. 
Öberkonsistorium auf dessen Erfordern in wichtigen Angelegen- 
heiten mit seinem „rathsamen Gutachten“ unterstützen; er soll 
insbesondere dann gutachtlich vernommen werden, wenn bezüglich 
solcher kirchlicher Einrichtungen, für welche die Zustimmung der 
Generalsynode erforderlich ist, Vorlagen an dieselbe in Frage 
stehen. Andererseits ist er für die Zeit, während deren die Ge- 
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neralsynode nicht versammelt ist, als Organ der protestantischen 
Landeskirchengemeinde gedacht, ausgestattet mit der Befugniss, 
in allen denjenigen Gegenständen Anträge an das kgl. Ober- 
konsistorium zu stellen und Wünsche auszusprechen, welche die 
Generalsynode in den Kreis ihrer Berathungen zu ziehen befugt 
ist. In dieser letzteren Eigenschaft kommt dem Synodalausschuss, 
der sich sofort nach der Wahl durch die Generalsynode konstituirt, 
das Recht zu, in einer von fünf Mitgliedern unterzeichneten Ein- 
gabe unter genauer Angabe des Berathungsgegenstandes seine 
Einberufung selbst zu verlangen, während er zugleich die Pflicht 
hat, der nächsten Generalsynode über seine Thätigkeit Bericht zu 
erstatten. 

Dieser rechtlichen Doppelstellung des Synodalausschusses 
entsprechend gestaltete sich auch der Gang der Berathungen, 
welche durchweg im Geiste erhebender Einmüthigkeit gepflogen 
wurden und von dem redlichen Willen der Mitglieder, mit dem 
hohen Kirchenregimente zum Wohle der bayerischen Landeskirche 
einträchtigzusammenzuwirken, Zeugniss gaben. Die Kirchenbehörde 
kam diesem Streben in jeder Beziehung freundlich und wohlwollend 
entgegen. Oberkonsistorialpräsident Reichsrath Dr. von Stählin. 
hiess mit herzlichen Worten den Synodalausschuss wıllkommen 
und warf sodann in längerer Rede einen interessanten Rückblick 
auf die Geschichte der bayerischen Landeskirche. Er legte dar, 
dass die Entwicklung der bayerischen protestantischen Landeskirche 
auf der durch die bayerische Verfassung gegebenen Grundlage 
im Allgemeinen doch eine sehr erfreuliche gewesen ist und dass 
— von ganz vereinzelten und weit zurückliegenden Ausnahmen 
abgesehen — von der Staatsregierung die verfassungsmässig ver- 
bürgte Selbständigkeit der Kirche in der Ordnung ihrer inneren 
Angelegenheiten jederzeit voll und ganz beachtet und auch in der 
Praxis der staatlichen Behörden gewahrt worden ist. 

Die Vorlagen des Kirchenregimentes, welche ein Gutachten des 
Synodalausschusses erforderten, betrafen: 1. die Stellung und Aufgabe 
der Kirche gegenüber den Bestrebungen der Socialdemokratie, 2. die 
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kirchlich-politische Presse und deren Haltung gegenüber den Einrich- 
tungen und dem dermaligen Stand der Landeskirche, 3. die Angelegen- 
heit wegen Errichtung einer Pfarrtöchterkasse, 4. die Berichtigung 
der Pfarrfassionen, soweit bei einzelnen Pfarrstiftungskapitalien durch 
einen geringeren als vierprocentigen Zinsfuss ein Ausfall entsteht, 
5. die Revision der Kirchenstuhlordnung vom 9. Oktober 1813. 
Zur Berathung der unter 3, 4 und 5 erwähnten Gegenstände 
hatten Anträge der Generalsynode vom Jahre 1889 den Anstoss 
gegeben. In Bezug auf jeden einzelnen Berathungsgegenstand 
hatte die Kirchenbehörde eine Vorlage gemacht, welche nach einer 
kurzen allgemeinen Begründung die Fragestellung an den Aus- 
schuss enthielt. Der Ausschuss suchte sich seiner Aufgabe nach 
einer vorläufigen Besprechung der einzelnen gestellten Fragen und 
Aufstellung von Referenten und Korreferenten über die verschiedenen 
Gegenstände in gemeinsamer Berathung bestmöglichst zu ent- 
ledigen und es trat hierbei schon im Laufe der Berathung mehr- 
fach die Wahrnehmung hervor, dass der Gedankenaustausch der 
aus den verschiedenen Landestheilen zusammengekommenen Aus- 
schussmitglieder im Verein mit der berufsmässigen Thätigkeit der 
obersten Kirchenbehörde sicherlich in vieler Beziehung Gedeihliches 
zum Wohle der Landeskirche zu wirken im Stande ist. Es kann 
nicht im Zweck dieser Skizze liegen, auf die einzelnen Berathungs- 
gegenstände des Genaueren einzugehen; nur das Eine sei zur 
Vermeidung von Missverständnissen hervorgehoben, dass die Vor- 
lage bezüglich der kirchlich-politischen Presse das Recht der Kritik 
des Bestehenden vollständig anerkennt, aber — nach der Ansicht 
des Ausschusses mit gutem Grunde — auf Mittel sinnt, um ge- 
flissentliches Herabsetzen der bestehenden kirchlichen Verfassung 
und pessimistische Uebertreibungen im Urtheil zu vermeiden, soweit 
diese von Geistlichen der Landeskirche selbst ausgehen. Dass 
eine pıetätlose Herabwürdigung der bestehenden Einrichtungen ge- 
eignet ist, die Glieder der Kirche dieser selbst zu entfremden und 
die richtige Werthschätzung des geschichtlich gegebenen zu be- 
einträchtigen, ist zweifellos; dass aber Taktlosigkeiten, wie sie ın 
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dieser Beziehung ab und zu vorkommen, in erster Linie mit 
geistigen Waffen zu bekämpfen sind, darüber sind Kirchenregiment 
und Synodalausschuss einig. 

Von dem Rechte, Anträge zu stellen und Wünsche auszu- 
sprechen, hat der Ausschuss in mehrfacher Beziehung Gebrauch 
zu machen Veranlassung gehabt. Einige der gestellten Anträge 
hatten nur den Zweck, die Wirksamkeit des Ausschusses möglichst 
förderlich zu gestalten. So der Antrag des Regierungsrathes 
Dr. Fürst zu Aschaffenburg, ın Zukunft zur besseren Vorbereitung 
der Ausschussmitglieder die Vorlagen des Oberkonsistoriums selbst, 
nicht nur die Themata, diesen schon vor dem Zusammentritt 
vertraulich mitzutheilen, weiter ein Antrag, welcher‘ die Auf- 
zeichnung einer zweckmässigen Geschäftsordnung bezielte, und 
ein anderer, der die bessere Verbreitung der Generalsynodal- 
verhandlungen im Auge hat. Andere Anträge beschäftigten den 
Ausschuss eingehender, so der Antrag des Rektors Mayer 
in Nördlingen bezüglich der gleichheitlicheren Behandlung des 
Religionsunterrichtes an den bayerischen Mittelschulen, und des 
Berichterstatters die theilweise Abhilfe des kirchlichen Noth- 
standes in den grossen Städten betreffend. In letzterer Be- 
‘ ziehung hat bekanntlich die Generalsynode des Jahres 1889 
an das Kirchenregiment die Bitte gestellt, sich die Abhilfe des 
kirchlichen Nothstandes in den grossen Städten aufs Neue em- 
pfohlen sein zu lassen, insbesondere in der Richtung, dass 
neue Parochien gebildet und die kirchlichen Kräfte vermehrt 
werden. Es ist nun zwar in Bezug auf die Vermehrung der 
kirchlichen Kräfte in den unförmlich angewachsenen Vorstadt- 
gemeinden der grossen Städte in den letzten vier Jahren durch 
Anstellung von Hilfsgeistlichen unzweifelhaft Vieles geschehen und 
nach der Erklärung des betreffenden Referenten noch Manches in 
Aussicht. Der Ausschuss war aber einhellig der Ansicht, dass die 
Neubildung von Parochien in den Vorstadtgemeinden mit aller Kraft 
in Angriff genommen werden muss, da nur auf dieser Grundlage — 
wie die übereinstimmenden Urtheile der Kundigen anerkennen — 
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eine dauernde Besserung der bestehenden kirchlichen Noth in den 
grossen Städten erreicht werden kann. Diesen Zuständen abzu- 
helfen, bedarf es vor Allem äusserer Mittel. Das Nächstliegende 
hierzu wäre natürlich die Erhebung von Kirchenumlagen. Be- 
kanntlich ist es aber nach dem eigenthümlichen Zustand der Gesetz- 
gebung in Bayern in Bezug auf die Beschlussfassung über die 
Erhebung von Kirchenumlagen den Kirchengemeinden grosser Städte 
thatsächlich unmöglich gemacht, eine Kirchenumlage zu beschliessen, 
da in solchen Kirchengemeinden die erforderliche Zahl von zwei 
Drittheilen aller Kirchengemeindeglieder niemals zusammengebracht 
werden kann. Wenn nun auch die Staatsregierung gegenwärtig 
ernstlich mit der Beseitigung dieses unleidlichen Zustandes und der 
Ordnung des Rechtes der Kirchengemeinden befasst ist, so wird 
es doch voraussichtlich noch einige Jahre dauern, bis das betreffende 
Gesetz berathen und beschlossen ist. Mit Rücksicht auf diese 
Lage und den Umstand, dass die bestehenden Kirchenbauvereine 
mit Aufwendung aller Mühe kaum den äusseren Bau der neuen 
Kirchen herzustellen vermögen, glaubte der Synodalausschuss den 
Antrag stellen zu sollen: Hohes Kirchenregiment wolle bei der 
kgl. Staatsregierung in Antrag bringen, dass aus den Ueberschüssen 
der letzten Finanzperiode zur theilweisen Besserung des kirchlichen 
Nothstandes in den grossen Städten ein Betrag von 500000 Mk. 
zu dem Zwecke ausgeworfen werde, um hieraus während der 
nächsten vier Jahre auf Antrag des kgl. Oberkonsistoriums mit 
Zustimmung des kgl. Staatsministeriums des Innern für Kultus- 
und Schulangelegenheiten Zuschüsse zu gewähren: 

a) zur Erbauung von Kirchen und Dotirung neuer protestan- 
tischer Pfarrstellen, 

b) zum Ankauf von Pfarr- und Messnerhäusern, 

c) zur theilweisen Dotirung der neuen Kirchenbaukassen. 

Der Erfolg dieses Antrags, dessen Form auf die Gepflogen- 
heiten der bayerischen Kammern Rücksicht nimmt, steht dahin; sicher 
ist, dass hier der wundeste Punkt in den gegenwärtigen kirchlichen 


Verhältnissen berührt ist. Ein Staatszuschuss, wie er schon mehrfach 
Deutsche Zeitschr. f, Kirchenrecht, Band L 4 
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zur Beseitigung von Hagel-, Feuers- und Wassersnoth als Pau- 
schalquantum bewilligt wurde, wäre zur Beseitigung dieser kirchlichen 
Noth um so mehr angezeigt, als einerseits der Kirche durch den uner- 
hörten Abfluss der Landbevölkerung in die grossen Städte, welcher 
in socialen Verhältnissen seinen Grund hat, ohne ihr Verschulden 
ganz neue Aufgaben erwachsen sind, andererseits durch die Un- 
möglichkeit, Kirchenumlagen in den grossen Städten zu erheben, eine 
wesentliche Quelle der Hilfe zur Beseitigung der vorhandenen Uebel 
zur Zeit unzugänglich ist. Der Synodalausschuss hat zu der baye- 
rischen Staatsregierung, welche die Kulturzustände des Landes mit 
Aufmerksamkeit verfolgt und die Förderung des kirchlichen Lebens 
und christlicher Liebesthätigkeit nicht aus dem Auge verliert, das 
gute Vertrauen, dass sie bereit ist, die Hand zur Abhilfe zu bieten. 
Hat ja doch S. K. Hoheit der Prinzregent in dem Bescheid auf 
die Verhandlungen der letzten Generalsynode zu erklären geruht: 
dass wie bisher den auf die Abhilfe des kirchlichen Noth- 
standes gerichteten Bestrebungen die thunlichste Förderung 
werde zugewendet werden. 

Allein die Entscheidung darüber, wie viel aus den Erübri- 
gungen der letzten Finanzperiode für ideale Zwecke aufgewendet 
werden soll, wird in letzter Linie bei den Kammern ruhen. Ihnen 
wünschen wir vor Allem einen hochherzigen Sinn und einen ener- 
gischen Willen, an die Bekämpfung der vorhandenen unhaltbaren 
Zustände auch auf diesem Gebiete heranzutreten. Dann würde 
diese Anregung des Generalsynodalausschusses, zu der er sich im 
Gewissen für verpflichtet erachtete, nicht ohne Segen bleiben. 


ol 


Zur Lehre vom „Irrthum in der Person“. 
Von 
Emil Sehling. 


Im Decemberheft des 64. Bandes des Archivs für katholisches 
Kirchenrecht ist auf S. 467 ff. ein wichtiges Erkenntniss des 
österreichischen obersten Gerichtshofes abgedruckt, welches zur 
Kritik herausfordert. 

Der Rechtsfall war folgender. Im Jahre 1865 verschwand 
ein gewisser Gabriel M. aus seinem Heimathsorte und blieb meh- 
rere Jahre verschollen. Im Jahre 1875 tauchte in dem betreffenden 
Dorfe ein Mann auf, der sich für den verschollenen Gabriel aus- 
gab und sich durch seine Kenntniss aller Verhältnisse nicht nur 
das Vertrauen der Dorfeinwohner, sondern auch dasjenige der 
Eltern des Verschollenen in dem Grade zu erwerben wusste, dass 
er allgemein als der verschollene Gabriel galt. Dieser fremde 
Mensch wusste die Klägerin zur Eheschliessung mit ihm zu be- 
reden, worauf diese in der sicheren Erwartung, ihren alten Jugend- 
gespielen und Geliebten Gabriel zu ehelichen, einging. Nach der 
Eheschliessung kehrte der wahre Gabriel zurück und der unechte 
verschwindet. Die Ehefrau klagt auf Vernichtung der Ehe, da 
sie im Momente der Eheschliessung nur die Absicht gehabt habe, 
mit Gabriel M., dem Sohne der Eheleute M., den. Ehevertrag zu 
schliessen, nicht aber mit einem fremden Mann, d.h. wegen Irr- 
thums in der Person. 
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Zwei Instanzen erkannten die Klage als begründet an und 
vernichteten die Ehe, der oberste Gerichtshof aber wies die Klage 
ab und entschied auf Rechtsbeständigkeit der Ehe, unter folgender 
Begründung: Ein Irrthum in der Person liege nicht vor. In dem 
Sachverhalt sei das Hinderniss des $ 57 des Allgemeinen bürger- 
lichen Gesetzbuchs nicht gegeben. Die Klägerin habe die Person 
ihres künftigen Gatten gekannt, sie habe die Einwilligung zur 
Ehe mit der neben ihr stehenden Person gesetzlich erklärt, somit 
sei auch die Ehe gesetzlich geschlossen. Dass diese Person sich 
einen anderen Namen beigelegt, sich für den Sohn der Eheleute 
M. ausgegeben, sogar von diesen für ihren Sohn gehalten worden 
sei, verschlage nichts; denn der Irrthum betreffe nicht die phy- 
sische Persönlichkeit des künftigen Gatten, sondern lediglich dessen 
Namen, Abstammung, seine gesellschaftliche Stellung, seine Ver- 
mögensverhältnisse, also lauter äusserliche Verhältnisse, die mit 
der physischen Persönlichkeit nichts gemein haben. Der Irrthum 
der Klägerin sei also nicht, wie das Gesetz verlange, in der Person Ä 
des künftigen Ehegatten vorgegangen. — 

Die Ehe kommt auf Grund eines Vertrages zu Stande. 
Letzterer muss daher gültig abgeschlossen werden. Alle Mängel, 
welche den Vertrag als solchen hindern, erscheinen damit gleich- 
zeitig als Hindernisse der Ehe. Ein Vertrag entsteht durch die 
übereinstimmenden Willenserklärungen zweier Personen. Wille 
und Erklärung müssen sich decken. Beruht letztere daher auf - 
Zwang oder Irrthum, so ist der geäusserte Wille nicht der eigent- 
liche, wirkliche Wille und es fehlt an einer Voraussetzung für - 
die Gültigkeit des Ehevertrages. Aber nicht jeder Irrthum macht 
die Erklärung unverbindlich, sondern nach gemeinem Recht nur : 
ein entschuldbarer oder nicht auf ungewöhnlicher Unachtsamkeit . 
beruhender und wesentlicher. Was die Entschuldbarkeit betrifft, 
so wird (von seltenen Ausnahmen, z. B. dem preussischen Land- 
rechte, abgesehen) bei dem Irrthum in der Ehewillenserklärung 
dieselbe vom positiven Rechte nicht gefordert (vgl. auch wieder 
Entwurf des bürgerlichen Gesetzbuchs $ 1259). Ist der Irrthum 
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ein wesentlicher, so ist selbst bei grober Fahrlässigkeit hienach 
ein Anfechtungsrecht begründet. Was die Wesentlichkeit des 
Irrthums betrifft, so stellt das positive Recht dieselbe ebenfalls 
nicht als ein allgemein anwendbares Moment auf (Ausnahme das 
preussische Landrecht), sondern hebt meistens nur bestimmte Fälle 
als wesentliche, d. h. vom Richter in Betracht zu ziehende hervor. 

Als wesentlich bei der Eheschliessungserklärung muss zu- 
nächst erscheinen der Irrthum über die rechtliche Bedeutung der 
Erklärung. Man denke hier namentlich an Sprachunkenntniss in 
Gebieten des formlosen Eheschliessungsrechtes (man glaubt sich 
zu verloben und schliesst sponsalia de praesentis ab), bei den 
modernen Eheschliessungsformen gewiss ein kaum denkbarer Fall 
(trotzdem der Entwurf des bürgerlichen Gesetzbuchs ihn aus- 
drücklich hervorhebt). 

Ebenso wird der Konsens ausgeschlossen bei Irrthum über 
die Person des anderen Kontrahenten. 

Man will mit A die Ehe schliessen und konsentirt irrthüm- 
lich in die Ehe mit B. Die Ehe mit A ist nicht geschlossen, 
denn die Ehe mit A ist nicht die Ehe mit B. Der andere 
Theil ist nicht bloss Kontrahent, sondern gleichzeitig auch 
der Gegenstand, auf den sich der Wille des anderen Theiles 
richtet; er gehört zum innersten Wesen des Vertrages selbst. 
Nichts kann daher einen Ehekonsens so nichtig erscheinen lassen, 
als ein solcher Irrthum in der Person des Kontrahenten. 

Der Irrthum kann sich endlich beziehen auf die Eigenschaften 
des anderen Kontrahenten. A wünscht zwar die B zu ehelichen, 
irrt sich aber über eine Eigenschaft der B, z. B. die Vermögens- 
verhältnisse derselben. Oder es liegt der Fall vor, den Kutschker 
(Das Eherecht der katholischen Kirche, Wien 1857, 4, 183) naiver 
Weise erzählt: Prudentius qui pro certo habebat, Magdalenam 
esse puellam honestam, pacificam, regendae familiae aptam, cele- 
brato cum ea matrimonio deprehendit esse valde arrogantem, 
rixosam, otio deditam, modestiae minime studiosam. Hier besteht 
— so wird allgemein gelehrt — kein Irrthum über einen wesent- 
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lichen Bestandtheil des Ehevertrages; A will die Ehe mit B; hat 
er die B nur deshalb heirathen wollen, weil er sie für reich hielt, 
oder in ihr besondere Vorzüge des Gemüthes voraussetzte, so war 
dies sein Beweggrund zur Eheschliessung, man sagt, „er hat sich 
geirrt in den Motiven“, und ein solcher Irrthum wird allgemein 
für unwesentlich angesehen. Die neuere Doktrin hat die Unhalt- 
barkeit dieser Lehre aber zur Genüge dargethan. In Wahrheit 
bildet der Irrthum im Beweggrunde kein Unterscheidungsmerkmal 
zwischen dem Irrthum in der Person und deren Eigenschaften. 
Denn auch der Irrthum in der Person ist stets ein Irrthum im 
Beweggrund. A konsentirt in B, weil sie glaubt, dass es der C 
sei. Sie wird zur Ehewillenserklärung durch die Vorstellung be- 
stimmt, dass B der C seı (vgl. richtig Hölder, in Krit. Viertel- 
jahrsschr. 14, 502; Scheurl, Das gemeine deutsche Eherecht, 
Erlangen 1882, S. 140). Die von uns hier zu interpretirenden 
Gesetze sind jedoch immer von dieser Unterscheidung beherrscht 
und setzen dieselbe voraus. Auch der Entwurf eines bürgerlichen 
Gesetzbuchs hat dieselbe wieder aufgenommen (vgl. dazu Hölder, 
in Archiv für civilistische Praxis 73, 98) und räumt dem Irrthum 
über Eigenschaften keinerlei Bedeutung im Eherechte ein (vgl. 
überhaupt über den Gegensatz des Irrthums über Identität und 
Eigenschaften unten S. 60). Natürlich ist es auch denkbar, dass 
das positive Recht einzelne Eigenschaften als vom Ehekontrahenten 
präsumptiv stets gewollte bezeichnet und dem Irrthum über diese 
Eigenschaften eine rechtliche Wirkung beimisst, wie es ja auch be- 
stimmte Eigenschaften ganz unabhängig von Kenntniss oder Un- 
kenntniss des anderen Kontrahenten zu einem Hindernisse erhebt. 
Als eine solche Eigenschaft, deren Unkenntniss zur Eheanfechtung 
berechtigt, bezeichnet das kanonische Recht die Freiheit (error 
condicionis). | 

Das evangelische Eherecht dehnt den Kreis weiter aus auf 
Virginität, physische Fähigkeit, Nichtverurtheiltsein zu entehrenden 
Strafen u. s. w. Die Praxis im Gebiete des gemeinen Rechtes 
ist in dieser Beziehung eine durchaus schwankende, obwohl jeden- 


it 
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falls als allgemein gültiger Satz ausgesprochen werden kann, dass 
in gewissen Fällen ein error qualitatis anerkannt wird. Ebenso 
zählt das sächsische bürgerliche Gesetzbuch eine Reihe von solchen 
Fällen auf ($ 1595, 1596). Einen allgemeineren Standpunkt 
nimmt das preussische Allgemeine Landrecht ein. (I, 1. $ 40. 
„Soweit eine jede Willensäusserung wegen Irrthums unkräftig 
ist, so weit hebt ein solcher Irrthum auch die Einwilligung in 
die Heirath auf, wenn in der Person des künftigen Ehegatten 
oder ın solchen persönlichen Eigenschaften, welche bei der 
Schliessung einer Ehe von dieser Art vorausgesetzt zu werden 
pflegen, geirrt worden ist.) Dagegen erkennen einen Irrthum 
in den Eigenschaften überhaupt nicht an: der Code civil, das 
italienische, schweizerische, holländische und österreichische Recht 
(bei letzterem eine Ausnahme). Da diese aber dem error in per- 
sona natürlich Wirkung beimessen, so ergiebt sich die praktische 
Wichtigkeit der Auslegung des Irrthums in der „Person“, und 
unser Fall zeigt die Schwierigkeit dieser Auslegung. 

Wie kann man sich den Irrthum über die Person des Kon- 
trahenten vorstellen? 

Da der kontrahirende Theil bei der Eheschliessung zugegen 
ist, so tritt er dem anderen Theile physisch sichtbar entgegen. 
Erscheint nun der C an Stelle des B, mit welchem A kontrahiren 
will — wie soll A sich darüber irren, dass nicht der B, sondern 
der C neben ihm steht? Vorausgesetzt, dass A den B in seiner 
sinnlichen Erscheinung kennt, so sind doch nur drei Möglichkeiten 
gegeben: Entweder A ist in dem Augenblicke der Eheschliessung 
geistig gestört, so, dass er den Unterschied nicht bemerkt, dann 
fehlt es aber überhaupt an der Möglichkeit, einen Willen zu fassen, 
ein Irrthum ist in diesem Falle logisch unmöglich. Oder aber 
die neben ihm stehende Person präsentirt sich in einer Maskerade 
— ein Fall für Romane, aber nicht für das gegenwärtige Rechts- 
leben. Oder endlich die neben ihm stehende Person ist in Ihrer 
äusseren Erscheinung dem gekannten und gewollten Kontrahenten 
so ähnlich — meinethalben als Zwillingsbruder — dass A ıhn 
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für jenen hält, oder wenigstens dafür halten kann und etwa noch 
vorhandene Bedenken durch Zureden guter Freunde oder Ver- 
wandten leicht beseitigt werden. 

Dies sind doch gewiss unzweifelhaft echte Fälle eines Irr- 
thums in der Person. Und worin besteht das Wesentliche dieses 
Irrthums? Objektiv betrachtet darin, dass die A den C für den 
B hält, den © mit dem B verwechselt. „Verwechselt“ -— das 
ist das richtige Schlagwort. Das ist aber auch das einzige Mo- 
ment, welches den Irrthum ın der Person charakterisirt. Aus 
welchen Gründen sich A irrt, ist gleichgültig. Ob er deshalb 
verwechselt, weil der C vermummt ıst, oder dem Anderen ähnlich 
sieht, oder ob er ıhm nur von Bekannten und Verwandten als 
der Betreffende vorgeredet wird, oder ob der Ü© sich nur selbst 
so vorstellt und in ihm diesen Glauben erweckt — das ist gleich- 
gültig, denn eine Ehe mit B kann niemals eine Ehe mit Ü sein. 
Wo A den B mit C „verwechselt“, da ıst die Ehe nichtig 
wegen Irrthums in der Person. 

Halten wir dieses Charakteristikum des error in persona fest, 
so wird es uns leicht fallen, einer weiteren Kategorie von Irr- 
thumsfällen gerecht zu werden. 

Es ist nämlich möglich, dass von einem Eheschliessenden der 
andere Kontrahent nicht in seiner physischen Erscheinung gewollt 
ist, sondern lediglich als Träger einer — äusserlich vielleicht 
nicht sichtbaren — Eigenschaft. 

Die A beschliesst z. B. ihren Lebensretter, den sie nie ge- 
sehen hat, zu ehelichen. Sie glaubt, dass die neben ihr stehende 
Person dieser ihr Lebensretter B sei, während der C neben ihr 
steht. Sie irrt sich nicht über die physischen Eigenschaften des 
Mannes, denn sie hat den B nie gesehen, sondern sie irrt sich 
über die Lebensretter-Qualität. Ist das ein Irrthum in der Person 
oder in der Eigenschaft einer Person? Es ist ein Irrthum in der 
Person. Trifft hier nicht das charakteristische Merkmal des error 
in persona zu? Sie will den B und nicht den C; das will sie 
doch in dem einen, wie in dem anderen Falle. Weshalb sie den 
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B wıll und nicht den C, ist juristisch gleichgültig; ob sie den B 
will, weil sie gerade seine sinnliche Erscheinung liebt, oder ob 
sie ihn nur deshalb will, weil er sich durch eine bestimmte inner- 
liche Eigenschaft vor anderen auszeichnet, ist gleichgültig; will 
sie nur ihren Lebensretter ehelichen, so will sie eben nur diesen 
und keinen anderen, denn die Ehe mit B ıst niemals die Ehe 
mit ©. Objektiv besteht überhaupt kein Unterschied zwischen dieser 
Kategorie der Irrthumsfälle und den oben genannten. Wo sollte 
etwa der begriffliche Unterschied liegen? Das Gemeinsame beider 
Fälle besteht darin, dass A den B mit dem C „verwechselt“; es 
ist ihr nicht vorher zum Bewusstsein gelangt, dass sie nicht den 
B, sondern den C vor sich hat. Ob sie den B vorher gekannt 
hat, und den C dafür hält, weil er ihm ähnelt und Freunde und 
Verwandte zusprechen, oder ob sie ihren Lebensretter nicht ge- 
kannt und den C für denselben hält, weil Freunde und Verwandte 
ihr zureden — kommt psychologisch für die Frage des Entstehens 
des Irrthnums in Betracht, juristisch vermag es in der Art des 
entstandenen Irrthums einen Unterschied nicht zu begründen. 
Man kann auch nicht einen Unterschied darin finden, dass 
das eine ein Irrthum in den Beweggründen sei, und das andere 
ein Irrthum über das Objekt des Eheschliessungswillens. Man 
kann nicht etwa so argumentiren: In den ersten Fällen konsentirt 
A ın C, weil sie irrig glaubt, es sei B, in den anderen dagegen 
konsentirt A in C, weil sie irrig glaubt, C habe die Eigenschaft, 
ihr Lebensretter gewesen zu sein — sondern auch im zweiten 
Falle muss man argumentiren: A konsentirt in C, weil sie irrig 
glaubt, es sei ihr Lebensretter, d. h. eine dritte, ‘existirende Person, 
der B (vgl. auch oben 8. 54). | | 
Wir müssen also sagen: Ist eine Eigenschaft, möge sie nun 
sinnlich wahrnehmbar sein oder nicht, so geartet, dass sie den Be- 
sitzer derselben von jeder anderen Person desselben Geschlechtes 
unterscheidet, und zwar ın dem Masse unterscheidet, dass er durch 
diese Eigenschaft vollständig charakterisirt, zu einem nur einmal 
vorhandenen Individuum seines Genus wird, so muss ein Irrthum 
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über diese Eigenschaft gleichzeitig als Irrthum über die durch 
diese Eigenschaft individualisirte Person erscheinen. So wird 
meist gelehrt. Aber es genügt zweifellos auch, dass der Be- 
treffende sich durch dieses Merkmal zu einem eigenen Individuum 
nur im Verhältniss zu dem anderen Kontrahenten erhebt. Wenn 
ein Mädchen in eine berühmte Familie hineinheirathen will, und es 
ihr gleich ist, ob sie den Sohn A oder den Sohn B bekommt, so 
befindet sie sich doch, wenn sie den Abenteurer C aus Irrthum 
heirathet, im error personae. Meistens wird allerdings der all- 
gemeine Gegensatz gegen jede Person des anderen Geschlechts 
zutreffen. Genügen muss aber schon der konkrete. (Richtig 
Leonhard, Der Irrthum bei nichtigen Verträgen, Berlin 1882, 
S. 416.) Der Mensch wird durch diese Eigenschaft so erfüllt, 
dass er gewissermassen in der Eigenschaft aufgeht. Die kano- 
nistische Doktrin nennt diese Art des Irrthums nach dem Vor- 
gang des Thomas von Aquino nicht unzutreffend: error quali- 
tatıs personam redundans. 

Der österreichische oberste Gerichtshof sagt dagegen: Die 
Klägerin hat die Person ıhres künftigen Gatten gekannt, sie hat 
vor dem zuständigen Pfarramte ihre Einwilligung zur Ehe mit 
dieser neben ihr stehenden Person gesetzlich erklärt, und sonach 
ist auch die Ehe gesetzlich geschlossen worden. Das ist ganz 
richtig, aber dasselbe geschieht auch ın Fällen, in denen zweifellos 
error in persona vorliegt. Auch hier hat sie den künftigen Gatten 
gekannt, auch hier erklärte sie ihren Konsens in die neben ihr 
stehende Person — aber hier genau so wie in jenem Falle, weil 
sie diesen neben ıhr Stehenden für einen Anderen hält, mit einem 
Anderen verwechselt. Wenn ein error in persona in dem Falle 
ausgeschlossen sein soll, dass „die Klägerm die Person ihres künf- 
tigen Gatten gekannt hat und ihre Einwilligung zur Ehe mit dieser 
neben ihr stehenden Person erklärt hat“, dann giebt es überhaupt 
keinen Irrthum in der Person. Denn in die Ehe mit der neben 
ihr stehenden Person erklärt sie ja stets ihren Konsens, sonst 
könnte nicht einmal der Schein einer Ehe entstehen. Sie erklärt 
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den Konsens in die Ehe mit C — das thut sie in beiden Fällen; 
aber sie will nicht das Resultat, sie will nicht, dass die Ehe mit 
dem C entstehe, sondern mit einem Anderen, und das will sie in 
beiden Fällen nicht. Wo liegt da der Unterschied? Wenn der 
Gerichtshof fortfährt: „Der Irrthum der Klägerin betrifft nicht 
die Person, nicht die physische Persönlichkeit des künftigen Gatten, 
sondern lediglich dessen Namen, Abstammung, seine gesellschaft- 
liche Stellung, seine Vermögensverhältnisse, also lauter äusserliche 
Verhältnisse, die mit der physischen Persönlichkeit nichts gemein 
haben“, so ist das auch wieder eine Verkennung des error qua- 
litatis personam redundans. Durch diese Eigenschaften war eben 
der gewollte Ehekontrahent so individualisirt, dass er eine andere 
Person war, als der wirkliche Kontrahent. Objektiv steht doch 
zweifellos fest, dass die Klägerin nicht den falschen, sondern den 
wahren Gabriel ehelichen wollte. 

Denken wir uns folgenden Fall: Die A will den Hinz X 
ehelichen. An Stelle des Hinz erscheint bei dem eheschliessenden 
Akte sein ihm sprechend ähnlicher Bruder Kunz X. A. konsentirt 
in den neben ihr stehenden Kunz. Dies ist doch ein echter 
error in persona. Läge der Fall aber irgend wie anders, wenn sie 
den ältesten Sohn einer befreundeten Familie, den Hinz, heirathen 
soll und will — den sie aber noch nie gesehen hat — und nun 
statt dessen der Bruder Kunz sich für den älteren Bruder ausgiebt 
oder ein Abenteurer dasselbe Manöver mit Erfolg unternimmt? 
Nein. Die Ehe mit Hinz ist nicht die Ehe mit Kunz und ebenso 
wenig ist die Ehe mit einem falschen Gabriel eine solche mit dem 
echten Gabriel. Steht aber einmal objektiv fest, dass der Kon- 
trahent die Ehe mit einem Anderen, als mit dem er wirklich 
abgeschlossen, gewollt hat, so liegt stets ein error in persona vor. 

Endlich ist auch darauf hinzuweisen, dass jedes Individuum 
aus einem Komplex von physischen Eigenschaften besteht. 

Man wird dieses Resultat um so eher billigen, wenn man sich 
vergegenwärtigt, dass in Wahrheit jeder Irrthum in der Person ein 
Irrthum im Beweggrunde ist. 
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Diese rein juristischen Erwägungen gewinnen auch noch 
Unterstützung durch Gedanken politischer Art. 

Ist es wirklich anzunehmen, dass ein Gesetzgeber lediglich 
an die Fälle des Irrthums ın der Person erstgenannter Art gedacht 
und ihnen eine eigene und gleichzeitig einzige Gesetzesvorschrift 
gewidmet haben sollte? Solche Fälle sind doch wirklich allzu 
selten, ja man kann fast sagen, heutzutage fast unmöglich. Auf 
der anderen Seite dagegen kommen Fälle der zweiten Art häufiger 
vor und verlangen Berücksichtigung. Wollte man durch zu enge 
Auslegung das Gesetz auf die erstgedachten Fälle beschränken, 
so würde man für theoretisch Denkbares, aber praktisch kaum 
Vorkommendes Fürsorge treffen und die häufigen, logisch unter 
denselben Begriff zu subsumirenden Fälle unberücksichtigt lassen. 

Es wird sich nunmehr eine scharfe Abgrenzung gegenüber 
dem reinen Irrthum in den Eigenschaften vernothwendigen. 

Die Doktrin hat diese Unterscheidung des Irrthums über 
Identität oder Eigenschaften, wobei zwischen Wesentlichkeit und 
Unwesentlichkeit gar nicht getrennt wird, längst überholt. (Vgl. 
Hölder, Krit. Vierteljahrsschr. 14, 561 ff.; Leonhard, Irrthum 
S. 410. 424. Die neueste Behandlung dieser Frage wie der ganzen 
Irrthumslehre bei Hölder, Pandekten S. 236 ff., namentlich 
S. 239, scheint uns besonders glücklich zu sein.) Wir können hier 
aber diese juristischen Errungenschaften nicht verwerthen, denn 
das geltende Eherecht, welches auf dem kanonischen beruht, ver- 
langt eine scharfe Scheidung, es trennt deutlich die beiden Be- 
griffe und damit haben wir hier zu rechnen. Nicht billigen können 
wir es, wenn Windscheid (Pandekten $ 76, Anm. 6) den Irr- 
thum in der Person auf den Fall der Verirrung beschränkt und 
nicht auch auf den Fall ausdehnt, dass der Kontrahent dasjenige 
Individuuum, welches er wirklich bezeichnen will, für ein anderes 
hält, weil letzterer Fall lediglich Irrthum über eine Eigenschaft 
darstelle (vgl. dazu richtig Rittner, Oesterreichisches Eherecht, 
Leipzig 1867, S. 167, Anm. 12). 


Das Gemeinsame beim error qualitatis personam redundans 
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und dem error qualitatis liegt darin, dass der Kontrahent die Ehe 
mit dem anderen Theile nicht geschlossen haben würde, wenn ihr 
bekannt gewesen wäre, dass dieser dıe von ihr erwartete Eigen- 
schaft nicht besitze. Der Unterschied besteht aber darin: in dem 
einen Falle will sie nicht die Ehe mit dem C, sondern mit dem 
B, in dem anderen will sie zum Ehemann den C, aber diesen 
mit anderen Eigenschaften. In beiden Fällen richtet sie ihre 
Erklärung auf die neben ihr stehende Person; aber in dem einen 
Falle will sie nicht diese, sondern eine andere, in dem anderen 
Falle will sie diese und keine andere. Der sogen. error qualitatis 
personam redundans ist kein Qualitäts-, sondern ein Personen- 
Irrthum. 

Greifbar springt der Unterschied meistentheils so in die 
Augen. In dem ersten Falle ist noch eine weitere Person vor- 
handen — die eigentlich gewollte —, in dem zweiten Falle fehlt 
diese zweite Person, es existirt nur Einer, der Gewollte. Als 
praktische Handhabe kann man sich den Satz merken: Sobald 
man sagen muss: A „verwechselte* den B mit C, liegt unter 
allen Umständen error in persona, und nicht in den Eigen- 
schaften vor. 

Doch ist es irrig, wenn wohl die Forderung aufgestellt wird, 
dass diese andere Person, welche der Kontrahent wünschte, leben 
oder wenigstens gelebt haben müsste. Ein Irrthum über ein Indivi- 
duum liegt auch schon dann vor, wenn die „irriger Weise vorgestellte 
Person nach der Meinung des Irrenden ein ausserhalb der Körper- 
hülle der thatsächlich angeredeten Person existirendes Wesen ist, 
wenn also das Bild, welches der Irrende sich von ihr entwirft, die 
Vorstellung enthält, dass diese Person früher zu irgend einem Zeit- 
punkte ausserhalb desjenigen Raumes gelebt haben muss, welchen 
die unerwünschte Person in ihrem bisherigen Leben zu der gleichen 
Zeit ausfüllte“. So zutreffend Leonhard, Irrthum S. 415. Wenn 
also Jemand den Willen fasst, den Sohn aus einer bestimmten 
Familie zu ehelichen, und es hat ein solcher nie existirt, so ist 
der Wille, wenn er dem Ü gegenüber erklärt wurde, auf ein von 
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dem vorgestellten abweichendes Individuum gegangen; denn die 

Eigenschaft der Familienzugehörigkeit hat er nicht besessen. Die 
| praktische Unterscheidung ist immer diese: bei dem reinen Eigen- 
schaftsfall will sie den Kontrahenten mit einer andern Eigenschaft, 
bei dem anderen Falle will sie nıcht den Kontrahenten, sondern 
einen anderen Menschen, denn die Eigenschaft, die dieser Andere 
haben soll, hat nur er im der ganzen Welt allein oder mit wenigen 
Anderen zusammen, jedenfalls ist der wirkliche Kontrahent ein 
dieselben besitzendes Individuum nicht. Beispiele mögen das 
Gesagte erläutern. 

In einer Stadt taucht ein junger Mann auf, der durch seine 
gewandten Manieren, sein nobles Auftreten die Herzen der Ein- 
wohnerschaft, insbesondere der Damenwelt, im Sturme erobert. 
Er nennt sich Baron v. X. Und da er gleichzeitig über uner- 
messliche Reichthümer zu gebieten scheint — wenigstens legen 
seine Ausgaben ein beredtes Zeugniss dafür ab — so ist er 
namentlich in Familien mit heirathsfähigen Töchtern ein will- 
kommener Gast. Es ıst daher nıcht zu verwundern, dass ihm die 
Hand einer reichen Erbin von den Eltern nicht verweigert wird, 
und da er zugleich das Herz der Tochter gewonnen, so wird das 
Ehebündniss in üblicher Form abgeschlossen. Kurze Zeit darauf 
entpuppt sich der angebliche Baron als ein Hochstapler schlimmster 
Sorte. Die Ehefrau wünscht die Ehe vernichtet zu sehen. 

Ein zweiter Fall (aus der Praxis). Zwei befreundete Familien 
haben es von jeher als einen Herzenswunsch behandelt, durch eine 
Verbindung ihrer Kinder der Zuneigung zu einander einen dauernden 
Ausdruck zu verleihen. Als daher der einen Familie ein Knabe, 
der anderen ein Mädchen geboren ward, wurden diese beiden von 
Jugend an als zukünftiges Ehepaar angesehen, so dass sich auch 
die Kinder daran gewöhnten und eine innige Zuneigung zu ein- 
ander fassten. Auf den oberen Klassen des Gymnasiums geräth 
Georg in liederliche Gesellschaft und verschwindet nach Amerika. 
Viele Jahre gehen dahin ohne ein Lebenszeichen von dem Ver- 
schollenen. Seine Braut wartet geduldig. Endlich kommt Georg 
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als gereifter Mann zurück. Er sieht zwar völlig verändert aus, 
da er aber über die kleinsten Details seiner Jugendzeit unterrichtet 
ist, so werden alle Bedenken der Eltern und der Braut beschwichtigt. 
Die Eheschliessung findet statt. Kurz darauf taucht der wahre 
Georg auf, der Betrüger hatte sich durch langjähriges Zusammen- 
leben mit ihm die nöthigen Kenntnisse verschafft. 

Der erste Fall ist ein reiner Fall von Irrthum in den Eigen- 
schaften. Von „Verwechslung“ mit einem anderen Manne war 
nicht die Rede; im Momente der Konsenserklärung hatte die 
Klägerin die Ehe mit diesem, und keinem anderen gewollt; ein 
anderer existirte überhaupt nicht. Sie hat diesen X geehelicht, 
weil sie ihn für reich u. s. w. hielt, sie hat sich demnach lediglich 
über diese Eigenschaft geirrt. 

Im anderen Falle existirt ein zweiter Mensch, der wahre 
Georg. Mit diesem „verwechselt“ die Klägerin den Betrüger. Hier 
will sie in Wahrheit ein anderes Individuum des anderen Geschlechts. 
Sıe erklärt zwar ihren Konsens in den neben ihr stehenden Mann, 
weil sie ihn für ihren Verlobten hält — aber thatsächlich will 
sie einen andern: Irrthum in der Person. 

A beschliesst, ıhren Lebensretter zu ehelichen, während 
ein solcher nur in ihrer Phantasie existirt. B stellt sich als 
Lebensretter vor. A konsentirt daher in die Ehe mit B. Die 
Ehe ist ebenfalls ungültig. Es handelt sich nicht um den einfachen 
Irrthum in den Eigenschaften, sondern durch die gewollte Eigen- 
schaft war das gewollte Individuum von jedem anderen seines 
Genus so verschieden, dass kein anderes seine Stelle ersetzen 
konnte. In der Vorstellung des den Konsens erklärenden Mädchens 
existirte ein anderes Individuum; ın das neben ıhr stehende hat 
sie darum nicht konsentirt. 

Wenn wir auf diese Weise den errror in persona und in 
qualitatibus scharf geschieden haben, so wird es uns leicht, zu 
der weiten Ausdehnung Stellung zu nehmen, welche die fran- 
zösische Praxis dem „Irrthum in der Person“ hat angedeihen 
lassen. Es handelt sich um Art. 180 des Code civil. Hier wird 
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von einer stark vertretenen Praxis der erreur dans la personne 
auf Eigenschaften ganz allgemein ausgedehnt; so auf einen Irrthum 
über die personne civile, oder über die kirchliche Gesinnung (der 
betr. Kontrahent weigert sich, die standesamtlich geschlossene Ehe 
kirchlich einsegnen zu lassen; vgl. Petersen m Hauser, 
Zeitschr. für Reichs- u. Landesrecht 2, 239 ff.; Friedberg, Recht 
der Eheschliessung, Leipzig 1865, S. 578), oder sonstige Eigen- 
schaften, s. B. Impotenz. Irrthum in der Person sei regelmässig 
das Resultat eines Irrthums über die Eigenschaften, und daher müsse 
Art. 150 auf alle Eigenschaften Anwendung finden, welche bedeutend 
genug seien, um einen erreur dans la personne zu begründen, auf alle 
essentiellen Eigenschaften. Demolombe, Cours de code Napoleon, 
III. Traite du mariage. IV. edition, Paris 1869, I, 397 ff., Nr. 253, 
S. 394: Nous considerons aussi comme une erreur dans la personne 
celle qui porte sur les qualites substantielles de la personne consideree 
dans son aptitude & remplir la fin que se propose essentiellement le 
marlage. Vgl. auch Toullier-Duvergier, Le droit cıvil francais, VI. 
edition, Paris, I, 315 ff., Nr. 525 ff.) Auf der anderen Seite wird 
aber mit Recht hervorgehoben, dass der Irrthum über die Person 
sich nur auf Irrthum sur la personnalite complete, über die Iden- 
tität erstrecke, nicht auch über die physischen Eigenschaften (vgl. 
Entscheidungen bei Sirey 1811, II, 428; 1867, IL, 81). Auch 
Napoleon, der ja wiederholt in die Verhandlungen bei Berathung 
des Code eingegriffen hat, hat den richtigen Standpunkt klar her- 
vorgehoben. Er bemerkte bei Berathung des Art. 146: Le nom, 
les qualites, la fortune entrent dans les motifs, qui determinent 
le choiıx d’un Epoux ou d’une &epouse; leerreur sur ces circon- 
stances detruit donc le consentement, quoiqu il ny ait pas 
d’erreur sur lindividu (Poncelet, Recueil complet des discours 
prononces lors de la presentation du code civil, Paris 1867, 
II, 117). 

Die niederländische und die schweizerische Praxis fasst da- 
gegen den Irrthunı in der Person ganz eng auf. (Dat de dwaling in 
den persoon alleen dan bestaat, wanneer er dwaling in het individu 
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niet in de eigenschappen is, wordt bij ons algemeen erkend, heisst 
es 2. B. bei Opzoomer, Het burgerlijke Wetboek verklaard, 
2. Dr. Amsterd. 1874 I, 218.) 

Ebenso das italienische Recht (Borsari, Commentario del 
codice civile italiano. Torino-Napolı 1871, zu Art. 105. 106), 
obwohl bezüglich des Ehehindernisses der Impotenz die Neigung 
obwaltet, dasselbe auf Irrthum in der Identität zurückzuführen 
(vgl. hierzu Sehling, Wirkungen der Geschlechtsgemeinschaft, 
Leipzig 1885, S. 97). Hier ist der Einfluss des französischen Rechts 
deutlich erkennbar. Und trotzdem bedarf das italienische Recht 
der extensiven Interpretation nicht, da es aus einer der wichtigsten 
Eigenschaften — der Impotenz — ein absolut geltendes Ehe- 
hinderniss gemacht hat, während das französische Recht dieses 
Ehehinderniss nicht kennt. Es beweist abex dieser Vorgang in 
der französischen Praxis, dass das moderne Rechts- und Kultur- 
leben es gebietet, dass einige Eigenschaften zum Ehehindernisse 
erhoben werden, sei es nun absolut oder nur im Falle des Irrthums. 
Geschieht dies aber nicht durch ausdrückliche positive Bestimmung, 
so darf trotzdem eine Ausdehnung des Irrthums in der Person auf 
Irrtthum in den Eigenschaften nicht stattfinden. Eine solche Aus- 
dehnung ist unlogisch und widerstreitet den Grundsätzen gesetzlicher 
Interpretation. Es sei denn, dass es sich um einen error qualitatis 
personam redundans handele — dann liegt aber eben, wie oben 
gezeigt, ein Irrthum ın der Identität, und nicht in den Eigen- 
schaften vor. 

So wird daher auch der Entwurf des bürgerlichen Gesetz- 
buchs auszulegen sein, der in $ 1259 die Anwendungsfälle des 
Irrthums beschränkt auf irrige Erklärung des Eheschliessungs- 
willens, während ein solcher nıcht vorhanden war, und auf den 
Irrthum in der Person. Unter letzteren Begriff muss dann der 
kanonische error qualitatis personam redundans gebracht werden. 
Dass der Entwurf zu der alten Unterscheidung der Kanonisten 
zurückgekehrt ist, und nicht auf Grund der modernen, weit fort- 


geschrittenen Irrthumslehre eine völlig neue Regelung versucht hat, 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht, Band 
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ist schon von Hinschius (Archiv für die civilistische Praxis 74, 
70 ff.) zur Gebühr tadelnd hervorgehoben worden. Ja, der Ent- 
wurf ist geradezu noch reaktionär gegenüber dem katholischen 
Eherecht. Denn dieses erkennt doch wenigstens einer Fall des 
Irrthums in den Eigenschaften an (error condicionis) und die ka- 
nonistische Doktrin hat in richtiger Würdigung der unbilligen 
Härte für manche Fälle vielfach mit der Fiktion einer still- 
schweigend beigefügten Bedingung nachgeholfen. Der Entwurf 
kennt aber nur die, abgesehen von dem error qualitatis personam 
redundans, im modernen Rechtsleben kaum denkbaren beiden 
Irrthumsfälle. Wie manche Eigenschaft kann aber sicherlich von 
jedem Ehekontrahenten als wesentliche bei dem anderen Kontra- 
henten erwartet werden! Man wende nicht ein, dass der Entwurf 
durch die weite Ausdehnung des Anfechtungsrechtes wegen Be- 
truges ausgeholfen habe. Denn welche Folgen die Verklausulirung 
des $ 1259 Nr. 1 in der Praxis haben wird, vermag Niemand zu 
sagen. Wer einmal einen Eheanfechtungsprocess wegen dolus ın 
der Praxis durchgeführt hat, weiss von den Schwierigkeiten des 
Beweises des Betrugs ein Lied zu singen. Nach dem Entwurfe 
ist z. B. die Ehe mit dem impotenten Manne eine unanfechtbare 
(denn ein besonders impedimentum impotentiae ist nicht anerkannt), 
wenn diesem kein Betrug zur Last fällt, wenn er also z. B. sein 
Gebrechen früher nicht gekannt hat. Fürwahr, das Eherecht des 
Entwurfs bedeutet keinen Fortschritt! 
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II. Miscellen. 


De contentione monasterii Limpurgensis et Sanctimonia- 
lium in Sebach. 1198. 


Mitgetheilt von 


Geheimerath Prof. Dr. Wasserschleben in Giessen. 


In dem Bodmann-Habel’schen literarischen Nachlasse, 
welcher jetzt im königl. bayerischen allgemeinen Reichsarchiv in 
München deponirt ist, befindet sich in dem mit Nr. 453 signirten 
Konvolut in Fol., Bl. 21 folgende Urkunde: 


De contentione monasterii Limpurgensis et Sancti- 
monialium in Sebach. 1198. 


In nomine sanctae et individuae Trinitatis Moguntinae sedis 
Iudices delegati omnibus Christi fidelibus tam praesentibus quam 
futuris, ad quos pagina praesentis scripti pervenerit, in uero Salu- 
tari!) aeternam salutem. Vniversitati vestrae notum esse volumus, 
quod dum in praesentia?) Spirensis Ecclesiae causa uerteretur 


!) Gleichbedeutend mit Salvatori, vergl. Du Cange s. v. Salutare. 

?) Hier ist wohl zu ergänzen „episcopi*. Der Bischof hatte zunächst 
Streitigkeiten zwischen dem Abt von Limburg und dem Kloster Sebach zu 
entscheiden. Würdtwein theilt in den Subsidia diplom. T. IV, p. 335 
eine Urkunde mit vom Jahre 1166 betreffend die Rechtsverhältnisse zwischen 
dem Abt und dem Nonnenkloster Sebach. Nachdem den Schwestern das 
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inter Abbatem Vlricum de Linthburc et Sanctimoniales de Sebach, 
Abbas eas asseruit secundum regulam sancti Benedicti sibi esse 
subjectas, magistra autem cum suis complicibus reclamabat, dicens 
eas esse liberas. Quaesitum est ergo in sententia, cui parti esset 
deferenda probatio. Quidam dixerunt, quod Abbatiı, quidam 
quod Sanctimonialıbus, et super hac altercatione ad nostram appel- 
latum est audientiam!). Nos autem utriusque partis adtestationes 
iudicauimus esse admittendas, et quia iam dictae sanctimoniales 
ad nos venire non poterant, nos ipsarum rogatu Responsalium 
Scolasticum nostrum Magistrum Praepositum ad eas direximus, ut 
assumpto Alberto Sti Guidonis in Spira Praeposito, una cum 
ipso si posset, ad pacis concordiam reformaret, sin autem ipse 
solus adtestationes utriusque partis nobis sub sigillo reportaret. 
Quo dum uenisset noster, Albertum Praepositum non invenit 
scolasticus, sed Fridericum cellarium assumpsit et amice inter 
eos componere uoluit, nec praeualuit. Fridericus uero dicens se 
impeditum negotiis ecclesiae suae recessit, scolasticus autem, cum 
uellet audire adtestationes utriusque partis, Magistra contra sen- 
tentiam ıam latam ad sedem Apostolicam appellauit, ille nihilo- 
minus adtestationes Abbatis accepit, dicens, tali appellationi non 
esse deferendum, quia sententia ab utraque parte adprobata et 
in rem iudicatam transierat, cuius ipse tantum erat executor, et ab 
executione non est appellandum, nisi executor excedat modum in 


Recht der freien Wahl ihrer magistra zuerkannt, heisst es: „haec autem 
electa cum Abbati Lintburgens. fuerit oblata, per manum ejus sine contra- 
dictione cura regiminis ei committatur et ipse quidem Abbas in nullo ei 
vel sororibus, que ipsam elegerant, gravis sive molestus existat, sed omnia 
earum negocia tamquam propria usquequaque curet ac promoveat. Si qua 
vero, quod absit, dissensio in electione inter sorores emerserit, sepedictus 
Abbas interponendo partes suas modis omnibus ad concordiam eas revo- 
care studeat, quod si ad effectum perducere non valet, arbitratu episcopi 
lis ipsa atque dissensio quantocius sopiatur.“ 

!) Es handelte sich also nur um die Beweisfrage, nicht um ein defini- 
tives Urtheil. Die judices delegati hatten nur jene zu entscheiden, daher 
waren sie auditores, executores. Vergl. c. 27, $ 2, X. De off. jud. I. 29. 
Hinschius, Kirchenrecht Bd. I, S. 187. 
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exequendo !), et illas adtestationes nobis sub sigillo suo clausas 
attulit, et nos summo Pontificı sub sigillo nostro direximus, licet 
illi appellationi deferendum esse nobis non uideretur. Verum quia 
ad monimentum causae suae Abbas sibi eas in alia carta apertas 
sigillari rogauit, hoc nos fecimus. Adtestationes autem sunt hae. 

Gebeno Abbas Sti Lamberti per obedientiam ıurauit, eas 
subjectas esse debere Abbati. Sifridus Abbas ÖOrenheimensis 
per obedientiam requisitus dixit, quod ipse interfuit, ubi magistra 
et omnes sorores in Sebach fecerunt obedientiam Vlrico Abbati 
in Linihburc, , quod ei obedient, sicut praecipit regula Sti Bene- 
dietı. Fridericus Prior in Linthburc iurauit et dixit, se uidisse 
quod magistra et omnes sorores in Sebach fecerunt obedientiam 
Vlrico Abbati in Linthburc iuxta regulam Sti Benedicti. Ge- 
rungus cellarius iurauit idem uerum esse. Simon custos iurauit 
et dixit, quod ipse uidit omnes sorores in Sebach quod fecerunt 
obedientiam Abbati Rudewico in Linthbure et uidit quod idem 
Abbas Hirmendrudim contra uoluntatem pene omnium sororum 
fecit magistram in Sebach et uidit hoc etiam, quod obedientes 
fuerunt quatuor abbatibus praedecessoribus illius, sub isto autem 
non uidit sed ab aliiıs audiuit. Burckhardus idem iurauit sub 
obedientia se hoc uidisse sub quinque Abbatibus. -Cunradus iu- 
rauit et dixit, quod ipse fuit praesens, ubi Hirmendrudim contra 
uoluntatem omnium sororum ab Abbate Rudewico instituta fuit 
magistra in Sebach, uidit etiam Adelheidim magisterium sus- 
cepisse ab Abbate Conrado. Adelbertus iurauit idem affırmans. 
Iohannes Cappellanus idem dixit et adiecit, quod uidit eam et 
caeteras sorores facere obedientiam Vlrico praesente Cunrado 
Archiepiscopo. Rudolphus idem dixit de magisterio Hirmendrudis, 
quod Cunradus et Adelbertus. Hi omnes sunt monachi et sacer- 
dotes in Linthburc et plures se dicunt esse memores huius obe- 
dientiae a quadraginta annis. Mathildis magistra in Husen per 


I) Vergl. c. 27, $ 1. 2, X. De off. jud. del. I, 29; c. 43, X. De appell. 
II, 28. Hinschius, Kirchenrecht Ba. I, S. 192. 193. 
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obedientiam requisita dixit, quod ipsa uidit omnes sorores de Sebach 
facere obedientiam Abbati de Linthburc iuxta beati Benedicti regu- 
lam, et hoc uidit sub quinque Abbatibus. Mathildis monialis de 
Husen dixit idem de obedientia et adiecit, quod hoc uidit sub sex 
Abbatibus, et uidit, quod sex sorores de Claustro Husen trans- 
latae in Sebach fuerunt, quae exstiterunt principium religionis in 
Sebach, et dixit, quod unus monachus in Linthburc praefuerit utrique 
Claustro constitutus ab Abbate in Linthburc. Venia requisita per 
obedientiam idem dixit quod magistra. Et Christina idem et Adel- 
trudis idem. Otilia per obed. requisita idem dixit de obed., quod 
magistra et dixit, se hoc uidisse sub tribus Abbatibus. Otilia idem 
diıxit. Talenta idem dixit. Sigeburc idem dixit. Hı sunt moniales. 
Conradus dapifer Spirensis Episcopi iurauit et dixit, quod ipse 
uidit magistram et omnes sorores in Sebach facere obedientiam 
Abbatı Vlrico, sicut monachus uel monialis tenetur Abbati. Die- 
terus idem dixit. Sigefridus caput iurando idem dixit. Dietericus 
jurauit et dixit, quod non fuit infra triginta annos Abbas in 
Linthburc, cui sorores in Sebach non fecerint obedientiam. Ar- 
noldus iurauit idem, dixit, quod primus. Algerus iurauit et dixit 
idem. Haec est familia Linthburgensis Ecclesiae. Cunradus ju- 
rauit idem dieens. Cunradus iurauit et dixit, se uidisse, quod 
antecessori istius Abbatis et isti Abbati dominae de Sebach fece- 
rınt obed. Hertricus, Conradus, Wolfradius, Heinricus, Heru- 
ulcus, Cunradus, Gernodius, Heinricus, Bernhardus, omnes idem 
affırmabant iurando. Heinricus, Cunradus, Heimo iurantes idem 
constanter affirmabant. 

Facta sunt haec sub imperatore Heinrico Anno ab incarnatione 
domini 1198. indictione 15. 


21 


Die neueste Gesetzgebung über das Eherecht. 
Von 


Emil Friedberg. 


Durch Gesetz vom 24. Juli 1889 ist ein neues bürgerliches 
Gesetzbuch für Spanien, die umliegenden Inseln, die kanarischen 
Inseln und die afrikanischen Staatsgebiete publicirt worden ?). 
Dasselbe kodifieirt auch das Eherecht?), und ist zum grössten 
Theil zu den Grundsätzen der katholischen Kirche zurückgekehrt, 
welche das frühere spanische Eherecht beherrscht haben. 

Die republikanische Regierung hatte am 18. Juni 18713) ein 
provisorisches Gesetz erlassen, welches die obligatorische Civilehe 
einführte, während ein Gesetz vom 17. Juni?) dem Klerus die 
auch früher schon vom Staate nicht unberücksichtigt gelassene °) 
Führung des Civilstandsregisters entzog, welche durch Dekret 
vom 13. December 1871 neu geregelt wurde‘). Das Gesetz hatte 


1) Cödigo civil espanol relaciando con las leyes vigentes y anotado 
por D. Dion. Doblado, II. ed. Madr. 1889. Französisch: Code ciyil espagnol 
promulgu& le 24 Juillet 1889, traduit et annote par Leve. Par. 1890. 

2) Obgleich das Gesetzbuch das Provinzialrecht in Kraft belässt und 
diesem gegenüber nur eine subsidiäre Geltung beansprucht, so ist das gemäss 
Art. 12 nicht der Fall betreffs Buch I, Titel 4, welcher das Eherecht enthält. 

®) Ley provisional del Matrimonio civil bei Abella, Manual del matrim. 
civil y canon. Madr. 1885. p. 155. 

*) Ebd. 187. 

°9) Novissima Recopilacion lib. 7, tit. 22, ley 10. Königl. Dekr. v. 
21. März 1749, 1. Dec. 1837. 

6) Abella a. a. O. 194. Das Gesetzbuch Art. 325—332 hat nur Un- 
bedeutendes geändert. Danach werden die Civilstanderegister, in welche 
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wie das italienische den Geistlichen keine Strafen angedroht, 
welche eine Ehe kirchlich trauen würden vor ihrer bürgerlichen 
Eingehung, und die Folgen davon waren noch verhängnissvoller 
als ın Italien. Eine Anzahl Ehen wurden bloss kirchlich ge- 
schlossen und eine Ordonanz vom 11. Januar 1872) wies die 
Standesbeamten ausdrücklich an, die aus solchen entsprossenen 
Kinder als uneheliche in die Register zu tragen. 

Aber schon das Dekret vom 22. März 1874?) musste den 
faktischen Verhältnissen insoweit Rechnung tragen, dass denjenigen, 
welche eine bloss kirchliche Ehe geschlossen hatten, die Eingehung 
einer anderweiten bürgerlichen untersagt wurde, da auch jene als 
„vinculo digno de respeto“ anzusehen sei; und kaum war die 
Republik gefallen (1. Januar 1875), so erging ein Dekret?), 
welches den durch das Dekret vom 11. Januar 1872 geschaffenen 
Rechtsstand als die Würde der Ehe schwer verletzend bezeichnete, 
die dadurch hervorgerufenen Wirren in Familie und Gesellschaft 
beklagte, und darum den in kirchlichen Ehen erzeugten Kindern 
— falls diese nur in das Civilstandsregister eingetragen würden — 
die Rechte der ehelichen beilegte, den Eltern der früher deswegen 


eingetragen werden: Geburten, Ehen, Emancipationen, Anerkennung und Legi- 
timation unehelicher Kinder, Todesfälle, Erwerb des Staats- und des Orts- 
bürgerrechts, von jedem ÖOrtsrichter geführt. Die Aufsicht handhaben die 
Bezirksgerichtspräsidenten, die Generäldirektion und der Justizminister. Die 
Generaldirektion selbst führt ein Register für die Akte der Personen, welche 
weder selbst, noch durch ihren Vater einen bekannten Wohnsitz in Spanien 
haben. Hier werden eingetragen: die im Auslande geborenen Kinder spa- 
nischer Eltern, die in offener See auf einem spanischen Schiffe Geborenen, 
die Soldatenkinder, die während eines Feldzuges im Auslande geboren sind. 
In der 2. Abtheilung: die im Auslande durch Soldaten im Felde geschlossenen 
Ehen auf dem Todtenbette, die auf dem offenen Meere oder ım Auslande 
eingegangenen, die gerichtlichen Urtheile, welche eine im Centralregister 
eingetragene Ehe für nichtig erklären, die Gewissensehen. Weiter bestimmte 
Arten der Todesfälle und Naturalisationen. 

!) Stocquart in Revue de droit internat. 23, 31. 

2) Abella a. a. O. 225. 
: ®) Vom 22. Januar 1875, ebd. 226; dazu ein Reglement vom 30. Januar, 
ebd. 28...  . | | | 
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als unehelich eingetragenen die Befugniss gab, binnen Jahresfrist 
eine Korrektur im Register zu bewirken. Gleich darauf aber 
am 9. Februar!) erging ein neues königliches Dekret, wonach 
der kirchlichen Eheschliessungsform für Katholiken die bürgerliche 
Rechtswirksamkeit sogar mit rückwirkender Kraft beigelegt 
wurde. So blieb die Civilehe nur für Nicht-Katholiken, „deren 
Aufenthalt in Spanien die Regierung nicht verhindern könne“, 
und, wie die von Canovas del Castillo gezeichnete Einleitung 
ın das Gesetz sich ausdrückt, für „malos catolicos“, welche kırch- 
liche Censuren und Strafen unterworfen, für ihre Ehe sich in 
der Unmöglichkeit befänden „de sanctificarlo con el sacramento‘. 
Endlich erschien das Dekret vom 28. Februar 1875, welches den 
Katholiken die Civilehe ganz untersagte ?). 

Das neue Gesetzbuch bestimmt in Art. 42°): Das Gesetz erkennt 
zwei Formen der Ehe an: die kanonische, welche alle Anhänger 
der katholischen Religion beobachten müssen, und die bürgerliche, 
welche nach den Bestimmungen dieses Gesetzbuches zu vollziehen 
ist. (La ley reconoce dos formas de matrimonio; el canonico, que 
deben contraer todos los que profesen la Religion catölica; y el 
civil, que se celebrerä del modo que determina esto Cödigo.) 

Die Zwiespältigkeit, welche in dieser Weise für das Institut 
der Ehe bewirkt wird, ist auch dem früheren Recht seit 1870 
eigenthümlich gewesen und durch dieses zuerst für Spanien er- 
zeugt worden. 

Denn wenn die spanische Gesetzgebung vor 1870 auch 
aufschiebende Ehehindernisse festgesetzt und die auf verbotene 
Ehen angedrohten Strafen theilweis bis ins Abenteuerliche ver- 


!) Ebd. 20. Dazu Instr. v. 19. Febr. ebd. 236. 

?) Ebd. 243. Nur diejenigen können eine Civilehe schliessen, welche 
offenkundig beweisen, dass sie der katholischen Kirche nicht angehören (que 
ostensiblemente manifiesten que no partenecen & la Iglesia catölica. 

?) Vgl. bezüglich dieses Principes die Vorarbeiten zum Gesetzbuche 
bei Fabre, Disertac. juridic. sobre el desarrolo histörico del derecho, sobre 
las bases del cödigo civil y sobre la organizacıön de los trıbunales 116. 133. 
150. 163. 183. 203 ff. Madr. 1885. 
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schärft hatte!): trennende Ehehindernisse waren lediglich die 
des katholischen Kirchenrechts, die Eheschliessung konnte nur 
vor dem katholischen Pfarrer nach den Normen des Tridentinum ?) 
erfolgen und die Ehegerichtsbarkeit wurde allein durch kirchliche 
Gerichte geübt. 

Das Gesetz von 1870, als Konsequenz der in der republikani- 
schen Verfassung für Spanien als neu anerkannten Gewissens- 
freiheit, brach nun zwar mit dem bisherigen Systeme, indem 
es selbständig uuch trennende Ehehindernisse aufstellte, die oblı- 
gatorische Civilehe vorschrieb und alle Ehesteitigkeiten den bürger- 
lichen Gerichten zuwies. Aber die in dem Gesetze festgestellten 
Elehindernisse entsprachen doch materiell dem kirchlichen Recht 
und enthielten so auch das Verbot der Heirath von Geistlichen 
und Ördensleuten. Erst nachträglich wurde der etwas unklar 
gefasste Artikel?) des Gesetzes von der Regierung authentisch 
in dem Sinne gedeutet?), dass er sich auf solche Personen, die 
aus der katholischen Kirche ausgetreten seien, nicht beziehe, 
wodurch dann allerdings die Grundsätze des geltenden katholischen 
Kirchenrechts verletzt wurden’). 

Das Gesetz gewährte weiter keine Ehescheidung, sondern 
hielt an dem katholischen Grundsatze der Unauflöslichkeit des 
ehelichen Bandes fest, und endlich beliess es für dıe Ehen, 
welche vor dem Inkrafttreten des Gesetzes geschlossen waren, 


!) Die Sanktion Karls IV. v. 10. April 1803 (Novissima Recopilacion 
lib. 10, tit. 2, ley 18, Paris 1846, 4, 216) bestimmte: „Die Geistlichen, 
welche zu Ehen mitwirken, die der gesetzlichen Erfordernisse entbehren, 
sollen verbannt und ihrer Temporalien beraubt werden. In dieselbe Strafe 
verfallen die Kontrahenten.“ 

2) Die Konzilbestimmungen waren den Geistlichen durch Dekret der 
Cortes v. 23. Febr. 1828 und 7. Januar 1837 von Neuem eingeschärft worden. 
Vgl. Escriche, Dicionario razonado de legislacion y jurisprudencia, Madr. 
1840, s. v. Matrimonio. 

®) Art. 5, Abs. 2. 

4) Resoluciones v. 16. Sept. 1871 und 7. Nov. 1872. Abellaa.a.O. 152. 

. 5) Diese wurden wieder zur Geltung gebracht durch Dekr. v. 9. Febr. 
1875 Art. 6. Abella 235. 
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das frühere Recht in Geltung. Ueber diese also urtheilten nach 
wie vor die kirchlichen Gerichte und selbstverständlich nach den 
Normen des kirchlichen Rechtes. 

Das neue Gesetzbuch stellt sich nun zwar für die Ehen der 
Katholiken auf den kirchlichen Standpunkt, aber doch nicht voll- 
kommen, und bezeichnet insofern einen Fortschritt gegenüber 
dem vor 1870 geltenden und dem 1875 wieder hergestellten Recht. 

Allerdings geht der Gesetzgeber so weit, die eherechtlichen 
Bestimmungen des Tridentinum geradezu für Staatsgesetze zu 
erklären !J, während doch das Konzil einst in Spanien nur nach 
Klagen des Papstes und mit beschränkender Klausel publicirt 
worden war?), und der frühere Entwurf des Gesetzbuches wenig- 
stens für angemessen gefunden hatte, die tridentinischen Ehe- 
normen selbst im Einzelnen als staatliche festzustellen ?). Weiter 
erklärt das Gesetzbuch ausdrücklich, dass die Ehegerichtsbarkeit 
durch die geistlichen Gerichte auszuüben sei); aber es beschränkt 
diese letztere doch wesentlich dadurch, dass die persönlichen 
Verhältnisse der Ehegatten während der Dauer des Processes 
durch die staatlichen Gerichtshöfe zu regeln seien ®), und dass diese ®) 
ausschliesslich die Vollstreckung der kirchlichen in das Standes- 
register einzutragenden Urtheilssprüche, soweit diese bürgerliche 
Verhältnisse betreffen, zu bewirken haben. Namentlich aber ordnet 
es an, dass die bürgerliche Gültigkeit der kirchlichen Eheschlies- 
sung von der Gegenwart des staatlichen Registerbeaniten ab- 
hänge’). Zwar wird zur Schonung etwaiger kirchlicher Vor- 
urtheile ausdrücklich hervorgehoben, dass die Anwesenheit des 
Staatsorganes lediglich den Zweck habe, die Registrirung der Ehe 


') Art. 75. 

2) Vgl. meine Grenzen zwischen Staat u. Kirche. Tübingen 1872. 545. 

®) Vgl. mein Recht der Eheschliessung. Leipzig 1865. 128. 

4) Art. 80. 

5) Art. 81. 

6) Art. 82. Vgl. für das ältere Recht ley 7a, tit. 10. Partida 4a; 
Nov. Recop. 1. 30, lib. 2, tit. 1. 

?) Art. 77 ff. 
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zu bewirken, aber es wird doch andererseits bestimmt!) dass der 
Beweis der geschlossenen Ehe nur durch das Civilstandsregister 
geführt werden könne; dieses aber ist rein staatlicher Natur. 
So trägt denn das heutige katholische Eheschliessungsrecht des 
spanischen Staates einen gemischten Charakter und entspricht 
vollständig der Form, wie sie im heutigen englischen Rechte 
für die Eheschliessung von Personen vorgeschrieben ist, die nicht 
der Staatskirche angehören ?). 

Umgekehrt trägt aber das staatliche Gesetz der kirchlichen 
Rechtsordnung und vielleicht auch den Bedürfnissen des nationalen 
Lebens insoweit Rechnung, dass das das Eherecht beherrschende Prin- 
cip der Publicität-durchbrochen und ein Satz ausgesprochen wird, so 
eigenthümlich,wieerin keinem sonstigen staatlichen Eherechte wieder- 
zufinden ist. Nach kirchlichem Rechte ist es nämlich dem Bischofe 
zugelassen, ein sogen. matrimonium conscientiae zu gewähren °). 
Dieses wird ohne Aufgebot bloss vor dem Pfarrer oder einem 
delegirten Priester in Gegenwart zweier vertrauter Zeugen abge- 
schlossen und nicht in die gewöhnlichen Kirchenbücher einge- 
tragen. Ein solches soll nun nach dem Gesetzbuche‘) zwar 
‚ bürgerliche Wirkungen erst erzeugen, wenn es durch Eintragung 
in das Civilstandsregister veröffentlicht wird; aber es wırd auch 
bestimmt, dass solche Eheleute sich an die Centraldirektion der 
Register wenden dürfen, dass diese Gewissensehen in ein geheimes 
zu diesem Behufe geführtes Register eingetragen werden sollen, dass 
die Uebertragung der Eintragung in das gewöhnliche Ortsstandes- 
register erst auf Antrag der Parteien zu erfolgen habe, deren Ehe 
aber nichtsdestoweniger von dem Augenblicke ihrer Schliessung 
an vollkommene bürgerliche Rechtswirkungen hervorbringe. 


I) Art. 53. 

2) Vgl. mein Recht der Eheschliessung 417. (St. 6 u. 7. Will. IV. 
c. 85, s. 22.) 

3) Vgl. Bened. XIV. Satis vobis v. 17. Nov. 1741 bei Richter et 
Schulte, Conc. Trid. p. 546. 

*) Art. 79. 


Friedberg, Die neueste Gesetzgebung über das Eherecht. 77 


Der Gesetzgeber !) giebt zuerst die Vorschriften, welche für 
beide Arten von Ehen gemeinsam gelten. Dabei bestimmt er, 
dass weder vor kirchlichem noch vor bürgerlichem Gerichte aus 
dem Verlöbnisse eine Klage auf Ehevollziehung angestellt werden 
dürfe. Doch wird dem Verlobten unter gewissen Voraussetzungen 
zugestanden, vor dem bürgerlichen Gerichte eine Klage auf Ersatz 
des durch den Bruch des Verlöbnisses erlittenen Schadens anzu- 
stellen ?). 

Es werden dann weiter drei aufschiebende Ehehindernisse 
aufgestellt. Von diesen ist das wichtigste das der mangelnden 
elterlichen Einwilligung. In dieser Beziehung steht der Gesetz- 
geber auf dem Standpunkt des früheren Rechtes, wie dasselbe in 
dem Gesetze vom 20. Juni 1862°) fixirt gewesen war. Das Ge- 
setzbuch unterscheidet zwischen minderjährigen und grossjährigen 
Kindern, indem es das Grossjährigkeitsalter auf das vollendete 
dreiundzwanzigste Lebensjahr feststellt‘), ohne mit dem Gesetz 
von 1862 einen weiteren Unterschied zwischen Söhnen und Töch- 
tern zu machen’). Minderjährige eheliche Kinder bedürfen der 
Einwilligung (licencia) des Vaters, bezw. der Mutter, bezw. der 
väterlichen und mütterlichen Ascendenten bezw. des Familien- 
rathes®). Grossjährige Kinder dagegen, uneheliche anerkannte 


!) Eine kurze dogmatische Darstellung des unmittelbar vor dem Gesetz- 
buche geltenden Rechtes findet sich bei Lehr, El&ments de droit civil espagnol, 
Paris 1880, S. 54 ff.; des heute geltenden bei demselben, Partie Ile, Paris 1890, 
S. 50 ff. und bei Nicolas de Paso y Delgado, Derecho civil espanol, 
Madrid 1890, S. 42 ff. Der letztere hebt besonders die Unterschiede zwischen 
dem alten und neuen Rechte hervor. 

?) Also nur wegen Ersatzes des damnum emergens, nicht wegen des- 
jenigen des lucrum cessans. Vgl. mein Lehrbuch des K.R. S. 407. 

3) Bei Abella a. a. O. 78. 

*) Art. 320. 

°) Nach diesem bedurften Töchter der Einwilligung nur bis zum voll- 
endeten 20. Lebensjahre. Vgl. auch Falcon, Hist. del derecho espanol. 
Salamanca 1880. 8. 645. 

°) Dieser entspricht dem französischen Rechtsinstitut, unterscheidet 
sich aber dadurch wesentlich, dass er einmal errichtet, ein dauerndes Corpus 
ist, welches sich, ohne Veranlassung durch die Obrigkeit, nach Bedürfniss 
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und vom Könige legitimirte!) haben nur den Rath (consejo) ihres 
Vaters, oder ıhrer Mutter, oder des Familienrathes einzuholen. 
Ebenso bedürfen Adoptivkinder des Rathes ihres Adoptivvaters ?) 
— ın dessen Ermangelung ihrer natürlichen Verwandten — un- 
eheliche desjenigen der Mutter, Findelkinder desjenigen des Findel- 
hausvorstandes. 

Die Eheerlaubniss oder der Rath kann ertheilt oder ver- 
weigert werden, ohne dass eine Angabe von Gründen erforderlich 
oder eine richterliche Supplirung möglich wäre. Indessen bewirkt 
die Verweigerung des Rathes nur, dass die Eheschliessung um 
drei Monate aufgeschoben werden muss. Ausserdem freilich treten 
bei Verletzung der gesetzlichen Vorschrift die Bestimmungen des 
Strafgesetzbuches?) in Kraft und gewisse civilrechtliche Nachtheile 
betreffs der ehelichen Vermögensverwaltung. 


versammelt, unter Vorsitz eines von den übrigen vier gewählten Mitgliedes. 
Cödigo 293—313. Lehr a. a. O. 2, 137 ff. Paso y Delgado a. a. 0. 
146 ff. 

!) Neben der legitimatio per subsequens matrimonium, welche nur an- 
erkannten Kindern, aber auch deren Descendenz zu Gute kommen kann, 
wenn das uneheliche Kind zur Zeit der Eheschliessung seiner Eltern nicht 
mehr lebt, kennt das spanische Recht noch die legit. per rescriptum prin- 
cipis. Diese kann aber nur erfolgen, wenn die Legitimation durch nach- 
folgende Ehe unmöglich ist, von dem oder den Erzeugern nachgesucht wird, 
der Petent keine ehelichen oder legitimirten Kinder besitzt, auch keine Ab- 
kömmlinge von diesen leben, und falls wenn er verheirathet ist, der andere 
Ehegatte seine Zustimmung gibt. Cödigo 119—128. Lehr a.a.0. 2, 98. 
Paso y Delgado a. a. 0. 90 ff. 

2) Obgleich das Gesetzbuch nur die Adoption erwähnt, so scheinen 
doch damit die Arrogation und die diese betreffenden Normen der C.P.O. 
Art. 63, 16 nicht beseitigt zu sein. 

'®) Dasselbe enthält Buch U, Tit. XI, Kap. 2, Art. 486—494 Straf- 
bestimmungen für diejenigen, welche illegale Ehen eingehen. So für Biga- 
misten, für jeden, der eine Ehe trotz eines entgegenstehenden indispensa- 
belen Hindernisses schliesst, oder eines dispensabelen, wobei im letzteren 
Falle die Strafe erhöht wird, wenn durch Schuld des Angeklagten die Ehe 
nicht revalidirt. Für Minderjährige, die ohne elterliche Einwilligung heirathen, 
für die Ehefrau wegen verletzter Trauerzeit, für Adoptiveltern und Vor- 
münder, welche verbotene Ehen mit ihren Adoptivkindern bezw. Mündeln 
eingehen, fär den Ortsrichter, welcher verbotene Ehen traut, oder solche, 
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Die beiden anderen aufschiebenden Ehehindernisse verbieten 
der Wittwe die Verletzung der Trauerzeit und dem Vormunde 
und dessen Descendenz die Ehe mit dem Mündel vor abgelegter 
Rechnung ?). 

Für beide Arten von Ehen wird dann weiter der Grundsatz 
ausgesprochen, dass das impedimentum ligaminis einer trotzdem 
geschlossenen Ehe keine bürgerlichen Rechtswirkungen zukommen 
lasse ?). 

Nachdem die III. Sektion über den Beweis der Ehe die 
schon oben erwähnten Grundsätze aufgestellt hat, beschäftigt sich 
Sektion IV mit den Rechten und Pflichten der Ehegatten, welche 
bei Abschliessung einer Civilehe den Brautleuten theilweise vor- 
gelesen werden. 

Danach sind dieselben verpflichtet, zusammen zu leben und 


denen kein indispensabeles trennendes Ehehinderniss entgegenstebt. Auch 
soll in allen diesen Fällen der dolose, verurtheilte Mann die gutgläubige 
Frau nach Kräften dotiren müssen. 

!) Nach früherem Rechte war königliche Genehmigung erforderlich für 
die Ehen von Mitgliedern der königlichen Familie (Noviss. Recop. 1. X, 
tit.2, 1.19, $ 11, 1. 18); für die spanischen Granden und ihre präsumptiven 
Erben (ib. 1. 9, $ 11. 13); für die titulirten Adligen und deren Erben (ib.). 
Zwar war die zuletzt genannte Norm beseitigt worden durch das Dekr. v. 
25. Mai 1873, welches die Adelstitel abgeschafft hatte, aber wiederhergestellt 
am 25. Juni 1874 und durch die Ord. v. 16. März 1875. Da das Gesetz- 
buch alle diese Fälle mit Stillschweigen übergeht, so sind die bezüglichen 
Normen als aufgehoben zu erachten. Militär und Marine bedarf nach dem 
Dekr. v. 21. März 1873 keiner Ehegenehmigung des Königs, nur dass, falls 
sie ihren Chefs keine Kopie des Eheschliessungsaktes einreichen, angenommen 
wird, sie hätten auf die den Soldaten-Wittwen und -Waisen zustehenden Yor- 
theile verzichtet. Vgl. Abella a. a. O. 126, wo auch die neuesten, etwas 
abweichenden Bestimmungen des Militärges. v. 22. Nov. 1881 angeführt sind. 
Doch hat auch nach diesem der Mangel der Genehmigung für Ehen von 
Militärpersonen keine Nichtigkeit zur Folge. 

2?) Der Gesetzgeber beschränkt sich im Art. 51, nur von den bürger- 
lichen Wirkungen der Ehe zu sprechen. Würde also ein Geistlicher eine 
Person trauen, die schon civiliter verheirathet ist, weil er den kirchlichen 
Grundsätzen gemäss der Civilehe die sakramentalen Wirkungen abspricht, 
so würde die kirchliche Ehe kirchlich gültig sein. 
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sich gegenseitig Treue und Unterstützung zu gewähren. Der 
Mann hat die Frau zu beschützen, diese jenem zu gehorchen. 
Die Frau hat den nothwendigen Wohnsitz des Ehemannes, ausser 
nach gerichtlicher Kognition, wenn dieser nach überseeischen 
Ländern oder ins Ausland zieht. Der Mann verwaltet das ehe- 
liche Vermögen und ist der gesetzliche und gerichtliche Stell- 
vertreter der Ehefrau, die ohne seine Genehmigung vor Gericht 
nur auftreten darf, wenn sie strafrechtlich verfolgt wird, bei 
Klagen gegen ıhren Ehemann oder wenn sie in Gemässheit der 
Civilprocessordnung eine gerichtliche Erlaubniss erhalten hat. 

Die Frau kann weiter ohne Genehmigung des Ehemanns 
weder erwerben noch sich verpflichten. Ihre selbständig abge- 
schlossenen Rechtsgeschäfte sind nichtig, doch können sie nur 
vom Ehemann und dessen Erben angefochten werden. Indessen 
darf sie testiren und die Pflichten gegen ihre Kinder erfüllen. 
Die Frau hat Rang und Stand des Ehemannes und behält diese 
Rechte auch nach dem Tode desselben. 

Abschnitt V handelt von den rechtlichen Folgen der Ehe- 
nichtigkeit und der Trennung von Tisch und Bett. Hier sind 
namentlich die Bestimmungen über die Putativehen sehr ausführ- 
lich und wird über die Erziehung von in solchen Ehen erzeugten 
Kindern Anordnung getroffen. 

Die Normen des II. Kapitels über die kanonische Ehe sind 
. schon oben gekennzeichnet worden. Auffällig sind die eingehenden 
Bestimmungen über die Eheschliessung in articulo mortis. 

Das Ill. Kapitel über die Civilehe stellt zunächst 5 absolute 
und 8 relative trennende Öffentliche Ehehindernisse fest, die 
durchaus den Normen des katholischen Kirchenrechtes entsprechen. 
Doch bildet Ehebruch, falls rechtskräftig festgestellt, ohne Wei- 
teres ein Ehehinderniss unter den Ehebrechern. Die Dispensation 
von diesen Ehehindernissen, soweit eine solche kirchenrechtlich 
möglich ist, wird von der Regierung ertheilt'!). 


!) Das hierbei zu beobachtende komplicirte Verfahren ist durch die 
Art. 1980 ff. der Ley de enjuiciamiento von 1881 dahin geregelt: Der 
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In dem darauffolgenden Abschnitt von der Eheschliessung 
ist einmal auffällig, dass eine Vertretung für einen Theil der 
Brautleute auf Grund einer besonderen Vollmacht zulässig ist, 
und weiter, dass auch Civilehen in articulo mortis abgeschlossen 
werden können, deren Gültigkeit aber bedingt ist von dem 
Nachweis, dass die Kontrahenten ledig waren. 

Jeder, der ein trennendes Ehehinderniss kennt, ist verpflichtet, 
vor der Eheschliessung davon Anzeige zu erstatten, hat aber den 
Brautleuten gegenüber die pekuniäre Verantwortlichkeit zu tragen, 
falls seine Denunciation vom Gericht als unrichtig befunden wer- 
den sollte. 

Die Geltendmachung der Einsprache gegen eine beabsichtigte 
Ehe erfolgt nur durch den Staatsanwalt oder die Personen, welche 
an dem Nichtzustandekommen der Ehe ein Interesse haben. 

Nach Abschnitt III tritt die Nichtigkeit der Ehe ein beim Vor- 
handensein der öffentlichen trennenden Ehehindernisse und der pri- 
vaten des error personae, visac metus, raptus, sowie endlich wenn 
die Ehe nicht vor dem zuständigen Standesbeamten, oder ohne die 
Gegenwart der gesetzlich erforderlichen Zeugen eingegangen war. 

Die Klage kann ausser vom Staatsanwalt und den Ehegatten 
von jeder interessirten Person angestellt werden. Doch steht die An- 
fechtungsklage wegen Irrthum, Zwang, Entführung und Impotenz 
allein dem unschuldigen Ehegatten zu und verjährt nach 6 Monaten. 

In dem Abschnitte über die Ehetrennung werden 6 Scheide- 
gründe aufgeführt, aber über die Dauer der Trennung ist nichts 
bestimmt, so dass diese allein vom Ermessen des Richters abhängt. 


Wir lassen jetzt die einschlagenden Bestimmungen des Ge- 
setzbuches mit einer von uns herrührenden deutschen Uebersetzung 
folgen. 


Richter darf über kein Dispensationsgesuch verhandeln, wenn es ihm nicht 
auf königlichen Befehl durch die vorgesetzte Behörde zugeht. Er hat den 
Bittsteller und alle Interessenten zu vernehmen, das schriftliche Gutachten 
des Staatsanwaltes einzufordern und seine Entschliessung dem Obergericht 


einzureichen, welches dann sein Urtheil erst wieder der Regierung unterbreitet. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. Band I. 6 
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Buch I. 
Von den Personen. 


Tıt; i 
Von der Ehe. 


Kap. I. 
Allgemeine Bestimmungen. 


Abth. I. 
Von den Formen der Ehe. 


Art. 42 siehe oben 8. 73. 


Abth. II. 
Für beide Formen der Ehe gemein- 
schaftliche Bestimmungen. 


Art. 43. Verlöbnisse bewir- 
ken keine Verpflichtung zur Ehe- 
schliessung. Kein Gerichtshof 
darf eine Klage auf Vollziehung 
des Eheversprechens annehmen. 

Art. 44. Ist das Ehever- 
sprechen in einer Öffentlichen 
oder privaten Urkunde von einem 
Grossjährigen abgegeben, oder 
von einem Minderjährigen unter 
dem Beistande derjenigen Person, 
deren Einwilligung zur Ehe- 
schliessung erforderlich ist, oder 
sind die Aufgebote verkündigt, 
so ıst derjenige, der die Ehe zu 
schliessen ohne rechtmässigen 
Grund verweigert, verpflichtet, 


Libro I. 
De las Personas. 


Tit. I. 
Del matrimonio. 


Cap. 1. 
Disposiciones generales. 


Sece. 1. 
De las formas del matrimonio. 


Art. 42 siehe oben 8. 73. 


Secc. I. 
Disposieiones comunes a las dos 
formas de matrimonio. 


Art. 43. Los esponsales de 
futuro non producen obligacion 
de contraer matrimonio. Ningün 
Tribunal admitir& demanda en 
que se pretenda su cumplimento. 

Art. 44. Si la promesa se 
hubiere hecho en documento 
püblico 6 privado por un mayor 
de edad, 6 por un menor asis- 
tido de la persona cuyo con- 
sentimiento sea necesario para 
la celebracion del matrimonio, 
6 sı se hubieren publicado las 
proclamas, el que rehusare ca- 
sarse, sin justa causa, estara 
obligado & resarcir a la otra 
parte los gastos que hubiese 
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dem anderen Theile den Schaden 
zu ersetzen, welcher aus der 
Nichtvollziehung der Verlobung 
erwachsen ist. 

Die Klage auf Ersatz des 
Schadens, von welchem der vor- 
hergehende Absatz spricht, kann 
nur innerhalb eines Jahres von 
der Weigerung der Eheschlies- 
sung an gerechnet, angestellt 
werden. 

Art. 45. Die Ehe ist unter- 

sagt: 
1. Dem Minderjährigen, der 
nicht die Genehmigung erhalten 
hat, und dem Grossjährigen, der 
nicht den Rath nachgesucht hat 
derjenigen Personen, denen die 
Ertheilung der einen oder des 
anderen in den von dem Gesetze 
bestimmten Fällen zusteht. 

2. Der Wittwe während der 
301 Tage nach dem Tode ihres 
Ehemannes, oder vor ıhrer Ent- 
bindung, wenn sie schwanger 
Ebenso der Frau, deren 
Ehe für nichtig erklärt worden 


war. 


ist, in demselben Zeitraume, ge- 
rechnet von der rechtmässigen 
Trennung an. 

3. Dem Vormunde und seinen 
Descendenten mit den Personen, 
welche er unter seiner Vormund- 
schaft hatte oder hat, bis nach 


hecho por razon del matrimonio 
prometido. 


La accion para pedir el re- 
sarcimiento de gastos, ä que se 
refiere el pärrafo anterior, solo 
podräa ejercitarse dentro de un 
ano, contado desde el dia de la 
negativa & la celebraciön del 
matrimonio. 

Art. 45. Esta prohibido el 
matrimonio: 

1°. Al menor de edad que 
non haya obtenido la licencia, 
y al mayor que non haya solı- 
citado el consejo de las per- 
sonas &ä quienes corresponde 
otorgar una y otro en los casos 


determinados por la ley. 


2°. A la vidua durante los 
trescientos un dias siguientes & 
la muerte de su marido, 6 antes 
de su alumbramiento si hubiese 
quedado en cinta, y 4 la muyer 
cuyo matrimonio hubiera sido 
declarado nulo, en los mismos 
casos y terminos, 4 contar desde 
su separaciön legal. 

3°. Al tutor y sus descen- 
dientes con las personas que 
tenga 6 haya tenido en guardia, 
hasta que fenecida la tutela se 
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Beendigung der Vormundschaft 
Rechnung gelegt worden ist. 
Ausgenommen ist der Fall, dass 
der Vater der der Vormundschaft 
unterworfenen Person die Ehe 
durch Testament oder öffentliche 
Urkunde erlaubt hätte. 

Art. 46. Die Genehmigung, 
von welcher Nr. 1 des voran- 
gehenden Artikels spricht, ıst 
den ehelichen Kindern durch 
deren Vater zu ertheilen. Ist 
derselbe todt oder verhindert, so 
ist dieselbe in folgender Reihen- 
folge nachzusuchen: zunächst die 
der Mutter, dann die der väter- 
lichen und mütterlichen Ascen- 
denten und in deren Ermange- 
lung des Familienrathes. 

Handelt es sich um aner- 
kannte uneheliche Kinder oder 
solche, die durch königliches 
Dekret legitimirt sind, so ist der 
Rath derjenigen nachzusuchen, 
welche sie anerkannt oder legi- 
timirt haben, deren Ascendenten 
und des Familienrathes nach der 
im vorigen Absatz aufgestellten 
Reihenfolge. 

Bei Adoptivkindern ist der 
Rath des Adoptivvaters erforder- 
lich, und in seiner Ermangelung 
der Mitglieder der natürlichen 
Familie, der sie zugehören. 


aprueben las cuentas de su cargo; 
salvo el caso de que el padre 
de la persona sujeta ä& tutela 
hubiese autorizado el matrimonio 
en testamento 6 escritura pü- 


blica. 


Art. 46. La licencia de que 
habla el num. 1° del articulo 
anterior debe ser concedida & 
los hijos legitimos por el padre; 
faltando este, 6 hallandose ım- 
pedido, corresponde otorgarla, 
por su orden, ä la madre, & los 
abuelos paterno y materno, y en 
defecto de todos, al consejo de 
familia. 


Sı se tratare de hijos natu- 


? 


rales reconocidos 6 legitiniados 
por concesiön Real, el consenti- 
miento deberä ser pedido & los 
que los reconocieron y legiti- 
maron, 4 sus ascendientes y al 
consejo de familia por el orden 


establecido en el parrafo anterior. 


Si se tratare de hijos adop- 
tivos, se pedirä el consentimiento 
al padre adoptante, y, en su de- 
fecto, a las personas de la familia 
natural & quienes corresponda. 
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Die übrigen unehelichen Kin- 
der bedürfen des Rathes ihrer 
Mutter, falls diese dem Gesetz ge- 
mäss feststeht, ihrer mütterlichen 
Ascendentenunter derselben Vor- 
aussetzung, und in Ermangelung 
der einen oder der anderen des 
Familienrathes. 

Die Vorsteher der Findel- 
häuser haben zu den Ehen der 
in ihren Anstalten erzogenen 
Personen den Rath zu ertheilen. 

Art. 47. Grossjährige Kinder 
sind verpflichtet, den Rath ihres 
Vaters und in dessen Ermange- 
lung ihrer Mutter nachzusuchen. 
Erhalten sie auf ihr Gesuch 
keinen oder einen abschlägigen 
Bescheid, so darf die Ehe erst 
drei Monate nach der Stellung 
des Gesuches geschlossen werden. 

Art. 48. Die Genehmigung 
oder der zustimmende Rath zur 
Eheschliessung ist wie das dies- 
bezügliche Gesuch durch einen 
Akt zu beweisen, welchen ein 
oder kirchlicher 
Notar aufgenommen hat, oder 
der Ortsrichter des Wohnsitzes 
des Nachsuchenden. 


bürgerlicher 


; In dieser 
Weise allein kann nachgewiesen 
werden, dass die Frist verstrichen 
ist, auf welche der vorangehende 
Artikel hinweist, für den Fall, 


Los demäs hijos obtendran 
el consentimiento de su madre 
cuando fuere legalmente cono- 
cida; e el dos abueles maternos 
en el mismo caso, y, a falta de 
unos y otros, el del consejo de 
familia. 


A los jefes de las casas de ex- 
pösitos corresponde prestar el 
consentimiento para el matri- 
monio de los educados en ellas. 

Art. 47. Los hijos mayores 
de edad estän obligados 4 pedir . 
consejo al padre, y en su defecto 
a la madre. Sı no lo obtuvieren, 
6 fuere desfavorable, no podra 
celebrarse el matrimonio hasta 
tres meses despues de hecha la 
peticiön. 


Art. 48. La licencia y el 
consejo favorable & la celebra- 
cion del matrimonio deberän 
acreditarse, al solicitar este, por 
medio de documento que haya 
autorizado un Notario civil 6 
eclesiästico, 6 el Juez municipal 
del domicilio del solicitante. Del 
propio modo se acreditarä el 
transcurso del tiempo A que alude 
el articulo anterior, cuando in- 
ütilmente se hubiere pedido el 
consejo. 
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dass die Zustimmung vergeblich 
nachgesucht wird. 

Art. 49. Keine Person, die 
berufen ist, ihre Genehmigung 
oder ihren Rath zu ertheilen, 
braucht die Gründe anzugeben, 
aus denen dieselben gewährt oder 
Auch findet 


gegen die Verweigerung keinerlei 


verweigert sind. 


Berufung statt. 

Art. 50. Falls unerachtet 
der Verbote des Art. 45 die dort 
bezeichneten Personen eine Ehe 
eingehen, so ist dieselbe gültig. 
Indessen werden die Eheschlies- 
senden, abgesehen von den Be- 
des Strafgesetz- 
buches, folgenden Regeln unter- 
worfen. 


stimmungen 


1. Es wird angenommen, dass 
die Ehe mit vollständiger Güter- 
trennung eingegangen ist. Jeder 
Ehegatte behält Eigenthum und 
Verwaltung seines Vermögens 
und bezieht die Früchte des- 
selben; doch hat er für seine 
Person zu den Kosten der Ehe 
beizutragen. 


2. Kein Ehegatte kann von 
dem anderen irgend etwas, weder 
durch Schenkung noch durch 
Testament, empfangen. 

Die beiden vorangehenden 


Art. 49. 


llamados & prestar su consenti- 


Ninguno de los 


mıento 6 consejo esta obligado 
a manifestar las razones en que 
se funda para concederlo 6 ne- 
garlo, ni contra su disenso se da 
recurso alguno. 


Art. 50. Sı, & pesar de la 
prohibicion del art. 45, se casa- 
ren las personas comprendidas 
en El, su matrimonio serä va- 
lido; pero los contrayentes, sin 
perjuicio de lo dispuesto en el 
Codigo penal, quedarän some- 
tidos 4 las siguientes reglas: 


1°. Se entendera contraido 
el casamiento con absoluta se- 
paraciöon de bienes, y cada 
cönyuge retendra el dominio y 
administraciön de los que le per- 
tenezcan, haciendo suyos todos 
los frutos, si bien con la ob- 
ligacion de contribuir propor- 
cionalmente al sostenimiento de 
las cargas del matrimonio. 

2°. Ninguno de los cönyuges 
podrä recibir del otro cosa al- 
guna por donacion ni testamento. 


Lo dispuesto en las dos 
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Bestimmungen finden indessen 
keine Anwendung für den Fall 
der Nr. 2 des Art. 45, falls eine 
Dispensation ertheilt ist. 

3. Ist Einer der Eheschlies- 
senden noch minderjährig und 
unter väterlicher Gewalt, so kann 
er sein Vermögen erst nach er- 
reichter Grossjährigkeit verwal- 
ten. Bis dahin hat er nur An- 
spruch auf Alimente, welche den 
Ertrag seines Vermögens nicht 
übersteigen dürfen. 

4. Im Fall der Nr. 3 des 
Art. 45 verliert der Vormund 
die Verwaltung des Vermögens 
seines Pflegebefohlenen während 
dessen Minderjährigkeit. 

Art. 51. Die kanonische oder 
bürgerliche Ehe erzeugt keine 
bürgerlichen Wirkungen, wenn 
ein Ehegatte schon rechtlich ver- 
heirathet ist. 

Art. 52. Die Ehe wird durch 
den Tod gelöst}). 


Abth. II. 
Vom Beweise der Ehe. 


Art. 53. Die vor der Pu- 
blikation des Gesetzbuches ge- 


reglas anteriores no se aplicara 
en los casos del num. 2°. del 
art. 45, sı se hubiere obtenido 
dispensa. 

3°. Si nno de los cönyuges 
fuere menor no emancipado, no 
recibira la administracion de sus 
bienes hasta que llegue a la 
mayor edad. Entretanto sölo ten- 
dra derecho 4 alimentos, que no 
podrän exceder de la renta li- 
quida de sus bienes. 


4°. En los casos del.nüm. 
3° del art. 45, el tutor perdera 
ademäs la administraciön de los 
bienes de la pupila durante la 
menor edad de e6sta. 

Art. 51. No producira efec- 
tos civiles el matrimonio cano- 
cico 6 civil cuando cualquiera 
de los cönyuges estuviese ya 
casado legitimamente. 

Art.52. Flmatr.se disuelvepor 
la muerte de uno de los cönyuges. 


Secc. II. | 
De la prueba del matrimonio. 


Art. 53. Los matrimonios 
celebrados antes de regir este 


!) Das Gesetz sagt nicht: nur durch den Tod. Damit sind die Fälle, 
nach welchen eine kirchlich noch nicht vollzogene Ehe gelöst werden kann, 
und der, wo dies selbst bei einer vollzogenen geschehen kann, für die Ehen 


der Katholiken geltend geblieben. 
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schlossenen Ehen werden nach 
Massgabe der früheren Gesetze 
bewiesen. 
Die 
können nur durch ein Cer- 
tifikat des 
bewiesen werden. 


seitdem geschlossenen 


Civilstandsregisters 
Sollte kein 
Register geführt oder dasselbe 
verschwunden sein, so ist für 
den Rechtsstreit jede Art des 
Beweises zulässig. 


Art.54. Für den Fall, der in 
Abs.2desvorangehenden Artikels 
vorgesehen ist, kann der dauernde 
thatsächliche Bestand des ehe- 
lichen Zusammenlebens der EI- 
tern, verbunden mit dem Ge- 
burtsakte des Kindes, welcher 
dieses als ehelich geboren be- 
urkundet, als ein Beweismittel 
für die Ehe der Eltern gebraucht 
werden, vorausgesetzt, dass kei- 
nes derselben durch eine voran- 
gehende Ehe gebunden war. 

Art. 55. Ehen, geschlossen 
ım Auslande, wo keine regel- 
mässige und authentische Regi- 
strirung der Ehen erfolgt, können 
durch jedes zulässige Beweis- 
mittel nachgewiesen werden. 


Cödigo se probaran por los me- 
dios establecidos en las leyes 
anteriores. | 

Los contraidos despuds se 
probaran sölo por certificaciön 
del acta del Registro civil, & no 
ser que los libros de este no 
hayan existido 6 hubiesen desa- 
parecido, 6 se suscite contienda 
ante los Tribunales, en cuyos 
casos sera admisible toda especie 
de prueba. 

Art. 54. En los casos 4 que 
se refiere el pärrafo segundo del 
articulo anterior, la posesion 
constante de estado de los padres, 
unida 4 las actas de nacimiento 
de sus hijos en concepto de le- 
gitimos, serä uno de los medios 
de prueba del matrimonio de 
aquellos, 4 no constar que al- 
guno de los dos estaba ligado 
por otro matrimonio anterior. 


Art. 55. El casamiento con- 
traido en pais extranjero, donde 
estos actos no estuviesen sujetos 
a un registro regular 6 autentico, 
puede acreditarse por cualquiera 
de los medios de prueba admi- 
tidos en derecho. 
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Abth. V. 
Von den Wirkungen der Nichtig- 
keitder Eheundder Ehescheidung. 


Art. 67. 
Wirkungen der Klagen und Ur- 
theile auf Nichtigkeit und Schei- 
dung der Ehe können allein bei 


Die bürgerlichen 


den ordentlichen Gerichten er- 
langt werden. 

Art. 68. Nach ee 
und Zulassung der im vorigen 
Artikel erwähnten Klagen sind 
während der Dauer des Ver- 
fahrens folgende Grundsätze zu 
beobachten: 

1. Das Zusammenleben der 
Ehegatten ist auf alle Fälle auf- 
zuheben. 

2. Der Frau ist eine Zuflucht 
anzuweisen in den Fällen und 
Formen, die durch die Civilpro- 
cessordnung vorgesehen sind!). 

3. Die Kinder sind der Ob- 
hut eines oder nach Lage des 
Falles beider Ehegatten anzu- 
vertrauen. 


4. Der Frau und den Kin- 


dern, welche nicht in die Gewalt 
des Vaters fallen, sind Alimente 
zuzubilligen. 

d. Es sind die nothwendigen 
Massregeln zu treffen, dass nicht 


1) Art. 1880 ff. 


Secc. V. 
De los efectos de la nulidad del 
matrimonio y los del divoreio. 


Art. 67. 


de las demandas y sentencias 


Los efectos eivıles 


sobre nulidad de matrimonio y 
sobre divorcio, sölo pueden ob- 
tenerse ante los Tribunales or- 
dinarios. 

Art. 68. Interpuestas y ad- 
mitidas las demandas de que 
habla el articulo anterior, se 
adoptaran, mientras durare el 
juicio, las disposiciones sigui- 
entes: 

1°. Separar los cönyuges en 
todo caso. 


2°. Depositar la mujer en 
los casos y forma prevenidos en 
la ley de Enjuieiamiento civil. 


3°. Poner los hijos al cui- 
dado de uno de los cönyuges, 6 
de los dos, segün proceda. 


4°. Senalar alimentos & la 
mujer y 3 los hijos que no que- 
den en poder del padre. 


5° Dictar las medidas ne- 
cesarias para evitar que el ma- 
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der Mann, welcher den Scheide- 
grund verursacht hat, oder gegen 
den die Nichtigkeitsklage ange- 
stellt ıst, die Frau ın der Ver- 
waltung ihrer Güter schädige. 


Art. 69.. Eine gutglüubig ge- 
schlossene, wenn auch nichtige 
Ehe hat die bürgerlichen Wir- 
kungen einer gültigen. 

Ist der gute Glaube nur auf 
Seiten eines Ehegatten vorhan- 
den, so treten die bürgerlichen 
Wirkungen der Ehe nur für 
diesen und die Kinder ein. 

Der gute Glaube wird als 
vorhanden vorausgesetzt, wenn 
nicht der Beweis des Gegen- 
theiles erfolgt. 

War Keiner der Ehegatten im 
guten Glauben, so wirkt die Ehe 
bürgerlich nur zu Gunsten der 
Kinder. 


Art. 70. Ist die Ehe für 
nichtig erkannt, so werden die 
über 3 Jahre alten männlichen 


Kinder der Obhut des Vaters, 


alle Töchter dagegen derjenigen 
der Mutter überlassen, falls beide 
Ehegatten gutgläubig waren. 
War dagegen der gute Glaube 
nur bei einem Ehegatten vor- 
handen, so werden die Kinder 


rido que hubiese dado causa al 
divorcio, 6 contra quien se de- 
dujere la demanda de nulidad 
del matrimonio, perjudique a la 
mujer en la administraciön de 
sus bienes. 

Art. 69. El matrimonio con- 
traido de 
efectos civiles, aunge sea decla- 


buena fe produce 
rado nulo. 

Sı ha intervenido buena fe 
de parte de uno solo de los cön- 
yuges, surte ünicamente efectos 
civiles respecto de el y de los 
h1jos. 

La buena fe se presume, si 
no consta lo contrario. 


Si hubiere intervenido mala 
fe por parte de ambos cönyu- 
ges, el matrimonio sölo surtira 
efectos civiles respecto de los 
h1jos. 

Art. 70. Ejecutoriada la nu- 
lidad del matrimonio, quedaran 
los hijos varones mayores de tres 
anos al cuidado del padre, y las 
hijas al cuidado de la madre, 
si de parte de ambos cönyuges 
hubiese habido buena fe. 

Si la buena fe hubiese estado 
de parte de uno solo de los 
cönyuges, quedarän bajo su poder 


aa 
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beiderlei Geschlechts dessen Ob- 
hut und Gewalt überlassen. 
War Keiner der Eltern gut- 
gläubig, so bestimmt das Gericht 
über das Schicksal der Kinder 
ın der Form, welche durch Art. 
73, Nr. 2, Abs. 2 vorgesehen ist. 
Söhne und Töchter unter 3 
Jahren werden auf alle Fälle 
bis zur Erreichung dieses Alters 
der Mutter überlassen, falls das 
Urtheill nicht aus besonderen 
Gründen anders verfügt. 


Art. 71. Die Vorschriften 
des Art. 70, Abs. 1 u. 2 greifen 
nicht Platz, wenn die Eltern 
durch gemeinsames Abkommen 
in anderer Weise für ihre Kinder 
Borge getragen haben. 

Art. 72. Das Nichtigkeits- 
urtheil übt auf das Vermögen 
der Ehegatten dieselben Wir- 
kungen aus wie die Auflösung 
der Ehe durch den Tod. Jeden- 
falls hat der Ehegatte, welcher 
im bösen Glauben gehandelt hat, 
keinen Anspruch auf Vermögens- 
vortheile, doch hebt sich beider- 
seitiger böser Glaube in seinen 
Wirkungen auf. 

Art. 73. Das Scheidungs- 
urtheil erzeugt folgende Wir- 
kungen: 


y cuidado los hijos de ambos 
SEXOS. 

Sı la mala fe fuere de ambos, 
el Tribunal resolvera sobre la 
suerte de los hijos en la forma 
que dispone el pärrafo segundo 
del nüm. 2° del art. 73. 

Los hijos & hijas menores 
de tres anos estarän en todo 
caso, hasta que cumplan esta 
edad, al cuıdado de la madre, 
da no ser que, por motivos espe- 
ciales, dispusiere otra cosa la 
sentencia. 

Art. 71. Lo dispuesto en los 
pärrafos primero y segundo del 
articulo anterior no tendra lugar 
sı los padres, de comün acuerdo, 
proveyeren de otro modo al cui- 
dado de los hijos. 

Art. 72. La ejecutoria de 
nulidad producirä, respecto de 
los bienes del matrimonio, los 
mismos efectos que la disolu- 
ciön por muerte; pero el cön- 
yuge que hubiera obrado de 
mala fe no tendrä derecho ä& los 
gananciales. 

Sı la mala fe se extendiera 
ä ambos, quedarä compensada. 


Art. 73. La sentencia de 
divorcio produciräa los siguientes 
efectos: 
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l. Die Trennung der Ehe- 
gatten. 

2. Die Kinder bleiben unter 
der Gewalt und dem Schutze 
des 
bezw. werden sie diesem unter- 
stellt. 

Sind beide Ehegatten schul- 


dig, so erhalten die Kinder einen 


unschuldigen Ehegatten, 


Vormund nach Massgabe dieses 
Gesetzbuches. Nichtsdestoweni- 
ger werden die Kinder unter 
3 Jahren immer der Obhut der 
Mutter übergeben, falls das Er- 
kenntnissnichts anderes bestimmt 
haben sollte. 

Beim Tode des unschuldigen 
Ehegatten erlangt der schuldige 
seine elterliche Gewalt und alle 
seine Rechte zurück, voraus- 
gesetzt dass die Scheidung wegen 
Ehebruches,Misshandlungen oder 
grobenBeleidigungen erfolgt war. 
Der Verlust der elterlichen Ge- 
walt und ihrer Rechte entbindet 
den schuldigen Ehegatten nicht 
von den Pflichten, welche er 
gesetzlich seinen Kindern gegen- 
über zu erfüllen hat. 


3. Der schuldige Ehegatte 
verliert Alles, was ıhm vom Un- 
schuldigen oder von einemDritten 


1°. La separacion de los 
conyuges. 

2°. Quedar 6 ser puestos 
los hijos bajo la potestad y pro- 
teceion del cönyuge inocente. 


Si ambos fueren culpables, 
se proveera de tutor ä los hi- 
jos, conforme ä las disposiciones 
de este Codigo. Esto no ob- 
stante, sı la sententia no hubiera 
dispuesto otra cosa, la madre 
tendra a su cuidado, en todo 
caso, & los hijos menores de tres 
anos. 

A la muerte del cönyuge 
inocente, volverä el culpable & 
recobrar la patria potestad y 
sus derechos, sı la causa que diö 
origen al divorcio hubiese sido 
el adulterio, los malos trata- 
mientos de obra 6 las injurias 
graves. Si fue distinta, se nom- 
brara tutor 4 los hijos. La pri- 
vacion de la patria potestad y 
de sus derechos no exime al 
conyuge culpable del cumpli- 
miento de las obgligaciones que 
este Cödigo le impone respecto 
de sus hijos. 

3°. Perder el cönyuge cul- 
pable todo lo que le hubiese sido 
dado 6 prometido por el inocente 
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mit Rücksicht auf jenen gegeben 
oder versprochen war, der Un- 
schuldige behält alles ihm vom 
Schuldigen Gegebene und kann 
ausserdem die Erfüllung ihm 
gemachter Versprechungen for- 
dern. | 

4. Die Güter der ehelichen 
Gemeinschaft sind zu theilen und 
dem Ehemanne ist dieVerwaltung 
des Frauenvermögens zu ent- 
ziehen, falls dieser die Veran- 
lassung zur Ehescheidung ge- 
geben hatte. 

5. Ist der Ehemann der un- 
schuldige Theil, so behält er die 
Verwaltung des Vermögens der 
Ehefrau und hat diese nur An- 
spruch auf Alimente. 


Art. 74. Durch Versöhnung 
der Ehegatten wird das Scheide- 
verfahren unterbrochen und die 
Wirksamkeit des schon ergan- 
genen Urtheils für die Zukunft 
aufgehoben. Doch haben die 
Ehegatten von ihrer Aussöhnung 
dem Gericht, welches in der 
Sache verhandelt oder gesprochen 
hat, Kenntniss zu geben. 

Ohne Rücksicht auf die Be- 
stimmungen des vorangehenden 
Absatzes dauern die Wirkungen 
des Scheidungsurtheils betreffs 


fd 


6 por otra persona en consl- 
deracion 4 este, y conservar el 
inocente todo cuanto hubiese 
recibido del culpable; pudiendo, 
ademäs, reclamar desde luego 
lo que &ste le hubiera prometido. 


4°. La separacion de los 
bienes de la sociedad conyugal 
y la perdida de la administraciön 
de los de la mujer, si la tuviere 
el marido, y si fuere quien 
hubiese dado causa al divorcio. 


5°. La conservaciön, por 
parte del marido inocente, de la 
administracion, si la tuviere, de 
los bienes de la mujer, la cual 
solamente tendrä derecho & ali- 
mentos. 

Art. 


pone termino al juicio de di- 


14. La reconciliacıön 


vorcio y deja sin efecto ulterior 
la sentencia dictada en el; pero 
los cönyuges deberän poner 
aquella en conocimiento del Tri- 
bunal que entienda 6 haya en- 


tendido en el litigio. 


Sin perjuicio de lo dispuesto 
en el pärrafo anterior, sub- 
sistiran, en cuanto & los hijos, 
los efectos de la sentenica cuando 
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der Kinder fort, wenn die Schei- 
dung erfolgt ıst, weil der eine 
oder der andere Ehegatte be- 
wirkt oder zugelassen hat, dass 
ihr Sohn sittlich verdirbt oder 
die Tochter gewerbsmässige Un- 
zucht betreibt. 
wenn die Kinder der väterlichen 


In diesem Falle, 


Gewalt unterworfen bleiben, wird 
das Gericht die geeigneten Mass- 
nahmen treffen, um die Söhne 
vor der sittlichen Verderbniss, 
die Töchter vor der Prostitution 
zu bewahren. 


Kap. I. 
Von der kanonischen Ehe. 


Art. 75. Die Erfordemisse, 
dıe Form und die Feierlichkeiten 
der kanonischen Eheschliessung 
werden durch die Gesetze der 
Kirche und des 


heiligen Konzils von Trient be- 


katholischen 


stimmt, welche als Gesetze des 
Königreichs anzusehen sind. 

Art.76. Die kanonische Ehe 
hat volle bürgerliche Wirkungen 
betr. der Personen und des Ver- 
mögens der Ehegatten und deren 
Nachkommenschaft. 

Art. 77. Bei dem Akte der 
Eheschliessung muss der Orts- 
richter oder ein anderer Staats- 
beamter gegenwärtig sein zu 


esta se funde en el conato 6 la 
connivencia del marido 0 de la 
mujer para corromper 4 sus 
hijos y prostituir 4 sus hijas; 
en cuyo caso, si aun continian 
los unos 0 las otras bajo la 
patria potestad, los Tribunales 
adoptar:ın las medidas conveni- 
entes para preservarlos de la 
corrupcion 6 prostitucion. 


Cap. 11. 
Del matrimonio canönico. 


Art.75. Losrequisitos, forma 
y solemnidades para la celebra- 
cion del matrimonio canönico se 
rigen por las disposiciones de la 
Iglesia catolica y del Santo Con- 
cilio de Trento, admitidas como 
leyes del Reino. 


Art. 76. El matrimonio ca- 
nönico producirä todos los efec- 
tos civiles respecto de las per- 
sonas y bienes de los cönyuges 
y sus descendientes. 

Art. 77. Alacto de la cele- 
braciön del matrimonio canönico 
asistirä el Juez municipal ü otro 
funcionario del Estado, con el 
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dem ausschliesslichen Zwecke, die 
unmittelbare Eintragung der Ehe 
in das Civilstandsregister zu be- 
wirken. Zu diesem Behufe sind 
die Brautleute verpflichtet, dem 
Ortsgericht mindestens 24 Stun- 
den vor der beabsichtigten Ehe- 
schliessung Tag, Stunde und 
Ort derselben schriftlich mitzu- 
theilen, worüber der Ortsrichter 
eineEmpfangsbescheinigung aus- 
zustellen hat. Unterlassen die 
Brautleute diese Anzeige, so ver- 
fallen sie in eine Strafe von 
9—80 Pesetas!). Weigert der 
Örtsrichter sich, die Empfangs- 
bescheinigung auszustellen, so 
ist ihm eine Strafe von 20—100 
Pesetas aufzuerlegen. 

‚Die Ehe darf nur geschlos- 
sen werden, wenn die Empfangs- 
bescheinigung dem Pfarrer vor- 
gelegt worden ist. Erfolgt die 
Eheschliessung ohne Gegenwart 
des Ortsrichters oder seines 
Stellvertreters, obgleich er von 
den Brautleuten die erforderliche 
Mittheilung erhalten hatte, so 
wird die Eintragung des kanoni- 
schen Eheschliessungsaktes in 
das Civilstandsregister auf seine 
Kosten vorgenommen und er 


!) 1 Peseta = 1 Fre. = 80 Pf. 


solo fin de verificar la inmediata 
Inscripcion en el Registro civil. 
Con este objeto los contrayentes 
estan obligados 4 poner por 
escrito en conocimiento del Juz- 
gado municipal respectivo, con 
veinticuatro horas de anticipaciön 
por lo menos, el dia, hora y 
sıtio en que debera celebrarse 
el matrimonio, incurriendo, si no 
lo hicieren, en una multa de 5 
a 80 pesetas. El Juez municipal 
dara recibo del aviso de los 
contrayentes. Si se negare & 
darlo, incurrir& en una multa 
que no bajara de 20 pesetas ni 
excedera de 100. 


No se procedera 4 la cele- 
braciöon del matrimonio canönico 
sin la presentaciön de dicho re- 
cibo al Cura pärroco. 

Si el matrimonio se celebrare 
sin la concurrencia del Juez mu- 
nicıpal 6 su delegado, ä pesar 
de haberle avisado los contra- 
yentes, se hara 4 costa de aquel 
la transcripciön de la partida del 
matrimonio canonico en el Re- 
gistro civil, pagando ademäs una 
multa que no bajara de 20 pe- 
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hat ausserdem eine Strafe von 
20—100 Pesetas zu zahlen. 
Die Ehe aber hat alle bürger- 
lichen Wirkungen vom Augen- 
blicke ihrer Eingehung an. 
Ist die Abwesenheit des Orts- 
durch die Brautleute 
verschuldet, weil sie demselben 
nicht die erforderliche Mitthei- 
lung gemacht haben, so können 


richters 


sie ihr Versehen gut machen, 
indem sie die Eintragung ihrer 
Ehe in das Civilstandsregister 


Falle 


beginnen aber die bürgerlichen 


nachsuchen. In diesem 
Wirkungen der Ehe erst mit 
dem Tage der Eintragung. 
Art. 78. Wer eine kanonische 
Ehe auf dem Todtenbette schlies- 
sen will, kann dem Civilstandes- 
beamten jeder Zeit vor Eingehung 
der Ehe Mittheilung machen, 
oder einen Dritten in jeder be- 
liebigen Form mit dieser Mit- 
theilung beauftragen. Die Stra- 
fen, welche denjenigen angedroht 
sind, welche diese Formalität 
unterlassen, greifen bei der 
Eheschliessung auf dem Todten- 
bette nicht Platz, falls es un- 
möglich war, die vorgeschriebene 
Mittheilung zu geeigneter Zeit 
zu machen. Indessen muss die 


Ehe in den auf die Eingehung 


setas ni excedera de 100. En 
este caso el matrimonio produ- 
cira todos sus efectos civiles desde 
el instante de su celebracion. 

Sı la culpa fuere de los con- 
trayentes por no haber dado 
aviso al Juez municipal, podrän 
aquellos subsanar la falta soli- 
citando la inscripcion del ma- 
trimonio en el Registro civil. En 
este caso no produeira efectos 
civiles el matrimonio sino desde 
su inscripciön. 


Art. 78. Los que contrajeren 
matrimonio canonico in articulo 
mortis, podran dar aviso al-en- 
cargado del Registro civil en 
cualquier instante anterior & la 
celebraciön, y acreditar de cual- 
quier manera que cumplieron este 
deber. | 

Las penas impuestas a los 
contrayentes que omitieren aquel 
requisito no serän aplicables al 
caso del matrimonio in articulo 
morlis, cuando conste que fu& 
ımposible dar oportunamente el 
aviso. En todo caso, para que 
el matrimonio produzca efectos 
civiles desde la fecha de su cele- 
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folgenden 10 Tagen in das 
Civilstandsregister 


werden, damit ihre bürgerlichen 


eingetragen 


Wirkungen vom Tage der Ein- 
gehung an beginnen können. 

Art. 79. Eine heimliche vor 
der Kirche geschlossene (Gewis- 
sens-)Ehe ist keiner Förmlichkeit 
des bürgerlichen Rechtes unter- 
worfen. Ibre bürgerlichen Wir- 
kungen aber beginnen erst mit 
der durch Eintragung in das 
Standesregister bewirkten Ver- 
öffentlichung. 

Eine solche Ehe kann jedoch 


von ihrer Eingehung an bürger- 


lich wirksam sein, wenn beide 
Ehegatten gemeinsam von dem 
Bischofe, welcher diese Ehe er- 
laubt hat, eine Abschrift des Trau- 
aktes erbitten, welcher in das Ge- 
heimregister des Bisthums ein- 
getragen ist, und diese unmittel- 
bar unter Beobachtung der ihnen 
erforderlich erscheinenden Vor- 
sicht der Generaldirektion des 
Civilstandsregisters unterbreiten 
mit der Bitte um Eintragung. 
Zu diesem Behufe 


Generaldirektion ein besonderes 


wird die 


und geheimes Register halten 
und die nöthige Vorsorge treffen, 
dass dessen Inhalt nicht eher 


braciön, la partida sacramental 
deberä ser inscrita en el Kegistro 
dentro de los diez dias siguientes. 


Art. 79. El matrimonio se- 
creto de conciencia celebrado 
ante la Iglesia no esta sujeto a 
ninguna formalidad en el orden 
civil, ni producirä efectos civiles 
sino desde que se publique, me- 
diante su inscripciön en el Re- 
gistro. 


Este matrimonio producirä, 
sin embargo, efectos civiles desde 
su celebraciön si ambos contra- 
yentes, de comün acuerdo solici- 
taren del Obispo que lo haya 
autorizado un traslado de la 
partida consignada en el Registro 
secreto del Obispado, y la remi- 
tieren directamente, y con la 
conveniente reserva, 4 la Di- 
recciön general del Registro civil, 
solicitando su inscripeion. Al 
efecto la Direcciön general lle- 
vara un registro especial y se- 
creto con las precauciones ne- 
cesarlas para que no se conozca 
el contenido de estas inscrip- 
ciones hasta que los interesados 
soliciten darles publicidad tras- 
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bekannt werde, bis die Ehegatten 
beantragen, dass derselbe in 
das Ortscivilstandsregister ihres 
Wohnsitzes übertragen werde. 
Art. 80. Die Entscheidung 
der Nichtigkeits- und Schei- 
dungsprocesse bei kanonischen 
Ehen gehört vor die kirchlichen 
Gerichte. 
Art. 81. 


die Scheidungs- oder Nichtig- 


Aber wenn auch 


keitsklage vor dem geistlichen 
Gerichte eingeleitet ist, so steht 
doch die Verfügung der im 
Art. 


nahmen auf Antrag der interes- 


68 angeordneten Mass- 


sirten Partei lediglich dem bür- 
gerlichen Gerichte zu. 

Art. 82. Das Endurtheil in 
einerEhenichtigkeits- oderSchei- 
dungssache ist in das Civilstands- 
register einzutragen, und seine 
Vollstreckung, soweit es die bür- 
gerlichen Rechtswirkungen be- 
trifft, beim bürgerlichen Gericht 
zu beantragen, 


Kap. Il. 
Von der Civilehe. 
Abth. 1. 
Von den Erfordernissen der- 
derselben. 
Art. 83. Es können keine 
Ehe eingehen: 


ladändolas al Registro municipal 
de su domicılio. 


Art. 80. EI conocimiento de 
los pleitos sobre nulidad y di- 
vorcio de los matrimonios canö- 
nicos corresponde 4 los Tribu- 
nales eclesiasticos. 

Art. 81. 
Tribunal eclesiästico una deman- 


Incoada ante el 


da de divorcio 6 de nulidad de 
matrimonio, corresponde al Tri- 
bunal civil dietar, a instantia de 
la parte interesada, las dispo- 
siciones referidas en el art. 68. 


Art. 82. La sentencia firme 
de nulidad 6 divorcio del ma- 
trimonio canönico se inseribirä 
en el Registro civil, y se pre- 
sentara al Tribunal ordınarıo 
para solicitar su ejecuciöon en 
la parte relativa ä los efectos 
civiles. 


Cap. 11. 
Del matrimonio civil. 
Secc. 1. 
De la capacidad de los con- 
trayentes,. 
Art. 83. No pueden contraer 
matrimonio: 
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1. Personen männlichen Ge- 
schlechts vor vollendetem 14., 
weiblichen vor vollendetem 12. 
Lebensjahre. 

Indessen wird die von Per- 
sonen unter gedachtem Alter ge- 
schlossene Ehe ohne Weiteres 
gültig, und ohne dass es einer 
besonderen Erklärung bedürfte, 
wenn sie nach erreichter Mann- 
barkeit auch nur einen Tag fort- 
gesetzt wird, ohne dass gegen 
ihre Gültigkeit bei Gericht Ein- 
sprache erhoben wird, oder wenn 
die Frau vor dem Pubertätsalter 
und ehe sie eine Einsprache er- 
hoben, empfangen haben sollte. 

2. Diejenigen, welche im 
Augenblick der Eheschliessung 
sich nicht im vollen Gebrauche 
ihrer Vernunft befinden. 

3. Diejenigen , welche vor 
der Eheschliessung an absoluter 
oder relativer Impotenz leiden, 
falls diese feststeht, dauernd ist 
und unheilbar. 


4. Diejenigen, welche die 
höheren Weihen empfangen oder 
bei einem kanonisch approbirten 
Orden Profess gethan haben, 
sind durch das feierliche Gelübde 
der Keuschheit gebunden, falls 
sie nicht die erforderlichen ka- 


1°. Los varones menores de 
catorce anos cumplidos y las 
hembras menores de doce, tam- 
bien cumplidos. 

Se tendrä, no obstante, por 
revalidado iyso facto, y sin ne- 
cesidad de declaraciön expresa, 
el matrimonio contraido por im- 
püberes, si un dia despues de 
haber llegado 4 la pubertad legal 
hubiesen vivido juntos sin haber 
reclamado en juicio contra su 
validez, 6 si la mujer hubiera 
concebido antes de la pubertad 
legal 6 de haberse entablado la 
reclamacion. 


2°. Los que no estuvieren 
en el pleno ejercicio de su ra- 
zön al tiempo de contraer ma- 
trimonio. 

3°. Los que adolecieren de 
impotencia fisica, absoluta 6 re- 
lativa, para la procreaciön con 
anterioridad ä la celebraciön del 
matrimonio, de una manera pa- 
tente, perpetua € incurable. 

4°. Los ordenados in sacris 
y los profesos en una Orden 
religiosa canönicamente apro- 
bada, ligados con voto solenine 
de castidad, 4 no ser que unos 
y otros hayan obtenido la co- 


rrespondiente dispensa canönica. 
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nonischen Dispense erhalten 
haben. 

5. Diejenigen, welche noch 
durch das Band einer ander- 
weiten Ehe gebunden sind. 

Art. 84. Es können weiter 
miteinander keine Ehe schliessen: 

1. Personen, welche zu ein- 
ander im Verhältniss von Ascen- 


denten zu Descendenten stehen, 


sei es dass dasselbe durch Bluts- -. 


verwandtschaftoderehelicheoder 
aussereheliche Schwägerschaft 
begründet ist. 

2. Seitenverwandte aus ehe- 
licher Blutsverwandtschaft bis 
zum vierten Grade. 

3. Seitenverwandte aus ehe- 
licher Schwägerschaft bis zum 
vierten Grade. 

4. Seitenverwandte aus un- 
Blutsverwandtschaft 


oder Schwägerschaft bis zum 


ehelicher 


. zweiten Grade. 

5. Adoptivvater und -Mutter 
mit dem Adoptirten. Der ver- 
wittwet gewordene Gatte des 
Adoptirenden mit dem Adop- 
tırten oder der verwittweten Ehe- 
‚gattin des Adoptirten. 

6. Die ehelichen Abkömm- 
linge des Adoptirenden mit dem 
Adoptirten während der Dauer 
des Adoptionsverhältnisses. 
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5°. Los que se hallen ligados 
con vinculo matrimonial. 


Art. 84. Tampoco pueden 
contraer matrimonio entre si: 

1°. Los ascendientes y de- 
scendientes por consanguinidad 6 


ed 


afınıdad legitima 6 natural. 


2°. Los colaterales por con- 
sanguinidad legitima hasta el 
cuarto grado. 

3°. Los colaterales por afı- 
nidad legftima hasta el cuarto 
grado. 

4°. Los colaterales por con- 
sanguinidad 6 afinidad natural 
hasta el segundo grado. 

3°. El padre 6 madre ado- 
ptante y el adoptado; este y el 
cönyuge viudo de aquellos; y 
aquellos y el cönyuge viudo de 
este. 


6°. Los descendientes legf- 
timos del adoptante con el ado- 
ptado, mientras subsista la ado- 
pciön. 


Friedberg, Die neueste Gesetzgebung über das Eherecht. 


7. Die durch Endurtheil we- 
gen Ehebruchs verurtheilten Per- 
sonen. 

8. Diejenigen, welche ver- 
urtheilt sind als Urheber, Mit- 
urheber oder Theilnehmer eines 
Mordes, begangen an einem Ehe- 
gatten, mit dem anderen Ueber- 
lebenden. 

Art. 85. Die Regierung kann 


bei hinreichenden Gründen auf. 


Verlangen der Partei Dispens 
ertheilen von dem Ehehinderniss, 
welches ın Art 45, Nr. 2 be- 
stimmt ıst; weiter vom dritten 
und vierten Grad ehelicher Bluts- 
verwandtschaft, von dem Ehe- 
hinderniss der ehelichen oder 
ausserehelichen Schwägerschaft 
unter Seitenverwandten, und 
demjenigen, welches die Descen- 


denten des Adoptirenden betrifft. 


Abth. I. 
Von der Abschliessung der Ehe. 


Art. 86. Diejenigen, welche 
entsprechend den Bestimmungen 
des Art. 42 eine Ehe in der 
vom Gesetzbuch vorgeschriebe- 
nen Form eingehen wollen, ha- 
ben dem Ortsrichter eine von 
beiden Theilen unterzeichnete 
Erklärung zu überreichen, aus 
welcher erhellt: 
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7°. Losadülterosquehubiesen 
sıdo condenados por sentencia 
firme. 

8%. Los que hubiesen sido 
condenados como autores, 6 
como autor y cömplice de la mu- 
erte del cönyuge de cualquiera 


de ellos. 


Art. 85. EI Gobierno, con 
jJusta causa, puede dispensar & 
instancia de parte: del impedi- 
mento comprendido en el nümero 
2° del art. 35; los grados ter- 
cero y cuarto de los colatera- 
les por consanguinidad legitima; 
los impedimentos nacidos de 
afinidad legitima 6 natural entre 
colaterales, y los que se refieren 


del ado- 


ed 


a los descendientes 
ptante. 


Secc. LI. | 
De la celebraeiön del matrimonio. 


Art. 86. Los que con arreglo 
al art. 42 hubieren de contraer 
matrimonio en la forma deter- 
minada en este Codigo, presen- . 
taran al Juez municipal de su 
domicilio una declaraciön, fir- 
mada por ambos contrayentes, 
en que consten: 
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1. Name, Vorname, Stand, 
Beruf, Wohnsitz oder Aufent- 
haltsort der Brautleute. 

2. Name, Vorname, Beruf, 
Wohnsitz oder Aufenthaltsort 
ihrer Eltern. 

Der Erklärung ist das Ge- 
burts- und Standesattest hinzu- 
zufügen, die Genehmigung bezw. 
der Rath der Eltern, soweit sie 
erforderlich sind, und die etwa 
nöthige Dispensation. 

Art. 8°. Die Ehe kann nur 
geschlossen werden durch die 
persönlichanwesendenBrautleute 
oder deren mit besonderer Voll- 
macht versehene Stellvertreter. 
Indessen muss der Kontrahent, 
ım Distrikt des bei 
der Eheschliessung fungirenden 
Richters seinen Wohnsitz oder 


welcher 


Aufenthaltsort hat, stets persön- 
lich zugegen sein. 

In der Vollmacht ist der 
Name der Person zu nennen, 
mit welcher die Ehe geschlossen 
werden soll, und diese ist gültig, 
wenn nicht dem Beauftragten 
. In authentischer Form die Zu- 
rückziehung des Auftrages mit- 
getheilt wurde. 

Art. 88. Ist der zur Ehe- 
schliessung auserwählte Orts- 
richter nicht der beider Kontra- 
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1°. Los nombres, apellidos, 
edad, profesion, domicilio 6 re- 
sidencia de los contrayentes. 

2°. Los nombres, apellidos, 
profesion, domicilio 6 residencia 
de los padres. 

Acompanarin 4 esta decla- 
racıon la partida de nacimiento 
y de estado de los contrayentes, 
la licencia 6 consejo si proce- 
diere, y la dispensa cuando sea 
necesaria. 

Art. 87. El matrimonio po- 
dra celebrarse personalmente 6 
por mandatario 4 quien se haya 
conferido poder especial; pero 
siempre serä necesaria la asi- 
stencia del contrayente domi- 
ciliado 6 residente en el distrito 
del Juez que deba autorizar el 
casamiento. 


Se expresara en el poder 
especial el nombre de la persona 
con quien ha de celebrarse el 
matrimonio, y este serä valido 
sı antes de su celebraciön no se 
hubiera notificado al apoderado 
en forma autentica la revocaciön 
del poder. 

Art. 88. 
cipal escogido para la celebraciön 


Sı el Juez muni- 


del matrımonio no lo fuere äla 


Friedberg, Die neueste Gesetzgebung über das Eherecht. 


henten, so sind zwei Erklärungen 
einzureichen, eine für jeden der 
beiden Ortsrichter der Braut- 
leute und unter Angabe des für 
die Vollziehung der Trauung 
auserwählten. Richters. In die- 
sem Falle sind bei beiden Ge- 
richten die Förmlichkeiten zu 
erfüllen, welche in den folgenden 
Artikeln angeordnet sind. 

Art. 89. Der Ortsrichter 
hat auf vorgängige Genehmigung 
der Brautleute Anschläge oder 
Aufgebote öffentlich anheften zu 
lassen, welche 14 Tage hängen 
bleiben, die beabsichtigte Ehe 
kundgeben mit all’ den An- 
zeigen, welche im Art. 86 auf- 
gezählt sind, und welche an Alle, 
die von einem Ehehinderniss 
Kenntniss haben, die Aufforde- 
rung richten, solches mitzuthei- 
len. Der Ortsrichter hat die 
gleichen Anschläge den Orts- 
richtern derjenigen Gemeinden 
zu übersenden, wo die Braut- 
leute in den letzten zwei Jahren 
Wohnsitz oder Aufenthalt ge- 
habt haben, mit dem Ersuchen, 
die Anschläge im öffentlichen 
Audienzsaal während 14 Tagen 
auszuhängen und nach Ablauf 
der Frist sie zurückzusenden mit 
der Bescheinigung, dass die Förm- 
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vez de ambos contrayentes, se 
presentaran dos declaraciones, 
una ante el Juez municipal de 
cadacontrayente, expresando cual 
de los dos Jueces han elegido 
para la celebracion del matri- 
monio, y en ambos Juzgados se 
practicarän las diligencias que 
se establecen en los articulos 
siguientes. 

Art. 89. El Juez municipal, 
previa ratificaciöon de los pre- 
tendientes, mandara fijar edictos 
6 proclamas por espacio de 
quince dias, anunciando, la pre- 
tension con todas las indica- 
ciones contenidas en el art. 86, 
y requiriendo 4 los que tuvie- 
sen noticia de algün impedimento 
para que lo denuncien. Iguales 
edictos mandara 4 los Jueces 
municipales de los pueblos en 
que hubiesen residido 6 estado 
domiciliados los interesados en 
los dos ültimos anos, encargando 
que se fijen en el local de su 
audiencia püblica por espacio de 
quince dias, y que transcurridos 
estos, los devuelvan con certi- 
ficaciön de haberse llenado dicho 
requisito y de haberse 6 no de- 
nunciado algün impedimento. 
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lichkeit erfüllt und kein Ehe- 
hinderniss angezeigt worden sei. 

Art. 90. Personen des ak- 
tiven Heeres, welche sich ver- 
heirathen wollen, brauchen ihre 
Ehe nicht ausserhalb ihres Gar- 
nisonsortes aufbieten zu lassen, 
wenn sie ein Zeugniss ihres 
Korpskommandeurs beibringen 
über ihre Ledigkeit. 


Art. 91. Sind die Brautleute 
Ausländer und haben sich noch 
nicht zwei Jahre in Spanien auf- 
gehalten, so haben sie durch ein 
formelles Zeugniss, ausgestellt 
von der Obrigkeit des Ortes, wo 
sie die letzten zwei Jahre Wohn- 
sitz oder Aufenthalt gehabt hat- 
ten, nachzuweisen, dass die Auf- 
gebote nach der dort vorge- 
schriebenen Form vollzogen wor- 
den seien. 

Art. 92. In allen weiteren 
Fällen kann nur die Regierung 
von der Verkündigung der Auf- 
gebote dispensiren aus triftigen 
ihr genügend nachgewiesenen 
Gründen. 

Art. 93. Unerachtet der Be- 
stimmungen der vorhergehenden 
Artikel kann der Ortsrichter die 
Ehe solcher zulassen, welche sich 
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Art. 90. Los militares en 
activo servicio que intentaren 
contraer matrimonio estaran dis- 
pensados de la publicacion de 
los edictos fuera del punto donde 
residan, si presentaren certifi- 
cacıön de su libertad expedida 
por el Jefe del Cuerpo armado 
a que pertenezcan. 

Art. 91. Sı los interesados 
fueren extranjeros, y no lle- 
varen dos anos de residencia en 
Espana, acreditaran con certifi- 
cacion en forma, dada por Au- 
torıdad competente, que en el 
territorio donde hayan tenido su 


ed 


domicılio 6 residencia durante 
los dos anos anteriores, se ha 
hecho, con todas las solemni- 
dades exigidas en aquel, la publi- 
caciön del matrimonio que in- 
tentan contraer. 

Art. 92. En todos los demäs 
casos, solamente el Gobierno 
podra dispensar la publicacion 
de los edietos, mediando causas 


graves, suficientemente probadas. 


Art. 9. No obstante lo 
dispuesto en los articulos anterio- 
res, el Juez municipal autorizara 
el matrimonio del que se halle 
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inaugenscheinlicher Todesgefahr 
befinden, sei es, dass sie am 
Orte wohnen oder auch nur auf 
der Durchreise sind. 

Die Gültigkeit dieser Ehe ist 
von dem vorschriftsmässig zu füh- 
renden Nachweise bedingt, dass 
beide Kontrahenten ledig waren. 

Art.94. Die Rechnungsführer 
der Kriegs- und die Kapitäne 
der Kauffahrteischiffe können die 
Schliessung der Ehen an Bord 
zulassen bei unmittelbarer Todes- 
gefahr. Diese Ehen sind gleich- 
falls nur bedingt gültig. 


Art. 95. Die Bestimmung 
des vorigen Artikels greift auch 
Platz für Korpskommandanten 
im Felde, falls kein Ortsrichter 
zu erlangen ist und zu Gunsten 
solcher Personen, die eine Ehe 
auf dem Todtenbette schliessen 
wollen. 

Art. 96. Sind die 14 ım 
Art. 89 erwähnten Tage ver- 
flossen, ohne dassein Ehehinder- 
niss gemeldet oder von dem 
Ortsrichter selbst in Erfahrung 
gebracht worden wäre, so kann 
die Ehe ın den durch das Ge- 
setzbuch festgestellten Formen 
geschlossen werden. 

Ist seit Verkündung der Auf- 
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en inminente peligro de muerte, 
ya este domiciliado en la localı- 
dad, ya sea transeunte. 


Este matrimonio se entenderä 
condicional, mientras no se acre- 
dite legalmentealibertad anterior 
de los contrayentes. 

Art. 94. Los Contadores de 
los buques de guerra y los 0a- 
pitanes de los mercantes auto- 
rizaran los matrimonios que se 
celebren 4 bordo en eminente pe- 
ligro de muerte. 'Tambien estos 
matrimonios se entenderän con- 
dicionales. 

Art. 95. Lo dispuesto en el 
articulo anterior es aplicable a 
los Jefes de los Cuerpos militares 
en campana, en defecto del Juez 
municipal, respecto de los indi- 
viduos de los mismos que in- 
tenten celebrar matrimonio in 
articulo mortis. | 

Art. 9. Transcurridos los 
quince dias ä que se refiere el 
articulo 89 sin que se haya de- 
nunciado ningün impedimento, y 
noteniendo el Juez municipal co- 
nocimiento de alguno, procedera 
a la celebracion del matrimonio 
en los terminos que se previenen 
en este ÜGodigo. 

Sı pasare un ano desde la 
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gebote ein Jahr verflossen, ohne 
dass die Eheschliessung erfolgt 
wäre, so verlieren die Aufgebote 
ihre Kraft und müssen eventuell 
wiederholt werden. 

Art. 97. Wenn vor der Ehe- 
schliessung eine Person Ein- 
sprache erhebt, indem sie ein 
gesetzliches Ehehinderniss als 
vorhanden behauptet, oder der 
Ortsrichter selbst eines in Er- 
fahrung bringt, so hat er die 
Eheschliessung so lange aufzu- 
schieben, bis ein Endurtheil die 
Nichtexistenz oder Irrigkeit des 
behauptetenEhehindernissesfest- 
gestellt hat. 

Art. 98. Alle 


welche Kenntniss von einer be- 


Personen, 


absichtigten Ehe erlangen, sind 


gehalten, alle ihnen bekannten 
Ehehindernisse anzuzeigen. Diese 
Anzeige wird der Staatsanwalt- 
schaft übermittelt, welche bei 
Vorhandensein der gesetzlichen 
Erfordernisse Einsprache gegen 
die Ehe zu erheben hat. Allein 
die Privatpersonen, welche ein 
Interesse an der Verhinderung 
der Ehe haben, können selbst 
die Einsprache erheben. In bei- 
den Fällen ist dieselbe einzu- 
reichen nach den Bestimmungen 
derCivilprocessordnung und nach 
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publicaciön de los edictos sin 
que se efectüe el casamiento, no 
podrä celebrarse este sin nueva 
puhlicacion. 


Art. 97. Si antes de cele- 
brarse el matrimonio se presen- 
tare alguna persona oponiendose 
a el y alegando impedimento 
legal, 6 el Juez municipal tu- 
viere conocimiento de alguno, se 
suspendera la celebracion del 
matrimonio hasta que se declare 
por sentencia firme la improce- 
dencia 6 falsedad del impedi- 
mento. 


Art. 98. 
cuyo conocimiento llegue la pre- 


Todos aquellos a 
tension de matrimonio, estän 
obligados 4 denunciar cualquier 
impedimento que les conste. 
Hecha la denuncia, se pasara 
al Ministerio fiscal, quien, sı 
encontrare fundamento legal, 
entablara la oposiciöon al matri- 
monio. Sölo los particulares 
que tengan interes en impedir 
el casamiento podran formalizar 
por si la oposiciön, y en unoy 
otro caso se sustanciara esta 
conforme & lo dispuesto en la ley 
de Enjuiciamiento civil, dandole 


la tramitacıön de los incidentes. 
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den Normen über das Zwischen- 
verfahren zu beurtheilen. 

Art. 99. Stellt ein End- 
urtheil rechtskräftig fest, dass 
das angeführte Hinderniss nicht 
vorhanden oder nicht so be- 
wiesen sei, um die Einsprache 
gegen die Ehe als gerechtfertigt 
erscheinen zu lassen, so ist der, 
welcher den Einspruch erhoben 
hat, verpflichtet, die Brautleute 
für den dadurch etwa erwach- 
senen Schaden und Nachtheil 
schadlos zu halten. 

Art. 100. Die Eheschliessung 
erfolgt, wenn vor dem Orts- 
richter die beiden Brautleute 
oder einer derselben und der vom 
andern speciell bevollmächtigte 
Vertreter und zwei grossjährige 
dem Gesetze nach fähige Zeugen 
erschienen sind. 

Der Ortsrichter verliest da- 
rauf Art. 56 und 57 des Ge- 
setzbuches und richtet an jeden 
der Brautleute die Frage, ob 
er bei seinem Vorsatze, die Ehe 
zu schliessen, beharre und diese 
ın Wirklichkeit jetzt schliesse. 
Auf die bejahende Antwort bei- 
der Theile vollzieht er den Ehe- 


akt!) mit Erwähnung aller 
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Art. 99. Si por sentencia 
firme se declararen falsos los 
impedimentos alegados, el que 
fundado en ellos hubiese forma- 
lizado por si la oposiciön al 
matrimonio, queda obligado a la 
indemnizacion de danos y per- 
Juicios. 


Art. 100.. Se celebrarä el 
casamiento, compareciendo ante 
el Juez municipal los contrayen- 
tes, 6 uno de ellos y la persona 
a quien el ausente hubiese otor- 
gado poderespecial para represen- 
tarle, acompanados de dos testigos 
mayvores de edady sin tacha legal. 

Acto seguido, ec Juez muni- 
cipal, despues de leidos los ar- 
ticulos 56 y 97 de este Oodigo, 
preguntara a cada uno de los 
contrayentes si persiste en la 
resoluciön de celebrar el ma- 
trimonio, y sı efectivamente lo 
celebra; y, respondiendo ambos 
afirmativamente, extenderä el 
acta de casamiento con todas 


!) Nach dem Gesetz v. 18. Juni 1870, Art. 38 hatte der Standesbeamte 
die Brautleute für ewig und unlöslich ehelich verbunden zu erklären. Eine 
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Punkte, aus denen die Erfüllung 
der in diesem Abschnitt vorge- 
schriebenen Förmlichkeiten er- 


hellt. 
Richter, den Ehegatten, den 


Dieser Akt ıst von dem 


Zeugen und dem Gerichtsschrei- 
ber zu unterzeichnen. 

Die Konsuln und die Vice- 
konsuln üben die Funktionen des 
Örtsrichters aus für die Ehen, 
welche von Spaniern im Aus- 
lande geschlossen werden. 


Abth. III. 
Von der Nichtigkeit der Ehe. 


Art. 101. Nichtig sind: 

1. Die Ehen, geschlossen 
zwischen den Personen, auf 
welche sich Art. 83 und 84 
beziehen, ausgenommen bei ein- 
getretener Dispensation. 

2. Ehen, geschlossen aus Irr- 
thum in der Person, Zwang oder 
schwerer, die freie Zustimmung 
ausschliessender Furcht. 

3. Ehen, geschlossen von dem 
Entführer !) mit der Entführten, 
solange sich die letztere in der 
Gewalt des ersteren befindet. 


Miscellen. 


las circunstancias necesarias para 
hacer constar que se han cum- 
plido las diligencias prevenidas 
en esta seccion. EI acta serä 
firmada por el Juez, los contray- 
entes, los testigos y el Secretario 
del Juzgado. 

Los Consules y Vicecönsules 
ejercerän las funciones de Jueces 
municipales en los matrimonios 
de espanoles celebrados en el 
extranjero. 


Secc. II. 
De la nulidad del matrimonio. 


Art. 101. 
1°. Los matrimonios cele- 


Son nulos: 


brados entre las personas 4 quie- 
nes se refieren los articulos 83 
y 84, salvo los casos de dispensa. 


2°. El contraido por error 
en la persona, 6 por coacciön 6 
miedo grave que vicie el con- 
sentimiento. 

3%. El contrafdo por el 
raptor con la robada, mientras 
esta se halle en su poder. 


solche Bestimmung ist wohl mit Rücksicht auf die kirchlichen Anschauungen 
nicht gegeben worden, so dass die Ehe durch die Konsenserklärung zu Stande 


kommt. 


Dies übersieht Lehr a. a. O. 2, 58. 


!) Die Entführung ist mit Kriminalstrafe bedroht Strafgesetzbuch 
Art. 460-462, auch wenn sie an einer Minderjährigen mit ihrem Willen 


begangen wird. 
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4. Ehen, geschlossen ohne 
Mitwirkung des Ortsrichters oder 
des von ihm bestellten Stell- 
vertreters oder ohne die in 
Art. 100 erforderte Gegenwart 
der Zeugen. 

Art. 102. Die Nichtigkeits- 
klage kann angestellt werden 
von den Ehegatten, der Staats- 
anwaltschaft oder jeder Person, 
die ein Interesse daran hat. 


Ausgenommen sind die Fälle 
der Entführung, des Irrthums 
und des Zwanges, in welchen 
die Klage nur demjenigen Ehe- 


gatten zusteht, der jene erlitten - 


hat; ebenso der Fall der Im- 
potenz, wo die Klage von jedem 
Ehegatten und den an der Nich- 
tigkeit der Ehe interessirten 
Personen angestellt werden darf. 
Die Klage wird unzulässig und 
die Ehe in diesen besonderen 
Fällen gültig, wenn die Ehe- 
gatten sechs Monate zusammen- 
gelebt haben seit der Entdeckung 
des Irrthums oder seitdem die 
Gewalt oder die Ursache der 
Furcht fortgefallen ist, oder seit 
die entführte Person ihre Frei- 
heit wieder erlangt hat, und 
keine Nichtigkeitsklage ange- 
stellt worden ist. 


109 


4°. El que se celebre sın 
la intervenciön del Juez muni- 
cipal competente, 6 del que en 
su lugar deba autorizarlo, y sin 
la de los testigos que exige el 
art. 100. 

Art. 102. 
pedir la nulidad del matrimonio 


La acciön para 


corresponde & los cönyuges, al 
Ministerio fiscal y a cualesquiera 
personas que tengan interes en 
ella. 

Se exceptüan los casos de 
rapto, error, fuerza 6 miedo, en 
que solamente podrä ejercitarla 
el cönyuge que los hubiese su- 
frido; y el de impotencia, en que 
la acciön correspondera ä uno 
y otro cönyuge y ä& las personas 
que tengan interes en la nulidad. 

Caduca la acciön y se con- 
valıdan los matrimonıos, en sus 
respectivos casos, si los conyuges 
hubieran ‚vivido juntos durante 
seis meses despues de desvane- 
cido el error 6 de haber cesado 
la fuerza 6 la causa del miedo, 
6 sı, recobrada la libertad por 
el robado, no hubiese &ste, inter- 
puesto durante dicho termino la 
demanda de nulidad. 
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Art. 103. 
Gerichte erkennen über die Nich- 


Die bürgerlichen 


tigkeit der nach den Bestim- 


ge- 
Sıe treffen 


mungen dieses Kapitels 
schlossenen Elıen. 
die im Art. 68 angegebenen 
provisorischen Massregeln und 


entscheiden endgültig. 


Abth. IV. 
Von der Trennung der Ehegatten. 


Art. 104. 
Trennung hat keine andere Wir- 


Die körperliche 


kung als die Aufhebung des 
ehelichen Zusammenlebens. 
Art. 105. 
Trennungsgründe sind: 
l. Ehebruch!) der Frau in 
allen Fällen, Ehebruch des Man- 


nes, wenn er öffentliches Aerger- 


Die rechtlichen 


niss erregt oder eine Verachtung 
der Frau enthält. 
2. Thätliche Misshandlung ?) 


und schwere Beleidigung. 


Miscellen. 


Art. 103. Los 
civiles conoceran de los pleitos 


Tribunales 


de nulidad de los matrimonios 
celebrados con arreglo a las 
disposiciones de este capitulo, 
adoptaran las medidas indicadas 
en el art. 68, y fallarän defini- 
tivamente. 


Secce. IV. 
Del divoreio. 


Art. 104. EI divorcio solo 
produce la suspension de la vida 
conıuün de los casados. 


Art. 105. 
tımas de divorcio son: 


Las causas legi- 


1°. EI adulterio de la mujer 
en todo caso, y el del marido 
cuando resulte escandalo püblico 
ö menosprecio de la mujer. 


2°. Los malos tratamientos 
de obra, 6 las injurias graves. 


!) Vgl. Strafgesetzbuch Art. 448—451. Die Strafen für die Ehebrecherin 


und den Ehebrecher sind nicht gleichartig. Das Delikt ist Antragsdelikt 
und kann nur auf Bestrafung beider Angeschuldigten zusammen gestellt 
werden. Der beleidigte Ehegatte kann jederzeit Erlass der Strafe bewirken. 
Ist im Scheideprocess der Ehebruch als nicht erwiesen erkannt worden, so 
kann er nicht mehr kriminell geltend gemacht werden, während umgekehrt 
das verurtheilende Civilerkenntniss für den Strafprocess nicht präjudicir- 
lich ist. 

?) D. h. lebensgefährliche einerseits und wiederholte andererseits. Vgl. 
Abella, Novissimo Cödigo civil espanol. Madr. 1888. 91. Vgl. auch Straf- 
gesetzbuch Art. 602 f., wonach Körperverletzungen,, von einem Ehegatten 
dem anderen zugefügt, welche Arbeitsunfähigkeit von einem bis sechs Tagen 
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3. Gewalt, ausgeübt vom 
Manne gegenüber der Frau, um 
diese zur Religionsänderung zu 
veranlassen ?). 

4. Vorschlag des Ehemanns 
an seine Ehefrau zur Betreibung 
gewerbsmässiger Unzucht ’?). 

5. Versuche des Ehemanns 
oder der Ehefrau, die Söhne 
sittlich zu verderben oder die 
Töchter zur gewerbsmässigen 
Unzucht anzuhalten oder auch 
nur Duldung dieser Verderbniss 
und gewerbsmässigen Unzucht?). 

6. Verurtheilung eines Ehe- 
gatten zuKettenstrafeoderlebens- 
länglicher Gefängnissstrafe ?). 

Art. 106. Die Trenungsklage 
kann nur von dem unschuldigen 
Ehegatten angestellt werden. 

Art. 107. Die Bestimmungen 
des Art. 103 finden Anwendung 
auf Ehetrennungsprocesse und 
die dabei zu treffenden provi- 
sorischen Massnahnen. 
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3°. La violencia ejercida 
por el marido sobre la mujer 
para obligarla a cambiar de re- 
ligion. 

4°. La propuesta del marido 
para prostituir a su mujer. 


59°. El conato del marido 
6 de la mujer para corromper 
a sus hijos 6 prostituir 4 sus 
hıjas, y la connivencia en su cor- 
rupciön 6 prostituciön. 


6°. La condena del cönyuge 
a cadena 6 reclusiön perpetua. 


Art. 106. EI divorcio sölo 
puede ser pedido por el conyuge 
inocente. 

Art. 107. Lo dispuesto en 


el art. 103 sera aplicable a los 
pleitos de divorcio y & sus incl- 
dencias. 


herbeiführen oder ärztliche Hilfe erfordern, strafbar sind. Weiter überhaupt 
Ehemänner, die ihre Frauen misshandeln; Ehefrauen, die ihren Männern un- 
gehorsam sind oder sie wörtlich oder thätlich verletzen; Ehegatten, die durch 
häusliche Streitigkeiten Aergerniss erregen. 

!) Die in den Partidas 4a, tit. 10, ley 22 noch als Trennungsgrund an- 
erkannte sogen. fornicatio spiritualis ist fortgefallen. 

2) So schon Fuero Juzgo, lib. 3, tit. 6, ley 2a. 

®) Vgl. Strafgesetzbuch Art. 458 f. 

*) Erst durch das Gesetz von 1870 als Trennungsgrund eingeführt. 
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II. Literaturübersicht'), 


gegeben von Friedberg. 


Te 


I. Allgemeines. 


1. Achelis, Prakt. Theol. Freib. 90. 

2. Krauss, Lehrb. d. prakt. Theol. Freib. 90. 

3. Kattenbusch, Lehrb. d. vergl. Konfessionskde. 1. Lfg. Freib. 90. 

4, Werner, Gesch. der kath. Theol. Seit d. Trient. Konz. b. z. 
Gegenwart. München 89°. 

5. Werner, Kathol. Kirchen-Atlas. 14 kolorirte Karten mit be- 
gleitend. Text. Freib. 88. 

6. Derselbe, Orbis terrar. catholicus sive totius ecelesiae cath. 
et occident. et orientis conspectus geogr. et statist. elucubratus. Ib. 90. 

7. Me. Clure, Eecclesiastic. atlas, containing 15 maps, showing 
the vicissitudes of christianity throughout the centuries and the present 
position of the Anglican church. Lond. 89. 

8. Schürer, Gesch. d. jüd. Volkes i. Zeitalter Jesu. I, 2. 90? 
(Jetzt vollständig.) 

9. De Rossi, Inser. christ. Urbis Rom. II, 1. Rom. 89. Vgl. darüber 
Boissier, Journ. des Savants. 1889, 189 (vgl. 1888, 121). Grisar 
in Z. f. kath. Theol. 1889, 90. 


!) Die neuere kirchenrechtliche Literatur bis zum Jahre 1889 hat in 
meinem Lehrbuche des Kirchenrechts, 3. Aufl., Leipzig 1889 eine genaue 
Berücksichtigung gefunden. Wir schliessen unsere Mittheilungen hier an, 
so dass wir ungefähr mit dem Juli 1889 hier einsetzen. Da es sich nur um 
neu herausgegebene Bücher handelt, so haben wir die Zahl des Jahrhunderts 
bei Angabe des Erscheinungsjahres der Bücher regelmässig weggelassen. 

Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangen. 
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10. Duchesne, Origines du culte chretien, etude sur la liturgie 
latine avant Charlemagne. Par. 89. 

11. Boissier, La fin du paganisme. Etude sur les dernieres 
luttes religieuses en Occident au IVe siecle. Par. 91. 1. 2. 

12. Saupe, D. Indiculus superstit. et paganiar. Progr. d. städt. 
Realgymnas. Lpzg. 91. | 

13. Döllinger, Kleinere Schriften, gedruckte und ungedruckte. 
Gesammelt und herausgegeb. v. Reusch. Stuttg. 90. 

14. Nöldecken, Tertullian. Gotha 90. 

15. Puech, St. Jean Chrysostome et les moeurs de son temps. 
l. 2. Par. 91. 

16. Trede, D. Heidenthum in d. röm. Kirche. Bilder aus d. 
religiös. u. sittl. Leben Süditaliens. 1—4. Gotha 89 ff. 

17. Brecht, Kirche und Sklaverei. Barm. 89. 

18. Robert, Hist. du pape Calixte II. Par. 91. 

19. Felten, Robert Grosseteste, Bisch. v. Lincoln. Ein Beitr. 
z. K.- u. Kulturgesch. d. XIIL. Jahrh. Freib. 87. 

20. Bellesheim, Gesch. d. kath. K. in Irland. 1.2. Mainz 90. 


II. Lehr- und Handbücher. 


Die Lehrbuch-Literatur hat es in neuerer Zeit fast nur zu neuen 
Auflagen von Werken gebracht, deren wissenschaftliche Bedeutung 
keiner Erörterung mehr bedarf. Es sind erschienen: 

1. Aichner, Compend. iur. eccl. Ed. VII. Brix. %. 

2. Silbernagl, Lehrb. 2. Aufl. 90. 

3. Sanguinetti, Institut. iur. ecel. privati. Rom 90. Ed. II. 

4. Gerlach, Lehrb. 5. Aufl. Hsg. v. F. X. Schulte. Paderb. 90. 

Neu erschienen sind: 

5. Hille-Kellner, Handreichung z. Stud. d. K.R. Braunschw. 90. 

6. Mahl-Schedl-Alpenburg, Grundr. d. kath. K.R. mit Berück- 
sichtig. d. österr. Gesetzgebg. “Wien 90. 

Beide gehören zu der Kategorie von Büchern, welche nur für 
Examenkandidaten und auch für diese nur von höchst zweifelhaftem 
Werthe sind. 

7. Zitelli, Apparat. iur. eccl. Novara 88. 

8. Bargilliat, Praelectiones iur. can. I. Bar-le-Duc 90. 

9. Pillet, Ius canonic. generale distributum in articulos. Paris 


90. (Nach dem Vorbilde des Code civil in 2004 Art. zusammengest.) 
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10. Smith, Compend. iur. canonici. Neo-Eboraci 90. 

11. Von Andre, Dictionnaire du droit canon., ist t. 3, Paris 90, 
erschienen. 

12. Horoy, Gratien auteur du decretum et fondateur de l’enseigne- 
ment du droit can. Etude suivie d’un Plan et Projet d’Eneycloped. 
du droit can. sous forme de repertoire comprenant le droit canon. 
des differentes communions chretiennes. Par. 91. (Verschwommen und 
ohne jede Bedeutung.) 

Auf dem Gebiete des partikularen K.R. weisen wir hin auf die 
Vollendung von 

13. Scaduto’s Diritto ecclesiastico vigente in Italia, 
zu welchem der II. und letzte Theil Neapel 91 erschienen ist. 

Das Werk entspricht seinem Inhalte nach am meisten dem, was 
wir Staatskirchenrecht zu nennen pflegen. 

Nachdem der Verf. im I. Bde. behandelt hat Cap. 1. Fonti del 
diritto eccles. Italiano, Cap. II. Prerogative, doveri e incapacitä degli 
ecclesiastici, Cap. III. Enti ecclesiastici conservati, Cap. IV. Enti 
soppresi e che non possono piü fondarsi, erörtert der II. Bd. 
Cap. V. Patrimonio degli enti ecclesiastici conservati e soppressi, Cap. VI. 
Rapporti fondamentali fra lo Stato e le confessioni religiose. Ein 
Appendix behandelt das neue Gesetz über die Opere pie v. 17. Juli 90. 

Gleichfalls auf Italien bezieht sich: 

14. Bertolotti, Il parocco Italiano. I. Sav. 89. 

15. Xp:stoßoöAog, Meitssmvöog, Mlpoyerpov vontxöv. BeBktov npwrov ri 
AWADHATO Tod Yapod Ev 77 Avarorıny opbosozw enxinste. Anatol. orthod. K.R. 

16. Matzen, H., og J. Timm, Haandbog i den danske kirkeret. 
Kjöbenhavn 89. 1. Lief. 

17. Zerleder, D. K.R. d. Kantons Bern. Bern 89. 

18. Stingl, Bestimmungen d. bayer. Staates über d. Verwaltg. 
d. Pfarrämter diesseits des Rheines. München 90°. 1. 2, 

19. Krick, D. kath. Pfründenwesen im Kgr. Bayern. Passau 71°. 

20. Köhler, Nachträge und Register z. d. K.R.d. ev. K. d. Grossh. 
Hessen. Darmst. 90. 

21. Sollmann, Handb. f. d. Geistl. u. K.Beamten d. Herzogth. 
Coburg. Cob. 90°. 

Eine neue kirchenrechtliche Zeitschrift ist in Italien ins Leben 
getreten unter dem Titel: 

22. Rivista di diritto ecclesiastico del Regno. Torino 1890, 

Wenn dadurch auch ein Zeugniss abgelegt wird für den erfreu- 
lichen Aufschwung, welchen das Studium des Kirchenrechts in Italien 
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gewinnt, so scheint doch die Ztschr. uns Deutschen meist nur Materia- 
lien zu gewähren. 

Für Frankreich erscheint: 

23. Allegre, Journal du droit canon. Par. 12 Hefte jährlich. 


II. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


Grossh. Baden. 1. Heiner, Gess. d. kath. K. betreffend, mit 
Einleitung, Anmkgn. u. Register (Rosin’s Handbibliothek. bad. Gess. 
Bd. V.) Frbg. %. 

Gr. Hessen. 2. A. Schmidt, Kirchenrechtsquellen des Grossh. H. 
Eine Quellensammlung z. Stellg. v. Staat u. K. u. z. kirchl. Verfas- 
sungsrecht. Giessen 91. 

3. Habicht, Handb. f. d. ev. K. d. Grossh. Hessen. Darmst. 89°, 

Sachsen. 4. Seydewitz, Codex des im Kgr. Sachsen geltenden 
Kirchen- und Schulrechts. Lpzg. 90°. 

Württemberg. 5. Steinheil, D. Ges. u. Verfügungen über d. 
K.Gemeinden u. Synoden in d. ev. Landesk. des Kgr. W. Zusammen- 
gestellt im Anschluss an das Gesetz, betr. die Vertretung der evang. 
K.Gemeinden u. d. Verwaltung ihrer Vermögensangelegenh., v. 14. Juni 
1887 u. aus d. Quellen und d. Praxis erläutert. Stuttg. 90. 

6. v. Göz, D. württ. Gess. u. Verordn. üb. die Vertretung d. 
ev. K.Gemeinden u. d. Verwaltung ihrer Vermögensangelegenh. Mit 
e. Einleitung u. Erläuterungen. Ellwangen 90. (Lit. C.Bl. 91, S. 109.) 

7. Landauer, D. Ges. betr. die Vertretung d. kath. Pfarrgemein- 
den u. d. Verwaltung ihrer Vermögensangelegenh. vom 14. Juni 1887. 
Mit einer Einleitung u. Erläuterungen. Nebst einem Anhang, enth. 
die Art. 32—39 des Ges. betr. die Vertretung d. ev. K.Gemeinden etc.; 
das Ges. betr. das Verhältn. der Staatsgew. zur kath. K. v. 30. Jan. 
1862; die staatl. u. kirchl. Ausführungsverordnungen. Ellwang. 90. 
(Lit. C.Bl. 91. S. 109.) 

Niederlande 8. Douwes en Feith, Kerkelijk Wetboek. Groe- 
ningen. I. 89. 

Frankreich. 9. Lods, Lalegisl. des cult. prot. (1787 — 1887). Par. 89. 

10. Gaubert, Manuel prat. de legislat. pour l’organisat. et l’exe- 
cut. du service des pompes funebres dans toutes les localites. Par. 90. 

11. Ravelet, Gassiat et Trocme, Code manuel des lois civiles 
ecclesiast. Par. 90%. 
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IV. Quellen des Kirchenrechts. 


1. Nolens, De leer van den hl. Thom. v. Aquino over het recht. 
Diss. Utr. 90. 

2. Schneider, D. Lehre v. d. Kirchenrechtsquellen. Regensb. 90. 

3. v. Hagens, Staat, Recht u. Völkerrecht. Zur Krit. jurist. 
Grundbegriffe. Münch. 90. (Ueber die rechtl. Natur der Konkor- 
date. Legaltheorie.) 

4. Ehrle, Hist. Bibliothecae Rom. Pontific. tam Bonifatianae tam 
Avenionensis ennarrata et antiquis earum indicibus alisque documentis 
illustrata.. I. Rom %. 

d. Battifol, La Vaticane depuis Paul III. Revue des quest. 
hist. 45, 177. 

6. Simonsfeld, Beit. z. päbstl. Kanzleiwesen im Mittelalt. Sitzungs- 
ber. d. bayer. Ak. zu München. Phil.-hist. Kl. 1890. IL. 2. 

7. Davidsohn, D. Petitionsbureau d. päpstl. Kanzlei am Ende 
des XII. Jahrh. N. Arch. 16, 638. 

8. Prof. Ehrhard in Strassburg macht im Centr.Bl. f. Bibliotheks- 
Wissensch. 1891, 26 ff. Mittheilung über eine von ihm aufgefundene neue 
Hdschr. d. Apostol. Konstitutionen. Dieselbe befindet sich in der 
griechischen Patriarchalbibliothek zu Jerusalem, stammt aus der Mitte 
des X. Jahrh. und ist daher der ältesten bisher bekannten Handschr., 
dem Cod. Vatic. gr. 839, den Pitra Jus eccl. graec. V, 111, freilich 
ohne nähere Begründung dem X. Jahrh. zuweist, an die Seite zu stellen. 

Eine neue Ausgabe der Ap. Konstitut. bereitet Prof. Funk in 
Tübingen vor. | 

9. Von Lightfood’s Ausgabe des Clemens ist II. Aufl. erschienen 
(The apost. fathers P. 1. St. Clement 1. 2. Lond. 1890), während die 
von Ignatius und Polycarp schon 1889 herausgekommen war. 

10. Texte u. Untersuchungen z. Gesch. u. altchrist. Literat. von 
Gebhardt und Harnack. Bd. 6. H. 4. Die ältesten Quellen d. orient. 
K.R. 1. Buch: Achelis, Die Canones Hippolyti. Lpzg. 91. 

In den Apostol. Konstitutionen führt Cap. 4 f. den besondern 
Titel: Verordnung der heil. Apostel durch Hippolytus. Der Verf. 
erweist, dass hierfür als Quelle gedient haben die von Haneberg 1870 
edirten arabischen Canones, freilich so, dass sich zwischen beiden als 
Mittelglied der II. Theil eines ägyptischen Rechtsbuches einschiebt, welches 
in koptischer Sprache von Tattam, in äthiopischer von Lagarde her- 
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ausgegeben ist. Er versetzt die Abfassungszeit in die Jahre 218—20 
und findet in ihnen das verloren gegangene Werk des Hippolyt &ro- 
stoAmn napdöosıc vor; das erweckt aber Bedenken wegen der in den 
Canones erwähnten subdiaconi, von denen wir annehmen, dass sie erst 
236—50 entstanden sind. Achelis glaubt Spuren der Canones Hippo- 
lyti in den Statuta ecclesiae antiquae wiederzufinden, ohne indess hier- 
für eine genügende Begründung gegeben zu haben. — Vgl. Lit. C.Bl. 
91 8.235; Bullet. ceritique 91, 3. 

Der Recensent in der Hist. Ztschr. 66, 296 findet den Beweis für 
die Autorschaft des Hippolytus nicht erbracht, während Jülicher Theol. 
Lit.-Z2. 91, S. 149 umgekehrt urtheilt. 

11. Langen, Die Klemensromane. Gotha 90. (Vgl. Harnack in 
Theol. Lit.-2. 91, S. 145.) 

12, Jenkins, Ignatian difficulties. Lond. 90. 

13. Amelineau, Le ms. copte de la bibl. nation., contenant les 
actes du concile d’Ephese. Compt. Rend. 18, 212, 

14. Ueber Constantins Constitutio ad Ablavium data handelt 
Seek in Ztschr. d. Sav.-Stiftg. Rom. Abth. 10, 243. 

15. Schaff, Teaching of the XII Apostles. New York 89.° 

16. Taylor, An Essay on the theology of the Didache. Cam- 
bridge 89. 

17. Ueber die Constantinische Schenkung: Krüger in Theol. 
Lit.-Ztg. 89, 429. 455. Döllinger, Papstfabeln. 2. Aufl. 75 ff. 
Löning in Histor. Zeitschr. N. F. 29, 193 (unter Hadrian, nicht 
nach 781). 

Scheffer Boichorst, in Mittheil. d. Instit. f. österr. Gesch.- 
Forschung. 90, 11, 128. 

18. Guerard, Les Lettres de Greg. II a Leon l’Isaurien. Melanges 
d’archeol. et d’hist. 90 avril. Fügt den von Duchesne gegebenen 
Argumenten für die Unechtheit der Briefe neue hinzu. Diese sind 
wie es scheint, im IX. Jahrhundert durch einen byzantinischen Kle- 
riker gefälscht worden. 

Döllinger, Papstfabeln, hat die Briefe für echt gehalten. Fried- 
rich schweigt dazu. Doch ist die Echtheit der Briefe, bezw. ihre 
Integrität auch schon von der deutschen Forschung in Frage gestellt 
worden. Vgl. Schwarzlose, D. Bilderstreit. Gotha 91. S. 113. 
Harnack in Theol. Lit.-Zeitg. 91, S. 152. 

19. Hinter der Irischen Kanonensammlung steht in der Handschr. 
Cod. Sangerm.: Hucusque Ruben et cui miniae et durinis. Weassersch- 
leben p. XXVI. 
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Mac Carthy, Academy 3, XI, 88, 220 will dafür lesen: Huc 
usque Ruben et Cucuimne et du(Dai)rinis, identificirt diese mit den 
725, bezw. 747 verstorbenen Gelehrten und folgert, die Sammlung sei 
im ersten Viertel des VIII. Jahrh. verfasst. 

20. W. Meyer, Ueber die Avellana in den latein. Lect. Kat. v. 
Göttingen 1888 (Sommer), 1888;9 (Winter). Dieselbe rührt nicht von 
Gregor I. her, und führt ihren Namen mit Unrecht, da der aus 
Fonte Avella stammende Codex nur eine Abschrift des Cod. Vat. 
3787 ist. 

21. Den Aufstellungen v. Simson gegenüber wiederholt Wassersch- 
leben ın der Histor. Ztschr. Bd. 64, 8. 234 ff. seine alten Ansichten 
über Pseudoisidor und präcisirt diese dahin, dass die kürzere Form 
der Sammlung in Mainz entstanden sei, die umfangreichere in der 
Diöcese Rheims. Auch den Benedikt Levita weist W. der Mainzer 
Diöcese zu, und charakterisirt dessen Verhältniss zu Pseudoisidor da- 
hin, dass jener weder die Quelle dieses sei, noch aus ihm geschöpft 
habe, dass er vielmehr nur die Materialien und Vorarbeiten dieses be- 
nutzt habe. Zu dem letztern Ergebnisse gelangt auch Conrat, Gesch. 
d. Quell. u. Literat. d. röm. Rechts im früheren Mittelalter I, 308, 
mit Berücksichtigung der römisch-rechtlichen Bestandtheile beider Samm- 
lungen. 

Inzwischen hat Simson in der Ztschr. f. K.Gesch. 12, 208 einen 
von Döllinger an ihn gerichteten Brief v. 2./4. 1887 veröffentlicht, in 
welchem sich dieser für die Simson’sche Meinung erklärt, jedoch, wie 
auch Duchesne (Revue hist. 44, 340) denselben Autor annimmt für 
die Gesta cen., die Actus und die falschen Dekretalen. 

Simson stimmt zu: Fournier, De l’origine des fausses decret. 
St. Dizier 1889. (Sep.-Abdruck aus der Nouv. Revue hist. 11, 70; 
12, 113). Eine neue Ausgabe der 'Gesta dom. Aldrici Cenoman. 
urbis ep. a discipulus suis, Mamers 1889, haben Charles u. Froger 
veranstaltet, allein nach dem Bullet. erit. 1890, 15 mit ganz unzu- 
reichender Kritik. 

22. Ueber zwei Handschriften Pseudoisidors in der National- 
bibliothek zu Turin E. II, 26 und in der Kapitelsbibliothek zu 
Vercelli Nr. LXXX berichtet Patetta in Rivista ital. per le scienze 
giurid. 10, 62, 

23. Nürnberger, Ueber eine ungedruckte Kanonensammlg. aus 
d. VIII. Jahrh. Recensio colleetionis canonum, quae continetur in Codice 
Sangermanensi 138, unacum speciminibus integris. Mainz 90. (Aus 
Jahresber. d. wissensch. Gesellsch. Philomathie zu Neisse.) 
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24. Hincmar v. Rheims, Zwei Schriften des B., her. v. Gund- 
lach. Zitschr. f. K.G. 10, 92. 258. 

25. Ueber den Liber diurnus: Giorgi, Storia esterna del Codice 
Vaticano del Diurnus. Arch. delle R. societä rom. di storia patria 
11, 641. 

Friedrich, D. Entstehungsgeschichte d. Lib. diurnus in Sitzungs- 
ber. d. ph.-hist. Kl. d. bayer. Akad. 90. 1, 58—141. 

Ceriani, Notizia di un antico manoscritto Ambrosiano del Liber 
diurnus. Milaro 89 (Rendiconti del R. Inst. Lomb. ser. II, vol. 2, 367.). 

Hinweis auf einen Cod. Ambrosianus etwa aus der II. Hälfte d. 
IX. Jahrh., aus welchem zugleich der im Cod. Vatican. fehlende Schluss 
des Lib. diurnus mitgetheilt wird. 

26. Duchesne, Note sur l’origine du cursus ou rhythme pro- 
saique suivi dans la redact. des bulles pontificales. 

Bibl. de l’ec. des chartes 50, 161 (auch über das Aufhören des 
Gebrauches des Lib. diurnus). 

27. Graf Nostiz-Rieneck, Ueber d. Bussordnung Halitgar’s in 
d. Hamilton-Handschr. 290. Z. f. kath. Theol. 13, 193 £. 

28. Schmitz, D. Poenitent. Romanum u. d. Bussordng. Halitgar’s 
in d. HamiltonHandschr. Arch. f. K. K.R. 63, 391. 

29. S. Chrodegangi Met. ep. regula canonicorum, aus.d. Lei- 
‘ dener Cod. Vossianus Lat. 94 mit Umschrift d. tiron. Noten herausg. 
v. Schmitz. Hannov. 89. 

30. Patetta, Nota sulla eta del codice vercellese della collezione 
di canoni Anselmo dedicato, e sopra una classe di manoscritti che da 
esso ebbe origine. Antologia giuridica IV, fasc. 3. 

Pitra in seinen Anlalecta noviss. 1, 140 (1885) bezweifelt 
die Entstehung der Coll. Anselmo ded. in Italien. Seine Meinung ist 
nicht von Tardif (Hist. des sources du dr. can. 1887, 161) bekämpft, 
wohl aber von Conrat, Gesch. d. Quell. u. Liter. d. Röm. Rechts 1, 
215. Patetta weist nach, dass der Codex Vercellensis 930 und eher 
noch später geschrieben ist und dass der Codex der Pariser Bibl. nat. 
Nr. 752, früher 841, dessen sich Theiner bediente, und der Cod. von 
Modena aus dem Codex Vercell. stammen. Derselben Familie gehören 
sicher nicht an Cod. Vatic. Palat. 580 u. 581, die nur einen Theil 
der Collectio enthalten. Weitere Handschriften befinden sich in der 
Pariser Nationalbibliothek, in Metz, Bamberg (vgl. Flach, Etudes sur 
Vhist. du droit Rom. au moy. äge p. 89); von diesen gehören nach 
den Ballerini die vatikanische dem X. Jahrhundert an, und ebenso 
nach Schrader (Prodrom. Corp. iur. civ. 1823, p. 151) die Bamberger, 
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während Krüger einen der letzten P. I, 12 noch in das IX. Jahrh. 
setzt. (Institut. p. V.) 

31. Ueber Burchard’s Sammlung handelt die Leipziger Inaugural- 
dissertation von H. Grosch, Burchard I, B zu Worms. Jena 1890, 
54 ff., ohne genügende Kenntniss des Materiales. Hervorzuheben ist, 
dass im Olmützer Kapitelsarchiv sich ein Codex saec. XI. befindet, 
Lib. conciliorum et colleetarum Purcardi XIII librorum (vgl. Dudik, 
Gesch. Mährens 4, 394), dessen Verhältniss zu Burchard zu unter- 
suchen wäre. 

32. In dem Anzeiger der Akadem. der Wissensch. in Krakau Juni 
1890 (vgl. Arch. f. Kath. K.R. 65, 150) berichtet Blumenstock über 
eine kanonische Handschr. d. Pariser Biblioth. St. Genevieve Fol. C. 1, 
welche schon von Theiner, Disquisit. crit. 156 erwähnt worden ist. 
Dieselbe enthält eine Kanonensammlung, deren Heimath Bl. in Deutsch- 
land sucht, deren Entstehungszeit er zwischen Alexander II. und Ur- 
ban II. verlegt, und für welche er Unabhängigkeit sowohl gegenüber 
von Burchard wie von Ivo behauptet. 

33. Mommsen, Bemerkungen zu den Papstbriefen d. brit. Sammig. 
Neues Arch. 15, 187. 

Desgl. Breslau ebendas. 189. 

34. In ihrer Ausgabe des Decr. Gratiani ceitiren die Correctores Ro- 
mani mehrfach Stellen aus Deusdedit, die Friedberg in der Kanonen- 
sammlung desselben nicht aufzufinden vermochte, so dass Ewald gar 
die Vermuthung äusserte, die Sammlung sei grösser gewesen als ihr 
jetzt in der Ausgabe von Martinucci vorliegender Text. Jetzt weist 
Ernst Sackur im Neuen Arch. XVI, 366 nach, dass diese Citate sich 
auf Deusdedit, Libellus contra invasores et symoniacos (bei Mai, Nova 
Bibl. Patr. VII, p. III, p. 77—114) beziehen. Eine Untersuchung der 
Beziehungen zwischen Gratian und der. genannten Schrift erscheint 
demnach als erforderlich. 

35. Scheffer-Boichorst, Die Sammlung d. Card. Deusdedit u. 
die Schenkung d. Gräfin Mathilde. Mitthlg.d. Instit. f. österr. Gesch.- 
Forschg. 11, 119. | 

36. Cavriani, Nuovi schiaramenti alla vita di S. Anselmo vescovo 
di Lucca desunti dal manoser. di Rangerio recentemente pubblicato 
dal Dr. Vin. de la Fuente. Torino 89. 

- 387. In der neuen von Friedrich besorgten Ausgabe der Papstfabeln 
vonDöllinger, Stuttg. 1890, stellt der Verf. wie früher Gratian als Quelle 
des Algerus v. Lüttich hin (S. 152 £.). Dagegen ist zu bemerken, dass 
Algerus’ Werk De misericordia et iustitia vor 1121 verfasst sein muss 
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und der Autor selbst 1131 oder 1132 gestorben ist (Hüffer, Beitr. z. 
Gesch. d. Quellen d. K.R. Münster 1862, S. 22), während die Abfas- 
sungszeit des Decretum Gratiani später fällt. 

38. Schulte, D. Summa des Paucapalea über das Decret. Gratiani. 
Giessen 1890. 

Die Ausgabe dieser ältesten Summa zum Decret. Gratiani ist auf 
Grund des in der Metzer Stadtbibl. befindlichen Codex 250 saec. XII 
erfolgt. 

39. Schulte, Die Summa des Stephanus Tornacensis über d. Decret. 
Gratiani. Giessen 1891. 

Die Ausgabe nimmt von einem vollständigen Abdruck Abstand, 
verweist vielmehr für die aus Paucapalea, Rolandus und Rufinus ent- 
lehnten Stücke auf diese Autoren. 

Eine Ausgabe der Summa des Rufinus ist von Schulte in Vor- 
bereitung. Bezüglich dieser behauptet Singer, Anz. d. Wien. Akad. 
d. Wissensch. 1890, Nr. VIII, dass er unabhängig von Tanon, Etude 
de litterat. canon., Par. 1390, die früher von anderen und auch von 
Schulte für Rufin’s Summa gehaltene als unecht nachgewiesen habe. 

40. Altmann, Ueber einen Ordo iudiciarius d. J. 1204. Z.d. 
Savignystiftung f. R.Gesch. 10, 44. 

41. Denifle, Die beiden Dominikaner-Ordensgen. Jordan und 
Joh. Teutonicus. Hist. Jahrb. d. Görresgesellsch. 10, 564. 


V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 


1. Ueber Löning, Urchristenth. vgl. Harnack in Theol. Lit.-2. 
1889, 417 £f. 

Loofs, Urchristl. Gemeindeverfassung in Theol. Stud. u. Krit. 
1890. 619. 

2. Köppel, Der Ursprung d. Apostolates n. d. heil. Schrift. neuen 
Test. Theol. Stud. u. Krit. 62, 257. 

3. De Smed, L’Organisation des Egl. chret. jusqu’au milieu du 
Ile siecle. Revue des Quest. hist. 44, 329. 

4. Hatch, Influence of Greek ideas and usages upon the Christian 
Church. Ed. by Fairbairn. Lond. 91?. _ 

5. Pressense, Le Siecle apostolique (Ile per.) Par. 88. (2. Aufl. 
d. II. Bandes der Hist. des III premiers siecles de l’egl. chret.) 

6. Vaughan, The church of the first days. Lectures on the 
Acts of the Apostels. Lond. 90. 
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7. Killen, The ancient Church, its history, doctrine, worship 
and constitution traced for the first three hundred years. New ed. 
Lond. 89. | 

8. Hilgenfeld, D. vorkath. Verf. d. Christengemeinden ausser 
Palästina. Ztschr. f. wissensch. Theol. 33, S. 223. 

9. Morrison, The Jews under Roman Rule. Lond. 89. 

10. Manfrien, Gli Ebrei sotto la dominazione romana. LI, 1. 
Roma 88; 2. 89. 

11. Thomas, L’eglise et les Judaisants. Revue des Quest. hist. 
46, 400. 

12. Thomas, La Question juive dans l’#glise a l’äge apostol. 
Ebendas. 47, 353. 

13. Langen, Die Klemensromane, nimmt an, dass bis z. J. 135 
Jerusalem den Mittelpunkt der Christengemeinde ausgemacht habe. 
Damals sei in Rom die klementinische Grundschrift der „röm. Predigt 
des Petrus“ entstanden, welche Rom den durch Jerusalems Fall unter- 
gegangenen Primat über die Kirche zuweisen sollte. — Dagegen zu- 
treffend Harnack in Theol. Lit.-2. 91, p. 147. 

14. Wilpert, Die gottgeweihten Jungfrauen in d. 4 ersten christl. 
Jahrh. Ztschr. f. K. Theol. 13, 302. 

15. Ueber die Stellung der Viduae in d. ältesten Christengemein- 
den: Reville in Bibl. de l’ecole des hautes etudes. Scienc. relig. 1, 231. 

Zuerst nur unterstützte und isolirt dastehende Jungfrauen; Beweis 
u. a. Ignat. ad Smyrn. XIII: ’"Asnasonatr Todg 0!X0UG Tüv AheApPWVv OD GDYV 
yovadi nal tTexvars nal Tüg rapdevong Tüg Aeyopevag YTDas. 

16. Rondini, Il giuramento dei Christiani nei primi III secoli. 
Livorno 88. 

17, Ueber die Eintheilung Roms in Regionen und die sich daran 
anschliessende kirchliche: Re, in Studi e docum. di storia e diritto. Ao. 
X, fasc. 9. 

18. Duchesne, Les regions de Rome au moyen-äge. Melanges 
d’archeol. et d’hist. 1890 avril. | 

19. Reville, Etudes sur les origines de l’episcopat. La valeur 
du temoignage d’Ignace d’Antioche. Klare Darstellung des jetzigen 
Standes der Ignatiusfrage. Die Echtheit der 7 Briefe wird behauptet. 
Der Verf. weist nach, dass der Episkopat bei Ignaz zwar monarchisch 
sei, aber weder katholisch noch sacerdotal. Die beständige Wieder- 
holung der Obergewalt des Bischofs spricht dafür, dass dies ein Ideal 
des Ignaz gewesen sei und nicht der Wirklichkeit entsprochen habe. 
In den occidentalischen Gemeinden habe im ersten Viertel des II. saec. 
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der monarchische Episkopat noch nicht existirt. In Revue de l’hist. 
des religions. 1890, t. XXII, auch besonders erschienen Par. 91. 

Der Verf. verheisst eine Hist. des origines de l’Episcopat. 

20. Gallagher, The true historie episcopate as seen in the ori- 
ginal constitution of the church of Alexandria. New York 90. 

21. Hasenclever, Aus Geschichte und Kunst d. Christenth. 1. 
Braunschw. 90. 

22. Hardy, The Provincial concilia from Augustus to Diocletian. 
Engl. hist. Rev. 90, 221. 

23. Ueber die ältesten Kleriker byzant. Kirchen: Wiekhoff, D. mo- 
nasteria bei Agnellus in Mitth. d. Instit. £. österr. Gesch.-Forsch. 9, 34. 

24. Tschirn, Die Entstehung d. röm. Kirche im II. christlichen 
Jahrh. Ztschr. f. K.Gesch. 12, 215. 

25. Hönsbröch, D. Schrift De aleatorib. als Zeugn. f. d. Pri- 
mat des röm. Bischofs. Z. f. kath. Theol. 90, 1—26. 

26. Hönsbröch, D. Röm. Primat bez. durch Cyprian. Z. f. kath. 
Theol. 14, 193. 

27. Leglise, St. Ennodius et la suprematie pontific. au VI. siecle 
(4939—503). Lyon 90. (Sep.-Abd. aus l’Universite cathol. 2, 220. 400.) 

38. Diehl, Etude sur administrat. byzantine dans l’Exarchat de 
Ravenne (568—751.) Par. 88. (Revue hist. 45, 132.) 

29. Hartmann, Unters. z. Gesch. d. byzant. Verwltg. in Italien 
540—750. Leipz. 88. 

30. Luther, Rom u. Ravenna b. z. IX. Jahrh. Berl. 89. 

3l. Ueber die Stellung des Defensor civitatis zum Bischof: Chenon, 
Nouv. Revue hist. de droit france. 13, 551. 

32. Allies, The holy see and the wanderings of the nations from 
St. Leo I. to St. Gregory I. Lond. 88. 

33. Calisse, Diritto ecelesiastico e diritto longobardo. Rom 88. 

34. Rosi, Longobardi e chiesa romana al tempo del re Liutprando. 
Catania 90. Vgl. Archivio stor. Ser. V, t. 5, 318. 

Die Frage ist schon früher behandelt von Gasquet, Le Royaume 
Lombard, sa relat. avec l’empire grec et avec les Francs in Nouy. Rev. 
Hist. 1887, 58. 

35. Schnürer, D. polit. Stellung d. Papstth. z. Zeit Theod. d. Gr. 
Hist. Jahrb. 9, 251, 10, 253. 

36. Schwarsiose; Ueb. d. Patrimonium d. röm. K. Zitschr. £. 
K.Gesch. 1889, 62. 

37. Bertolini, L’origine del potere temporale dei papi secondo 
la critica storia.. Nuova Antol. Ser. IH, vol. 26. p. 47. 1890. 
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38. Sonnino, Di un scisma in Roma a’ tempi di Valentiniano. 
Livorno 88. 

39. Testa, La Chiesa di Napoli nei suoi rapporti con papa Gre- 
gorio I. Rivista stor. ital. 7, 456. 

40. Cirot de la Ville, L’Empire Rom. et le Christianisme dans 
les Gaules. Poit. 88. 

41. Viollet, Hist. des Institut. polit. et administr. de la France. 
1. Par. 90. 

42. Fustel de Coulanges, Hist. des Instit. polit. de l’ancienne 
France. La Monarchie franceque. Par. 88. 507 ff. 

43. Derselbe, Les origines du systeme feodal. Par. 90. (125 ff. 
über precarie.) 

44. Duchesne, Mem. sur l’origine des dioceses episcopaux dans 
V’ancienne Gaule, in Mem. de la Societe des Antiquaires de France. 
t. 50 und besonders Paris 90. | 

Vgl. dazu desselben, Mem. sur la liste episcopale de Poitiers 
in Revue poitevine et saintogeaise t. 3. 4 und Les anciens catalog. 
episcop. de la prov. de Tours. Par. 90, 

45. Hauck, K.Gesch. Deutschl. Th. II. Leipz. 90. 

46. Grisar, Rom u. d. fränk. Kirche, vornehmlich im VI. Jahrh. 
Ztschr. f. kath. Theol. 14, 447. 

47. Lamprecht, Die röm. Frage v. Kg. Pippin bis auf Kaiser 
Ludw. d. Fr. in ihrer urkundl. Kernpunkten erläutert. Leipz. 89. 

48. Preuss, Die Franken und ihr Verh. zu Rom im letzten Jh. 
d. Reiches. Progr. Tilsit 89. 

49. Gundlach, D. Streit d. Bisth. Arles u. Vienne um d. Pri- 
matus Galliarum. Hannov. 90. 

50. Schmitz, D. Vikariat v. Arles. Histor. Jahrb. XI, 1. 
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1. Ines, Church and State. An historical handbook. London 89, 

2. Karl Joh. Neumann, D. röm. Staat u. d. allgem. Kirche bis 
auf Diokletian. 1. Leipz. 90. | 

Vgl. Görres, Ztschr. f. wiss. Theol. 34, 235. Gött. G. A. 91, 23. 
| 3. Mommsen, D. Religionsfrevel nach röm. Recht. Histor. Z. 
64, 389. 

4. Beurlier, Essai sur le culte rendu aux empereurs romains. 
(These.) Paris 91. 
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d. Allard, La persecut. de Dioclet. et le triomphe de l’egl. Par. 
90. 1.2. (Vgl. auch Rev. des Quest. hist. 44, 51; 45, 440; 47,1. 

6. Belser, Z. dioklet. Christenverfolg. Tüb. 91. 

7. Görres, K. u. Staat v. Regierungsantritt Diokletians bis z. 
konstant. Religionsedikt. Z. f. prakt. Theol. 17, 108. 281. 

8. Mariano, Costantino e la chiesa cristiana in Nuova Antologia 
25, 271. 

9. Seuffert, Konstantins Gesetze u. d. Christenth. Rektoratsrede. 
Würzb. 91. 

‚10. Seresia, L’eglise et l’etat sous les rois franes au VI. siecle. 
Gand. 88. (Dürftig, nichts Neues: Hist. Ztschr. 64, 160.) 

11. Patriciat von Pippin: Academy 1889, 288c, 321b, 340c, 
396b, 373a. 

12. Heinemann, D. Patriciat d. dt. Könige. Ein Beitr. zur G. 
d. Bezieh. zw. St. u. K. ı. M. A. Halle 88. 

13. Niehues, Gesch. d. Verhält. zw. Kaiserth. u. Papsth. ı. Mittel- 
alt. Bd. 2. Münster 87. | 

14. Glasson, Les rapports du pouvoir spirituel et temporel au 
moyen-äge, in Seances et travaux de l’academ. des sciences morales 
1890. 547. 721. 878. Auch besonders Paris 90. 

15. Stahl, D. Majestätsrecht der Kirche über d. Staat i. Mittelalt. 
(Aus dem Nachlasse.) Z. f. k. Wissensch. 10, 344. 

16. Michael, Wie dachte P. Gregor VII. üb. d. Ursprung u. d. 
Wesen d. weltlichen Gewalt. Z. £f. kath. Theol. 15, 164. 

17. In den Monum. German. ist der I. Bd. einer Ausgabe der 
Schriften über St. u. K. erschienen unter dem Titel: Libelli de lite 
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3. Cartulaire de l’universite de Montpellier. I, 1181—1400. 
Montp. 90. 

4. Schmid, Gesch. d. Erziehung. Bd. 2, Abth. 2. Stuttg. 89. 

5. Hofmann, Rechtfertig. d. Schule d. Reformat. g. ungerecht- 
fertigte Angriffe. Leipz. Univ.-Schr. 89. 

6. Puaux, Les ecoles protest., in Revue chret. 1 Mars 89. 

7. Butel, L’Education des Jesuites autrefois et aujourd’hui. Un 
College breton. : Par. 90. 

8. Clausnitzer, Gesch. d. preuss. Unterrichtsgesetzes. Berl. 912. 

9. Bornhak, Das preuss. Unterrichtswesen als Staatsinstitut in 
rechtsgesch. Entwickelung: Arch. f. öff. R. 4, 101. 
| 10. Hechtenberg u. Vandenesch, Schulverordnungen f. d. Reg.- 
Bez. Minden. Minden 90. 
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- IV. Aktenstücke. 


Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 


1. Bulle Pius’ IX. In hac sublimi 23./8. 1871. - 

Desselben Licet per Apostolicas literas 8./9. 1874. 

Desselben Consulturi 10.10. 1877. 

Desselben Regolamento da osservarsi dal S. Collegio in occasione 
della vacanza della ap. sede 10.j1. 1878. 

Alle auf Papstwahl bezüglich, in Arch. f. K. K.R. 65, 303 ft. 

2. Die päpstl. Bulle vom 7. Sept. 1888, durch welche die Union 
der Bisthümer Basel und Lugano bewirkt wird (vgl. Ztschr. f. K.R. 
22, 445) in Acta S. Sed. 22, 449 ff. 

3. Das Dekret Leos XIII. vom 1. Januar 1891, durch welches in 
Rom ein neues Collegium celericorum Bohemorum errichtet wird: Acta 
S. Sed. 22, 458. 

4. Fakult. f. österr. Bischöfe zur Veräusserung d. K.Guts. Arch. 
65, 103. 

Facultates aleniationem, obonerationem et locationem 
bonorum ecclesiasticorum concernentes a S. Sede Nuntio 
Apost., Archiepiscopis, Episcopis Austriacis prorogatae 
(6. Mai 1890). 

Leo PP. XIII. Ad futuram rei memoriam. 


Quo expeditius in nonnullis negotiis ad Ecclesiae utilitatem in 
Austriaco Imperio S. Sedis Apostolicae auctoritas, per Nostrum et 
ejusdem 8. Sedis Nuntium pro tempore penes Imperialem Aulam 
Vindobonensem, vel ejusdem Nuntii obeuntem vices intercederet, 
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necessarias ad praefiniti temporis spatium facultates jam inde ab 
anno 1880.per Apostolicas litteras, die XIV. Maii mensis eadem hac 
forma datas, eoncedendas existimavimus. Verum cum modo postremae 
praefinitum eoncessioni hujusmodi tempus effluxerit, a nonnullis prae- 
fati Imperii Sacrorum Antistitibus supplicatum est Nobis, ut easdem 
facultates in aliud temporis proferre vel denuo concedere velimus. 
Nos igitur hisce annuentes precibus Apostolicae Sedis Nuntio, qui 
apud Aulam Imperialem Vindobonensem pro tempore existat, vel ei 
qui Nuntii ipsius vices gerat, nec non Archiepiscopis, Episcopis ac 
Praesulibus Nullius, ut vocant, qui in universa quam late patet 
Austriaci Imperatoris ditione continentur, exceptis tamen bonis, si 
qua in provinciis Italicis existant, itemque Episcopo Wvratislaviensi 
pro parte Dioecesis, quae in Imperio Austriaco continetur, decennio 
hine proximo duraturam facimus potestatem concedendi facultates 
sequentibus articulis comprehensas. 

I’ Archiepiscopis nimirum alienandi bona ecclesiastica usque ad 
summan florenorum octomillium monetae Austriacae, Episcopis vero 
ac Praesulibus Nullius Dioecesis usque ad summam florenorum sex 
millium ejusdem monetae, sive stabilia ea bona sint, sive in publicis 
nominibus consistant, adjecta tamen conditione, ut pretium ex alie- 
natione perceptum, in aliorum bonorum stabilium seu censuum ac- 
quisitionem convertatur, iisque deficientibus pretium ipsum alıa ra- 
tione fructuose ac secure collocetur, exclusa. qualibet negotiatione; ex 
Saecrorum Canonum sanctione ecclesiastieis viris interdieta. 

II®. Archiepiscopis impertiendi facultatem imponendi bonis ec- 
clesiasticis onera, quae non excedant summam florenorum quindecim 
millium, Episcopis vero et Antistitibus Nullius Dioecesis, eandem im- 
pertiendi facultatem, dummodo onera non excedant summam floreno- 
rum duodecim millium, rationem tamen ac terminum praefiniendo 
quo aes alienum a causa pia contractum dissolvatur; quo si neces- 
sariae instaurationes ac melioramenta in aliquo fundo ecclesiastico 
occurrant, neque aes alienum contrahi queat, et nonnisi per alicujus 
boni ecclesiastici venditionem necessitati provideri possit, hoc in casu 
concedendi facultatem venditionem perficiendi, cum conditione, ut si 
ex pretio percepto pars aliqua supersit, eadem fructuose collocetur 
rationibus superius expositis. Porro cum ex jure canonico in capite 
„lerrulas“ facultas detur, fundos exigui valoris alienandi, cui quidem 


* 


138 Aktenstücke. 


juris regulae nihil per has litteras volumus innovari, licet in eodem 
capite, onerum ex quorum impositio minime comprehendatur, ex pe- 
eularıbus tamen rationibus animum Nostrum moventibus, et ex sin- 
gulari concessione in exemplum minime adducenda facultatem imper- 
timur imponendi ecclesiasticis bonis onera quae tamem summam flo- 
renorum mille non exsuperent. Hujusmodi vero tam in praesenti, 
quam in superiori articulo descriptas facultates minime complecti vo- 
lumus bona ad mensas Archiepiscoporum, Episcoporum, atque Antisti- 
tum Nullius Dioecesis pertinentia. Quapropter quum de bonis eisdem 
agendum erit in casibus superius descriptis, suffraganei Episcopi pro- 
priis respective Archiepiscopis autem et Episcopus Wratislaviensis 
Nobis et Sanctae Sedi immediati subjectus, nec non Praesules Nul- 
lius Dioecesis preces deferent ad Nuncium Apostolicum, cui ideirco 
quemadmodum Archiepiscopis, potestatem facimus petitam impertiendi 
facultatem, si in Domino expedire judicaverint. 

III°. Firmis manentibus ordinariis facultatibus Episcoporum et 
causarum piarum pro ineundis locationibus et conductionibus ad trien- 
nium, concedendi facultatem locationes et conductiones ipsas ineundi 
ad quindecim annos, servatis in reliquis Sacrorum Canonum prae- 
scriptionibus. Ad vitandos autem abusus nonnullos, et ad obsecun- 
dandum aliqua ratione consuetudini, quae in Austriaco Imperio inva- 
luit, ut bonorum Ecclesiasticorum possessores, a respectivis conducto- 
ribus reditus seu praestationes in antecessum accipiant, facultatem 
impertiendi reditus ipsos, seu praestationes percipiendi in antecessum ita 
tamen, ut illae quod ad fundos urbanos non excedant summam, quae 
in semestri spatio a conductore debeatur, quod vero spectat ad bona 
 rustica dummodo summam non praetergrediantur, quae per anni Spa- 
tium a conductore sit persolvenda. 

IV’, In casibus urgentis necessitatis atque utilitatis piae causae, 
in quibus ad alienationem, vel onerum impositionem sine mora de- 
veniendum sit, facultatem largiendi Archiepiscopis alienationem per- 
ficiendi, vel aes alienum contrahendi usque ad summam sexdecim 
millium florenorum, eandemque concedendi Episcopis et Antistitibus 
Nullius Dioecesis, non ultra tamen duodecim millium florenorum sum- 
mam. In casibus vero modo expressis, cum agatur de bonis ad 
mensas spectantibus Archiepiscoporum, Episcoporum et Praesulum 
Nullius Dioecesis, suffraganei Episcopi preces deferent suis respective 
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Archiepiscopis, Archiepiscopi autem, et Episcopus Wratislaviensis 
Apostolicae Sedi immediate subjectus et Praesules Nullius Dioecesis 
postulata deferent ad Nuntium Apostolicum, quem in finem tum eidem 
Nuntio, tum Archiepiscopis potestatem facimus petitam facultatem 
concedendi, si in Domino judicaverint expedire. Hoc ipsum fieri vo- 
lumus in casibus in quibus non urgeat necessitas, et quando agatur 
de alienationibus, sive oneribus praefatas superius summas exceden- 
tibus. Verum tamen in omnibus et singulis casibus integram esse 
volumus facultatem postulationes ad Sanctam Sedem directe deferendi. 
Volumus praeterea ut in hujusmodi concessionibus canonicae prae- 
scriptiones accurate serventur, et praesertim constitutio fel: rec: 
Pauli II. Praedecessoris Nostri quae incipit „Cum in omnibus“ edita 
die 11. Maii anno 1465, ac proinde in omnibus et singulis faculta- 
tibus ab Apostolico Nuntio sive per se immediate exercendis, sive 
Sacris Antistitibus, ut supra statutum est, deferendis volumus et 
mandamus ut pateat ac probata sit piae causae necessitas vel utilitas, 
quem in finem in singulis casıbus tum personae quarum intersit, 
tum honesti nominis et probati judicii viri antea consulantur. Man- 
damus denique ut in omnibus et singulis actis venditionis, sive 
alienationis, atque etiam locationis ad quindecim annos mentio ex- 
pressa fiat facultatis ab Apostolica Sede concessae. Haec volumus 
et concedimus non obstantibus fel: rec: Paulı II. et aliorum Ponti- 
firum Praedecessorum Nostrorum de rebus ecclesiae non alienandis, 
ceterisque Constitutionibus speciali licet mentione dignis in contrarium 
facientibus quibuscumque. 

Datum Romae apud Sanctum Petrum sub Anulo Piscatoris die 
$. Maii 1890 Pontificatus Nostri Anno Decimotertio. 

Loco +} sigilli. °  _M. Card. Ledöchowski. 

5. Schreiben des Kard. Staatssekretäirss Rampolla an d. B. v. 
St. Flour v. 6.12. 1890 betr. die Anerkennung der verschiedenen 
Stastsformen durch die Kirche. Arch. f. K. K.R. 65, 331. Acta S. 
Sed. 23, 261. 

6. Konkordat mit Columbia vom 31.12. 87: 

In Nomine Sanctissimae et Individuae Trinitatis. 

Sanctitas Susa Summus Pontifex Leo XIII. et Praeses Reipublicae 
Columbianae excellentissimus Dominus Raphael Nunes in suos re- 
.pective plenipotentiarios nominarunt; 
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Sanctitas Sua eminentissimum Dnum Marianum Rampolla del 
Tindaro S. R. E. Cardinalem Presbyterum S. Ceciliae, suum Mini- 
strum a publicis negotis: et Reipublicae Praeses excellentissimum 
Dominum Joachim Ferdinandum Velez Legatum extraordinarium et 
Administrum cum liberis mandatis apud Sedem Apostolicam. Qui 
post mutuo tradita respectivae plenipotentiae instrumenta de jis, 
quae sequuntur convenerunt. 


Art. 1. Religio Catholica, apostolica, romana est religio Rei- 
publicae Columbianae; publica potestas eamdem agnoscit tamquam 
essentiale elementum, quo societatis ordo constat, seseque obstringit 
eam, prout etiam ejusdem administros, patrocinio suo juvare, ac 
tutari; illamque in usu et fruitione suorum jurium ac praerogati- 
varum incolumem servare. | e 

Art. 2. Ecelesia catholica plena fruetur ac integra libertate et 
independentia a politica potestate, quapropter haec ulla ratione inter- 
cedet, quin ipsa suam spiritualem auctoritatem et ecclesiasticam juris- 
diectionem universam libere exerceat, suaque juxta proprias leges 
moderetur et administret. 


Art. 3. Ecelesiae leges sunt a civili jure discretae, nec hujus 
partem constituunt; et Reipublicae Magistratus illas in honore et re- 
verentia solemniter habebunt. 


Art. 4. Status agnoscit Ecclesiam suis legitimis potestatibus 
ordinibusque hierarchicis representatam, vere proprieque juridicam 
habere personam, et capacitatem utendi fruendique juribus, quae ad 
ipsam pertinent. 

Art. 5. Ecelesia jure pollet acquirendi justo titulo, possidendi 
libereque administrandi bona tum mobilia, tum immobilia ad normam 
communi jure praefinitam, ejusque acquisitae res et fundationes in- 
violabiles nihilo secius ac propria civium Reipublicae bona. 


Art. .6. Ecelesiae proprietates poterunt publicis subjiei vecti- 
galibus aeque ac aliorum civium bona; exceptis tamen aedificiis divino 
eultui dicatis, Seminariis conciliaribus, Episcoporum et Parochorum do- 
mibus, quae tum a vectigalibus immunia erunt, tum a aut aliis 
usibus nunquam addici poterunt. 


Art. 7. Clerici tum saeculares tum regulares adigi nequibunt 
publica obire munera, quae ipsorum sacro ministerio, vitaeque insti- 
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tutioni adversentur; insuper a quolibet servitio milltari in perpetuum 
exempti erunt. 

Art. 8. Reipublicae Gubernium fidem suam obligat legibus, 
quae poenalia judicia moderantur, ea praescripta conditionesve ad- 
ponere, quae sacerdoti dignitatem sartam tectam servent, quoties Ec- 
.clesiae ministrum criminali processu qualibet de causa implicari con- 
tingat. . 

Art..9. Locorum Ordinariüs, et Parochis integrum est, exigere 
& fidelibus obventiones proventusque ecclesiasticos ad canonum nor- 
mam et ex bono et aequo constitutos, quique sive ex immemoriali 
consuetudine cujuslibet Dioeceseos causam habent, sive ex opere in 
sacro ministerio praestito; attamen ut actus et obligationes ab hujus- 
modi jurium fonte manantes vim civilibus legibus nanciscantur, et 
saecularis potestas suam auctoritatem interponat, locorum Ordinarüi 
communicabunt cum gubernio consilia. 

Art. 10. Poterunt libere institui fundarique in Columbiana Re- 
publica regulares ordines, religiosaeque sodalitates utriusque sexus, 
dummodo canonicae eorum erectioni legitima potestatis ecclesiasticae 
auctoritas accedat. Praefati ordines religiosaeque sodalitates juxta 
proprias leges et constitutiones regentur et administrabuntur; attamen 
ut juridica frui valeant persona, et patrocinio ac tutela legum Rei- 
publicae juventur, civili potestati exhibere tenentur testimonium ca- 
nonicae veniae a respectiva auctoritate ecclesiastica ipsis tributae. 

Art. 11. Sancta Sedes opem cooperationemque Gubernio prae- 
stabit ut in Columbiana Republica religiosi ordines constituantur, qui 
charitatis operibus praecipue vacent, missionibus, adolescentium insti- 
tutioni, instructionique universim aliisque publicae utilitatis et bene- 
ficientiae operibus. a | 

Art. 12. In Universitatibus, collegiis, scholis aliisque studiorum 
institutis publica institutio atque instructio ad normam dogmatum, 
morumque doctrinam Ecclesiae Catholicae conformata ornataque esse 
debebit. In his omnibus studiorum facultatibus doctrinae religiosae 
institutio, praecepti res erit, piae etiam catholicae religionis exercita- 
tiones in iisdem frequentabuntur, 

Art. 13. Quapropter respectivis locorum Ordinariis jus erit sive 
per se sive per speciales Delegatos in praefatis studiorum facultatibus 
inspicere, nec non libros qui pro textu adhibeantur revisere quoad ea 


142 Aktenstücke. 


quae fidei doctrinam morumve spectant. Archiepiscopus Bogotensis 
libros seu textus designabit qui in Universitatibus legi debeant, ad 
religionis morumque scientias tradendas; atque ut uniformis sıt harum 
disciplinarum institutio, idem archiepiscopus, collatis cum aliis locorum 
Ordinariis consiliis, libros deliget qui pro textu sint in reliquis publieis 
Athaenaeis. Gubernium cavebit ne in humanioribus litteris aut scien- 
tiis, et universim in omnium generum disciplinis tradendis, placita 
evulgentur quae catholicis dogmatibus, et reverentiae ac venerationi 
erga Ecclesiam debitae, adversentur. 

Art. 14. Quod si contingat magistros aut lectores scientiae re- 
ligionis morumve contra gubernii edicta et praescriptiones catholicae 
doctrinae haud consentanea docere, poterit loci Ordinarius eisdem do- 
cendi potestatem adimere. 

Art. 15. Jus Archiepiscopos et Episcopos in vacantibus Ecclesiis 
constituendi est Sanctae Sedi proprium et peculiare.. Nihilominus 
Sanctitas Sua in specialis observantiae argumentum, atque ut inter 
Ecclesiam et civilem statum pax et concordia servetur, annuit, ut ex- 
plorata prius Praesidis Reipublicae sententia num eligenda persona 
ipsi accepta sit, provisio sedium Episcopalium et Archiepiscopalium 
perogatur. Quapropter cum Sedem aliquam vacare contigerit, poterit 
Reipublicae Praeses Sanctae Sedi ecclesiasticos illos viros directe com- 
mendare, qui iis omnibus dotibus pollere ipsi videantur, quae ad 
episcopale munus rite obeundum expostulantur. Vicissim Sancta Sedes 
priusquam Episcopum quem nuncupet, nomina candidatorum quos 
provehere animo cogitet, semper Praesidi praesignificabit eum in finem, 
ut dignoscat num is civilis aut politici ordinis causas habeat cur 
candidatorum personae sint ipsi minus gratae. Curabitur ut vacantium 
sedium provisio quantocıus fiat, quae ultra sex mensium spatium pro- 
crastinari nequibit. 

Art. 16. Sancta Sedes novas Dioeceses eriget, ac novas earumdem 
peraget circumscriptiones, cum id fidelium necessitas aut utilitas postu- 
laverit. Cum Gubernio tamen consilia conferet, ejusdemque aequas 
reique congruentes animadversiones acceptas gratasque habebit. 

Art. 17. Ut matrimonium eorum omnium qui catholicam reli- 
gionem profitentur effectus ceiviless quoad contrahentium prolisque 
personas et bona progignat, juxta formam a Concilio Tridentino prae- 
scriptam contractum esse opportebit. Celebrationi officialis a lege 
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statutus aderit eum tantummodo in finem ut matrimonium publicis 
tabulis continuo inscribat; excipitur tamen casus celebrationis matri- 
monii in mortis articulo, tum enim si haud facile impleri queat hujus- 
modi juris solemnitas, praetermitti et subsidiariis probationibus sup- 
pleri ipsa poterit. Contrahentium cura erit providere, ut civilis status 
officialis celebrationi matrimonii praesens adsit, parochi autem opera 
in id tantum circumscribitur, ut contrahentibus obligationem, quam 
civilis lex ipsis imponit, opportune palam faciat. 

Art. 13. Quod matrimonia attinet quae ad formam in Concilio 
Tridentino praescriptam quovis tempore celebrata fuerint, quaeque 
effectus civiles sortiri debent, subsidiariae probationes potissimae habe- 
buntur, quae ab auctoritate ecclesiastica promanant. 

Art. 19. Auctoritas ecclesiastica causas quae respiciunt matri- 
monii vinculum et conjugum cohabitationem, ut etiam sponsalium 
validitatem, unice cognoscet; civilibus matrimonii effectibus ad judicem 
saecularem remissis. 

Art. 20. Exercitus Rei publicae exemptionibus gratiisque fruetur, 
quae sub generali privilegiorum castrensium nomine cognoscuntur, 
quasque Sanctitas Sua separatim determinabit. 

Art. 21. Post Divina Officia in omnibus Reipublicae templis sie 
orabitur: Domine salvam fac rem publicam ; Domine salvum fac Prae- 
sidem ejus, et supremas ejus auctoritates. 

Art. 22. Reipublicae Gubernium dehince perpetuo tamquam 
publicum status nomen et debitum (vulgo: debito consolidato) agnoseit 
pretium tum censuum in aerarii beneficium redemptorum, tum etiam 
bonorum publicatorum (vulgo: beni disammortizzati), quae olim ad 
Ecclesias, pia sodalitia, patronatus cappellas et instructionis ac bene- 
ficrentise instituta ab Eecclesia administrata pertinebant, quo demum 
cumque tempore ipsum in publici aerarii nominibus inscriptum fuerit. 
Hujusmodi nominum sors recognita (vulgo: debito riconosciuto) an- 
nuum foenus, quovis onere deducto, trientis cum dimidio reddet cujus 
yuolibet exacto semestri dies cedat. 

Art. 23. Redditus qui ex patronatibus cappellis, sodalitatibus et 
aliisgque privatis fundationibus proveniunt, iis directim addicentur et 
numerabuntur, qui juxta fundationum tabulas eosdem exigendi jure 
polleant, vel.ab iis legitime delegatis. Illorum solutio, ut praecedenti 
articulo cautum est, absque ulla subductione fiet, ab -insequenti 


144 Aktenstücke. 


an. 1888 exordio ducto. Casu quo aliquam ex praedictis fundationibus 
extingui contingat, praehabitis inter potestatem ecclesiasticam et Gu- 
bernium consiliis, proventuum qui ad illa pertinebunt, pietatis et 
beneficentiae operibus addictio fiet, quin tamen unquam contra funda- 
torum voluntatem quidpiam fiat. 

Art. 24. Sancta Sedes perpendens praesentem statum aerariü 
Columbiani, et attenta utilitate quae ex observantia praesentis con- 
ventionis in Ecclesiam manat, Reipublicae sequentia remittit et 
condonat. a) Precium sortis usque adhuc minime recognitae (non 
riconosciuta in verun modo) bonorum publicatorum (vulg. disammor- 
tizzati) quae quoad maximam illorum partem ad conventus pertine- 
bant aut sodalitia religiosa utriusque sexus jam extincta, et in prae- 
cedentibus articulis haud comprehensa. b) Nomina quae debeat ec- 
clesiasticis institutis ob non solutos redditus fructusve quorum dies 
cessit, aliave de causa ex publicatione oborta usque ad diem 31. De- 
cembris vertentis anni 1597. 

Art. 25. In hujus beneficii compensationem Columbianum Gu- 
bernium semel obstringit aliquam quotannis in perpetuum addicere 
expeditam pecuniae vim, quae in praesenti ad centena Columbianorum 
scutatorum millia constituta, quum aerarii conditio meliori fuerit 
loco aeque adaugebitur; quo, ea ratione et modo qui inter summas 
utrasque potestates, ex composito conveniat, ope auxilioque juvabuntur 
dioeceses, capitula, seminaria, missiones aliaque id genus opera, qul- 
bus Ecclesia gentes ad humaniorum vitae cultum adducit. 

Art. 26. Religiosi extinetarum sodalitatum adhuc dum super- 
stites redditibus frui pergent, qui praecedentibus legibus adtributi 
ipsis fuerunt pro eorum sustentatione aliisque vitae necessitatibus. 

Art. 27. Pari modo redditus aliaeque assignationes firmae ra- 
taeque constabunt antehac adtributae divini cultus manutentioni in 
Ecclesiis, cappellis aliisque religiosis locis quorum ratio habita non 
est in Art. 22. Casu quo super hoc caput dubia aut dificultates 
oriantur, Gubernium consilia cum competenti ecclesiastica auctoritate 
communicabit, ut quod ad rem sit decernatur. 

Art. 28. Gubernium. ecelesiastieis institutis bona publicata ad 
eadem pertinentia restituet, quae nulli destinata et adtributa usui 
fuisse deprehendantur. Quorum .ubi ignotus sit dominus, vel in quem 
impendantur finis cessaverit, sive sors ex eorum venditione proveniens, 
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sive eorum redditus adsimilibus pietatis et beneficientiae’ operibus ad- 
dicentur, prout uniuscujusque Dioeceseos necessitas postulaverit, col- 
latis ea deasuper re cum competenti auctoritate ecclesiastica consiliis. 

Art. 29. Sancta Sedes vicissim publicae tranquillitati consulere 
cupiens declarat eos qui durante praeteritarum vicissitudinum tempore 
ecclesiastica bona emerint publice proscripta, aut census in publico 
aerario redemerint, ad civilium legum tunc temporis vigentium nor- 
mam, nullo unguam tempore aut modo ab ecelesiastica potestate 
molestiam habituros. Haec porro remissionis gratia nedum execu- 
tores huijusmodi actuum comprehendit, verum etiam eos omnes qui 
in exercitio cujuslibet muneris eisdem participaverint; ita ut emptores, 
tum ipsi, tum legitimi eorum successores ab iisve causam habentes, 
tuto et pacifice ea eorumque emolumenta et fructus sibi habeant. 
Id tamen semper fixum firmumque esse debebit, ut hujusmodi ab- 
usivae alienationes numquam in posterum renoventur. 

Art. 30. Quod coemeteria attinet Reipublicae, Gubernium ex 
composito cum respectivis locorum ‚Ördinariis operam adhibebit, ut 
cautiones, quas civium bonum et publica salus legitime exigit, cum 
veneratione sacris locis, Ecclesiaeque legibus debita socientur. Casu 
quo sententiae non conveniant, Reipublicae Gubernium pro re nata 
cum Sancta Sede communicabit. : 

Art. 31. Pacta conventionesque, quae inter Sanctam Sedem et 
Columbiae Gubernium ineantur quoad subsidia et adjumenta ut Üa- 
tholicae Missiones penes barbaras tribus in Reipublicae territorio de- 
gentes, majora incrementa suscipiant publicorum comitiorum Rei- 
publicae suffragiis confirmari haud oportebit. 

Art. 32. Per praesentem Conventionem leges, ordinationem, 
decreta quolibet modo: et tempore hucusque lata, in quantum con- 
ventioni eidem adversantur, abrogata omnino censentur; atque eadem 
conventio veluti lex status in futurum omne tempus valitura habebitur. 

Art. 33. Ratificationes praesentis conventionis mutuo tradentur 
infra sex mensium spatium a subscriptionis die, aut citius si fieri 
poterit. 

In quorum fidem praefati plenipotentiarii praesenti conventioni 
subscripserunt illamque suo quisque sigillo obsignavit. 

Actum Romae die 31. Decembris 1887. 


M. Card. Rampolla Joaquin F. Velez. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht, Band I. 10 
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7. Akten über die Errichtung von vier apostol. Vikariaten 
in der Republik Ecuador. (1. Dekret des gesetzgebenden Körpers 
vom 11.j8. 88; Schreiben des Präsidenten der Republik an den Papst 
vom 6.]10. 88; Antwort des letzteren vom 830.1. 89. (Arch. £.K. 
K.R. 62, 119.) 

8. Die Congreg.ingquis. hatte am 25.|6. 85 an die französ. Bischöfe 
das Dekret erlassen: tolerari posse ut qui magistratus obstineat et 
advocati causas matrimoniales in Gallia agant quin officio cedere 
teneantur? Dummodo ita animo comparati 'sint tum circa valorem 
et nullitatem conjugii tum circa separationem corporum de quibus 
causis judicare coguntur, ut nunguam proferant sententiam, neque ad 
proferendam defendant vel ad eam provocent vel exeitent divino aut 
ecclesiastico juri repugnantem, 

In Frankreich wurde dies interpretirt (auch so gedruckt): der 
Richter entspreche dieser Bedingung, wenn er die Absicht habe, bloss 
den Civilkontrakt aufzulösen, der Maire ebenso, und der letztere könne 
einen so Geschiedenen trauen. Die Congr. inquis. durch Dekret vom 
27.15. 86 erklärte diese Interpretation für unzulässig. Acta S. Sedis 
22, 635. 

9. Deeretum $S. Congreg. inquisitionis vom 18.9. 1890. 

1. Proposito dubio: An calvinistae et lutherani, quorum bap- 
tisma dubium et suspectum est, infideles habendi sint, ita ut inter 
eos et catholicos disparitatis cultus impedimentum dirimens adesse 
censeatur? Feria IV. die Novembris 1830 responsum fuit: Quoad 
haereticos, quorum sectae ritualia praescribunt collationem baptismi 
absquo necessario usu materiae et formae essentialis, examinari debet 
casus particularis; quoad alios, qui juxta eorum ritualia baptizant 
valide, validum censendum esse baptisma. Quodsi dubium persistat, 
etiam in primo casu censendum est validum baptisma in ordine ad 
validitatem matrimonii; si autem certo cognoscatur nullum baptisma 
ex consuetudine actuali illius sectae, nullum est matrimonium, 

2. Proposito dubio, utrum si dubium de valore baptismi rema- 
neat, et non visum sit opportunum solvere dubium de his, qui sic 
dubie baptizati sunt, in rebus quae ad matrimonium spectant, habendi 
sint ac si vere et valide baptizati fuerint? Feria IV. die 9. Septembris 
1868 responsum fuit: Censendum est validum baptisma in ordine ad 
validitatem matrimonü. (Arch f. K. K.R. 65, 338.) 
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1. Ueber die rechtl. Natur der Dissidentengemeinden in Sachsen 
(Ges. v. 20.6. 1870, 8 21; ‘Ges. v. 22.11. 1850, $ 26). Annal. d. K. 
Sächs. O.L.Ger. z. Dresden 12, S. 100. 

2. Die in Friedberg’s Schrift, D. kirchl. Bestattungsrecht und 
die Reichsgewerbeordnung Leipzig 87, behandelte Rechtsfrage ist durch 
Erk. d. R.Ger. IV. Civ.-Sen. v. 28.1. 1889 noch einmal entschieden 
worden. (Entsch. 23, 5.) 

Dies Erkenntniss lautet: 

Der Kontordiener S. hatte bei der Beklagten für den am 25. April 
1887 verstorbenen Arbeiter P. ein Begräbniss bestellt und die be- 
treffenden Gebühren bezahlt, demnächst aber auf die Ausführung dieser 
Bestattung verzichtet und den Kläger, welcher Inhaber eines Be- 
erdigungsinstituts ist, beauftragt, die Leiche von dem Trauerhause 
durch seinen, des Klägers, Leichenwagen und das dazu gehörige Per- 
sonal abholen, nach dem der Stadtgemeinde Breslau gehörigen Fried- 
hofe in G. überführen und dort die Einsenkung und Beeerdigung vor- 
nehmen zu lassen. Von dem ertheilten Auftrage hat Kläger der Be- 
klagten Kenntniss gegeben und darauf von dem Vorsitzenden des Ge- 
meindekirchenrathes den Bescheid erhalten, dass er kein Recht habe, 
mit seinem Leichenwagen eine Leiche nach dem Kirchhofe überzuführen 
und ebensowenig sie durch sein Personal auf dem, Kirchhofe beerdigen 
zu lassen, und dass deshalb der Todtengräbermeister werde angewiesen 
werden, dafür Sorge zu tragen, dass sein Vorhaben nicht ausgeführt 
werden könne. Demgemäss ist auch der Kläger, welcher sich mit 
Leichenwagen und Personal an die Trauerwohnung begeben hatte, von 
dem Todtengräbermeister der Beklagten, obwohl er Widerspruch erhob, 
an der Ausführung des ihm ertheilten Auftrages verhindert worden. 
Der Kläger erachtet sich durch das Vorgehen der Beklagten in seinem 
Gewerbebetriebe beeinträchtigt und hat die Verurtheilung der Be- 
klagten verlangt: anzuerkennen, dass sie nicht berechtigt sei, ihm die 
Ueberführung von Leichen nach dem der Stadtgemeinde Breslau ge- 
hörigen Friedhofe zu G., die Ueberführung derselben auf diesem Kirch- 
hofe an das Grab und ihre Einsenkung in das Grab mit seinen, des . 
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Klägers, Angestellten, Wagen und Geräthen zu untersagen, noch ihn 
in dieser Thätigkeit zu verhindern. Die Beklagte hat geltend gemacht, 
dass ihr das ausschliessliche Recht zustehe, die Beerdigung ihrer Pa- 
rochianen auszuführen. Beide Instanzrichter haben abweichend erkannt. 
Die von dem Kläger eingelegte Revision ist vom Reichsgerichte ver- 
worfen aus folgenden 

Gründen: 

„. . . Die Berufungsentscheidung beruht auf der Annahme, dass 
die gesetzlichen Vorschriften über die Gewerbefreiheit den Pfarrzwang 
der Beklagten in der hier in Rede stehenden Beziehung nicht aus- 
schliessen. 

Dass das Leichenbestattungsgewerbe im Sinne der Reichs- 
gewerbeordnung ein freies Gewerbe und sein Betrieb von einer obrig- 
keitlichen Erlaubniss nicht abhängig ist, hat der Berufungsrichter nicht 
ausdrücklich ausgesprochen. Er setzt jedoch diesen Rechtszustand als 
bestehend voraus, und darin ist ihm beizutreten. Die Reichsgewerbe- 
ordnung erwähnt das Leichenbestattungsgewerbe überhaupt nicht, so 
dass die Zulassung zu seinem Betriebe gemäss $ 1 daselbst keiner Be- 
schränkung unterliegt. Dass dies die Auffassung des Gesetzes und 
gerade beabsichtigt ist, den Betrieb des fraglichen Gewerbes von allen 
bestehenden Schranken (vergl. $ 52 der preussischen Gewerbeordnung 
vom 17. Januar 1845) zu befreien, ergiebt sich aus den Vorarbeiten 
zur Reichsgewerbeordnung. Die Motive zu dem „Entwurfe einer Ge- 
werbeordnung für den Norddeutschen Bund“ vom Jahre 1869 $ 34, 

vgl. Koller, Gewerbeordnung 8. S0, 
besagen: 
»„ .. . Es ist hervorzuheben, dass dem Antrage der Kommission des 
Reichstages, das Monopol der Leichenreiniger und Leichenbe- 
stattungsunternehmer zu beseitigen Folge gegeben ist, indem 
anzunehmen, dass die Kommunalbehörden wohl in der Lage sein 
werden, die Zwecke, zu welchen die Bestellung solcher Personen 
eingeführt ist, auch ohne eine ausschliessliche Gewerbeberechtigung 
derselben zu erreichen.“ | 
Der Klagegrund ist daher dargethan, so dass die weitere Erörterung 
nur den Einwand zum Gegenstande hat: der Beklagten stehe ein 
die Ausübung des Gewerbes von Seiten des Klägers einschränkendes 
besonderes Recht zu. 
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Die Erwägung des Berufungsrichters geht dahin: nach der „Re- 
yidirten Stolä-Taxordnung für die sämmtlichen evangelischen Kirchen 
des städtischen Patronates zu Breslau‘ vom 27. Januar 1860, deren 
Satzungen die Parochianen unterworfen sind, unterliegt deren Leichen- 
bestattung dem Pfarrzwange; der Pfarrzwang stellt sich als ein Zwangs- 
recht dar, dessen Ausübung einen Gewerbebetrieb nicht enthält, und 
welches daher durch die Gewerbegesetzgebung nicht betroffen worden ist. 

Der Inhalt der Stoltaxordnung, soweit derselbe hier in Betracht 
kommt, ist auf Grund des in dem Breslauer Bürgerbuche enthaltenen 
Abdruckes, den beide Theile als richtig anerkannt haben, wie folgt, 
festgestellt: 

Alle Begräbnisse werden nach dem grösseren oder geringeren Ge- 
pränge in sieben Klassen getheilt ($ 31). Nach $ 32 steht es jedem 
frei, sich nach einer dieser sieben Klassen beerdigen zu lassen, doch 
muss sich jeder mit dem Ceremoniell begnügen, welches der gewählten 
Klasse beigelegt ist. Der $ 33 unterscheidet in jeder Klasse noth- 
wendige Attribute, welche den Charakter der Klasse ausmachen und 
daher bei der Wahl derselben vollständig genommen oder doch be- 
zahlt werden müssen, and Attribute der freien Wahl, bei denen es 
in den freien Willen der Betheiligten gestellt ist, dieselben ganz oder 
zum Theil oder gar nicht zu begehren. Nach $ 34 ist jeder parochial- 
pflichtige Einwohner in der Parochie zu begraben, in welcher er 
zur Zeit seines Todes seinen ordentlichen Wohnsitz hatte. Der $ 35 
handelt von Todesfällen im Krankenhospitale zu Allerheiligen und be- 
stimmt: 

Stirbt jemand, der seinen ordentlichen Wohnsitz hierorts (in Breslau) 
ausserhalb der Elisabethgemeinde hat, im Krankenhospitale zu Aller- 
heiligen, so wird er in der Elisabethparochie begraben. 

Nach $ 44 wird „das zum Hinausfahren der Leichen auf den 
Begräbnissplatz erforderliche Fuhrwerk seitens der Kirche gestellt“. 
In $ 45 ist bestimmt: 

Die Begleitung des Leichenwagens findet nur durch Mitglieder des 
kirchlichen Leichenbegleitkorps statt, sofern nicht besondere Berech- 
.tigungen dem entgegenstehen (wie nach $ 62 Nr. 4 zu Gunsten der 
Zünfte), 
und in $ 48: 
Denjenigen, welche ein Begräbniss ausrichten, ist es nicht gestattet, 
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die Schrauben zum Sarge, die Handhaben dazu und die Senktücher 
selbst herzugeben, vielmehr sind diese Geräthschaften für die tax- 
mässigen Sätze vom Todtengräber zu besorgen, 

und ferner im $ 62 Nr. 3: 
Sänger und Musiker müssen stets und ausschliesslich aus dem Sänger- 
und Musikchor der betreffenden Kirche genommen werden. 

Die Beerdigungskosten sind nach den sieben Klassen abgestuft, 
wofür Leichenwagen, Leichentücher, Führer, Versenkung und beziehent- 
lich Geläute gewährt werden; für die Attribute der freien Wahl wird 
besonders bezahlt (SS 54—61). 

Nach der Auslegung des Berufungsrichters ist durch diese Fest- 
setzungen der Stoltaxordnung der Kirche ein ausschliessliches Recht 
auf die Beerdigung ihrer Parochianen mit ihren Wagen, Trägern, Ge- 
räthschaften und Musikinstituten zugesprochen. Was die Träger, die 
Geräthschaften und die Musikinstitute anlangt, so wird konstatirt, 
dass insoweit dem fraglichen Rechte mit klaren Worten Ausdruck ge- 
geben ist. Es wird aber auch hinsichtlich der Leichenwagen, obgleich 
die Fassung des $ 44 weniger bestimmt sei, als die der $$ 45, 48, 62 
Nr. 3 für zweifellos erklärt, dass nach dem Sinne der Stoltaxordnung 
auch nur die Wagen der Kirche zugelassen werden sollen. Diese An- 
nahmen sind für die gegenwärtige Instanz bindend. Dieselben beruhen 
auf der Auslegung der Stoltaxordnung und entziehen sich der Nach- 
prüfung in der Revisionsinstanz, da revisibles Recht nicht in Frage 
steht. Gesetzliche Auslegungsregeln sind nicht verletzt. Wenn die 
Revision rügt, es sei bei Auslegung des $ 44 gegen den Grundsatz 
verstossen, dass Ausnahmen einschränkend zu interpretiren seien, so 
versagt diese Rüge, weil es sich hier nicht um eine Ausnahmebestim- 
mung handelt. 

Um die Rechtsgültigkeit der Stoltaxordnung und ihre Rechts- 
verbindlichkeit für die Parochianen darzuthun, ist der Berufungsrichter 
auf die allgemeinen gesetzlichen Vorschriften der $S 260, 435, 446, 
453, 454, 108, 109, 46—48 A.L.R. II, 11 zurückgegangen. 

Wie er annimmt, ist die Stoltaxordnung auf Grund dieser gesetz- 
lichen Bestimmungen erlassen worden. Zwar ergebe, so wird aus- 
geführt, der vorliegende Abdruck nicht, wer sie erlassen habe, und in 
ihrer Einleitung sei erwähnt, dass ihre Vorgängerin vom 13. Novem- 
ber 1840 vom Magistrate „aufgerichtet“ sei; aber wenn dies auch bei 
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der Ordnung vom Jahre 1860 der Fall sein sollte, so könne doch kein 
Zweifel darüber obwalten, dass dabei der Magistrat nur kraft des 
damals noch bestehenden Patronates mitgewirkt habe, und dass die- 
selbe als kirchliche Ordnung anzusehen sei; denn in der Einleitung 
sei ferner erwähnt, dass die Ordnung von 1840 unter Genehmigung 
des Ministeriums der geistlichen Angelegenheiten mit der Massgabe 
eingeführt sei, dass sie nach Ablauf dreier Jahre einer Revision unter- 
worfen werde, und wenn auch der Abdruck gleichfalls nicht ergebe, 
welche staatliche Behörde die Ordnung von 1860 erlassen habe, so 
bestehe sie doch in anerkannter Wirksamkeit und sei daher anzunehmen, 
dass in Ansehung ihrer dem $ 425 A.L.R. II, 11, nach welchem das 
Recht, eine Taxordnung für die Stolgebühren vorzuschreiben, allein 
dem Staate gebühre, genügt sei, wie andererseits davon auszugehen 
sei, dass die Ordnung auf Antrag oder nach Anhörung und mit Zu- 
stimmung der Gemeinde erlassen worden, so dass sie als Statut der 
Korporation gelte, welches die Mitglieder verbinde und dem darin aus- 
gesprochenen Zwange unterwerfe. 

Der Berufungsrichter legt sonach der TE SEEN RER: den Charakter 
des Statuts, einer auf der Autonomie der Kirchengesellschaften be- 
ruhenden, staatlich anerkannten Rechtsnorm bei, und dieser Standpunkt 
ist als berechtigt anzusehen. 

Das rechtsgeschichtlich, insbesondere in der evangelischen Kirche, 
bestandene Recht der Kirchengemeinde, ihre inneren Angelegenheiten 
selbst zu regeln, hat auch im nn Landrechte Anerkennung 
gefunden. 

Nach $ 26 A. L.R. Il, 6 sind die Verhältnisse und Rechte der 
Korporationen und Gemeinen hauptsächlich nach den bei. ihrer Er- 
richtung geschlossenen Verträgen oder ergangenen Stiftungsbriefen, 
nach den vom Staate erhaltenen Privilegien und Konzessionen, und 
nach den auch in der Folge unter Genehmigung des 
Staates abgfassten Schlüssen zu beurtheilen. Der 827 a.2.0. 
besagt, dass die solchergestalt bestimmten Rechte und Pflichten 
der Gesellschaft und ihrer Mitglieder, sowie die wegen des Betriebes 
der gemeinschaftlichen Angelegenheiten getroffenen Einrichtungen die 
Verfassung der Korporation ausmachen. Nach $ 37 ist jedes in die 
Korporation neu eintretende Mitglied der Verfassung derselben unter- 
worfen, und $ 40 bestimmt, dass, soweit die Verfassung aus den in 
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den $$ 26 fg. angegebenen Quellen nicht zu entnehmen sei, auf die 
wegen der verschiedenen Arten der Korporationen ergangenen beson- 
deren (sesetze Rücksicht genommen werden müsse. Danach legt das 
Allgemeine Landrecht den Korporationen und Gemeinen generell das 
Recht bei, die zur Regelung ihrer gemeinschaftlichen Angelegenheiten, 
insbesondere zur Bestimmung der Rechte und Pflichten der Gesammt- 
heit und der einzelnen Mitglieder erforderlichen Anordnungen mit 
bindender Kraft für alle Theile zu erlassen, und macht deren Rechts- 
beständigkeit nur von der staatlichen Genehmigung abhängig. Dieser 
allgemeine Grundsatz findet auch auf Kirchengesellschaften An- 
wendung. Dies ergiebt sich schon aus dem allegirten $ 40, in welchem 
ausdrücklich ausgesprochen ist, dass die Normen der $$ 26 fg. in 
erster Reihe auf alle Arten von Korporationen Anwendung finden 
sollen. Es werden aber auch im Tit. 11 Th. II des Allgem. Landrechtes, 
welcher speciell von den Rechten und Pflichten der Kirchen- und geist- 
lichen Gesellschaften handelt, die vom Staate genehmigten 
Statuten und Verfassungen als Rechtsquelle für die Gesell- 
schaften und ihre Mitglieder besonders hervorgehoben. In dieser Hin- 
sicht wird verwiesen auf $ 235 daselbst, welcher besagt: 
Die Verhältnisse zwischen den Kirchengesellschaften und deren Mit- 
gliedern, in Ansehung der Güter und des Vermögens der ersteren, 
sind mach den allgemeinen Grundsätzen von Korporationen über- 
haupt und demnächst nach der unter Genehmigung des 
Staates hergebrachten Verfassung einer jeden einzelnen 
Kirchengesellschaft bestimmt; 
8 101, welcher lautet: 
Nur da, wo Provinzialgesetze oder vom Staate gebilligte 
Statuten der Kirche ein Erbrecht auf einen gewissen Theil dieses 
Erwerbes (nämlich: der Einkünfte des Amtes der Geistlichen, $ 100) 
.beilegen, hat es dabei sein Bewenden; 
ferner auf die SS 947, 1123 u. a. m. Im Anschlusse an den land- 
rechtlichen Standpunkt hat auch die neuere preussische Gesetzgebung, 
den Ausbau der evangelischen Kirchenverfassung betreffend, das auto- 
nomische Recht der Kirchengemeinden ausdrücklich anerkannt und 
speciell geregelt (vergl. die Gemeinde- und Synodalordnung für die 
älteren Provinzen vom 10. September 1873 [G.S. S. 418] $ 31 
Nr. 11, 8$ 46, 53 Nr. 8, $ 65 Nr. 5; Gesetz vom 25. Mai 1874 
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[G.S. S. 147] Art. 5; Gesetz vom 3. Juni 1876 [G.S. S. 125] Art. 2 
Nr. 4). 

Darüber, in welchem Umfange der Kirchengemeinde das Recht der 
Statutenerrichtung zusteht, und auf welche (Gegenstände sich dasselbe 
erstreckt, stellt das Allgem. Landrecht keine bestimmten Normen auf. 
Es ist aber davon auszugehen, dass in den Bereich dieses Rechtes 
jedenfalls diejenigen Verhältnisse der Gemeinden und ihrer Mitglieder 
fallen, für welche schon in dem Gesetze eine Grundlage gegeben ist, 
und in Betreff deren es daher nicht zweifelhaft sein kann, dass ihre 
Regelung zur Erreichung des Zweckes der kirchlichen Vereinigung 
dienlich und geboten ist. Dies vorausgesetzt, ist dem Berufungsrichter 
darin beizutreten, dass die Ordnung des Begräbnisswesens, wie solche 
in der Stoltaxordnung stattgefunden hat, Gegenstand statutarischer 
Festsetzung sein konnte. Nach den allegirten $S 453 fg. A. L.R. II, 
11 soll der Regel nach jeder Parochiane in seiner Parochie begraben 
werden; nach $$ 418 fg. daselbst hat der Pfarrer das Recht, von den 
Parochianen zu fordern, dass sie sich in ihren Religionshandlungen, zu 
deren Vollziehung es der Mitwirkung eines Pfarrers bedarf, seines 
Amtes bedienen, und zu den Handlungen, welche dem Pfarrzwange 
unterworfen sind, gehört das Begräbniss der Parochianen. Wenn nun 
auch, wie schon der Berufungsrichter erwogen hat, nicht jede bei Be- 
gräbnissen sich vollziehende Handlung eine Religions- oder gottesdienst- 
liche Handlung ist, so ist es doch Aufgabe der Kirche, die Grenzen 
der letzteren zu bestimmen und dafür zu sorgen, dass das Begräbniss 
mit Rücksicht auf die dabei vorkommenden religiösen Handlungen im 
Ganzen in einer äusserlich würdigen Form vor sich gehe. Von diesem 
Gesichtspunkte aus ist es als den Interessen der kirchlichen Vereinigung 
entsprechend anzusehen, wenn die Ausführung sämmtlicher Begräbniss- 
handlungen in die Hand der Kirche gelegt worden ist. — Dass in 
einzelnen Fällen von den Betheiligten die Mitwirkung eines Geistlichen 
beim Begräbnisse nicht gewünscht wird und alsdann eine solche nicht 
stattfindet, ist ein für die Beurtheilung unerheblicher Umstand. 

Die Frage anlangend, ob die Stoltaxordnung in rechtsverbindender 
Weise erlassen worden, ist zwar der Gang ihrer Entstehung nicht 
völlig klargestell. Der Berufungsrichter konstatirt jedoch, dass sie 
„in anerkannter Wirksamkeit“ stehe, und schliesst daraus, dass 
ihr Erlass unter staatlicher Sanktion und auf Antrag oder 
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nach Anhörung und mit Zustimmung der Gemeinde 
stattgefunden habe. Diese Feststellung bewegt sich auf thatsächlichem 
Gebiete und entzieht sich daher der Nachprüfung in der gegen- 
wärtigen Instanz. Aus derselben in Verbindung mit dem Vorbemerkten 
ergiebt sich aber die Rechtsverbindlichkeit der Stoltaxordnung in dem 
hier in Frage stehenden Umfange für die Kirchengesellschaft und ihre 
Mitglieder. 

Dieser Annalıme gegenüber kommt es bei der weiteren Entschei- 
dung darauf an, ob die Ausübung des von der Beklagten auf Grund 
der Stoltaxordnung in Anspruch genommenen Rechtes mit Rücksicht 
auf die dem Kläger zur Seite stehende Freiheit des Gewerbebetriebes 
ausgeschlossen erscheint. Auch in der Beurtheilung nach dieser 
Richtung ist die Auffassung des Berufungsrichters rechtlich nicht zu 
beanstanden. 

Mit dem letzteren ist davon auszugehen, dass die Freiheit des 
Gewerbebetriebes ihre Schranke findet an dem bestehenden Rechte 
anderer. Soweit das Recht einer Person, gewisse Handlungen aus- 
schliesslich vorzunehmen, neben der Gewerbeordnung Bestand hat, ist 
der Widerspruch dieser Person gegen die Vornahme der fraglichen 
Handlungen durch einen Anderen, der sich auf die Freiheit des Ge- 
werbebetriebes stützt, ein berechtigter, und der Gewerbetreibende muss 
demselben weichen. Das von der Beklagten in Anspruch genommene 
Recht ist aber ein solches, dessen Existenz durch die Gewerbegesetz- 
gebung nicht alterirt ist. 

Die Reichsgewerbeordnung bezeichnet in $ 7 Nr.1, 2 (die folgen- 
den Nummern interessiren nicht) als aufgehoben: 

1. die noch bestehenden ausschliesslichen Gewerbeberechtigungen, 
d.h. die mit dem Gewerbebetriebe verbundenen Berechtigungen, 
Anderen den Betrieb eines Gewerbes, sei es im Allgemeinen oder 
hinsichtlich der Benutzung eines gewissen Betriebsmateriales, zu 
untersagen oder sie darin zu beschränken, 

2. die mit den ausschliesslichen Gewerbeberechtigungen verbundenen 
Zwangs- und Bannrechte. .... 

Danach sind nur die noch bestehenden ausschliesslichen Gewerbe- 
berechtigungen, sowie die mit dem Gewerbebetriebe ver- 
bundenen bezeichneten Berechtigungen und Zwangs- und Bannrechte 
aufgehoben, also nur solche Rechte, deren Ausübung einen Gewerbe- 
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betrieb in sich schliesst. Nach $ 8 daselbst unterliegen sodann der 
Ablösung: 

1. diejenigen Zwangs- und Bannrechte, welche durch die Bestim- 
mungen des $ 7 nicht aufgehoben sind, sofern die Verpflichtung 
auf Grundbesitz haftet, die Mitglieder einer Korporation als 
solche betrifft, oder Bewohnern eines Ortes oder Distriktes ver- 
möge ihres Wohnsitzes obliegt, 

2. das Recht, den’ Inhaber einer Schankstätte zu zwingen, dass er 
für seinen Wirthschaftsbedarf das Getränke aus einer bestimmten 
Fabrikationsstätte entnehme, 

und der $ 10 schreibt vor, dass Berechtigungen oder Zwangs- und 
Bannrechte, welche für ablösbar erklärt worden sind, fortan nicht 
mehr erworben werden können. Auch diese Gesetzesvorschriften haben 
gewerbliche Berechtigungen und Zwangs- und Bannrechte im Auge. 
Wesentlich denselben Standpunkt hatte die preussische Gewerbeordnung 
vom 17. Januar 1845, unter deren Geltung die Stoltaxordnung er- 
lassen ist, eingenommen. Der $ 1 daselbst spricht die Aufhebung 
des in einzelnen Landestheilen mit Gewerbeberechtigungen 
noch verbundenen Rechtes, Anderen den Betrieb eines Gewerbes zu 
untersagen oder sie darin zu beschränken (ausschliessliche Gewerbe- 
berechtigung) aus, und der $ 4 Nr. 1 bezeichnet als aufgehoben : 
alle Zwangs- und Bannrechte, welche dem Fiskus, einer Kämmerei 
oder Gemeine innerhalb ihres Kommunalbezirkes, oder einer Korpo- 
ration von Gewerbetreibenden zustehen. Die SS 5, 11 ent- 
sprechen — mit hier nicht interessirenden Abweichungen — den 
88 8, 10 R.Gew.O. | 

Das von der Beklagten in Anspruch genommene Recht würde 
hiernach der Gewerbegesetzgebung gegenüber nur dann als ausgeschlossen 
gelten, wenn seine Ausübung einen Gewerbebetrieb in sich schliessen 
würde Dies ist aber nicht der Fall. Durch die Stoltaxordnung ist 
eine innere Angelegenheit der Kirchengesellschaft verfassungsmässig ge- 
regelt. Die rechtlichen Beziehungen zwischen der Gesellschaft als 
soleher und ihren Mitgliedern sind begrenzt worden. Es ist den Letz- 
teren der Gesellschaft gegenüber die Verpflichtung auferlegt, in einer 
die Kirche betreffenden Angelegenheit eintretenden Falles sich nur der 
Institute der Kirche zu bedienen. Damit wird, wie oben gezeigt, ein 
kirchlicher Zweck verfolgt, und wenn die Mitglieder gehalten sind, 
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für die von der Kirche gewährten Leistungen eine Abgabe zu zahlen, 
so hat diese den Charakter der kirchlichen Abgabe.“ 

3. Bayer. V.Ger. Entscheid. III. Sen. 31.5. 89. Die in den älteren 
Gebietstheilen hergebrachte Abgabe .(Seelgeraid, Seelrecht, Todfall) ist 
durch neuere Gesetzgebung nicht beseitigt und steht dem Pfarrer des 
Sterbeortes zu. Samml. v. Entscheid. d. Bayer. V.G. 11, 318. 

4. Zu den Geistlichen, welche nach der Preuss. Städte-O. v. 30. Mai 
1853 für ihr Diensteinkommen von direkten persönlichen Gemeinde- 
abgaben frei sind, gehören auch die Anstaltsgeistlichen an Gefängnissen. 
Erk. d. preuss. 0.V.G. 8.10. 89. Entsch. d. 0.V.G. 18, Nr. 18. 

5. Erk. d. Preuss. O.V.Ger. 14.|12. 88, betr. Nichtwählbarkeit 
eines gemäss $ 24, 4 d. K.G. u. S.O. angestellten besoldeten Kirchen- 
kassenrendanten zum Stadtverordneten ($ 17, 3 der St.O. v. 30.5. 
1853). A.K.Bl. 1890, 2. 

6. In Elsass-Lothringen steht dem Religionsdiener als solchem 
ein Züchtigungsrecht gegen minderjährige Theilnehmer am Gottesdienste 
nicht zu. Erk. d. R.Ger. I. Straf-Sen. 1.2. 1890. Erk. d. R.Ger. 
20, 371. 

7. Die Verübung beschimpfenden Unfuges an einem Grabe (St.G.B. 
8 168) setzt voraus, dass das Grab als solches das körperliche Angriffs- 
objekt der den beschimpfenden Unfug darstelienden Handlung bilden 
muss. (Erk. d. R.Ger. II. Str.-Sen. v. 28.|1l. 90; Entsch. 21, Nr. 66.) 

8. Ueber das Strafamt des Geistlichen in der Predigt. Erk. d. 
I. Straf-Sen. 24.11. 1890. Erk. d. R.Ger. in Strafs. 21, 168. Vgl. 
dazu Ev.-Luth. K.Z. 1891, Nr. 6 (Vollert). 

Das Erkenntniss lautet: 

Das Instanzgericht stellte folgenden Sachverhalt fest: 

Am Sonntag, den 24. November 1889 äusserte der evangelische Pfarrer 
M. in N., welcher mit einem Theile der Gemeinde und dem Bürger- 
meister V. daselbst wegen verschiedener Vorgänge zerfallen war, in 
der Kirche bei der Predigt vor versammelter Gemeinde und in An- 
wesenheit des Bürgermeisters V. u. a. zunächst Folgendes: seine Predigt 
sei nicht an die offenbaren Verächter und Gottlosen gerichtet, diese 
Feinde des Kreuzes Christi hätten vor Jahren ihre Feindschaft gegen 
Gott noch einigermassen verdecken können, da der Greuel der Ver- 
wüstung auch an heiliger Stätte gesessen (damit meinte der Pfarrer 
seinen Dienstvorgänger), jedoch können sie dies nicht mehr, da ihr er- 
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heuchelter Heiligenschein heruntergerissen sei u. s. f. Eine andere Stelle 
der Predigt lautete dahin: „Die Predigt von Christo hat diese Menschen 
unter uns gezwungen, dass sie den Gestank ihrer Gottlosigkeit überaus 
stinkend machen mussten; vor fünf Jahren haben diese Knechte des 
Teufels ihre Gesinnung und ihr Lieblingswerk einem Pfarrer ange- 
hängt und haben heuchlerisch vorgegeben, wie sie derlei Dinge ver- 
abscheuen“. — — „Nachdem kam einer von ihnen zu mir in mein 
Studierzimmer und sagte mit erheuchelter Gemüthsbewegung und mit 
feuchten Augen, wie er so erbaut sei von meinen Predigten und wie 
noch keine solchen auf dieser Kanzel gehalten worden seien und sonstige 
ekelhafte Heucheleien.“ Diese Aeusserung bezog sich auf den Bürger- 
meister V. und wurde von den Hörern und dem Bürgermeister auch 
so verstanden. Der Letztere erhob sich und rief dem Pfarrer die 
Worte: „Ruhe! Ruhe!“ zu und verliess mit einigen anderen Personen, 
übrigens ohne alles Geräusch, die Kirche. Nach der Angabe des 
Pfarrers trat hierdurch eine eigentliche Unterbrechung der Predigt 
nicht ein, obwohl derselbe im ersten Moment nach dem Auftritte von 
seinem wohl memorirten Konzepte abwich und wenige nicht darin be- 
findliche Sätze einschaltete, bis er den verlassenen Faden seiner Rede 
wieder fortsetzte. Als der Pfarrer im Verlaufe seiner Predigt, in 
welcher er u. a. von Huren und Ehebrechern sprach, sowie, dass in 
der Gemeinde selten sich eine Frauensperson vorgefunden habe, welche 
keusch in den Stand der Ehe getreten, hierdurch noch weitere Gemeinde- 
glieder verletzte, verliessen noch etwa 15 Personen die Kirche. Bürger- 
meister V., wegen Vergehens gegen SS 167, 339, 73 St.G.B. angeklagt, 
stützte seine Vertheidigung darauf, dass er durch die Worte: „Ruhe! 
Ruhe!“ lediglich sich selbst gegen die von Seiten des Predigers ihm 
drohenden weiteren beleidigenden Angriffe habe wehren wollen. Das 
Instanzgericht nahm an: Der Angeklagte sei nicht als Bürgermeister, 
als Beamter, welchem die Verwaltung der Ortspolizei nach der badischen 
Gemeindegesetzgebung zusteht, sondern nur als Privatperson gegen die 
von dem Prediger gegen ihn von der Kanzel herab gemachten persön- 
lichen Angriffe aufgetreten, diese Angriffe hätten in Wirklichkeit Be- 
leidigungen, Verletzungen der persönlichen Ehre ($ 185 St.G.B.) des 
V., zu welchen der Pfarrer kraft seines Amtes nicht berechtigt gewesen, 
enthalten und seien zur Zeit des Zurufes noch nicht abgeschlossen, es 
seien vielmehr noch weitere beleidigende Aeusserungen zu erwarten 
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gewesen; der Angeklagte habe daher im Stande der Nothwehr sich 
befunden und seine Vertheidigung massvoll geführt, eventuell habe er 
jedenfalls im guten Glauben an sein Verthaidigungsrecht und ohne 
den von $ 167 St.G.B. erforderten Vorsatz gehandelt. Das Instanz- 
gericht sprach deshalb den Angeklagten V. frei; die Staatsanwaltschaft 
legte Revision ein; dieselbe wurde verworfen, 

Aus den Gründen: 

Die Revision der Staatsanwaltschaft gegen das freisprechende Urtheil 
ist unbegründet. Wie das Reichsgericht bereits ausgesprochen hat, 

Entsch. des R.G. in Strafs. Bd. 16 S. 15, 
ist die Strafbarkeit aus $ 167 St.G.B. (die Anklage aus $ 339 St.G.B. 
steht nicht mehr in Frage) ausgeschlossen, wenn der Handelnde zu 
der Handlung, welche an sich eine Störung des Gottesdienstes dar- 
stellt, berechtigt war; die Widerrechtlichkeit des Thuns ist die aus 
dem Deliktsbegriffe sich unmittelbar ergebende und daher selbstver- 
ständlich Voraussetzung für die Anwendung des $ 167 St.G.B.; war 
der Thäter zu der Handlung aus irgend einem Grunde, z. B. durch 
seine Dienstpflicht als Beamter, oder kraft seines Hausrechtes, seiner 
Stellung als Familienhaupt etc. befugt, so wohnt derselben der Cha- 
rakter der Störung überhaupt nicht bei. Dieser Grundsatz führt noth- 
wendig zu der vom Instanzgerichte getroffenen Entscheidung. Die in 
einem Reichsurtheile, 
Entsch. des R.G. in Strafs. Bd. 10 S. 43, 

offen gelassene Frage, welche Schutzmittel gegen Ausschreitungen des 
Geistlichen beim Gottesdienste bestehen, und unter welchen Voraus- 
setzungen in der Kirche ein berechtigtes Einschreiten gegen Handlungen 
eines Geistlichen erfolgen könne, ist für den vorliegenden Fall, in 
welchem ein gegenwärtiger rechtswidriger Angriff des Geistlichen auf 
die Ehre des Angeklagten und die Nothwendigkeit der Vertheidigung 
zur Abwendung desselben vom Instanzgerichte thatsächlich festgestellt 
ist, richtig dahin beantwortet, dass eine strafbare Handlung des An- 
geklagten, welcher dem Geistlichen während seiner beleidigenden Aus- 
fälle gegen ihn in der Predigt Ruhe gebot, nicht vorhanden, da dieselbe 
durch Nothwehr gerechtfertigt war. Das Recht der Selbstvertheidigung 
gilt überall, wo die Voraussetzungen des $ 53 .St.G.B. vorliegen; das 
Recht braucht dem Unrechte nirgends zu weichen ; Nothwehr ist gegen 


Jedermann und überall zulässig, soweit die gesetzlichen Voraussetzungen 
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zutreffen, d.h. soweit ein gegenwärtiger rechtswidriger Angriff bestand, 
zu dessen Abwendung die Vertheidigung erforderlich war. Der 8 53 
St.G.B. hat nicht bloss einen gegen die Person eines Anderen geführten 
Angriff, sondern, wie die Allgemeinheit der Fassung zeigt und die 
Motive ausdrücklich hervorheben, jeden Angriff auf Leib, Leben, Ehre 
oder Vermögensgegenstände, jeden Eingriff in die ‚Rechtssphäre einer 
anderen Person im Auge; Nothwehr ist also auch zur Abwehr von 
Beleidigungen statthaft. Der Umstand, dass der Angriff von 
einem Geistlichen ausging, schliesst das Vertheidigungsrecht nicht aus; 
bei Unterstellung eines Angriffes auf das Leben, auf die Keuschheit 
wird hieran Niemand zweifeln; dasselbe gilt aber fauch vom Angriffe 
auf die Ehre. Auch der Ort steht vorliegend der Zulässigkeit der 
Vertheidigung nicht entgegen ; die Heiligkeit des Ortes musste den An- 
greifer abhalten ; der Angegriffene tritt dem Unrechte da entgegen, 
wo es geübt wird, er kann den Ort der Vertheidigung nicht wählen; 
der Ort ist durch den Angriff gegeben, dem Angegriffenen aufge- 
drängt. Das Weggehen aus der Kirche konnte den Angeklagten gegen 
die Fortsetzung der Beleidigung nicht schützen; er hörte sie zwar 
dann nicht mehr; der Geistliche konnte aber erst recht vor der ver- 
sammelten Gemeinde den Vorsteher derselben zu schmähen fortfahren; 
das Verlassen der Kirche war also kein Mittel der Abwehr. Die aus- 
drückliche Bezeichnung des Angeklagten, die Nennung des Namens 
des Bürgermeisters in der Predigt war nicht Bedingung für die An- 
nahme eines beleidigenden Angriffes; es genügte, dass die Aeusserung, 
in welcher die Beleidigung gefunden wurde, erkennbar den Bürger- 
meister betraf; der Angriff des Predigers galt, wie festgestellt, der 
Ehre des Bürgermeisters; der Angriff war nicht abgeschlossen, nicht 
beendet, als der Angeklagte sich zur Abwehr erhob und „Ruhe!“ 
rief; es waren, wie gleichfalls feststeht, weitere Beleidigungen 
zu erwarten und diesen sollte Halt geboten werden; die Angriffe 
des Geistlichen waren auch rechtswidrig; die Rechtswidrigkeit ist 
überall gegeben, wo nicht der Angegriffene verpflichtet ist, den An- 
griff über sich ergehen zu lassen; wenn nun auch der Geistliche den 
Beruf hat, durch Belehrung, Ermahnung und Tadel auf Besserung 
hinzuwirken, so hat er doch nicht das Recht zu Ehrenkränkungen, und 
der Betroffene hat nicht die Pflicht, persönliche Beleidigungen hinzu« 
nehmen; der Takt des gebildeten Mannes wird die Grenzlinie hier 
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leicht zu finden wissen; der Angeklagte aber durfte die Aeusserung 
des Geistlichen als einen Angriff auf seine Ehre auffassen, da die be- 
treffenden Worte, wie das Instanzgericht feststellt, Beleidigungen ent- 
hielten. Dass durch den abwehrenden Zwischenruf des Angeklagten 
die Andacht der versammelten Gemeinde gestört wurde, die Handlung 
des Angeklagten also insofern auch gegen Dritte wirkte und diese be- 
lästigte, erscheint bei gegebener Sachlage unerheblich. Die thatsäch- 
lichen Feststellungen bezüglich der Nothwehr des Angeklagten lassen 
hiernach in keiner Richtung einen rechtlichen Verstoss erkennen 
und tragen allein schon die Freisprechung, so dass es auf den weiteren 
Inhalt der Urtheilsgründe nicht ankommt. War hienach die That 
des Angeklagten Nothwehr, so war sie auch kein grober Unfug; es 
ist daher auch die diesfallsige Processrüge der Revision unbeachtlich. 
Das Rechtsmittel war hiernach zu verwerfen. 

9. Die Vorschrift des $ 3 des Preuss. G. v. 14. Mai 1873, betr. 
den Austritt aus der Kirche, lässt nicht die Berücksichtigung eines Ge- 
wohnheitsrechtes zu, welches sich dahin gebildet haben soll, dass sämmt- 
liche Wirthe und Hausväter der zu einer ev. Parochie gehörigen Ort- 
schaften ohne Unterschied der Konfession und ohne Rücksicht auf 
Grundbesitz zu Kirchen- und Pfarrabgaben an die ev. Kirche der 
Parochie und deren Beamte verpflichtet seien. A. L.R. II, 11, 261. 
Erk. d. R.Ger. IV. Civ.-Sen. 2./6. 90; Entsch. 26 S. 288. 

10. Der Begriff einer Stadtkirche hängt von der örtlichen Lage 
der Stadt ab. Eine Observanz kann sich nicht durch eine Uebung 
bilden, welche sich lediglich als Uebung eines wirklich oder nach 
der Meinung der Betheiligten bestehenden gesetzlichen Rechtes dar- 
stellt. Preuss. A.L.R. II, 11, 740. Erk. d. R.Ger. IV. Civ.-Sen. v., 
8.7. 90; Entsch. 26 8. 320. 

11. Aufhebung der Parochie und Vereinigung zweier Mutter- 
kirchen ist nach Preuss. L.R. nicht identisch. Das Erstere tritt ein 
auf Verfügung des Landesherrn, wenn die Gemeinschaft des öffent- 
lichen Gottesdienstes nicht mehr erreichbar ist, und bewirkt, dass das 
Vermögen bonum vacans wird. Das Andere geschieht zur Erleichterung 
der Unterhaltungskosten und lässt das Patronat bestehen. Entsch. d. 
R.Ger. v. 10.4. 90; Gruchot 34, 139. 

„ 12. Die Pommerschen Kirchenpatrone sind im Geltungsbereiche 
der Pomm. K.O. v. 1553 u. 1563 verpflichtet, zu den Baukosten der 
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Schulhäuser, die zugleich Küsterwohnungen sind, beizutragen. Erk. d. 
Preuss. 0.V.G.; Entsch. d. 0.V.G. 18, Nr. 28. 

13. Der zur Unterhaltung des Kirchhofes Verpflichtete hat auch 
die Kosten einer neuen Kirchhofsanlage zu tragen; die Kirchen- und 
Pfarrbaulast schliesst die Verpflichtung zur Unterhaltung des Kirch- 
hofes nicht in sich, vielmehr erfordert eine jede zu ihrer Entstehung 
einen besonderen Rechtstitel. Die Verpflichtung zur Unterhaltung 
eines Kirchhofes kann durch Observanz begründet werden. Preuss. 
A. L.R. II, 11, 8 710. 761 fg. Erk. d. R.Ger. IV. Civ.-Sen. v. 3.2. 90; 
Entsch. 25, 312. 

14. Baulast der Filialgemeinde nach Brei A.L.R. II, 11, 791. 
Erk. d. R.Ger. IV. Civ.-Sen. v. 27.3. 90; Entsch. 26, 246. 


Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die katho- 
lische Kirche sowie die katholischen und evangelischen 
Kirchen gemeinsam. 


1. Reichsgesetz betr. die Wehrpflicht der Geistlichen vom 8. Febr. 
1890 (R.G.Bl. S. 23). 

Wir Wilhelm etc. verordnen im Namen des Reichs nach erfolgter 
Zustimmung des Bundesraths und des Reichstags was folgt: 

Einziger Paragraph. Militärpflichtige römisch-katholischer Kon- 
fession, welche sich dem Studium der Theologie widmen, werden in 
Friedenszeiten während der Dauer dieses Studiums bis zum 1. April 
des siebenten Militärjahres zurückgestellt. Haben dieselben bis zu dem 
vorbezeichneten Zeitpunkte die Subdiakonatsweihe empfangen, so wer- 
den diese Militärpflichtigen der Ersatzreserve überwiesen und bleiben 
von Uebungen befreit. 


2. Reichsgesetz betr. die Aufhebung des Gesetzes über die Ver- 
hinderung der unbefugten Ausübung von Kirchenämtern vom 4. Mai: 1874 
(R.G.Bl. 1874, S. 43, 44) vom 6. Mai 1890 (R.G.Bl. S. 65). 

Wir Wilhelm etc. verordnen im Namen des Reichs etec.: 

8 1. Das Gesetz betr. die Verhinderung der unbefugten Aus- 
übung von Kirchenämtern vom 4. Mai 1874 (Reg.Bl. S. 43, 44) wird 


aufgehoben. 
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$ 2. Die auf Grund dieses Gesetzes ergangenen Verfügungen von 
Centralbehörden und Landespolizeibehörden verlieren ihre Gültigkeit. 

$ 3. Das gegenwärtige Gesetz tritt mit dem Tage seiner Ver- 
kündigung in Kraft. 

3. Das Memorandum des Bayerischen Episkopates und die Antwort 
des Kultusministers. 

Unter dem Datum Freising, den 14. Juni 1888 richtete der 
Bayerische Episkopat eine „Vorstellung“ an den Prinzregenten von 
Bayern. In derselben wird bekannt gegeben, dass Papst Leo XIII. 
sich in der von Höchstdessen Sorge für die Kirche in Bayern und von 
Friedensliebe gleichmässig zeugenden Encyklica vom 22. December v. Js. 
(1887) an die Erzbischöfe und Bischöfe Bayerns gewendet und dieselben 
unter Hinweisung auf die Anfeindungen, welchen die Kirche in unsern 
Tagen allenthalben ausgesetzt ist, zu besonderer „Wachsamkeit und 
Thätigkeit, zu Starkmuth und christlicher Klugheit“ ermuntert hat. 
Schon im Jahre 1850 hätten ihre nun in Gott ruhenden Vorfahren am 
Throne Sr. Maj. des höchstseligen Königs Maximilian II. eine Denk- 
schrift niedergelegt und in derselben den direkten Widerspruch wieder- 
holt hervorgehoben, welcher zwischen mehreren Festsetzungen des vom 
heil. Stuhle und Sr. Maj. dem höchstseligen Könige Maximilian I. feier- 
lich abgeschlossenen Konkordats und einzelnen Theilen der Verfassung 
besteht. Wohl erkennen die Bischöfe in der genannten Denkschrift an, 
dass der König Maximilian I. durch die denkwürdige Tegernseer Er- 
klärung vom 15. September 1821 den offenen Bruch zwischen Kirche 
und Staat verhindert hat; aber sie verschweigen auch nicht, dass „die 
ein volles Menschenalter hindurch fortgesetzten Streitigkeiten zu solchen 
Missstimmungen geführt haben, dass der Wunsch nicht unterdrückt 
werden könne, es möge durch verfassungsmässige Beseitigung des Re- 
ligionsediktes der Kirche ihr volles Recht gegeben und so die Ursache 
aller Missverständnisse entfernt werden“. 

Es wird nun auf die allerhöchste Verordnung vom 8. April 1852 
und -deren unterm 20. November 1873 erfolgte Zurücknahme hinge- 
wiesen, wodurch ausgesprochen worden sei, dass von nun an die Be- 
stimmungen der zweiten Verfassungsbeilage und die auf Grund der- 
selben erlassenen Verordnungen und Instruktionen ohne Rücksichtnahme 
auf das Konkordat als alleinige Norm angesehen werden müssten. 
Hierdurch sei das ganze segensreiche Werk der Vereinbarung, welches 
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vom Jahre 1850 bis 1854 mit unsäglicher Mühe und den besten In- 
tentionen von beiden Seiten zu Stande gekommen wäre und .zu einem 
wenigstens theilweise befriedigenden Resultate geführt hätte, wieder in 
Frage gestellt. „Bei dieser bis zum heutigen Tage bestehenden Sach- 
lage halten es die Erzbischöfe und Bischöfe Bayerns für ihre Pflicht, 
ermuthigt durch die Worte des heil. Vaters und vertrauend auf die 
wohlbewährte und allbekannte väterliche Fürsorge, mit welcher Eure 
k. Hoheit alle Angelegenheiten der Kirche in Bayern umfassen, sich 
an Eure k. Hoheit mit der ete. Bitte zu wenden, das grosse Werk des 
Friedens, welches König Maximilian I. mit der Erklärung von Tegernsee 
begonnen und König Maximilian II. durch die in den Jahren 1852 
und 1854 erflossenen Anordnungen und Erläuterungen fortgesetzt hat, 
derart wieder aufzunehmen, dass bezüglich der unleugbaren Wider- 
sprüche, welche zwischen dem Konkordate und der zweiten Verfassungs- 
beilage bestehen, ein dauernder friedlicher Ausgleich endlich zu Stande 
komme. Bis zur Erreichung dieses höchst ersehnten Zieles läge es aber 
ım Interesse der Kirche und des Staates, wie auch in der Macht Eurer 
k. Hoheit, Allerhöchst Dero Staatsregierung zu beauftragen, diese wich- 
tige Angelegenheit im Sinne der im Konkordate wie in der Verfassung 
so oft zugesicherten kirchlichen Freiheit einer vorläufigen Regelung 
zuzuführen und insbesondere in den nachfolgenden Punkten den wohl- 
begründeten Beschwerden allerhöchste Abhülfe angedeihen zu lassen.“ 

Es folgen nun die einzelnen Punkte: 1. Das in $ 50 der zweiten 
Verfassungsbeilage erwähnte k. Schutz- und Aufsichtsrecht könne durch- 
aus nicht auf die gesetzgebende, verwaltende und richterliche Gewalt 
der Kirche ausgedehnt werden, da diese Gewalt in ihrer ganzen Fülle 
im Papste und den mit ihm vereinigten Bischöfen liegt. 2. In direktem 
Widerspruch stehe damit die Forderung des Placetum regium, dieses 
längst veralteten Ueberrestes aus vergangenen Zeiten, das in unsern 
Tagen, gegenüber der allenthalben gesetzlich gewährleisteten Freiheit 
der Presse, die Oberhirten Bayerns in eine das kränkendste Misstrauen 
kundgebende Ausnahmsstellung versetzt. 3. Als eine nicht weniger 
drückende Beschränkung der freien Ausübung bischöflicher Rechte im 
Königreich Bayern erscheint die Vorschrift der rechtzeitigen Einholung 
der allerhöchsten Genehmigung, im Falle ein Ausländer zu einer Missions- 
predigt oder zu einer ausserordentlichen kirchlichen Feierlichkeit be- 
rufen werden sollte. 4. Noch schmerzlicher sind die legitimen katho- 
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lischen Oberhirten Bayerns durch die seitherige Auffassung der soge- 
nannten Altkatholikenfrage berührt. Seit dem Jahre 1872 war den 
bayerischen Bischöfen der ihnen verfassungsmässig zustehende Rechts- 
schutz in dieser Angelegenheit nicht bloss versagt geblieben, sondern 
es wurden sogar Eingriffe in das Eigenthum der ihnen untergebenen 
Gotteshäuser gestattet. 5. Ein Feld, auf welchem die Kirche der freien 
. Ausübung ihrer von Gott verliehenen Rechte zum Wohle und Segen 
ihrer Angehörigen am meisten bedarf, ist der Unterricht und die Er- 
ziehung der Jugend. 

Was vorerst die Universitäten anbelangt, so ist es eine unbestrit- 
tene Thatsache, dass der Geist, der an denselben herrscht, dem Christen- 
thum vielfach zuwider ist. Es ist auf das Tiefste zu beklagen, dass 
den jungen Männern, welche einst in den wichtigsten öffentlichen 
Aemtern wirken sollen, in den Vorlesungen, besonders den philosophi- 
schen, naturwissenschaftlichen und medicinischen, Lehren vorgetragen 
werden, welche nicht bloss mit dem ÖOffenbarungsglauben im Wider- - 
spruch stehen, sondern auch die Grundlagen erschüttern, auf welchen 
Staat und Recht und Ordnung ruhen. Mit der nicht zu leugnenden 
Pflicht des Staates, die wahren Grundsätze der christlichen Wissen- 
schaft überall zu unterstützen und zu fördern, dürfte es unvereinbar 
sein, wenn eine Ministerialentschliessung vom 29. August 1873 den 
Eintritt in das deutsche Kollegium zu Rom den bayerischen Kandidaten 
für Theologie untersagt. Was sodann die theologischen Fakultäten an 
den Universitäten und die k. Lyceen betrifft, so müssen die Erzbischöfe 
und Bischöfe ganz und voll auf dem Standpunkte ihrer Vorfahren, 
der ihnen durch die Rechte und durch ihre Pflichten gegenüber den 
Professoren und den Kandidaten vorgeschrieben ist, beharren. Nicht 
geringeres Recht als bei Besetzung der Professuren der Theologie an 
den höheren Lehranstalten steht den Bischöfen auch bei Ernennung 
der Religionslehrer an den Mittelschulen zur Seite, weil auch diese 
die zur Ausübung ihrer Lehrthätigkeit nothwendige kirchliche Mission 
nur vom Bischofe empfangen können. Im Interesse der studirenden 
katholischen Jugend wird Se. k. Hoh. der Prinzregent dringend ge- 
beten, dass der Unterricht in der Profan-, Literatur- und Kirchen- 
geschichte stets in die Hände solcher Männer gelegt werde, welche für 
eine wirklich objektive, die religiösen Gefühle der Katholiken nicht 
verletzende Behandlung dieser Disciplinen genügende Garantie bieten. 
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Hängt der gute Geist einer Anstalt von den Grundsätzen der an ihr 
wirkenden Lehrer ab, so bildet doch die Pflege des religiösen Lebens 
den Hauptfaktor desselben. Hierzu gehört, dass nicht bloss an Sonn- 
und Feiertagen ein eigener Schulgottesdienst mit religiösem Vortrage 
stattfinde, sondern dass die Schüler der Anstalt auch an den Wochen- 
tagen zu geeigneter Stunde der heiligen Messe beiwohnen und wenig- 
stens viermal des Jahres die heiligen Sakramente empfangen. Bei dem 
bedeutenden Einflusse, welchen die Volksschullehrer auf die Erziehung 
und Heranbildung der christlichen Jugend ausüben, gehört die Sorge 
für die Ausbildung derselben von jeher zu den heiligsten Pflichten 
eines Oberhirtenr. Deshalb glauben sich die etc. Erzbischöfe und 
Bischöfe, wenn sie auch die besondere Sorgfalt, welche die k. Regie- 
rung den Schullehrerseminarien widmet und die grossen pekuniären 
Opfer, welche von Seite des Volkes für diesen wichtigen Zweck ge- 
bracht werden, dankbarst anerkennen, doch verpflichtet, auf die grossen 
Gefahren aufmerksam zu machen, welche in den konfessionell ge- 
mischten Lehrer- und Lehrerinnenbildungsanstalten wie auch Präpa- 
randenschulen liegen. Es dürfte die doppelte Bitte gerechtfertigt er- 
scheinen, dass einestheils den Gemeinden, welche Lehrerinnen aus reli- 
giösen Genossenschaften zu erlangen wünschen, seitens der k. Regie- 
rungsorgane keine Schwierigkeiten bereitet, sondern vielmehr Rath und 
Beistand gewährt werde, dass anderntheils jene Bestimmungen, welche 
die Vorbereitungen solcher Kandidatinnen für das Lehrfach ohne Noth- 
wendigkeit in drückender Weise erschweren, in Wegfall kommen und 
die denselben früher gewährten Begünstigungen wieder in Kraft treten 
mögen. | 

Was endlich die Volksschule selbst anbelangt, so glauben die etc. 
Öberhirten von Neuem auf die Befürchtungen hinweisen zu müssen, 
welche sich dieselben in ihrer Eingabe vom 12. September 1873 an 
Se. Maj. den höchstseligen König Ludwig II. im Betreffe der Simultan- 
schulen auszusprechen erlaubten, und dieses um so mehr, als die da- 
selbst niedergelegten Grundsätze ihre volle Bestätigung in den Worten 
der päpstlichen Encyklica vom 22. December v. J. gefunden haben, 
Die etc. Erzbischöfe und Bischöfe müssen daher ihr tiefstes Bedauern 
darüber aussprechen, dass die Vorstellungen, welche sie sowohl in 
Angelegenheit der konfessionell gemischten Schulen im Jahre 1873 
als auch ob mancher anderer Missstände in der Volksschule im 
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Jahre 1375 am Throne Sr. Majestät des Königs Ludwig II. nieder- 
legten, keineswegs die volle Berücksichtigung gefunden haben. 
Endlich erlauben sich die etc. Unterzeichneten noch einige Ange- 
legenheiten der besonderen Fürsorge Ew. k. Hoheit zu empfehlen, bei 
denen die gewünschte Abhülfe allerdings mehr im Gebiete der Reichs: . 
gesetzgebung liegt. Welch grosse Erleichterung für die Seelsorge 
würde bei dem herrschenden Priestermangel eintreten und mit welchem 
Danke würde es von dem katholischen Volke Bayerns aufgenommen 
werden, wenn die Bekanntmachung des deutschen Bundesrathes vom 
20. Mai 1873 ausser Wirksamkeit gesetzt und die Kongregation der 
Redemptoristen, welche bis zu jenem Zeitpunkte Niederlassungen in 
Bayern besass und äusserst segensreich wirkte, wieder zurückberufen 
würde. Gleiche Dankbarkeit würde die k. Staatsregierung von Seiten 
aller guten Katholiken ernten, wenn dieselbe sich bewogen finden 
würde, geeignete Schritte zu thun, auf dass die der Reichsgesetzgebung 
angehörenden Ausnahmsgesetze gegen katholische Priester und Ordens- 
leute beseitigt würden. Endlich kann nicht verschwiegen werden, wie 
schwer sie die Vorschriften des Reichsmilitärgesetzes in Bezug auf 
ihre Priesteramtskandidaten empfinden. Es mögen durch Mitwirkung 
der k. bayer. Regierung die Bestimmungen des Reichsmilitärgesetzes 
über die allgemeine Wehrpflicht wenigstens dahin interpretirt oder 
abgeändert werden, dass den Kandidaten der Theologie, wenn sie 
durch den Empfang einer höheren Weihe definitiv in den geistlichen 
Stand eingetreten sind, der Dienst mit der Waffe ganz erlassen werde. 
Zum Schlusse wird zugleich mit dem obersten Hirten der Kirche 
die Bitte wiederholt, „Ew. k. Hoheit möge bedacht sein, die Wider- 
sprüche in den Grundgesetzen des Landes, soweit es nur immer gegen- 
wärtig ermöglicht werden kann, zu entfernen und der Kirche in 
Bayern ihre Freiheit und ihr Recht zu geben. Die etc. Unterzeich- 
neten thun dies in der festen Ueberzeugung, dass einerseits nur die 
freie, in ihrer Lebensentfaltung nicht gehemmte Kirche im Stande ist, 
die ihr von Gott aufgetragene hohe Mission zu erfüllen und die grosse 
Gefahr der Zukunft, den Anarchismus, in einträchtigem Zusammen- 
stehen mit der Staatsgewalt siegreich zu bekämpfen, dass aber anderer- 
seits hiedurch keiner anderen Konfession ein berechtigter Grund zur 
Klage oder Unzufriedenheit gegeben werde, weil keine Religions- 
genossenschaft verlangen kann, dass der katholischen Kirche ihr Recht 
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und ihre Freiheit vorenthalten werde. Insbesondere aber hegen die- 
selben ein unbegrenztes Vertrauen zu Sr. k. Hoheit und geben sich 
der freudigen Hoffnung hin, dass es Allerhöchst Dero bewährten Kraft, 
tiefen Weisheit und allgerühmten Gerechtigkeit gelingen werde, dieses 
segensreiche Werk des Friedens glücklich zu vollenden. Hiermit ver- 
binden dieselben zugleich die feste Zuversicht, wie sie der heilige 
Vater am Schlusse seiner Encyklica ausgesprochen hat, dass das katho- 
lische Volk Bayerns, das seit Jahrhunderten sich durch seine wahrhaft 
kindliche Liebe und treue Hingebung an seinen angestammten Re- 
genten und das ganze königliche Haus in Freud’ und Leid ausge- 
zeichnet, jedes Entgegenkommen zu Gunsten seiner Kirche und ihrer 
Rechte mit doppeltem Danke aufnehmen und um so treuer zu all dem 
mitwirken werde, was des edlen Regenten frommer Sinn und väter- 
liches Herz zum Besten des Landes und zur Ehre und zum Heile des 
Königreiches beginnen und ins Werk setzen wird. Die etc. unter- 
zeichneten Oberhirten des Königreiches schliessen mit dem Gelöbnisse, 
dass sie fortfahren werden, auf Ew. k. Hoheit, auf das ganze könig- 
liche Haus und auf das geliebte bayerische Vaterland den reichsten 


Segen des allmächtigen Gottes herabzuflehen.“ 


* 
* * 


Auf das vorstehend im Auszug mitgetheilte Memorandum hat 
das k. Staatsministerium für Kirchen- und Schulangelegenheiten unter 
dem 28. März 1889 folgende Antwort ertheilt: 


An die hochw. Herren Erzbischöfe und Bischöfe des Königreichs. 
Im Namen Sr. Maj. des Königs. 


Die hochwürdigsten Herren Erzbischöfe und Bischöfe des Landes 
haben, der in der Encyklica Sr. Heiligkeit des Papstes Leo XIII. vom 
22. December 1887 an sie gerichteten Aufmunterung Folge leistend, 
Sr. k. Hoh. dem Prinzen Luitpold, des Königreichs Bayern Verweser, 
in einer vom 14. Juni 1888 datirten und im November gleichen Jahres 
an Allerhöchster Stelle eingereichten allerunterthänigsten Vorstellung 
die Missstände bezeichnet, welche nach ihrer Meinung die Geltung der 
IL. Verfassungsbeilage für die katholische Kirche in Bayern mit sich bringe, 
und daran eine Mehrzahl von Wünschen, Bitten und Anträgen gereiht. 

Se. k. Hoheit haben nach eingehender Würdigung jener Vorstel- 
lung, erfüllt von aufrichtigem Wohlwollen für die katholische Kirche 
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und eingedenk Allerhöchstihrer Regentenpflichten in Hinsicht auf Auf- 
rechterhaltung der Staatsverfassung und der Rechte der Krone, das 
k. Staatsministerium des Innern für Kirchen- und Schulangelegenheiten 
allergnädigst zu beauftragen geruht, dieselbe in nachstehender Weise 
zu bescheiden. 

Religion und Sittlichkeit bilden nicht allein das Wesen und End- 
ziel der Kirche, sie sind auch die Grundlage der staatlichen Ordnung. 
Auch der Staat hat darum an der Erhaltung und Förderung des reli- 
giösen Sinnes im Volke ein tiefbegründetes Interesse. 

Namentlich ist sich die Staatsregierung bewusst, wie viel für das 
Staatswohl an der religiös-sittlichen Erziehung der Jugend gelegen ist. 

Von solchen Erwägungen geleitet, haben Se. k. Hoheit, den 
Wünschen der bayerischen geistlichen Oberhirten entsprechend und die 
von dem unterzeichneten k. Staatsminister bei den Verhandlungen über 
das Budget für die XVI. Finanzperiode gemachten Zusicherungen rati- 
habirend, allergnädigst anzuordnen geruht, dass die damals ausge- 
sprochenen Grundsätze künftig für die Behandlung und Erledigung der 
einschlägigen Angelegenheiten die massgebenden Normen bilden sollen. 

Im Einzelnen sind es folgende Punkte: 

Bei Besetzung der Lehrstellen an den Lyceen wird auf die Gut- 
achten und Wünsche der Bischöfe thunlichste Rücksicht genommen 
werden. 

Bei Anstellung von Professoren der katholischen Theologie an den 
Universitäten soll neben dem Gutachten der theologischen Fakultät 
und des Universitätssenats auch ein Gutachten des Diöcesanbischofs 
über den dogmatischen Standpunkt und den sittlichen Lebenswandel 
der Kandidaten erholt werden. Der Aufstellung der Religionslehrer 
an den anderen Öffentlichen Unterrichts- und Erziehungsanstalten hat 
die gutachtliche Einvernahme der einschlägigen bischöflichen Stelle 
voranzugehen. | 
| Bei Bestellung der Distriktsschulinspektoren, sowie vor Erlassung 
wichtiger Verfügungen über das Schulwesen, soweit es sich um den 
Unterricht in Religion und Sitte und um Förderung einer religiös- 
sittlichen Gesinnungs- und Handlungsweise handelt, sollen die Bischöfe 
gehört werden. 

Bezüglich der Besetzung der Inspektor- und Präfektenstellen an 
den Schullehrerseminarien soll auf die ohnehin niemals aufgehobenen 
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Vorschriften des Normatives über die Bildung der Schullehrer vom 
29. September 1866 zurückgegriffen werden. Demgemäss sind bei Be- 
setzung der genannten Stellen die Bischöfe gutachtlich einzuvernehmen 
und die Präfekten regelmässig und insbesondere dann, wenn der Inspek- 
tor selbst nicht ein Geistlicher ist, aus dem geistlichen Stande zu 
wählen. 

Es muss hierbei betont werden, dass der sicherste Weg zur Er- 
zielung eines Einverständnisses zwischen den geistlichen Behörden und 
der Staatsregierung in jedem einzelnen Falle darin liegt, dass die Gut- 
achten und Vorschläge der geistlichen Organe auch thatsächlich ein- 
gehend begründet werden und dadurch auch den Staatsbehörden ein 
eigenes Urtheil ermöglicht wird. 

Durch die vorstehend mitgetheilten allerhöchsten Anordnungen 
Sr. k. Hoheit des Prinz-Regenten ist für die von dem unterzeichneten 
Staatsminister im Jahre 1882 gemachten Zusicherungen jene Legali- 
sation und jene Bürgschaft für die fortdauernde Gültigkeit derselben 
geboten, welche inhaltlich des Memorandums vom 14. Juni 1888 bis- 
her vermisst worden ist. | 

Ausserdem haben Se. k. Hoheit noch allerhuldvollst zu verfügen 
geruht, es sei ausdrücklich zuzusichern, dass von der Abordnung lan- 
desherrlicher Kommissäre, wie bisher schon thatsächlich geschehen, 
fortan nicht allein bei den Kapitelkonferenzen des Dekanatsklerus, 
sondern auch bei den Wahlversammlungen der Kapitelgeistlichkeit Um- 
gang genommen und dementsprechend die allerhöchste Entschliessung 
vom 31. März 1836, die Kapitelversammlungen der katholischen Geist- 
lichkeit betreffend (Döllinger, Verordnungensammlung Bd. VII, 
S. 345), modificirt werden solle. | 

Desgleichen wird nach Anordnung Sr. k. Hoheit auch für die 
Folgezeit von der Absendung weltlicher Kommissäre bei der Wahl der 
Klosteroberen und der Gelübdeablegung regelmässig und wenn nicht 
ein besonderer Anlass vorliegt, abgesehen werden. 

Die Wahl der Landdekane soll nach allerhöchster Anordnung auch 
fernerhin nicht der landesherrlichen Bestätigung unterliegen. 

Was die Anträge im bischöflichen Memorandum bezüglich der 
Pflege des religiösen Lebens an den Mittelschulen anlangt, so entspricht 
denselben schon vielfach die bisher an den Lehranstalten festgehaltene 
Uebung. Insbesondere werden die heiligen Sakramente allenthalben 
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drei- bis viermal des Jahres von den katholischen Schülern empfangen. 
Ebenso ist für die katholischen Schüler der Lehrerbildungsanstalten 
der tägliche Besuch einer heiligen Messe angeordnet. Eine tägliche 
Schulmesse findet ferner thatsächlich an mehreren Gymnasien statt. 

Es wird Veranstaltung getroffen werden, dass diese Einrichtungen 
auch für die Folge beibehalten bleiben. 

Dagegen konnte es nicht für empfehlenswerth gehalten werden, 
wieder eine tägliche Schulmesse mit der Verpflichtung aller Schüler 
zum Besuche derselben einzuführen, da diese Massregel an mehr als 
dem dritten Theile der Gymnasien wegen Mangels der nöthigen kirch- 
lichen Räumlichkeiten oder der erforderlichen Priester gar nicht durch- 
führbar wäre, und da sich mit wenigen Ausnahmen die Studienrektoren 
der bayerischen Gymnasien, und darunter gerade solche, deren streng 
religiöse Gesinnung wohlbekannt ist, aus sanitären und pädagogischen 
Gründen entschieden gegen dieselbe ausgesprochen haben und überdies 
auch in anderen katholischen deutschen Ländern. eine so weitgehende 
allgemeine Einrichtung nicht besteht. 

Da aber andererseits der hohe Werth des öfteren Besuches der 
heiligen Messe bereitwilligst anerkannt wird, wenn die Jugend ihr mit 
Andacht anwohnt und nicht, wie die Erfahrung vielfach zeigt, mit Ein- 
lernen von Lektionen u. dgl. sich beschäftigt, da ferner der rechte Er- 
folg für das künftige Leben nur dann erzielt wird, wenn der Kirchen- 
besuch nicht auf einem mit dem Ende der Gymnasialstudien wegfal- 
lenden Zwange, sondern auf freiem Entschlusse beruht, haben Se. k. 
Hoheit befohlen, dass die Rektoren der Mittelschulen angewiesen werden, 
thunlichst danach zu streben, dass an Werktagen in einer passend ge- 
legenen Kirche und zu geeigneter Zeit eine, wenn auch allgemein zu- 
gängliche, Messe gelesen wird, welche von den katholischen Schülern 
der Anstalt besucht werden kann. 

Zugleich wird es den Religionslehrern nahegelegt werden, sich eines 
ausreichenden Einflusses auf die studirende Jugend zu versichern, um 
sie zum freiwilligen Kirchenbesuch an Werktagen anzuregen, wie dies 
schon jetzt an einer Mehrzahl von Gymnasien mit gutem Erfolge 
geschieht. " 

An den humanistischen und Real-Gymnasien — an anderen Mittel- 
schulen besteht die fragliche Einrichtung bereits — wird nach Befehl 
Sr. k. Hoheit bei der Absolutorialprüfung wieder aus der Religions- 
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lehre examinirt werden, und sollen die Kenntnisse der Schüler in diesem 
Fache bei Feststellung des Prüfungsergebnisses in Betracht gezogen 
werden. 

Das Staatsministerium des Innern und das Kriegsministerium end- 
lich werden, dem Allerhöchsten Willen Sr. k. Hoheit entsprechend, 
innerhalb der durch die Reichsgesetzgebung gezogenen Schranken dem 
geistlichen Stande wie den Kandidaten der Theologie, bezüglich Er- 
füllung der Militärpflicht, wie bisher die wohlwollendste Berücksich- 
tigung zuwenden, und die bayerische Regierung wird eintretenden 
Falles, wenn es mit einiger Aussicht auf Erfolg geschehen kann, ihre 
thunlichste Mitwirkung zur Abänderung der Reichsgesetzgebung im 
Sinne des bischöflichen Antrages nicht versagen. 

Die geeigneten Anordnungen zum Vollzuge der vorbezeichneten 
Zusicherungen, soweit solche noch nothwendig sind, sollen unverweilt 
erlassen werden. 

Im bischöflichen Memorandum wird bezüglich der öffentlichen 
Schulen die Beachtung und praktische Bethätigung mehrerer Grund- 
sätze erbeten, welche der Staatsregierung seither schon zur Richtschnur 
gedient haben und somit keine besondere Anordnung als erforderlich 
erscheinen lassen. , 

So war es seither schon die Anschauung des unterzeichneten 
k. Staatsministeriums, dass für öffentliche Lehrämter nicht solche Kan- 
didaten als geeignet erscheinen, welche sich in Wort und Schrift als 
Gegner des Christenthums bekennen. Ebenso entspricht es der bis- 
herigen Auffassung und Absicht der Staatsregierung, dass der Unter- 
richt in der Geschichte in objektiver, die religiösen Gefühle der Katho- 
liken wie der Protestanten nicht verletzender Weise ertheilt werde. 
Desgleichen widerstrebt es derselben, wenn bei Behandlung der Lite- 
ratur solche Themata gewählt und bearbeitet werden, welche mit den 
religiösen Empfindungen der Angehörigen der einen oder anderen Kon- 
fession in Widerstreit stehen. Gegen Ungehörigkeiten in diesen Be- 
ziehungen ist das unterzeichnete k. Staatsministerium jederzeit einge- 
schritten. 

Auch der weiteren Bitte der Erzbischöfe und Bischöfe, es möchte 
wie in den Volksschulen, so auch in den Mittelschulen der konfessio- 
nelle Charakter rücksichtlich der Schüler wie der Lehrer, soweit nur 
immer thunlich, gewahrt werden, hat die Staatsregierung thatsächlich 
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seither schon Rechnung getragen. Denn dermalen schon sind die 
Mittelschulen, soweit es zur Zeit überhaupt geschehen kann, nach Kon- 
fessionen geschieden. A 

Namentlich wurde jenen Gymnasien, welche sich an Orten mit einer 
vorwiegend der gleichen Konfession angehörigen Bevölkerung befinden 
und welchen deshalb von langer Zeit her thatsächlich der Charakter 
von konfessionellen Anstalten anklebt, der letztere zu allen Zeiten 
thunlichst gewahrt. An diesen Anstalten sind fast ausschliesslich Lehrer 
der betreffenden Konfession angestellt worden. Aber selbst an solchen 
Anstalten kann die konfessionelle Trennung nicht immer streng und 
unbedingt festgehalten werden. Bei der fortwährend zunehmenden 
konfessionellen Mischung, namentlich der städtischen Bevölkerung kann 
es nicht ausbleiben, dass in Städten, welche früher ausschliesslich katho- 
lisch oder protestantisch waren, mehr und mehr auch Angehörige der 
anderen Konfession sich niederlassen. Knaben aus solchen Familien 
können unmöglich einzig wegen ihrer Konfession aus dem elterlichen 
Hause und von dem Gymnasium ihres Heimathsortes weg an ein fernes 
Gymnasium verwiesen werden. Ebensowenig kann wegen einer viel- 
leicht geringen Minorität von Andersgläubigen für die letzteren ein 
eigenes Gymnasium gegründet werden. 

Nicht einmal dann, wenn sich in einer Stadt mehrere Gymnasien 
befinden, können diese nach Konfessionen geschieden werden. 

Eine Mehrheit von Gymnasien giebt es nur in grossen Städten. 
Dort sind aber auch die Entfernungen gross. Es geht nicht an, jene 
Angehörigen einer Konfession, welche nahe an einem Gymnasium 
wohnen, an diesem vorüber in einen vielleicht weit entlegenen Stadt- 
theil zu schicken. Langgestreckte Schulwege sind nicht bloss vom 
sanitären Standpunkte aus, sondern auch aus pädagogischen Gründen 
vom Uebel. 

Zu einer strengen konfessionellen Scheidung der Gymnasien hat 
aber die Staatsregierung nicht einmal das Recht. Die bayerischen 
Gymnasien beziehen mit sehr wenigen Ausnahmen ihre ganze Exigenz 
oder doch den weitaus grössten Theil derselben aus der Staatskasse und 
den Schulgeldern. Dazu zahlen auch die Eltern der konfessionellen 
Minderheit. Es wäre aber ungerecht, die einen in der Vaterstadt stu- 
diren zu lassen und die anderen, trotz gleicher Belastung mit Steuern, 
nach auswärts zu verweisen. 
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Was im Vorstehenden von den humanistischen Gymnasien gesagt 
ist, gilt auch für andere Mittelschulen, für Realgymnasien, Industrie- 
schulen, Realschulen u. dgl., nur in verstärktem Masse. Deren sind 
zumeist so wenige, dass sich eine konfessionelle Scheidung thatsächlich 
von selbst verbietet. Zudem werden sie ausschliesslich vom Staate, 
bezw. von Kreis- und Ortsgemeinden, also aus rein weltlichen Kassen, 
unterhalten, zu welchen alle Konfessionen in gleicher Weise beitrags- 
pflichtig sind. 

Desgleichen hat die Bitte der Oberhirten, dafür zu sorgen, „dass 
die in den meisten Kreisen des Königreichs bereits durchgeführte Wohl- 
that der konfessionellen Trennung auch den wenigen, bisher noch nicht 
konfessionell geschiedenen Lehrerbildungsanstalten in Bälde zukomme‘“, 
staatlicherseits seither schon das thunlichste Entgegenkommen gefunden. 

Denn die Erhaltung der wenigen, in Bayern vorhandenen kon- 
fessionell-gemischten Lehrer- und Lehrerinnenbildungsanstalten, nämlich 
des Schullehrerseminars in Bamberg, dann der Lehrerinnenbildungs- 
anstalten in München und Aschaffenburg, hat ihren Grund nicht in 
einer Voreingenommenheit für Simultanschulen, sondern in zwingenden 
äusseren Verhältnissen. 

Was nämlich zunächst das Seminar in Bamberg anbelangt, so 
mussten demselben im Jahre 1873 die protestantischen Schulamts- 
zöglinge aus Oberfranken behufs Evakuirung der überfüllten protestan- 
tischen Schullehrerseminare in Altdorf und Schwabach überwiesen wer- 
den. Zur Aufhebung dieses nothgedrungen eingerichteten Simulta- 
neums ist das unterzeichnete k. Staatsministerium — was auch bereits 
bei einer anderen Gelegenheit zugesichert worden ist — bereit, sobald 
die Mittel für ein drittes protestantisches Schullehrerseminar für das 
diesrheinische Bayern bewilligt sind und die neue Anstalt ins Leben 
getreten ist. Für die Umbildung der beiden Lehrerinnenseminare in 
je zwei konfessionell geschiedene Anstalten dagegen fehlt es nicht allein 
vollständig an den erforderlichen Mitteln, sondern es ist auch nicht die 
geringste Aussicht vorhanden, dass dieselben bereit gestellt werden. 

Die übrigen Lehrerbildungsanstalten sind ohnehin konfessionell 
getrennt und nur mit Lehrern der einen oder anderen Konfession besetzt. 

Allerdings befinden sich an der Mehrzahl der katholischen Prä- 
parandenschulen auch protestantische Schüler und umgekehrt. Dies 
könnte nur dadurch geändert werden, dass eine nicht unbeträchtliche 
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Zahl von armen Knaben, deren Eltern oder sonstige unterstützungs- 
bereite Angehörige am Sitze einer Präparandenschule wohnen, von der 
letzteren wegen ihrer Konfession weggewiesen und damit allerdings 
häufig genug vom Lehrberufe überhaupt ausgeschlossen würde. Eine 
solche harte Massnahme aber, welche die Katholiken ebenso schwer 
träfe, wie die Protestanten, wird kaum in den Wünschen der hoch- 
würdigsten Herren Antragsteller gelegen sein. 

Endlich hat das unterzeichnete k. Staatsministerium in seiner bis- 
herigen Praxis auch der Anregung, dem auf die Einführung von klöster- 
lichen Lehrfrauen in Mädchenschulen abzielenden Verlangen der Ge- 
meinden stattzugeben, die thunlichste Berücksichtigung zugewendet, 
indem es in einer beträchtlichen Anzahl von Gemeinden Klosterschulen 
dann zugelassen hat, wenn einer solchen Einrichtung nicht nach den 
örtlichen Verhältnissen die Interessen der Schule oder die Bedacht- 
nahme auf die Leistungsfähigkeit der Gemeinde hindernd entgegen- 
gestanden sind. 

Die vorstehenden Zusicherungen und Erklärungen lassen allerdings 
noch eine Reihe von Wünschen und Anträgen der hochwürdigsten 
Herren Erzbischöfe ınd Bischöfe des Landes unerfüllt. Diese Wünsche 
haben namentlich die volle Geltung und Durchführung des Konkordats 
zum Gegenstande und sind gegen die Kirchenhoheitsrechte des Landes- 
herrn, sowie gegen die auf der Gleichberechtigung der Konfessionen 
. basarende interkonfessionelle Gesetzgebung gerichtet. 

Jene Rechte aber sind, gleichwie die Bestimmungen über die Gleich- 
berechtigung der Konfessionen, unter verfassungsmässige Garantie ge- 
stellt und können ohne tiefgreifende Aenderungen der Verfassung nicht 
beseitigt oder abgeändert werden. Der Weg der Verfassungsänderung 


aber ist — abgesehen davon, ob die Staatsregierung eine solche für 
zulässig erachten könnte, und abgesehen davon, ob jener Weg in ab- 
sehbarer Zeit jemals gangbar werden wird — jedenfalls unter den 


gegenwärtigen Verhältnissen nicht mit Erfolg zu betreten. 

Das Nämliche gilt von mehreren Einzelanträgen der Oberhirten, 
welchen nur mittelst Aenderung der Verfassung stattgegeben werden 
könnte. 

So ist z. B. in Ziffer 1 des Memorandums das Verlangen gestellt, 
das königliche Schutz- und Aufsichtsrecht auf die gesetzgebende ver- 
waltende und richterliche Gewalt der Kirche nicht zu beziehen. 
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In dieser Dreitheilung erschöpft sich aber die ganze Regierungs- 
gewalt der Kirche, und es würde somit durch Bewilligung der gestellten 
Bitte schlechthin jede Aeusserung des staatlichen Aufsichtsrechts und 
das letztere selbst negirt werden. Die Genehmigung des vorliegenden 
Antrages hätte aber auch die Aufhebung des Titels IV $ 9 Absatz 5 
der Verfassungsurkunde, dann der $S$ 50, 57 mit 61 der II. Verfassungs- 
beilage, desgleichen die Abänderung des $ 33 der letzteren zur Voraus- 
setzung, worauf nicht eingegangen werden kann. 

Ferner wird in Ziffer 2 des Memorandums das Placetum regium 
als unvereinbar mit der Bestimmung des Artikels XII lit. e des Kon- 
kordats angefochten und namentlich auch die Ausdehnung desselben 
auf Gegenstände des Glaubens beanstandet. Nachdem aber das Place- 
tum regium in den eben angezogenen verfassungsmässigen Bestimmungen 
begründet, nachdem ferner in Titel IV 89 Absatz 5 der Verfassungs- 
urkunde, sowie auch in den $$ 38, 57 und 58 der II. Verfassungs- 
beilage unzweideutig ausgesprochen ist, dass das obersthoheitliche 
Schutz- und Aufsichtsrecht des Staates und das einen Ausfluss dieses 
Rechtes bildende königliche Placet sich auch auf die rein geistlichen 
Gegenstände der Glaubens- und Sittenlehre erstreckt, so könnte auch 
diesem Beschwerdevorbringen nur auf dem nicht peitetharen Wege der 
Verfassungsänderung abgeholfen werden. 

Im engsten Zusammenhange mit dem Placetum regium steht die 
in Ziffer 4 des Memorandums bemängelte seitherige staatliche Auf- 
fassung der Altkatholikenfrage. . 

Die bisherige staatliche Behandlung dieser Frage ist nichts Anderes 
als die pflichtmässige Beobachtung der Vorschrift in $ 58 der II. Ver- 
fassungsbeilage. . 

Die Staatsregierung hat jede auf den Vollzug der Konzilsdekrete 
vom 18. Juli 1870 abzielende Handlung unterlassen, da für jene Dekrete 
das königliche Placet nicht ertheilt ist und dieselben deshalb, wie die 
eitirte Gesetzesstelle bestimmt, nicht vollzogen werden dürfen. 

Die Staatsregierung hat es demnach einfach abgelehnt, zum Voll- 
zuge der erwähnten Konzilsdekrete der Kirche den staatlichen Schutz 
bereitzustellen und mit Gewalt gegen Jene vorzugehen, welche sich 
denselben nicht unterwerfen zu können glaubten. 

Die in dem Memorandum formulirten Anträge, welche, wie die so- 
eben besprochenen, nicht ohne Aenderung der Verfassung Beachtung 
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finden könnten, müssen unberücksichtigt bleiben, vielmehr muss an 
der unveränderten Geltung der Staatsverfassung und an den darin 
begründeten staatlichen Gerechtsamen auch für die Folgezeit festge- 
halten werden. 

Es erübrigt noch, einige Wünsche und Anträge des bischöflichen 
Memorandums zu würdigen, welche theils auf dem Gebiete des Unter- 
richts und der Erziehung der Jugend, theils auf dem Gebiete der 
Reichsgesetzgebung liegen. | 

Vor allem sind die Universitäten in Betracht zu ziehen. In dem 
bischöflichen Memorandum wird der an denselben herrschende mate- 
rialistische Geist angeklagt, welcher dem Christenthum vielfach zuwider 
sei und welcher von den Hochschulen aus bis in die untersten Schichten 
der Bevölkerung dringe. Hieran wird die Bitte gereiht, der Staat 
möge zur Wiederherstellung der christlichen Weltanschauung die Kirche 
in der Restauration der christlichen Wissenschaft unterstützen. 

Es kann nicht zugegeben werden, dass die Schilderung des Memo- 
randums von dem an den Landesuniversitäten herrschenden Geist den 
wirklichen Thatsachen entspricht. Auch unter den Lehrern der baye- 
rischen Hochschulen findet sich, wie in allen Kreisen der Bevölkerung, 
neben mancher Ungebundenheit tiefreligiöse Gesinnung und Lebens- 
weise. | 

Wenn aber auch die bayerischen Hochschulen auf dem Grundsatze 
der Freiheit des Forschens und der Lehre aufgebaut sind, und wenn 
die Staatsregierung auch im Vereine mit den akademischen Behörden 
bei Besetzung der erledigten Lehrstühle bemüht war, für jeden der- 
selben den möglichst tüchtigen, wissenschaftlich hervorragendsten Mann 
zu gewinnen, so ist darum doch die religiöse Gebahrung der Kandidaten 
für die treffenden Lehrstühle nicht schlechthin ausser Beachtung ge- 
blieben. Die Staatsregierung würde Anstand genommen haben und 
Anstand nehmen, auf einen Lehrstuhl einen Mann zu berufen, von 
dem bekannt oder nur mit Wahrscheinlichkeit anzunehmen wäre, dass 
er auf dem Katheder der Irreligiosität das Wort rede oder den Glauben 
seiner Hörer untergrabe. 

Die Staatsregierung hat ferner auch bisher schon auf die Wünsche 
der kirchlichen Organe in so fern billige Rücksicht genommen, als sie 
an den Universitäten München und Würzburg für die Lehrfächer der 
Geschichte und Philosophie, auf welchen Gebieten am ehesten eine Ver- 
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letzung religiöser Empfindungen möglich ist und verschiedene Rich- 
tungen am ersten noch Berechtigung haben mögen, mehrere Lehrer, 
und zwar einen der streng kirchlichen und einen der freieren Richtung, 
aufgestellt hat. 

In dem bischöflichen Memorandum wird ferner angeregt, es möchten 
zu Vorständen der Lehrerbildungsanstalten wieder ausschliesslich Geist- 
liche berufen werden, welche sich wegen ihres Standes, ihrer Würde 
und höheren Bildung im allgemeinen hierzu besser eignen, als Laien. 

Dieser Meinung kann nicht unbedingt beigepflichtet werden. Bei 
Besetzung der bezeichneten Stellen ist auch darauf zu sehen, dass der 
Inspektor eines Schullehrerseminars die für sein Amt erforderlichen 
speciellen Fachkenntnisse, sowie die nöthige Erfahrung im praktischen 
Schuldienste besitzt. Diese Qualitäten aber werden akademisch ge- 
bildeten Geistlichen wie Laien trotz ihrer höheren Bildung nicht ohne 
Weiteres beigemessen werden können, 

Die seitherige Behandlung der einschlägigen Angelegenheit hat 
die Bestimmungen des Normativs über die Bildung der Schullehrer 
vom 29. September 1866 zur Grundlage, wo in $ 55 bestimmt ist, 
dass an jedem Schullehrerseminar entweder der Inspektor oder der 
Präfekt dem geistlichen Stande angehören soll. 

Ein geistlicher Präfekt aber, welcher als solcher ebenso gut für 
die Befestigung der religiösen Grundsätze in den Zöglingen und für 
die Pflege des religiösen Geistes an der Anstalt Sorge tragen kann, 
wie als Inspektor, findet sich fast an allen katholischen Lehrer- 
seminarien. 

Ueberdies ist die Beförderung eines tüchtigen, in der Pädagogik 
wie im Schulfache sich bewährenden geistlichen Präfekten zum Inspektor 
durchaus nicht ausgeschlossen. 

Die weitere Bitte, es möchten jene Bestimmungen, welche die 
Vorbereitung klösterlicher Kandidatinnen für das Lehrfach „ohne Noth- 
wendigkeit in drückender Weise“ erschweren, in Wegfall kommen und 
denselben wieder die früheren „Begünstigungen“ gewährt werden, be- 
zieht sich offenbar auf die staatliche Anordnung, dass die klösterlichen 
Lehramtskandidatinnen die gleiche Vorbereitung für das Lehramt nach- 
zuweisen haben, wie sie für die weltlichen Kandidaten und Kandida- 


tinnen vorgeschrieben ist. 
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In dieser Hinsicht aber kann eine mildere Behandlung der klöster- 
lichen Kandidatinnen, eine Exemtion derselben von den allgemeinen 
Prüfungsvorschriften nicht platzgreifen. Die klösterlichen Lehrfrauen 
wollen in der gleichen Weise und mit gleichen Rechten wie das welt- 
liche Lehrpersonal das Lehramt verwalten. Es ist deshalb nur ein 
Gebot der Gerechtigkeit und liegt im eigensten Interesse der treffenden 
Klöster selbst, dass sich ihre Kandidatinnen den nämlichen Prüfungen 
unterziehen, wie die weltlichen Lehrerinnen. 

Das bischöfliche Memorandum berührt sodann neuerdings die 
Simultanschulfrage. Dieser Gegenstand hat durch die auf eingehenden 
Berathungen der beiden Kammern des Landtags berubende allerhöchste 
Verordnung vom 26. August 1883, die Errichtung der Volksschulen 
und die Bildung der Schulsprengel betreffend, seine endgültige Er- 
ledigung gefunden. 

Was endlich die Bitte anlangt, die bayerische Staatsregierung 
möge geeignete Schritte thun, damit die Bekanntmachung des deut- 
schen Bundesraths vom 20. Mai 1873 ausser Wirksamkeit gesetzt, und 
die Kongregation der Redemptoristen wieder nach Bayern zurück- 
berufen werde, so ist die Staatsregierung zur Zeit nicht in der Lage, 
der empfohlenen Massnahme näher zu treten, da für eine Abänderung 
der auf Grund Bundesrathsbeschlusses ergangenen Bekanntmachung 
des Reichskanzlers vom 20. Mai 1873 zu Gunsten der Kongregation 
der Redemptoristen dermalen keine Aussicht besteht. 

Indem das unterzeichnete k. Staatsministerium die hochwürdigsten 
Herren Erzbischöfe und Bischöfe des Landes von der vorstehenden aller- 
höchsten Willensmeinung in Kenntniss setzt, welche von dem sehn- 
lichsten Wunsche und dem aufrichtigen Bestreben getragen ist, den 
Frieden sowohl zwischen Staat und Kirche, als auch unter den ein- 
zelnen, im Königreiche aufgenommenen Konfessionen dauernd zu er- 
halten, glaubt es noch der Versicherung Raum geben zu dürfen, dass 
die Staatsregierung wie bisher so auch künftig jederzeit gern bereit 
ist, der katholischen Kirche ihren Schutz zu gewähren und thatsäch- 
lichen Missständen, sowie begründeten Beschwerden der oberhirtlichen 
Stellen Abhilfe zu verschaffen. * | 

Dr. Frhr. v. Lutz. 
Der Generalsekretär Ministerialrath Dr. v. Giehrl. 
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4. Die Bayerische Altkatholikenfrage. 

I. Vorlage des Kapitularvikariats von München-Freising 
an die k. bayerische Staatsregierung vom 10. März 1890 „die 
Altkatholiken betreffend‘. 

Die bayerischen Bischöfe haben wiederholt in allerunterthänigsten 
Vorstellungen an die Krone, insbesondere in jenen vom 13. Ok- 
tober 1875 und vom 14. Juni 1888, um die endliche Regelung der 
. sogen. Altkatholikenfrage ehrfurchtsvollst gebeten. 

Zu ihrem tiefsten Schmerze ist bisher auf die berechtigten An- 
sprüche der katholischen Kirche in dieser Hinsicht noch nicht die ge- 
bührende Rücksicht genommen worden; es haben vielmehr ihre wohlbe- 
gründeten Anträge, zuletzt noch durch die Ministerialentschliessung vom 
28. März 1889, eine abschlägige Bescheidung erfahren. In Folge dessen 
werden die durch die zuständigen kirchlichen Organe längst aus der 
katholischen Kirche ausgeschlossenen Altkatholiken von der k. Staats- 
regierung auch jetzt noch als m der katholischen Kirche be- 
trachtet und behandelt. 

Die in der Sitzung der Kammer der Abgeordneten vom 6. No- 
vember v. J. und in der Sitzung der Kammer der Reichsräthe vom 
10. Februar d. J. von Seiten der k. Staatsregierung abgegebenen Er- 
klärungen haben endlich die bestimmte Aussicht dafür eröffnet, dass 
die k. Staatsregierung nunmehr bereit sei, die Ausschliessung der Alt- 
katholiken aus der katholischen Kirche auch für das staatliche Gebiet 
als wirksam anzuerkennen. 

Das unterzeichnete Kapitularvikariat der Erzdiöcese München- 
Freising glaubt deshalb die früher von sämmtlichen Bischöfen des Landes 
gestellte, hierauf abzielende Bitte zunächst für diese Diöcese, in welcher 
die Sekte der Altkatholiken relativ vielleicht noch die meisten An- 
hänger zählt, und in welcher sich der Centralverein derselben befindet, 
erneuern zu Sollen. 

Dieser Antrag findet seine volle und ausreichende Begründung 
schon in der einen Thatsache, dass die Altkatholiken die Aussprüche 
des ökumenischen Konzils im III. und IV. Kapitel der Constitutio 
dogmatica prima de ecclesia Christi verworfen haben. Hierdurch sind 
sie der von demselben Konzil angedrohten und ausgesprochenen grös- 
seren Exkommunikation ipso facto verfallen. 

Ueberdies ist speciell über die Altkatholiken von der obersten 
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Autorität in der katholischen Kirche die Ausschliessung aus derselben 
verhängt und vollzogen worden. In dem Rundschreiben nämlich des 
Papstes Pius IX. vom 21. November 1873 erklärt derselbe mit grösster 
Feierlichkeit: 

Nos igitur, qui in Suprema hac Petri Cathedra ad custodiam 
fidei catholicae et ad servandam ac tuendam universalis Ecelesiae uni- 
tatem, licet immerentes, constituti sumus, decessorum Nostrorum 
sacrarumque legum morem atque exemplum sequuti, tradita Nobis a 
coelo potestate, non solum electionem memorati Josephi Huberti 
Reinkens contra sanctorum canonum sanctionem factam illicitam, 
inanem et omnino nullam, ejusque consecrationem sacrilegam decla- 
ramus, rejicimus et detestamur, sed et ipsum Josephum Hubertum et 
qui eum eligere attentarunt et qui sacrilegae consecrationi operam 
commodarunt et quicunque iisdem adhaeserint, eorumgque partem se- 
quuti opem, favorem, auxilium aut consensum praebuerint, auctoritate 
Omnipotentis Dei excommunicamus et anathematizamus atque ab Ec- 
clesiae communione segregatos et in eorum numero habendos esse, 
a quorum consuetudine congressuque sic omnibus Christifidelibus inter- 
dixit Apostolus, ut ne Ave illis dicere diserte praeceperit (2. Joann. 10), 
edicimus et mandamus. 

Abgesehen von den vatikanischen Dekreten haben sich die Alt- 
katholiken auch noch in anderen wesentlichen Punkten von der Lehre 
und von der auf göttlichem Rechte beruhenden Verfassung der Kirche 
getrennt. 

Es sind dies folgende: 

1. Ausser anderem verneinen die Altkatholiken das katholische 
Dogma über den Ehren- und Jurisdiktionsprimat des römischen Papstes, 
indem sie den Apostelfürsten Petrus den übrigen Aposteln gleich- 
stellen, seine besondere Sendung und Gewalt bestreiten und seinen 
Nachfolger als einen gewöhnlichen Patriarchen darstellen (siehe Leit- 
faden für den katholischen Religionsunterricht an höheren Schulen, 
herausgegeben im Auftrage der altkatholischen Synode, Bonn 1877, 
S. 71, 136; Katholischer Katechismus, herausgegeben im Auftrage der 
altkatholischen Synode, Bonn 1880, 8.45). Sie sind folglich verur- 
theilt und exkommunicirt durch die Dekrete einiger Konzilien, speciell 
durch dasjenige von Florenz. 

2. Die Altkatholiken verneinen Öffentlich das katholische Dogma 
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der unbefleckten Empfängniss, welches am 8. December 1854 in der 
Konstitution Pius’ IX. „Ineffabilis Deus“ proklamirt wurde (vgl. das 
officielle Organ der Altkatholiken „Deutscher Merkur“ vom 22. Fe- 
bruar 1890, Nr. 8). Sie sind folglich von der Kirche ausgeschlossen 
kraft derselben Bulle. 

Jede einzelne dieser Neuerungen schliesst das Vergehen der for- 
malen Häresie in sich und hat für die Betheiligten ipso facto die Aus- 
schliessung aus der katholischen Kirche zur Folge. Diese Ausschlies- 
sung haben demnach die Altkatholiken, welche in allen diesen Punkten 
von der katholischen Kirche sich abgesondert haben, auch abgesehen 
vom Vaticanum, längst verwirkt. 

Mit Rücksicht auf die vorstehenden Feststellungen wird die Bitte 
gerechtfertigt sein, die k. Staatsregierung möge endlich auch von 
ihrem Standpunkte die Altkatholiken als ausgeschlossen aus der ka- 
tholischen Kirche betrachten und behandeln. 

München, den 10. März 1890. 

Dr. Michael v. Rampf, 
Kapitularvikar von München und Freising, 
erw. Bischof von Passau. 

H. Antwort des k. Staatsministeriums des Innern für 
Kirchen- und Schulangelegenheiten an das Kapitularvika- 
riat der Erzdiöcese München-Freising vom 15. März 1890. 

Das Kapitularvikariat der Erzdiöcese München-Freising hat im 
Eingange seines der Staatsregierung zum weiteren sachgemässen Voll- 
zuge mitgetheilten autoritativen Ausspruches vom 10. d. M. über die 
Zugehörigkeit der Altkatholiken zur katholischen Kirche in Beziehung 
auf die seitherige Behandlung der Altkatholikenfrage seitens der 
k. Staatsregierung bemerkt, dass ungeachtet wiederholter Vorstellungen 
der bayerischen Oberhirten, insbesondere jener vom 13. Oktober 1875 
und 14. Juni 1888 auf die berechtigten Ansprüche der katholischen 
Kirche in Bayern noch nicht die gebührende Rücksicht genommen 
worden sei, dass vielmehr deren Anträge zuletzt noch durch die Mini- 
sterialverfügung vom 28. März 1889 eine abschlägige Bescheidung er- 
fahren hätten. 

Sodann ist das Verlangen, dass die Altkatholiken fortan von der 
Staatsregierung nicht mehr als Mitglieder der römisch-katholischen 
Kirche betrachtet und behandelt werden möchten, auch in dem oben- 
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erwähnten Aktenstücke des Kapitularvikarıats vom 10. d. M. in erster 
Reihe wieder gleichwie in den ebenbezeichneten früheren bischöflichen 
Eingaben mit dem Satz motivirt, dass die Altkatholiken schon durch 
die Ablehnung der Beschlüsse des vatikanischen Konzils vom Jahre 1870 
aus der römisch-katholischen Kirche ausgeschieden seien. 

Dem gegenüber muss auch hier wieder daran erinnert werden, 
dass die seitherige Behandlung der fraglichen Angelegenheit der Staats- 
regierung in bindender Weise durch Titel IV 8 9 Abs. 5 der Ver- 
fassungsurkunde, dann durch die $$ 57 und 58 der II. Verfassungs- 
beilage vorgezeichnet war. Denn hiernach dürfen, wie dies auch in der 
bereits angezogenen Ministerialentschliessung vom 28. März 1889 be- 
tont ist, die Dekrete des vatikanischen Konzils seitens der Staats- 
regierung nicht vollzogen werden, nachdem für dieselben das Placetum 
regium nicht ertheilt ist. Die Staatsregierung war daher gehalten, 
jede auf den Vollzug dieser Dekrete abzielende Handlung zu unter- 
lassen, und sie durfte insbesondere keine (sewaltmassregel gegen irgend 
Jemanden aus dem Grunde in Anwendung bringen, weil er sich jenen 
Dekreten nicht unterwerfen zu können glaubte. Sie hat die recht- 
lichen Grundsätze, von denen sie sich bei ihrer Stellungnahme zur 
Altkatholikenfrage, insoweit es sich um die Beschlüsse des vatikani-' 
schen Konzils handelt, bestimmen lassen musste und auch fernerhin 
‚würde bestimmen lassen müssen, erst jüngst wieder gelegentlich der 
Verhandlungen über den Antrag des Abgeordneten Geiger und Ge- 
nossen in den beiden Kanımern des Landtags vom 6. bis 8. November 
vorigen und vom 10. Februar laufenden Jahres dargelegt. 

Die Staatsregierung konnte demnach die auf das Vaticanum ge- 
stützte Ausschliessung der Altkatholiken aus der katholischen Kirche 
von ihrem Standpunkte aus nicht für wirksam erachten und würde 
dies auch für die Zukunft nicht zu thun vermögen. 

Der Rückhalt, welchen so die Altkatholiken in Folge der Nicht- 
placetirung der erwähnten vatikanischen Konzilsbeschlüsse bei der 
k. Staatsregierung seither gefunden haben, hat aber in eben diesen 
Beschlüssen seine Grenze. Sobald demnach vom zuständigen kirch- 
lichen Richter festgestellt und ausgesprochen ist, dass die Altkatholiken 
nicht bloss mit Rücksicht auf das Vaticanum, sondern auch aus be- 
stimmten anderen Gründen die Ausschliessung aus der katholischen 
Kirche verwirkt haben, ist die Staatsregierung Angesichts der ver- 
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fassungsmässigen Rechte der katholischen Kirche in Bayern verpflichtet, 
diesem Urtheile den Vollzug zu sichern. Denn die Stellung der Staats- 
regierung zur Altkatholikenfrage, welche lediglich zum Vollzuge der 
einschlägigen verfassungsmässigen Bestimmungen eingenommen worden 
ist, kann den Altkatholiken augenscheinlich nicht die Befugniss zur 
Ablehnung anderer Dogmen der Kirche und, ungeachtet derselben, das 
Recht gewähren, von der Staatsregierung gleichwohl noch als Mit- 
glieder der katholischen Kirche angesehen und behandelt zu werden. 

Bisher fehlte es an der erforderlichen Grundlage zu der von den 
bayerischen Oberhirten wiederholt erbetenen staatlichen Einschreitung 
gegen die Altkatholiken; denn es konnte weder in der Eingabe der 
hochwürdigsten HH. Erzbischöfe und Bischöfe des Landes vom 13. Ok- 
tober 1875, noch in jener vom 14. Juni 1888, so viel auch hierin von 
anderweitigen Neuerungen der Altkatholiken referirend die Rede war, 
ein die Staatsregierung zum entsprechenden Vollzuge berechtigender 
und verpflichtender Jurisdiktionsakt gefunden werden, durch welchen 
die Altkatholiken, abgesehen vom Vaticanum, auf Grund sonstiger 
Thatsachen als ausgeschlossen aus der katholischen Kirche erklärt 
worden wären. 

Einen solchen Akt aber muss das unterzeichnete k. Staatsmini- 
sterium in dem nunmehr von dem Kapitularvikariat der Erzdiözese 
München-Freising unterm 10. d. M. in Vorlage gebrachten Akten- 
stücke erblicken; denn hierin sind zwei Thatsachen ausdrücklich an- 
geführt und in einer Weise, welche jede Bestreitung ausschliesst, so- 
fort liquid gestellt, von denen nach der denselben angefügten Ent- 
scheidung des zuständigen kirchlichen Richters jede einzelne das Ver- 
gehen der formalen Häresie in sich schliesst und für die Betheiligten 
ipso facto die Ausschliessung aus der Kirche zur Folge hat. Desgleichen 
ist darin ausdrücklich ausgesprochen, dass die Altkatholiken wegen 
dieser Neuerungen, auch abgesehen vom Vaticanum, die Ausschliessung 
aus der Kirche verwirkt haben. 

Die eine der fraglichen Neuerungen hat das Dogma der unbe- 
fleckten Empfängniss zum Gegenstand. Wenn auch diesem Dogma eine 
wörtliche Placetirung niemals zu Theil geworden ist, so ist dasselbe . 
doch durch Handlungen und Entschliessungen der k. Staatsregierung, 
welche keiner anderen Deutung und Auffassung Raum geben können, 
thatsächlich placetirt worden. So hat das unterzeichnete k. Staats- 
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ministerium in einer Entschliessung vom 26. April 1866, Nr. 3182, 
ausgesprochen, dass der vormalige Kooperator zu Holzkirchen, Thomas 
Braun, in Folge der über ihn durch das bischöfliche Ordinariat Passau 
wegen Nichtanerkennung des Dogmas von der unbefleckten Empfäng- 
nıss verhängten Exkommunikation nicht bloss die allgemeinen Rechte 
eines jeden Kirchenmitgliedes, sondern auch die besonderen priester- 
lichen Standesrechte, namentlich auch jenes des eventuellen Anspruches 
auf den Tischtitelgenuss verloren habe — ein Standpunkt, den auch 
einige Jahre später der vormalige Oberappellationsgerichtshof in einem 
Erkenntnisse vom 3. Mai 1869 (auszugsweise veröffentlicht in den 
Blättern für Rechtsanwendung, Ergänzungsband II, S. 317 ff.) als zu- 
treffend anerkannt hat. An dieser Auffassung hat die Staatsregierung 
auch in der Folgezeit festgehalten. (Vgl. stenographische Berichte der 
Kammer der Abgeordneten von 1872, Bd. II, S. 580 ff., dann 1881, 
Bd. I, S. 183 ff.;, ferner Verhandlungen der Kammer der Reichsräthe 
1881/32, Protokoll-Bd. I, S. 609 ff., sowie 1883/84, Protokoll-Bd. I, 
8. 292 £.) 

Wie demnach die Staatsregierung das Dogma von der unbefleckten 
Empfängniss seit Jahrzehnten konsequent dem Priester Thomas Braun 
gegenüber vollzogen hat, so kann sie auch dessen Vollzug gegenüber 
den Altkatholiken nicht ablehnen; sie muss vielmehr schon die Leug- 
nung dieses Dogmas allein seitens der Altkatholiken für einen voll- 
ständig ausreichenden Grund erachten, die deshalb von der Kirche 
verfügte Ausschliessung derselben auch für das staatliche Gebiet als 
wırksam anzuerkennen. 

Aus den vorstehenden Erwägungen erachtet das unterzeichnete 
kgl. Staatsministerium den vom Kapitularvikariat der Erzdiöcese 
München-Freising unterm 10. d. M. gestellten Antrag für begründet. 
Es wurde deshalb dem Ausschusse des bayerischen altkatholischen 
Landesvereines in München mit Entschliessung vom Heutigen eröffnet, 
dass jenem Antrage entsprechend vorerst die innerhalb der Erzdiöcese 
München-Freising wohnenden Altkatholiken von nun ab seitens der 
k. Staatsregierung nicht mehr als Mitglieder der katholischen Kirche 
betrachtet und behandelt werden, dass vielmehr die Rechte der Alt- 
katholiken in dieser Diöcese hinsichtlich der Religionsausübung sich 
vorläufig nach $ 2 der II. Verfassungsbeilage zu bemessen haben. 
| Dr. Freiherr v. Lutz. 
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IH. Mittheilung des k. Staatsministeriums des Innern 
für Kirchen- und Schulangelegenheiten an den Aus- 
schuss des bayerischen altkatholischen Landesvereines 
in München. 

Der Ausschuss des bayerischen altkatholischen Landesvereines in 
München erhält in der Anlage Abschrift des vom hochwürdigen Herrn 
Kapitularvikar der Erzdiöcese München-Freising gefertigten Akten- 
stückes vom 10. d. M.; ferner Abschrift der unterm Heutigen an das 
Kapitularvikariat der Erzdiöcese München-Freising ergangenen Mini- 
sterialentschliessung mit dem Eröffnen zugeschlossen, dass dem in dem 
ersteren Schriftstücke gestellten Antrage entsprechend vorerst die inner- 
halb der Erzdiöcese München-Freising wohnenden Altkatholiken von 
nun ab seitens der Staatsregierung nicht mehr als Mitglieder der katho- 
lischen Kirche betrachtet und behandelt werden, dass vielmehr die 
Rechte der Altkatholiken in der gedachter Erzdiöcese hinsichtlich der 
Religionsausübung sich vorläufig nach $ 2 der II. Verfassungsbeilage 
zu bemessen haben. 

Dies wird dem Ausschusse des bayerischen altkatholischen Landes- 
vereines zur Darnachachtung bekannt gegeben. 


Dr. Freiherr v. Lutz. 


5. Grossh. Hess. G. v. 7. Sept. 1889, die Abänderung des Ges. 
v. 23. April 1875 über den Missbrauch d. geistl. Amtsgewalt betr. 

Ludwig IV. etc. 

Art. 1. Das Gesetz vom 23. April 1875, den Missbrauch der geist- 
lichen Amtsgewalt betr. '), erleidet die in den nachfolgenden Artikeln 
enthaltenen Aenderungen. | 

Art. 2. Die Art. 4, 8 Abs. 1 und 2, 13—24 des erwähnten Ge- 
setzes sind aufgehoben. | 

Art. 3. An dem Art. 5 treten folgende Aenderungen ein. 

Der erste Satz in Abs. 1 des Art. 5 ist aufgehoben. 

Die Vorschriften des Art. 5 Abs. 2 finden in Zukunft keine An- 
wendung auf die Fälle, in welchen mit der Entfernung aus dem Amte 
weder der Verlust, noch eine Minderung des Amtseinkommens ver- 
bunden ist. 


!) Abgedruckt Zeitschr. 13, 214. 
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6. Bremen. V. betr. d. Ausführung d. R.Ges. vom 6.j2. 1875 bis 
6.110. 1889 (Ges.-Bl. S. 175). $ 3. Die Dispensation von Ehehinder- 
nissen und vom Aufgebot steht dem Senate zu. 

7. Recess zwischen Lippe und Preussen, wonach alle in der preuss. 
luth. Parochie Exten eingepfarrten Reformirten zur lippeschen Parochie 
Almena eingepfarrt werden, und alle Lutheraner in Almena nach 
Exten. 2.8. 1888. Ges.-Samml. 1888, Nr. 5. 

8. Braunschweig. Ausschr. d. Kons. 1.j2. 1888, die kirchl. Ver- 
hältnisse der Katholiken im hiesigen Lande betr. (A. K.Bl. 1889, 214.) 

9. Erl. d. Minist. für Kult. (Oesterreich.) 12.]11. 1887: Vertrag 
über religiöse Kindererziehung, abgeschlossen von minderjährigen 
Brautleuten ohne Zustimmung ihrer Gewalthaber, ist gültig. (Scherer 
in Linzer Theol. Quartalschr. 1890, 107.) 


Gesetze für die evangelische Kirche. 


1. Kirchenverfassungsgesetze'). 

Preussen. Verf. d. ev. O.K.R. 15.12. 88 betr. 1. Dienstanweisung 
f. d. K. Bauinspektoren d. Hochbauverwaltung. 

Allg. Erl. 5.1. 91 betr. Abänderung d. Statutes für Stralsund. 

K.G. 9.3. 91 betr. Abänderung d. K.Gem.- u. Synod.-Ordnung v. 
18./9. 73. Staatsgesetz 7.4. 91 betr. Abänderungen d. K.G.- u. Synod.- 
Ordnung v. 18./9. 73. K.G. v. 27.4. 91 betr. Abänderungen u. Zu- 
sätze z. d. K.O. f. d. ev. Gemeinden d. Prov. Westphal. u. d. Rhein- 
provinz v. 5./3. 35. | 

Erl. d. ev. O.K.R. 12.3. 91 betr. d. Benutzung d. Kirche zu an- 
deren Zwecken als denen des Gemeindegottesdienstes. 

Hannover. V..d. Min. d. G. Ang. 2.7. 87 d. Vorschrift. üb. d. 
Einrichtung u. Ablegung der kirchl. Rechnungen betr. 

K.G. 26.5. 88 betr. die Deckung der durch die Beaufsichtigung 
des kirchl. Bauwesens erwachsenden Kosten. 

K.G. 27.5. 88 betr. die Deckung der durch die Superrevision der 
kirchl. Rechnungen erwachsenden Kosten. 

Schlesw.-Holst. Bescheid d. Kons. 13.j8. 90 betr. Auslegung 
des $ 1 d. Ah.V. 24.9. 87. 


1) Werden in einem besonderen Beilagebande abgedruckt werden. 
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K.G. 15.9. 89 betr. Dienstvergehen d. K.Beamten. 

Nassau. Erl. d. Kons. 18.6. 88 Geschäftsanweisung f. d. Kirchen- 
rechner betr. 

Bayern. Ah. Entschl. 31.12. 90 Abänderung d. rev. Wahlord- 
nung betr. , | | 

Sachsen. V. 11.j3. 90 das Verfahren bei den Wahlen zur Landes- 
synode betr. 

4.3. 89 Ortsstatut f. d. Verband ev.-luth. K.Gem. in d. St. Leipzig. 

Württemberg. Erl. d. Min. 19.12, 89 Vorschr. f. d. Ver- 
mögensverwaltung u. d. Rechnungswesen d. ev. K.Gem. betr. 

(14.1. 90 Vorschriften f. d. Vermögensverwaltung u. d. Rechnungs- 
wesen d. ev. K.Gem. betr.) 
Baden. Bek. 30.9. 90 die Bestenerung f. örtliche kirchl. Be- 
dürfnisse betr. 

Hessen. Ausschr. d. Oberk. 2.1. 89 das kirchl. Bauwesen, insbes. 
den Kirchenbaumeister betr. 

Birkenfeld. G. 5.2. 91 Abänderung u. Ergänzung d. Ges. v. 
5.9. 55 betr. die Organisation der ev. K.Gemeinden. 

Braunschweig. K.G. 31.]1. 89 betr. Abänderung des G. v. 
31.5. 71 die Errichtung einer Landessynode u. eines Synodalausschusses 
für die ev.-luth. Kirche des Landes betr. 

K.G. 15./6. 90 d. Disciplinarverfahren gegen Kirchendiener betr. 

K.G. 14.12. 90 d. Oberaufsicht üb. d. Kirchendiener u. die Dis- 
eiplinarverhältnisse betr. | 

Lippe. Erl. d. Kons. 2./10. 89 das Pfarrvermögen betr. 
.v. 2.12. 90 die K.Vorstände, d. Wahl d. Prediger u. d. Klassen- 
versammlungen d. ref. u. luth. K.G@emeinden betr. 

Bremen. K.Gem.O. f. d. Landgebiet 18.1. 89. 

V. 10.2. 89 betr. Abänderung desselben. 

G. 27.11. 89 betr. Beiträge zu den Kirchenlasten im Landgebiete. 

2. Erl. d. Schulkolleg. zu Cassel 3./7. Juli 88 die Ordnung für 
den Besuch d. Schullehrerseminare in den Konsist.bez. Cassel u. Wies- 
baden seitens der Kandidaten des ev. Predigtamtes betr. (A. K.Bl. 
1891, 176.) 

3. Erl.d. Kons. zu Dessau 10.j8. 89 das Reglement der weiteren 
Vorbildung d. theol. Kandid. f. d. geistl. Amt durch damit BERN. 
Geistliche betr. (A. K.Bl. 1890, 286.) 
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4. Erl. de eod. die Instrukt. f. d. theol. Kandidaten betr. (ib. 289.) 

5. Bayern. Erl.d. O.Kons. 22.j3. 89 die Fortbildung d. Predigt- 
u. Pfarramtskandid. betr. (A. K.Bl. 1889, 662.) 

6. Braunschweig. K.G. 27.j2. 89 die theol. Prüfungen betr. 
(A. K.Bl. 1889, 585.) | 

Dazu V. 23.3. 89 die Instruktion f. d. theol. Prüfungskommission 
betr. (ib. 589). 

‘7, Braunschweig. Ausschr. des Kons. 28.9. 89 den: Lehrer- 
seminarkursus der Kandidat. d. Theol. betr. (A. K.Bl. 1891, 6.) 

8. Els.-Lothr. Regul. 29.6. 87 betr. die Befähigung zur Anstel- 
lung im Pfarramt der K. Augsb. Konf. u. d. reform. Kirche. (A. K.Bl. 
1889, 33.) 

9. Els.-Lothr. Erl. der Direkt. der Kirche A.K. v. 3.17. 88 betr. 
die Einführung einer Vikariats- und Ordinationsordnung. (A. K.Bl. 
1889, 62.) 

10. Preussen. V. v. 9.11. 85 betr. die theol. Prüfungen in 
der ev.-ref. Kirche der Prov. Hannover. (A.K.Bl. 1889, 1.) 

Dazu Bek. v. 21.j1. 86, ib. 4. 

11. Prüfungsordn.d. Kandid. d. Lübeck. Ministeriums. Bekanntm. 
12.4. 90 (nur eine Prüfung). (Sammig. d. Lüb. Verordn. 1890, Nr. 8.) 

12. Preussen. Erl. des O.K.R. 15.4. 89 die Verordn. f. d. Be- 
such von Schullehrerseminaren seitens der Kandidaten des ev. Pre- 
digtamts betr. (A. K.Bl. 1889, 521.) 

13. Erl. d. Preuss. ev. O.K.R. 19.5. 90 ne des Vika- 
riates betr. (K. K.Bl. 1891, 40.) 

14. Frl. d. Kons. zu Cassel 2.6. 90 die Kandidatenordnung betr. 
(A. K.Bl. 1891, 169.) 

15. Sachsen. DBek. d. Landeskons. 24./2. 88 die Vorbildung v. 
Kandidaten d. Theol. zum geist]. Amte betr. (A. K.Bl. 1889, 273.) 

16. Sachsen-Weimar. V. 13.2. 89 die Prüfungsordnung f. d. 
Kandidaten d. geistl. Amtes betr. (A. K.Bl. 1889, 257.) 

17. Schwarzb.-Rudolst. V. desK.R. 31.8. 88 den Vorberei- 
tungsdienst d. Kandid. d. Theol. betr. (A. K.Bl. 1889, 359.) 

18. Schwarzb.-Sondersh. Minist.-V. 20.12. 88 die Prüfung 
d. Studenten u. Kandid. d. Theol. betr. (A. K.Bl. 1889, 265.) 

19. Kandidatenordn. 27.]2. 89 f. d. Landeskirche in Schwarzb.- 
Sondersh. (A.K.Bl. 1889, 227.) | 
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20. K.G. 3.5. 90 betr. d. Verhältnisse der Geistlichen in den- 
jenigen schleswigschen Gemeinden, in welchen deutsches Kirchen- 
recht gilt. (A. K.Bl. 1890, 333.) 

21. Anhalt. K.G. d. Umzugskosten d. Geistlichen betr. 27.1. 
1889. (Ges.-Samml. 1889, 199.) 

22. Bayern. Allerh. Entschl. 31.1. 90 die Gehaltsverhältnisse 
der Pfarrverweser betr. (A. K.Bl. 1890, 343.) 

23. Braunschweig. Ges. 15.4. 89 die Errichtung einer Landes- 
Pfarrwittwen-Versorgungsanstalt betr. (A. K.Bl. 1889, 489.) 

24. Braunschweig. K.G. 24.11. 90 die Abänderung d. K.G. 
vom 1.12. 82 (die Emeritirung u. d. Ruheeinkommen d. Geistl. betr.). 
(Ges.-Samml. Nr. 68, S. 361.) 

25. Gr. Hessen. Allerh. V. 9.11. 89 die Verwaltung der allgem. 
geist. Wittwenkasse betr. (A. K.Bl. 1890, 345.) 

26. Gr. Hessen. K.G. 17.11. 88 den Gehaltsbezug d. Geistl. 
betr. (A. K.Bl. 1889 S. 72.) 

Dazu Ausschr. d. Oberkons. 4.1. 89 (ib. 94). 

27. Oldenburg. K.G. 13.12. 88 betr. Zusatz zu Art. 2 $ 3 
und Aenderung des Art. 4 $1 des Ges. vom 9.1. 77 betr. das Dienst- 
einkommen d. Geist. (A. K.Bl. 1889, 299.) 

28. Lippe. V. 2.12. 90 den Eintritt der Synodalkasse in die 
Rechte u. Pflichten d.i. J. 1751 gegründeten Prediger-, Wittwen- und 
Waisenkasse betr. 

29. Preussen. Erl. d. Minist. d. Geistl. Angelegenh. 1./5. 89 die 
Aufbesserung des Diensteinkommens der. Pfarrer betr. (A. K.Bl. 
1889, 537.) 

30. Lippe. V. 2.12. 90 die Gehaltsverbesserung d. ev. Pastoren 
des Landes betr. (Ges.-Sammi. 1890, S. 378.) 

31. Lippe. V. 2.j12. 90 die Emeritirung d. ev. Pastoren d. Landes 
betr. (Ges.-Samml. 1890, S. 380.) 

32. Preussen. K.G. 15.j7. 89 betr. die Fürsorge für die Wittwen 
und Waisen d. Geist. (A. K.Bl. 1889, 601.) 

Dazu Anweisung d. O.K.R. v. 30.7. 89 (ib. 609). 

Staatsges. 15.7. 89 betr. die Fürsorge f. d. Wittwen u. Waisen 
d. Geistl. der ev. Landesk. in d. 9 älteren Prov. d. Monarchie (ib. 642). 

: 38. Meiningen. V.3.j6. 90 betr. d. Kirchenvisitationen. A.K.Bl. 
1891, 166. 
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34. Hessen-Cassel’sches K.G. 11.6. 90 betr. die Verletzung 
kirchlicher Pflichten in Bezug auf Taufe, Konfirmation 
und Trauung. | | 

Wir Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preussen etc. ver- 
ordnen unter Zustimmung der Gesammtsynode der evangelischen Kirchen- 
gemeinschaften des Bezirks des Konsistoriums zu Cassel und nachdem 
durch Erklärung Unseres Staatsministeriums festgestellt worden, dass 
gegen dieses Gesetz von Staatswegen nichts zu erinnern ist, für die ge- 
nannten Kirchengemeinschaften, was folgt: 

$ 1. Wenn Kirchenglieder ihre Pflicht verabsäumen, die unter 
ihrer Gewalt stehenden Kinder taufen und konfirmiren zu lassen oder 
für die von ihnen ringegangene Ehe die Trauung zu begehren, so ist 
auf dieselben vorerst durch seelsorgerischen Zuspruch des Geistlichen, 
sowie durch freundliche ernste Mahnung eines oder mehrerer Kirchen- 
ältesten einzuwirken. Etwaige äussere Hindernisse, welche die Erfüllung 
jener Pflichten erschweren können, sind thunlichst zu beseitigen. 

$ 2. Wer ungeachtet dieser Einwirkung die Erfüllung der 
kirchlichen Pflicht beharrlich versagt, ist durch das Presbyterium 
zur Nachholung des Versäumten binnen einer angemessenen Frist 
unter Hinweisung auf die Folgen der Unterlassung schriftlich aufzu- 
fordern. 

8 3. Bleibt auch die schriftliche Aufforderung ohne Erfolg, so 
treten für den Schuldigen durch Beschluss der verfassungsmässig zu- 
ständigen Organe die in den nachfolgenden Bestimmungen festgestellten 
weiteren Massregeln der Kirchenzucht ein. 

$ 4. Kirchenglieder, welche die Taufe eines unter ihrer Gewalt 
stehenden Kindes verweigern oder beharrlich versäumen, sollen der 
Fähigkeit, ein kirchliches Amt zu bekleiden, des kirchlichen Wahlrechts 
(S 25 der Presbyterial- und Synodalordnung) sowie des Rechts der 
Taufpathenschaft verlustig erklärt werden. | 

Ueber die Ausschliessung vom heiligen Abendmahl. bei Verweige- 
rung der Taufe, sowie in den nachfolgenden Fällen der 88 5 und 7 
entscheiden die Bestimmungen des $ 12. 

85. Der Verlust der im $ 4 genannten Rechte trifft auch solche 
Kirchenglieder, welche in Verachtung der kirchlichen Ordnung sich 
weigern, für ein von ihnen geschlossenes Ehebündniss die Trauung 
nachzusuchen, oder ein evangelisches, unter ihrer Gewalt stehendes 
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Kind beharrlich der Vorbereitung für die Konfirmation entziehen oder 
in die Konfirmation desselben nicht einwilligen. 


$ 6. Ein Kirchenglied, welches sich verpflichtet, seine sämmt- 
lichen Kinder der religiösen Erziehung in einer nicht evangelischen 
Religionsgemeinschaft zu überlassen, ist der Fähigkeit, ein kirchliches 
Amt zu bekleiden, sowie des kirchlichen Wahlrechts und, wenn nicht 
besondere Milderungsgründe vorliegen, auch des Rechts der Taufpathen- 
schaft verlustig zu erklären. 

Inwieweit die Entziehung dieser Rechte auch da einzutreten hat, 
wo die gedachte Pflichtverletzung ohne vorhergegangenes Versprechen 
thatsächlich vorliegt, bleibt dem Ermessen der zuständigen Organe 
überlassen. 

$ 7. Ein Kirchenglied, welches eine Ehe schliesst, dem die Trauung 
aus kirchlichen Gründen nach Massgabe der Vorschriften des Trauungs- 
gesetzes versagt werden muss, ist der Fähigkeit zur Bekleidung eines 
kirchlichen Amtes, des kirchlichen Wahlrechts, sowie des Rechts der 
Taufpathenschaft verlustig zu erklären. 


$ 8. Die nachträgliche Entziehung kirchlicher Rechte ist nicht 
zulässig, wenn die Erfüllung der genannten kirchlichen Pflichten that- 
sächlich nicht mehr möglich ist. 


8 9. Wird die versäumte kirchliche Pflicht nachträglich erfüllt, 
so sind die entzogenen Rechte dem Betreffenden auf seinen Antrag 
wieder beizulegen. 


810. Wenn die nachträgliche Erfüllung der verletzten kirchlichen 
Pflichten nicht mehr möglich ist, so können die entzogenen Rechte auf 
Grund nachhaltiger Beweise kirchlichen Wohlverhaltens wieder bei- 
gelegt werden. 


& 11. Die Wiederbeilegung der entzogenen kirchlichen Rechte er- 
folgt dureh Beschluss des Presbyteriums. 

Gegen einen in dieser Beziehung gefassten Beschluss des Presby- 
teriums steht dem Betroffenen und, wenn es sich um das Recht der 
Taufpathenschaft handelt, auch dem Pfarrer die Beschwerde an den 
Diöcesansynodalvorstand zu. 

8 12. Kirchenglieder, welche von den nach Vorschrift des Gesetzes 
(88 4—7) zulässigen Massregeln der Kirchenzucht betroffen werden, 
sind vom heiligen Abendmahl zurückzuweisen, wenn dieselben als un- 
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fähig angesehen werden müssen, die Gnadengabe im Segen und ohne 
ÄAergerniss der Gemeinde zu empfangen. 

Dies ist anzunehmen bei beharrlicher Verabsäumung der Taufe 
und in den übrigen Fällen besonders dann, wenn die Unterlassung 
der kirchlichen Pflicht sich durch öffentliche Reden oder Handlungen 
als Verachtung des Wortes Gottes kennzeichnet. 

Das Verfahren bei der Zurückweisung vom heiligen Abendmahle 
regelt sich nach den besonderen Bestimmungen des $ 14 Nr. 1 der 
Presbyterial- und Synodalordnung '). 

8 13. Ungetaufte sind nicht als Kirchenglieder anzusehen und 
können deshalb weder zur Konfirmation noch zur Ausübung der den 
Kirchengliedern zustehenden Rechte zugelassen werden. Es ist jedoch 
gestattet, ihnen die Theilnahme an der kirchlichen Unterweisung zu 
gewähren. 

$ 14. Evangelischen Eltern soll für solche Kinder, welche im 
kirchlich unmündigen Alter ungetauft gestorben sind, die Bestattung 
auf dem kirchlichen Todtenhof nicht versagt werden; es können jedoch 
die geistliche Begleitung und die kirchlichen Ehren bei der Beerdigung 
solcher Kinder, welche durch Schuld der Eltern ungetauft geblieben 
sind, seitens der Angehörigen nicht beansprucht werden. 

$ 15. Die Unterlassung der Trauung seitens der Eltern ist kein 
Grund, den Kindern die Taufe zu versagen. 

$ 16. Das Aufsichtsrecht der vorgesetzten Kirchenbehörden gegen- 
über Beschlüssen kirchlicher Organe, welche mit bestimmten Vorschriften 
dieses Gesetzes in Widerspruch stehen, erfährt durch die Bestimmungen 
desselben keine Veränderung. 

$ 17. Die sonstigen kirchenordnungsmässig festgestellten oder ob- 
servanzmässig bestehenden anderweiten Uebungen der Kirchenzucht, 
auch in ihrer Anwendung auf die in den 88 4—7 genannten kirch- 
lichen Pflichtversäumnisse, werden durch dieses Gesetz: nicht berührt. 


!) Friedberg, Verf.-Ges., I. Erg.-Bd. S. 54. Freib. 1888. 
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An meinem Verlage erjcheint: 
Albrecht Ritfhl’s 
Leben. 


Dargeftellt 


bon 


Otto Mitfıl. 
Erfier Band, 


1822—1864. 


ca. M. 10.—, gebunden ca. M. 12. —. 


Meder die Kolleghefte, noch der Briefwechjel Albreht Ritihl’3 Tollen 
veröffentlicht werden. Beide enthalten aber eine Fülle vortrefflichen und neuen 
Materials, welches in dem vorliegenden Werke verierthet wurde. 

Den Freunden und Schülern RitfHl’3 wird das Bud, das fi auf 
durch gediegene Ausftattung auszeichnet, eme willfommene Weihnadhtsgabe fein; 
e3 wird des Weiteren dazu beitragen, auch Laientreife mit dem Leben und 
den Lehren des großen Theologen befannt und vertraut zu maden. 

ch bitte um rechtzeitige Aufgabe der Betellungen. 


Freiburg i. B., Oftober 1891. 
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Grundriss der theologischen Wissenschaften. 3 


I. 


Grundriss 


der 


Theologischen Wissenschaften 


 kearbeitet 
von 


Achelis in Marburg, Cornill in Königsberg, Ficker in Halle a. S., Grafe in 
Bonn, @uthe in Leipzig, Harnack in Berlin, Heinrici in Marburg, Herrmann 
in Marburg, Jülicher in Marburg, Kaftan in Berlin, Krüger in Giessen, 
Loofs in Halle a. S., Mirbt in Marburg, K. Müller in Breslau, Reischle in 
Stuttgart, Stade in Giessen, Tröltsch in Göttingen u. A. 


Die unterzeichnete Verlagsbuchhandlung hat vor einer 
Reihe von Jahren eine „Sammlung theologischer Lehrbücher“ 
begonnen. Ihr Erfolg war sehr erfreulich: für eine Anzahl der 
erschienenen Bände ist nach kurzer Zeit eine zweite Auflage noth- 
wendig geworden. Aber für die eigentliche Einbürgerung in den 
studentischen Kreisen, für die sie zunächst berechnet waren, 
ist es hemmend gewesen, dass die „Lehrbücher“ zum Theil zu um- 
fassend und dadurch zu theuer geworden sind. Auch hat sich ihr 
Erscheinen zum Theil allzulange verzögert. Es fehlt also auch 
jetzt noch für die meisten einzelnen theologischen Fächer, wie 
für das Gesammtgebiet der Theologie, an kurzen, streng wissen- 
schaftlichen Darstellungen, die dem akademischen Lehrer 
als Grundlage für seine Vorlesungen dienen, ihm einen Theil der 
mechanischen Aufgaben abnehmen und seine persönliche Wirk- 
samkeit erleichtern könnten, Darstellungen, die es zugleich dem 
Studenten ermöglichen, einerseits das Gerippe der Vorlesungen 
festzuhalten und dabei doch dem freien Fluss der Rede zu folgen, 
andererseits aber auch den Stoff der Vorlesungen in anderer Auf- 
fassung kennen zu lernen, als sie die Vorlesung bietet. 

Demgenäss hat sich die unterzeichnete Verlagsbuchhandlung 


entschlossen, einen Grundriss der theologischen Wissen- 


schaften herauszugeben. 


Akademische Verlagsbuchhandlung von J. C.B. Mohr (P. Siebeck) in Freiburg i. B. 


4 Grundriss der theologischen Wissenschaften. 


Für seine Bearbeitung sind folgende Grundsätze aufgestellt: 

1) Hauptsache ist nicht die Masse des gebotenen Stoffs, 
sondern Einführung in dessen Verständniss, geschlossener Zu- 
sammenhang, einheitliche Darstellung. 

2) Eben darum womöglich keine Polemik gegen Einzelheiten, 
sondern Auseinandersetzung mit dem Ganzen der gegnerischen 
Auffassung. | 

3) Die Darstellung möglichst knapp und gedrungen, dabei 
aber glatt und lesbar, dem Bedürfniss des Lernens, nicht des 
Auswendiglernens entsprechend. 

4) Quellenbelege in der Regel nicht in extenso, und da, wo 
die Auffassung des Textes ihrem Wesen nach überhaupt nicht 
durch Mittheilung weniger kurzer Citate belegt werden kann, 
ganz zu unterlassen. 

5) Mittheilung der Litteratur nicht mit dem Ziel der Voll- 
 ständigkeit, sondern nach dem Gesichtspunkt, dass dem Leser 
Gelegenheit gegeben sein soll, durch die werthvollsten Arbeiten 
sich tiefer in den Stoff und die Quellen einführen zu lassen. 


Der Grundriss soll in zwei Reihen zerfallen: 

die erste umfasst die Hauptfächer der Theologie, 

die zweite eine Anzahl spezieller Disziplinen, die nicht 
ebenso regelmässig in grösseren Vorlesungen behandelt werden 
und bei denen doch eine leichte und gründliche Einführung für 
den Studenten in hohem Mass wünschenswerth ist. 

Der Grundriss wird ein Ganzes bilden und in zwei Reihen 
erscheinen. Jeder Band erhält seine eigene Paginirung. 

Um die Aufgabe von Bestellungen möglichst zu vereinfachen, 
werden die Abtheilungen während des Erscheinens des „Grund- 
risses® auf dem Umschlag in der Reihenfolge numerirt, in 
welcher sie zur Ausgabe gelangen. Die systematische Gliederung 
des Ganzen wird auf den Titelblättern angegeben. 

Erschienen ist: | 

Abtheilung 1. 
Einleitung in das Alte Testament. 
Von 
C. H. Cornill, 


Professor an der Universität Königsberg. 


Broschirt M. 5.—. Gebunden ca. M. 5.80. 
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Die Gliederung des Ganzen wird sich folgendermassen gestalten ; 


Abthei- Erste Reihe (Hauptfächer). 


lungs- 
Hummer.]) 


Erster Theil. Einleitende Fächer. 


I. Encyklopädie. Professor Heinrici. 
IL. Religionsphilosophie mit Religionsgeschichte. Professor 
Beischle. 


Zweiter Theil. Alttestamentliche Fächer. 


1*| I. Alttestamentliche Einleitung. Professor Cornill. 
I. Alttestamentliche Theologie. Professor Stade. 
III. Geschichte des Volkes Israel. Professor Guthe. 


Dritter Theil. Neutestamentliche Fächer. 


I. Neutestamentliche Einleitung. Professor Jülicher. 
U. Neutestamentliche Theologie. Professor Grafe. 


Vierter Theil. Geschic tliche Fächer. 


l. u. I. Kirchengeschichte. Professor Müller. 
III. Dogmengeschichte. Professor Harnack. 
IV. Symkolik. Professor Loofs. 


Fünfter Theil. Systematische Fächer. 


I. Dogmatik. Professor Kaftan. 
oO. Ethik. Professor Herrmann. 


Sechster Theil. Praktische Theologie. 
Praktische Theologie. Professor Achelis, 


Für die 
Zweite Reihe (Nebenfächer) 
sind fest gewonnen: 

Christliche Archäologie. Lic. Ficker. 

Patristik. Professor Krüger. : E 
Geschichte der protestantischen Theologie. Lic. Tröltsch. 
Missionsgeschichte. Professor Mirbt. 

Andere Fächer werden nachfolgen. 


Die mit * bezeichneten Bände sind erschienen. 
3) Um die Aufgabe von Bestellungen möglichst zu vereinfachen, werden die 
Abtheilungen während des Erscheinens des Grundrisses auf dem Umschlag in der 


Reihenfolge numerirt, in welcher sie zur Ausgabe gelangen. Die systematische 
Gliederung des Ganzen wird auf den Titelblättern angegeben. 
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Lehrbücher. 


II. Lehrbücher. 


a) Sammlung theologischer Lehrbücher. 
Harnack, A., Lehrbuch der Dogmengeschichte. Erster Band. Die 
Entstehung des kirchlichen Dogmas. 2. verm. u. verb. Aufl. 1888, 
In Halbfranz gebunden M. 16.50. Einbanddecke M. 1.50. 


— — Zweiter Band. Die Entwickelung des kirchlichen Dogmas I. 
M 


Zweite unveränderte Auflage. 1888. 
In Halbfranz gebunden M. 11.—. Einbanddecke M. 1.20. 
— — Dritter Band. Die Entwickelung des kirchlichen Dogmas. II. III. 
Schluss des Werkes. Mit Register zum ganzen Werk. Erste 
und zweite Auflage. 1890. 
Einband in Halbfranz M. 2.50. Einbanddecke M. 1.50. 
Holtzmann, H. J., Lehrbuch der historisch-kritischen Einleitung in das 
Neue Testament. Dritte verbesserte u. vermehrte Auflage. Unter 
der Presse. 
Kattenbusch, F., Lehrbuch der vergleichenden Confessionskunde. 
1. Lieferung. 1890. M. 3.60. 2. Lieferung. 1891. M. 3.40. 
3. Lieferung unter der Presse. 
Krauss, A., Lehrbuch der praktischen Theologie. Erster Band: Ein- 
leitung. Liturgik. Homiletik. 1890. 
Einband in Halbfranz M.2.—. Einbanddecke M. 1.20. 
Möller, W., Lehrbuch der Kirchengeschichte. Erster Band. Die alte 
Kirche. 1889. 
In Halbfranz gebunden M. 13.50. Einbanddecke M. 1.50. 
— — Zweiter Band. Das Mittelalter. 1891. 
In Halbfranz gebunden M. 14.50. Einbanddecke M. 1.50. 
Nitzsch, F., Lehrbuch der evangelischen Dogmatik. Erste Hälfte. 1889. 
Die zweite Hälfte erscheint Ende 1891. 
de la Saussaye, P. D., Lehrbuch der Religionsgeschichte. Erster 
Band. 1887. Zweiter Band. 1889. Jeder Band 
In Halbfranz gebunden pro Band M. 11.—. Einbanddecke 
pro Band M. 1.20. 
Weiss, H., Einleitung in die christliche Ethik. 
In Halbfranz gebunden M.7.—. Einbanddecke M. 1.20. 


b) Sonstige Lehrbücher. 

Achelis, E. Chr., Praktische Theologie. Erster Band: Einleitung. Die 
Lehre von der Kirche und ihren Aemtern. Katechetik. Ho- 
miletik. Poimenik. 1890. 

Einband in Halbfranz M.2.—. Einbanddecke M. 1.20. 
Zweiter Band: Liturgik. Die Lehre vom Gemeindegottes- 
dienst. Die Lehre von den freien Vereinen. Kybernetik. 1891. 
Einband in Halbfranz M. 2.—. Einbanddecke M. 1.20. 

Harnack, A., Grundriss der Dogmengeschichte. 2 Theile in 1 Band 
1889/91. Gebunden 

Heh, W., Chriftlihe Glaubens: und Sittenlehre. Leitfaden für den 
evangelifdien- Religionsunterridt in Gyhmunafien und Real: 
gymnajien. 9€1. 

Jülicher, A., Die Gleichnisreden Jesu. 1888. 

Koestlin, H. A., Geschichte des christlichen Gottesdienstes. Mit 
2 Tabellen. 1887. 

Pfleiderer, O., Die Entwicklung der protestantischen Theologie in 
Deutschland seit Kant und in Grossbritannien seit 1825. 

Weizsäcker, C., Das apostolische Zeitalter der christlichen Kirche. 
Zweite neu bearbeitete Auflage. 1. u. 2. Lieferung & M. 4. —. 

— — Untersuchungen über die evangelische Geschichte, ihre Quellen 
und den Gang ihrer Entwicklung. 1864 

Windelband, W., Geschichte der Philosophie. Lieferung 1-3 & 

Ausführliche Prospecte stehen zur Verfügung. 
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M. 14. —. 

I.—. 
M. 17. —. 
M. 7.—. 
M, 11.—. 
M. 12. —. 
M. 4.40. 
M. 9. —. 

I. —. 
M. 11.—. 
M. 11. —. 
M. 7.—. 
M. 1.20. 
M. 6.60. 
M. 6.—. 
M. 10. —. 
M. 6.—. 
M. 2.50. 
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Sammlung von Quellenschriften. Uebersetzungen. Commentare. 7 


UI. Sammlung kirchen- u. dogmengeschichtlicher 
| Quellenschriften 


als Grundlage für Seminarübungen herausgegeben von 6. Krüger. 
1. ne Die DOREEN Justins des Märtyrers, herausgegeben von 
5 üger 1.50. 
2. Heft: Tertullian De paenitentia.. De pudicitiaa Herausgegeben 
von Preuschen. . 1.60. 


a IV. UVebersetzungen. 


; Kautzseh, E., und Socin, A., Die Genesis mit äusserer Unterscheidung 
der Quellenschriften übersetzt. Zweite vielfach verbesserte 
Auflage. 1891. 

Smend, BR, und Soein, A., Die Inschrift des Königs Mesa von Moab. 

akademische Vorlesungen en: Mit 1 Tafel in 
' Carton. Gross 8. 1886. (35 S.) M. 2.50. 
Shrift, die heilige, des Alten Teftament? in Verbindung mit Profelior 
5 Baethgen in Greifswald, Profeilor Guthe in Leipzig, Profelior Kamp: 
haufen in Bonn, Profefior Kittel in Breslau, Lie. Marti in DBafel, 
| Profeflor Rothftein in Halle, Profefjor Rüetjhi in Bern, Profeilor NRyfiel 
ji. in Züri, Profeffor Siegfried in Jena, Profeflor Spein in Leipzig über: 
feßt und herausgegeben von Profefior €. KHaubidh. Ser. 8. 1.—4. Liejerune 
I Der Subscriptionspreis beträgt M. 9. — für das ganze Werk, falls dasseli 
60 Bogen nicht überschreitet, und erlischt mit dem Eı ‚scheinen der letzte 


4 Lieferung. 
Ausführliche Prospecte liefert jede Buchhandlung. 
Zeffament, das Neue, überfett von &. Weizjäder. Dritte und vierte m 
hi bearbeitete Auflage. 
; In Leinwand gebunden M. 4.—. In Ganzleder gebunden M. 6.—. 
Ausführliche Prospecte liefert jede Buchhandlung. 


'S) 
| 


| V. Commentare. 
| Handcommentar zum Neuen Testament in 4 Bänden. Lex. 8. 


Band. Band III 
bemerken) | Professor D. I. Briefe an die Kolosser, Epheser, Philemon. 
I. Mostelreschi H.J. Holtzmann. Pastoralbriefe — a ediaer D. H. v. Soden. 
| ee verbesserte Auflage. M. 

lex. 8. M. 8.—. Gebunden M. 10.—. U. mebraeemz.. Sn Petrus Abe U.), Jakobus 
I. B dl Judas — Preiliger D. v. Soden. 
I an I. Zweite v verbesserte Auflage. Unter der Presse. 
I. Briefe an d. Thessalonicher u. an d.Korinther — 
Professor Lic. P.W. Schmiedel. Ba nd IV. 
‚I. Briefe an die Gelater, Römer, Philipper — | Johanneisches Evangelium.) „ „fessor D. 
veh: EDEN N Professor D. BR. A. Arne Briefe. B. J. Holtzmann. 
pokalypse. 
Bandı m EYE '9.—. Gebunden M. ı1.—. Lex. s. M.5.—. Gebunden M. 7.—. 


L, Ueber die im Erscheinen begriffene Lieferungs - Ausgabe des Hand- 
" Commentars und über die Subscriptionsbedingungen gibt ein besonderer 
‚. Prospect Aufschluss, welchen jede Buchhandlung bereitwilligst liefert. 


‚-Harnack, A., Das Neue Testament um das Jahr 200. Theodor Zahn’s 
Geschichte des neutestamentlichen Kanons, erster Band, erste 


Hälfte, geprüft. 1889. M 2.—. 
alt, P. "We, Anmerkungen über die Komposition der Offen- 
barung Johannis. 1891. M. 1.50. 


"vom Soden, H., Der Brief ‚bes a Paulus an die Philipper. 
1891. Eartonitt. 
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8 Zeitschrift. 


vI 


Geit Februar 1891 erjfheint eine neue theologifhe Zeitfhrift in 
meinem Verlag, deren Sahrespreis fo geftellt ift, daß jeder Studierende fi darauf 
abonniren Tann, unter dem Titel: 


Beif [hrifi 
Thevlogie und Ririhe, 


\ An Verbindung mit 
D. A. Harnark, D. W. Harman, — DUR 


Profeffor der Theologie Profefior der Theologie Profefior ber Theologie 
in Berlin, in Marburg, 3 in Berlin, 


Lie. M. Reifthle, D. 8. Sell, 


Gomnaflalprofefjer in Stuttgart, Brofeflor der Theologie in Bonn, 


herausgegeben von 


D. 3. Gottfdick, 


Profeffor ber Theologie in Bießen. 


Die ‚„‚Zeitihrift für Theologie und Kirche“ erfcheint jährlidh in 
6 Heften, deren jedes einen Umfang von 5—6 Drudbogen haben 
wird. Bon Februar 1891 an wird alle 2 Monate ein Heft ausgegeben. 
Der Preis eines Jahrgangs von 6 Heften beträgt 
MM. 6.—, (Frances 8.—) 
einzelne Hefte werden nur zu erhöhtem Preis abgegeben. 


Abonnements nehmen alle Buchhandlungen und Boftanflalten 
entgegen. 
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FERIEN 


Die neue Kirchengemeindeverfassung in Württemberg. 


Von 
Lic. theol. Dr. jur. Rieker, 


Privatdozenten der Rechte in Leipzig. 


Die neue Verfassung der evangelischen Kirchengemeinden in 
Württemberg bietet durch ihren von dem allgemeinen Typus der 
deutschen evangelischen Kirchengemeindeordnungen abweichenden 
Charakter auf der einen Seite ein besonderes Interesse, auf der 
anderen Seite aber auch für das Verständniss besondere Schwierig- 
keiten. Der Versuch, jene Verfassung so darzustellen, dass es 
auch nichtwürttembergischen Lesern dieser Zeitschrift gelingt, 
eine richtige Vorstellung von den Eigenthümlichkeiten der württem- 
bergischen Kirchengemeindeverfassung zu bekommen, dürfte daher 
doppelt gerechtfertigt sein ''). j 


") Ein unentbehrliches Hilfsmittel für das eingehende Studium der 
neuen württembergischen Kirchengemeindeverfassung ist das Werk: Die 
Gesetze und Verfügungen über die Kirchengemeinden und Synoden in der 
evangelischen Landeskirche des Königreichs Württemberg. Zusammengestellt 
im Anschluss an das Gesetz, betr. die Vertretung der evangelischen Kirchen- 
gemeinden und die Verwaltung ihrer Vermögensangelegenheiten vom 14. Juni 
1887, und aus den Quellen und der Praxis erläutert von S. von Steinheil, 
Oberregierungsrath. Stuttgart 1890. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht, 1. 2. 13 
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I. 


Ehe wir die neue Verfassung selbst darstellen, ist es nöthig, 
den früheren Rechtszustand, die Unhaltbarkeit und Nothwendigkeit 
einer Aenderung desselben zu schildern. Im alten Herzogthum 
Württemberg bestand völlige Einheit wie zwischen Staat und 
Kirche überhaupt, so zwischen bürgerlicher und kirchlicher Ge- 
meinde insbesondere. Von einem gesonderten Ortskirchenvermögen 
war keine Rede. Es gab wohl einen gemeinen Kasten („Der 
Heilige“, Stiftungspflege), welcher nach Einführung der Reformation 
im Lande das Lokalkirchengut, soweit dasselbe nicht mit dem 
allgemeinen Kirchengut vereinigt wurde, in sich aufnahm: in diesen 
gemeinen Kasten floss, was bisher auf Messen, Vigilien, ewiges 
Licht u. s. w. verwendet worden war, der Erlös aus Mess- 
gewändern, die Opfer von den Gottesdiensten, Hochzeiten, Taufen 
u. s. w. Aber aus den Mitteln dieses gemeinen’ Kastens wurden 
nicht bloss die Bedürfnisse der Kirche, sondern auch die der 
Schule befriedigt und die Ausgaben für die 'Armenpflege und 
andere nach unserer heutigen Anschauung von der bürgerlichen 
Gemeinde zu erfüllenden Zwecke bestritten. Kirche, Schule und 
Armenpflege wurden bei dem völligen Zusammenfallen der kirch- 
lichen mit der bürgerlichen emeinde als Eine gemeinsame Sache 
angesehen, die Verwaltung dieser Angelegenheiten als eine den 
Organen der bürgerlichen und der kirchlichen Gemeinde gemein- 
same Aufgabe betrachtet und einer aus dem Geistlichen, dem welt- 
lichen Ortsvorsteher und einigen Deputirten der Gemeinde ge- 
bildeten Behörde übertragen. So wurden zwar verschiedenartige, 
nicht bloss rein kirchliche Leistungen auf den Heiligen über- 
nommen, aber wenn seine Einnahmen nicht ausreichten, trat die 
bürgerliche Gemeinde ein und deckte das Defizit; insbesondere 
war sie nach altwürttembergischem, durch das Generalreskript vom 
23. September 1783 gesetzlich bestätigten Gewohnheitsrecht ver- 
pflichtet, für die kirchliche Baulast auch unmittelbar einzutreten. 
Die Oberaufsicht über die Verwaltung des Heiligen führte der 
Kirchenrath in Stuttgart. : 
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Eine Aenderung des geschilderten Zustandes trat im Anfang 
dieses Jahrhunderts ein, als besonders in Folge der Einverleibung 
neuer überwiegend katholischer Landestheile Württemberg ein 
paritätischer Staat wurde und die bisherige Ununterschiedenheit 
der bürgerlichen und der kirchlichen Gemeinde angesichts der 
sich nunmehr vollziehenden konfessionellen Mischung der Gemeinden 
sich nicht mehr behaupten liess. Es wurde daher durch die Edikte 
vom 18. November 1817 und vom 31. Oktober 1818 das gesammte 
Stiftungswesen dem Ministerium des Innern, den neugeschaffenen 
Kreisregierungen und dem gemeinschaftlichen Oberamt (bestehend 
aus Oberamtmann und Dekan) unterstellt; die Verwaltung des 
Heiligen (der Stiftungen) in jeder Gemeinde wurde einem sog. 
Stiftungsrath, d.h. dem Gemeinderath und dem bezw. den Orts- 
geistlichen zusammen, die Besorgung der laufenden Geschäfte dem 
aus einigen Mitgliedern des Stiftungsraths (worunter stets der Orts- 
vorsteher und der Ortsgeistliche) gebildeten Kirchenkonvent über- 
tragen, und der Bürgerausschuss zur Aufmerksamkeit auf die 
Verwaltung verpflichtet. Noch genauer, aber in der Hauptsache 
in Uebereinstimmung mit den genannten Edikten wurde die Stif- 
tungsverwaltung geordnet durch das Verwaltungsedikt vom 1. März 
1822. Dasselbe bestimmt in $ 120: „Die in jeder Gemeinde vor- 
handenen Stiftungen für Kirchen-, Schul- und Armenbedürfnisse 
mit Einschluss der für diese und ähnliche Zwecke bestimmten 
Familien- und anderen Privatstiftungen sind, wofern die Stifter 
keine andere Aufsichtsbehörde benannt haben, unter die besondere 
Obhut der geistlichen und weltlichen Ortsvorsteher gestellt.“ 
Hinsichtlich der Deckung eines Defizits bestimmt der $ 130: 
„Wenn die Leistung der stiftungsmässigen Ausgaben ohne An- 
griff des Grundstocks nicht möglich sein sollte, so hat der 
Stiftungsrath in sorgfältige Erwägung zu ziehen, ob und welche 
Ausgaben beschränkt oder eingestellt, ob und wer etwa kraft 
Patronatsrecht oder aus irgend einem anderen Rechtsgrunde nach 
Gesetz oder Herkommen in Anspruch genommen oder ob und 
wie etwa sonst das Defizit gedeckt werden dürfte. Die Gemeinde- 
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kasse ist zur Deckung des Defizits nur insofern verbunden, als 
es sich um Ausgaben handelt, welche in Ermanglung oder bei der 
Unzulänglichkeit besonderer Stiftungen der (xemeinde unmittelbar 
obliegen oder nach allmäliger Erschöpfung der ersteren auf die 
letztere zurückfallen würden.“ 

Daraus geht hervor: der Stiftungsrath konnte ein Defizit 
nicht durch Umlage auf die Kirchengemeindegenossen decken, 
denn er hatte diesen gegenüber kein Besteuerungsrecht; ein solches 
hätte ihm im Gesetz ausdrücklich eingeräumt werden müssen. 
Wie nun aber ein etwa vorhandenes Defizit zu decken sei, ging 
aus den angezogenen Gesetzesbestimmungen nicht hervor, und es 
gehörte zu den bestrittensten Fragen, ob und wieweit zur Be- 
streitung des örtlichen Aufwands für die kirchlichen Bedürfnisse 
die bürgerliche Gemeinde beizutragen habe oder beitragen dürfe, 
vorausgesetzt, dass die Stiftungsmittel nicht ausreichen, ferner 
ob die ein Defizit der Stiftungspflege deckende bürgerliche Ge- 
meinde beim Umlegen des Gemeindeschadens einen Unterschied 
machen dürfe zwischen den Angehörigen der Kirche, in deren 
Interesse die Umlage erfolgte, und anderen, die jener Kirche 
nicht angehörten. Die Praxis gestaltete sich in den meisten 
evangelischen Gemeinden folgendermassen: das Defizit der 
Stiftungspflege, ob es von Ausgaben für kirchliche oder für andere 
Zwecke herrührte, wurde in den Etat der bürgerlichen Gemeinde 
aufgenommen und erforderlichen Falls unter dem Gemeindeschaden 
auf die Steuerpflichtigen umgelegt (in neuwürttembergischen Orten 
gestaltete sich die Praxis allerdings zum Theil etwas anders, 
wovon wir jedoch hier absehen können). Nun hatte aber schon die 
K. Verordnung vom 12. September 1818 Ziff. VIII ausgesprochen, 
dass denjenigen Angehörigen der bürgerlichen Gemeinde, welche 
nicht Mitglieder der Ortskirchengemeinde seien, Lasten für kirch- 
liche Zwecke nicht auferlegt werden dürfen; somit konnte gegen 
den Widerspruch auch nur Eines Dissentirenden das Defizit der 
Stiftungspflege, wenn es von Ausgaben für Zwecke der Ortskirchen- 
gemeinde herrührte, auf die Gemeindekasse nicht übernommen 
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werden. Auf welche Weise aber in einem solchen Fall das Defizit 
gedeckt werden sollte, war in jener Verordnung ebensowenig 
angegeben wie in dem Verwaltungsedikt. 

Dass die in der Praxis um ihrer Einfachheit willen beliebte 
Uebernahme des von kirchlichen Ausgaben herrührenden Defizits 
auf die bürgerliche Gemeinde. und die Umlage dieses Defizits als 
Gemeindeschaden nicht ohne Weiteres berechtigt war, zeigte der 
berühmt gewordene Musberger Prozess. Die Gemeinde Musberg 
(im Amtsoberamt Stuttgart) hatte in der Stiftungspflege ein Defizit 
und legte den zur Deckung desselben erforderlichen Betrag als 
Gemeindeschaden um, wobei sie, wie es beim Gremeindeschaden 
an und für sich natürlich ist, das gesammte in der Gemeinde 
befindliche steuerpflichtige Vermögen, auch wenn einzelne Steuer- 
pflichtige in keiner persönlichen Beziehung zur Kirchengemeinde 
standen, wıe Ausmärker, juristische Personen u. dergl., zur Theil- 
nahme heranzog. Dementsprechend traf die K. Staatsfinanz- 
verwaltung als Waldbesitzerin auf der Markung der Gemeinde 
die Summe von 358 Mk. 73 Pfg. als Antheil an dem Musberger 
Gemeindeschaden. Da die Staatsfinanzverwaltung die Zahlung 
dieser Summe verweigerte, so kam es zum Prozess, und schliess- 
lich hatte die oberste Instanz in Verwaltungsstreitigkeiten, der 
Verwaltungsgerichtshof, die Sache zu entscheiden. Dieser wies 
durch Urtheil vom 26. April 1880 die Gemeinde Musberg mit 
ihrer Klage gegen die Staatsfinanzverwaltung auf Zahlung von 
358 Mk. 73 Pfg. als Antheil am Gemeindeschaden ab, weil dieser 
zur Deckung eines aus Ausgaben für kirchliche Zwecke ent- 
standenen Defizits umgelegt worden sei, die K. Staatsfinanz- 
verwaltung aber als Waldbesitzerin bei den Ausgaben für Zwecke 
der Ortskirchengemeinde nicht betheiligt sei und zur Deckung 
eines aus Ausgaben für kirchliche Zwecke entstandenen Defizits 
beizutragen als weder durch Gesetz noch durch Herkommen ver- 
pflichtet angesehen werden könne. Die von der Klägerin geschehene 
Berufung auf das (von uns bereits erwähnte) Generalreskript vom 
23. September 1783 erachtete der Gerichtshof nicht als geeignet zur 
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Begründung des erhobenen Anspruchs, da in jener Zeit eine 
Unterscheidung zwischen politischen und Kirchengemeinden noch 
nicht üblich gewesen sei. So brachte dieser Prozess den einen 
grössten Uebelstand des früheren Rechts, die Unklarheit dar- 
über, wer das von kirchlichen Ausgaben der Stiftungs- 
pflege herrührende Defizit zu tragen habe, in empfind- 
licher Weise zum Bewusstsein. Aber das frühere Recht hatte 
noch andere Unzuträglichkeiten im Gefolge. 

Die Kirchengemeinde hatte nach demselben keine Organe, 
‚keine Vertretung, war eine handlungsunfähige Person, eine 
universitas inordinata. Wohl war in jeder Gemeinde ein 
Stiftungsrath, aber dieser war seiner Zusammensetzung nach zur 
Vertretung der Kirchengemeinde wenig geeignet, war er doch 
nichts anderes als der Gemeinderath verstärkt durch den oder 
die Ortsgeistlichen, also eine überwiegend bürgerliche Behörde, 
der man die Vertretung der Interessen der kirchlichen Gemeinde 
gegen die bürgerliche nicht zumuthen konnte. War aber der 
Stiftungsrath kein geeignetes Organ zur Wahrnehmung der Inter- 
essen der Ortskirchengemeinde, so galt das gleiche von seinem 
Ausschusse, dem Kirchenkonvent. Nun bestand freilich seit der 
K. Verordnung vom 25. Januar 1851 in jeder evangelischen Ge- 
meinde ein Pfarrgemeinderath, der im Unterschied vom 
Stiftungsrath eine kirchliche Behörde war. Allein wenn dieser 
auch die Lust und Neigung gehabt hätte, die vermögensrecht- 
lichen Interessen der Kirchengemeinde gegenüber der bürgerlichen 
wahrzunehmen, so fehlte es ihm an der rechtlichen Möglichkeit 
dazu. Denn der $ 30 jener Verordnung bestimmte: „Bis zu 
definitiver anderweitiger Festsetzung bleiben die örtlichen Stif- 
tungen, die rein kirchlichen wie die gemischten, nach den Be- 
stimmungen des Verwaltungsedikts unter der Obhut und Verwaltung 
des Stiftungsraths und seines Ausschusses, des Kirchenkonvents, 
und unter der Aufsicht der denselben vorgesetzten Behörden. 
Es ist jedoch besondere Obliegenheit des Ortsgeistlichen, bei der 
Verwaltung der Stiftungen die kirchlichen Ansprüche und Be- 
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dürfnisse zu wahren und geltend zu machen.“ Es war unter 
diesen Umständen kein Wunder, dass der Pfarrgemeinderath, dem 
die vermögensrechtliche Vertretung der Kirchengemeinde nicht 
zugewiesen war, sich im Laufe der Zeit immer mehr als ein todt- 
geborenes Institut erwies. | 

Ein dritter Uebelstand des früheren Rechts war, dass die 
Kirchengemeinde nicht im Besitze des ÖOrtskirchen- 
vermögens war. Es konnte dies freilich unter den dargelegten 
Voraussetzungen gar nicht anders sein, denn einmal war das 
Ortskirchenvermögen nicht ausgeschieden aus dem Heiligen, und 
sodann hatte die Kirchengemeinde ja keine Organe, welche das 
Ortskirchenvermögen hätten in Empfang nehmen und verwalten 
können. Nichtsdestoweniger war es eine Forderung der Gerechtig- 
keit und Billigkeit, dass die Ortskirchengemeinde in den Stand 
gesetzt werde, das Ortskirchenvermögen in Empfang zu nehmen 
und zu verwalten. Im Prinzip war ihr das auch durch den 8 70 
der Verfassungsurkunde von 1819 zugesichert: „Jeder der drei 
im Königreiche bestehenden christlichen Konfessionen wird freie 
öffentliche Religionsübung und der volle Genuss ihrer Kirchen-, 
Schul- und Armenfonds zugesichert.“ Wenn ihr aber der volle 
Genuss ihres Vermögens in Aussicht gestellt worden war, so war 
ihr damit auch die Selbstverwaltung ihres Vermögens zugestanden 
und es gehörte viel Uebelwollen gegen die Kirche dazu, um zu 
behaupten, nur der Genuss, nicht der Besitz oder die Verwaltung 
ihres Vermögens sei ihr durch jene Bestimmung der Verfassung 
zugesichert. 


11. 


Die dargelegten Uebelstände, besonders der Mangel einer 
Vertretung der Kirchengemeinde und ihrer Interessen gegenüber 
der bürgerlichen waren schon frühe empfunden worden. Bereits 
auf dem verfassungsberathenden Landtag von 1819 war das 
Streben nach einer eigenen kirchlichen Vertretung zum Ausdruck 
‚gekommen, hierauf gerichtete Anträge wurden später theils von 
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kirchlicher Seite, theils im Schoosse des Landtags selbst gestellt, 
und in mehreren theils privaten, theils amtlichen Entwürfen zog 
man die Grundlinien einer künftigen Kirchenverfassung. Zunächst 
kam es aber zu nichts weiter als zu der bereits erwähnten 
K. Verordnung vom 25. Januar 1851, betr. die Einführung 
von Pfarrgemeinderäthen in der evangelischen Landeskirche, welche 
Verordnung aber den Bedürfnissen einer Kirchengemeindeverfassung 
in keiner Weise genügte, da der Stiftungsrath die Verwaltung des 
Heiligen behielt, und der Pfarrgemeinderath, weil nicht zur 
vermögensrechtlichen Vertretung der Kirchengemeinde berufen, 
ohne Ansehen und Einfluss blieb. Der weitere Ausbau der 
Kirchenverfassung erfolgte zunächst auf der Grundlage der Pfarr- 
gemeinderathsordnung durch die K. Verordnung in Betreff der 
Einführung der Diözesansynoden in der evangelischen Landes- 
kirche vom 18. November 1854 und durch die K. Verordnung, 
betr. die Einführung einer Landessynode in der evangelischen 
Kirche in Württemberg vom 20. Dezember 1867. Neue Anträge 
auf Einführung und Durchführung einer Kirchengemeindeverfassung 
wurden theils in der ersten Landessynode von 1869 und in der 
zweiten von 1875, theils im Landtag von 1874 an die Staats- 
regierung gestellt. Im Jahre 1878 wurden der zweiten Landes- 
synode, der vom evangelischen Synodus ausgearbeitete Entwurf 
einer vollständigen Kirchengemeinde- und Synodalordnung, welche 
an die Stelle der Pfarrgemeinderaths-, Diözesan- und Landes- 
synodalordnung treten sollte, zur Berathung vorgelegt und unter 
einigen jedoch nicht durchgreifenden Abänderungen von ihr mit 
49 gegen 6 Stimmen angenommen!). Der Entwurf besteht aus 
3 Abschnitten, welche von der Kirchengemeinde, Diözese und 
Landesgemeinde handeln, und enthält als Anhang eine Wahl- 
ordnung zur Wahl in die Kirchengemeindekollegien, Diözesan- 
synode, Landessynode. Hier interessirt uns nur der die Ver- 


') Den Text des Entwurfs, wie er aus den Berathungen der Landes- 
synode hervorgegangen war, s. bei Friedberg, Die geltenden Verfassungs- 
gesetze etc. S. 431ff. 
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fassung der Kirchengemeinde betreffende Abschnitt. Dieser 
stimmt im Allgemeinen mit den neueren Kirchengemeindeordnungen 
der evangelischen deutschen Landeskirchen, besonders mit der 
preussischen Kirchengemeinde- und Synodalordnung überein. 
Die wichtigsten Bestimmungen sind folgende: Die Kirchen- 
gemeinde verwaltet ihre Angelegenheiten selbständig innerhalb 
der gesetzlichen Grenzen (Art. 10). Ihre Organe sind der Kirchen- 
gemeinderath und die Kirchengemeindevertretung (Art. 11). 
Stimmberechtigt zur Wahl der Kirchengemeindekollegien sind 
alle männlichen über 25 Jahre alten selbständigen Kirchen- 
gemeindegenossen (Art. 12). Ausgeschlossen von der Stimm- 
berechtigung ist, 1) wer in Folge strafrichterlichen Urtheils der 
bürgerlichen Ehrenrechte verlustig ist, oder wer in den letzten 
der Wahl vorangegangenen drei Jahren wegen Diebstahls, Unter- 
schlagung, Betrugs, Meineids, Urkundenfälschung in gewinn- 
süchtiger Absicht oder wegen eines Verbrechens oder Vergehens 
gegen die Sittlichkeit rechtskräftig verurtheilt worden ist; 2) wem 
durch Erkenntniss der Kirchengemeindevertretung wegen öffent- 
lichen Aergernisses, welches durch Verachtung der Religion, der 
evangelischen Kirche oder ihrer Gnadenmittel oder durch 
unehrbaren Wandel gegeben worden ist, oder wegen beharrlicher 
Gehorsamsverweigerung gegen Anordnungen der Kirchenbehörden 
die Stimmberechtigung in der Kirchengemeinde auf Zeit entzogen 
ist (Art. 13). Das Stimmrecht ruht u. A. bei demjenigen, welcher 
sich bei Eingehung einer Ehe der Pflicht kirchlicher Trauung 
entschlagen oder seine Kinder der Taufe oder Konfirmation ent- 
zogen hat, insolange bis das Versäumte nachgeholt ist (Art. 14). 
Wählbar in die Kirchengemeindekollegien sind die über 30 Jahre 
alten, im wirklichen Genusse des Stimmrechts stehenden Kirchen- 
gemeindegenossen (Art. 16). Der Kirchengemeinderath besteht 
aus dem Pfarrer des Kirchspiels und den von der Kirchen- 
gemeinde aus ihrer Mitte auf 6 Jahre gewählten Aeltesten 
(Art. 17 und 23). Den Vorsitz führt der Pfarrer (Art. 27). Die 
Kirchengemeindevertretung besteht aus den Mitgliedern des 
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Kirchengemeinderaths und aus weiteren von der Kirchengemeinde 
aus ihrer Mitte auf 6 Jahre gewählten Mitgliedern, deren Zahl 
doppelt so gross ist als die der Aeltesten (Art. 31 und 32). Auch 
hier ist der Pfarrer Vorsitzender (Art. 38). Den Wirkungskreis 
des Kirchengemeinderaths beschreibt der Art. 39 im Allgemeinen 
so: er hat den Beruf in Unterstützung der pfarramtlichen Thätig- 
keit, — unbeschadet jedoch der Unabhängigkeit des Geistlichen 
in der Verwaltung des Worts und der Sakramente — nach 
bestem Vermögen zum religiösen und sittlichen Aufbau der 
Gemeinde zu helfen, die christliche Gemeindethätigkeit zu fördern 
und die Kirchengemeinde in ihren inneren und äusseren Ange- 
legenheiten zu vertreten (also die bisher zwischen Stiftungsrath, 
soweit dieser das noch unausgeschiedene Ortskirchenvermögen zu 
verwalten hatte, und zwischen Pfarrgemeinderath getheilten Funk- 
tionen in sich zu vereinigen). Seine besonderen Öbliegenheiten 
sollen nach Art. 40 ff. sein: Aufrechterhaltung und Förderung 
christlicher Gesinnung und Sitte in der Gemeinde durch eigenes 
Vorbild, persönliche Einwirkung und Dienstleistung der Aeltesten, 
in Fällen schwerer. Verletzung der kirchlichen Pflichten oder 
grober Unsittlichkeit durch Ermahnungen und Verwarnungen, die 
der Vorsitzende, äussersten Falls vor versammeltem Kollegium, 
ertheilt, durch Beantragung des Ausschlusses vom kirchlichen 
Wahlrecht, oder vom Abendmahl und Taufpathenrecht oder aus 
der Landeskirche, ohne dass jedoch dem Kirchengemeinderath 
ein weltliches Zwangs- und Strafrecht zukäme; ferner hat er für 
die Erhaltung der äusseren kirchlichen Ordnung zu sorgen, auf 
die religiöse Erziehung der Jugend zu achten und die Interessen 
der Kirchengemeinde in Bezug auf die Schule zu vertreten, die 
kirchliche Pflege der Armen, Kranken und Verwahrlosten zu 
leiten, die Stellen der Organisten, Kantoren und niederen Kirchen- 
diener zu besetzen. Insbesondere hat er die Kirchengemeinde in 
allen Beziehungen zu vertreten und das Ortskirchenvermögen zu 
verwalten. Die Kirchengemeindevertretung als verstärkter Kirchen- 
gemeinderath hat über die wichtigeren Angelegenheiten der Kirchen- 
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gemeinde zu berathen und zu beschliessen, insbesondere hat er 
das Recht im Fall eines Defizits der Kirchenkasse 
dieErhebungvon Umlagen auf die Kirchengemeinde- 
genossen zu beschliessen (Art. 60 ff., 68). 

Ehe der Entwurf aber, so wie er aus den Verhandlungen der 
Landessynode hervorgegangen war, dem evangelischen Landes- 
herrn als Inhaber des Kirchenregiments zur Sanktion vorgelegt 
werden konnte, mussten zuvor die bestehenden Staatsgesetze, be- 
sonders die betreffenden Abschnitte des Verwaltungsedikts auf 
dem Wege der Staatsgesetzgebung geändert werden. Demgemäss 
wurde im Sommer 1883 der Kammer der Abgeordneten vom 
K. Staatsministerrium der Entwurf eines Gesetzes, betr. die 
Kirchengemeinde- und Synodalordnung, zur Berathung und Be- 
schlussfassung übergeben. . Derselbe fasste die der Kirche naclı 
der Verfassungsurkunde $ 71 zustehende Autonomie in dem Sinne 
auf, dass die Kirche mittels der Landessynode als ihres Organs 
zur Mitwirkung bei der kirchlichen Gesetzgebung ihre Angelegen- 
keiten selbständig zu ordnen, insbesondere auch die Organe der 
Kirchengemeinden und der Diözesen selbst zu bestimmen und die 
Grundsätze über deren Bildung, über die Art ihrer Bestätigung 
und über ihren Wirkungskreis festzustellen habe, dass dagegen 
die der Staatsgesetzgebung zufallende Aufgabe darin bestehe, 
negativ die der kirchlichen Organisation in den seitherigen 
Staatsgesetzen entgegenstehenden Hindernisse zu beseitigen und 
positiv diejenigen staatlichen Garantien festzusetzen, welche im 
Interesse des Staates, der bürgerlichen Gemeinden, der einzelnen 
Staatsangehörigen wie auch der Kirchengemeinden selbst als 
öffentlich-rechtlicher Korporationen, als erforderlich erscheinen, 
sofern es für diese Festsetzung des Wegs der Gesetzgebung 
bedürfe!). Demgemäss bezeichneten es die Motive als die Auf- 
gabe des Staatsgesetzes: 1) die in den geltenden Staatsgesetzen 
begründeten staatlichen Einrichtungen, welche in Folge des kirch- 


1) Motive des genannten Entwurfs S. 15. 
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lichen Gesetzes durch kirchliche ersetzt werden sollen, zu be- 
seitigen, zugleich aber 2) diejenigen Bestimmungen des kirchlichen 
Gesetzes, welche vom Standpunkt der Staatsaufsicht als die un- 
entbehrlichen Grundlagen einer geordneten Verwaltung zu be- 
trachten sind, mit der Wirkung zu fixiren, dass sie ohne 
Zustimmung der Staatsgesetzgebung keine Aenderung erfahren 
dürfen, 3) sodann der neuen Ordnung und der künftigen Ver- 
waltung gegenüber bestehende Rechte zu wahren, 4) weiter die 
Grundsätze für die vermögensrechtliche Auseinandersetzung zwi- 
schen der bürgerlichen und der kirchlichen Gemeinde aufzustellen, 
und endlich 5) Bestimmungen über die Handhabung der Staats- 
aufsicht gegenüber der Erlassung künftiger kirchlicher Gesetze zu 
treffen, sofern hiefür nicht die Mitwirkung der Staatsgesetzgebung 
vorbehalten ist!). 

Gleichzeitig wurde dem Landtag der Entwurf eines (fesetzes 
betr. die Vertretung der katholischen Pfarrgemeinden und die Ver- 
waltung ihrer Vermögensangelegenheiten übergeben, welcher unter 
Berücksichtigung des besonderen Standpunktes der katholischen 
Kirche auf die Organisation der Kirchengemeinde sich beschränkte, 
im Uebrigen: aber dem ersterwähnten Entwurf formell nach- 
gebildet war; doch bildete er ein in sich abgeschlossenes Ganzes, 
während der andere Entwurf nur in Verbindung mit dem kirch- 
lichen Entwurf ein solches darstellte. Die verstärkte staatsrecht- 
liche Kommission der Kammer der Abgeordneten (Referenten für 
den evangelischen Entwurf Freiherr von Gemmingen, damals Ober- 
landesgerichtsrath, jetzt Präsident des evangelischen Konsistoriums, 
und Dr. von Hack, Oberbürgermeister von Stuttgart) gelangte auf 
Grund eingehender Berathung mit 13 gegen Eine Stimme zu dem 
Antrag auf Eintritt in die Berathung des Entwurfs (bezw. der 
beiden Entwürfe). | 

Die Kammer der Abgeordneten kam in ihren Sitzungen vom 
18. bis zum 22. Dezember 1884 zu dem entgegengesetzten Beschluss: 


1) Motive 8. 16. 
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„auf die Berathung der beiden Gesetzesentwürfe (betr. 
die Kirchengemeinde- und Synodalordnung für die evangelische 
Landeskirche, sowie betr. die Vertretung der katholischen Pfarr- 
gemeinden und die Verwaltung ihrer Vermögensangelegenheiten) 
nicht einzugehen, dagegen die K. Staatsregierung zu bitten, 
sie möge 

1) einen Gesetzesentwurf einbringen, durch welchen dieselbe 
ermächtigt werde, die Ausscheidung der kirchlichen Lokal- 
stiftungen und des Ortskirchenvermögens aus dem Geschäftskreis 
‘der Stiftungsräthe und die Ueberweisung derselben an Organe 
der Pfarrgemeinden in denjenigen Orten, in welchen, sei es von 
Seiten der bürgerlichen oder der kirchlichen Gemeinde, der An- 
trag hierauf gestellt und das Bedürfniss näher begründet werde, 
nach vorgängiger Vernehmung der beiderseitigen Aufsichtsbehörden 
und auf der Grundlage gesetzlich festzustellender Normativ- 
bedingungen anzuordnen, 

2) die noch bestehenden Lücken der Landesgesetzgebung in 
Betreff der vermögensrechtlichen Vertretung der kirchlichen Lokal- 
gemeinde, sowie in Betreff der Normen für Erhebung von Orts- 
kirchensteuer ergänzen.“ 

Die Gründe dieses überraschenden Beschlusses, den die über- 
wiegend aus Ortsvorstehern und Demokraten bestehende Majorität 
des Hauses unter Führung des Kanzlers von Rümelin mit 48 
gegen 40 Stimmen fasste, waren verschiedener Art und nicht bei 
allen die gleichen: die Kirchengemeinde- und Synodalordnung war 
den Demokraten zu pietistisch-engherzig, andere wie von Rümelin, 
wollten sie wenigstens nicht zu einem Bestandtheile der Staats- 
gesetzgebung machen, da sie Kirchengesetze seien und die Kammer 
ja kein Recht haben solle, sie materiell zu prüfen, bei den Orts- 
vorstehern war es besonders die Abneigung, auf den Einfluss, den 
sie bisher in kirchlich-vermögensrechtlicher Hinsicht ausgeübt 
hatten, zu verzichten und eine Macht, die sie seither besessen, 
aus den Händen zu geben. 

Der Regierung blieb nichts anderes übrig als ihre Vorlage 
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unter Berücksichtigung der von der Mehrheit der Kammer ge- 
äusserten Wünsche und Anträge umzuarbeiten und einen neuen 
Entwurf eines Gesetzes, betr. die Verwaltung der evange- 
lischen Kirchengemeinden und die Vertretung ihrer 
Vermögensangelegenheiten, der Kammer 1886 zur Berathung 
und Beschlussfassung vorzulegen. Der neue Entwurf unterschied 
sich von dem früheren, von der Kammer abgelehnten Entwurfe 
hauptsächlich in folgenden Punkten: 1) Er beschränkt sich auf 
die Regelung der Vertretung der Kirchengemeinde in ihren recht- 
lichen Beziehungen als juristische Person und ihrer Vermögens- 
verwaltung und überlässt die innerkirchliche Organisation der 
Kirchengemeinde der kirchlichen Gesetzgebung. 2) Die Bestim- 
mungen über die Organisation der Kirchengemeinden und der 
Ordnung ihrer Vermögensverwaltung wurden vereinfacht, z. B. die 
Kirchengemeindevertretung nur für die Beschlussfassung über 
Umlagen auf die Gemeindegenossen beibehalten. 3) Einige Aende- 
rungen, welche den neuen Entwurf der Kammer annehmbarer 
machen sollten, sind: a) der Ortsvorsteher erhält, wenn er der 
evangelischen Kirche angehört, Sitz und Stimme in dem Kirchen- 
gemeinderath, b) die Bestimmung, nach welcher durch Erkenntniss 
des Kirchengemeinderaths wegen öffentlichen, : durch Verachtung 
der Religion, der evangelischen Kirche und ihrer Gnadenmittel 
oder durch unehrbaren Wandel gegebenen Aergernisses oder 
wegen beharrlicher (ehorsamsverweigerung gegen Anordnungen 
der Kirchenbehörden die Stimmberechtigung in der Kirchen- 
gemeinde entzogen werden kann, wurde aufgegeben. 5) Eine wesent- 
liche Aenderung enthält der Art. 96, durch welchen die Mög- 
lichkeit gegeben werden sollte, die bisherige Verbindung von 
bürgerlicher und kirchlicher Gemeinde ausnahmsweise beizubehalten, 
wenn und soweit dies die besonderen Verhältnisse in einer Ge- 
meinde zulassen. Was das Verhältniss des neuen Entwurfs zu 
dem Entwurf einer Kirchengemeinde- und Synodalordnung betrifft, 
so wurden einzelne Abschnitte des letzteren, besonders der über 
die Kirchengemeinde, vom ersteren berührt und erschienen somit 
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als einer Umarbeitung bedürftig. Im Uebrigen sprechen die 
Motive die Hoffnung aus, es werde möglich sein, die Organisation 
der Kirchengemeinden in ihren innerkirchlichen Funktionen an 
die staatliche Organisation derselben anzuschliessen. Gleichzeitig 
mit diesem neuen Entwurf, betr. die Organisation der evangelischen 
Kirchengemeinden, wurde von der Regierung ein neuer Entwurf 
eines Gesetzes, betr. die Vertretung der katholischen Pfarrgemeinden 
und die Verwaltung ihrer Vermögensangelegenheiten, der Kammer 
übergeben. Diese ertheilte im Dezember 1886 den Entwürfen 
mit wenigen Modifikationen, von denen hier besonders die Be- 
seitigung der Kirchengemeindevertretung hervorzuheben ist, ihre 
Zustimmung. Die beiden Gesetze, betr. die Vertretung der evan- 
gelischen Kirchengemeinden und die Verwaltung ihrer Vermögens- 
angelegenheiten und betr. die Vertretung der katholischen Pfarr- 
gemeinden und die Verwaltung ihrer Vermögensangelegenheiten, 
wurden unterm 14. Juni 1887 publizirt. Zur Ausführung des 
ersteren wurde unterm 21. März 1889 vom Ministerium des 
Kirchen- und Schulwesens eine Verfügung über die Bildung der 
Organe der Kirchengemeinde und ihre Geschäftsbehandlung, 
unterm 25. März 1889 von den beiden Ministerien des Innern 
und des Schulwesens eine Verfügung zum Vollzug der die Aus- 
scheidung des Kirchenvermögens ordnenden Art. 30—49 des 
Gesetzes vom 14. Juni 1889 erlassen'). 

(Gehen wir nun etwas näher auf den Inhalt des Gesetzes vom 
14. Juni, betr. die Vertretung der evangelischen Kirchengemeinden 
und die Verwaltung ihrer Vermögensangelegenheiten, ein! Das Ge- 
setz hat folgende Theile: 1) die Kirchengemeinde Art. 1—7, 
2) die Organe der Kirchengemeinde Art. 8—29, 3) Ausscheidung 
des Kirchengemeidevermögens Art. 30—49, 4) Wirkungskreis des 
Kirchengemeinderaths und der übrigen Organe der Kirchen- 


!) Die genannten Gesetze und Verordnungen, soweit’ sie sich auf die 
evangelische Kirche beziehen, finden sich in Friedberg’s Sammlung der gelten- 
den Verfassungsgesetze der evangelischen deutschen Landeskirchen, Er- 
gänzungsband I S. 109ff., II S. 26ff. 34ff. 
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gemeinde und Aufsichtsrecht des Staates Art. 50—74, 5) Ver- 
sammlung, Berathung und Beschlussfassung der ortskirchlichen 
Kollegien Art. 75—82, 6) Entlassung von Mitgliedern des Kirchen- 
gemeinderaths und Auflösung desselben Art. 83 und 84, 7) All- 
gemeine und Schlussbestimmungen Art. 85—96. Formell betrachtet 
ist das Gesetz aus Abschnitten des Entwurfs einer Kirchen- 
gcmeinde- und Synodalordnung für die evangelische Landeskirche 
und aus den Bestimmungen des von der Kammer abgelehnten 
Entwurfs eines Gesetzes, betr. die Kirchengemeinde- und Synodal- 
ordnung für die evangelische Landeskirche zusammengesetzt ; 
während aber der letztere Entwurf für sich kein geschlossenes 
Ganzes bildete, sondern nur zusammen mit der Kirchengemeinde- 
und Synodalordnung, was ihm eben u. A. die Ungunst der württ. 
Kammer zuzog, war das Gesetz vom 14. Juni 1887 ein Ganzes 
für sich und hatte nicht eine von dem kirchlichen Gesetzgeber 
beschlossene Kirchengemeinde- und Synodalordnung zur noth- 
wendigen Voraussetzung, sondern konnte unabhängig von einer 
solchen ins Leben treten. 

Die wichtigsten Bestimmungen des Gesetzes bezüglich der 
Organisation der Kirchengemeinde sind folgende: die Kirchen- 
gemeinde wird von den Genossen des Kirchspiels (der Parochie) 
gebildet; ihr kommen als einer öffentlichen Körperschaft die Rechte 
der juristischen Persönlichkeit zu, insbesondere verwaltet sie ihre 
Angelegenheiten selbständig innerhalb der gesetzlichen Grenzen 
(Art. 1). Das Organ der Kirchengemeinde ist der Kirchen- 
gemeinderath, der, wenn die Zahl seiner Mitglieder mindestens 
acht beträgt, für gewisse im (Gesetz bezeichnete Geschäfte einen 
Verwaltungsausschuss aus seiner Mitte wählen darf (Art. 8 und 26). 
Der Kirchengemeinderath besteht aus dem Pfarrer des Kirchspiels 
als Vorsitzendem, aus dem Ortsvorsteher, wenn derselbe 
der evangelischen Landeskirche angehört, aus dem 
Kirchenpfleger und aus gewählten weltlichen Mitgliedern (Art. 9). 
Stimmberechtigt zur Wahl dieser Mitglieder sind alle männlichen 
über 25 Jahre alten selbständigen Kirchengemeindegenossen mit 
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Ausnahme derjenigen, welche in Folge strafrichterlichen Urtheils 
der bürgerlichen Ehrenrechte verlustig sind oder welche in den 
letzten, der Wahl vorangegangenen drei Jahren wegen Diebstahls, . 
Unterschlagung, Betrugs, Meineids, Urkundenfälschung in gewinn- 
süchtiger Absicht, Gotteslästerung, Beschimpfung der evangeli- 
schen Kirche oder ihrer Einrichtungen und Gebräuche oder wegen 
eines Verbrechens oder Vergehens gegen die Sittlichkeit rechts- 
kräftig verurtheilt worden sind oder eine Freiheitsstrafe auf Grund 
einer Verurtheilung wegen der genannten Verbrechen oder Ver- 
gehen erstanden haben (Art. 18). Wählbar in den Kirchen- 
gemeinderath sind die über 30 Jahre alten, im wirklichen Ge- 
nusse des Stimmrechts stehenden Kirchengemeindegenossen; nicht 
wählbar ist, wer nicht stimmberechtigt ist, und wer in Folge 
gerichtlichen Urtheils zu Bekleidung öffentlicher Aemter unfähig 
ist (Art. 19). Dem Kirchengemeinderath steht zu die Vertretung 
der evangelischen Kirchengemeinde, sowie vorbehältlich der Staats- 
aufsicht die Verwaltung des örtlichen Kirchenvermögens (Art. 50), 
welches nach den hiefür gegebenen gesetzlichen Vorschriften aus- 
zuscheiden ist (Art. 30—49). Wichtig ist hier besonders Art. 65 £.: 
„Reichen die ordentlichen und ausserordentlichen laufenden Ein- 
nahmen der Kirchenkasse zu Bestreitung der kirchlichen Bedürf- 
nisse nicht aus, sind ferner keine im Voraus angesammelte Fonds 
verwendbar und ist bei ausserordentlichen Ausgaben auch ein 
Grundstocksangriff oder die Aufnahme eines Anlehens nicht zu- 
lässig, so hat der Kirchengemeinderath die Beschaffung der 
erforderlichen Mittel in Erwägung zu ziehen. Wird durch Bei- 
steuer Dritter oder durch freiwillige Beiträge der Kirchengemeinde- 
genossen der Bedarf nicht aufgebracht, so kann die Erhebung von 
Umlagen auf die Kirchengemeindegenossen (vom Kirchengemeinde- 
rath) beschlossen werden.“ — „Die Gesammtsumme der Umlagen 
auf die Genossen einer Kirchengemeinde darf 10 Prozent der von 
der Gesammtheit der kirchensteuerpflichtigen Genossen zu ent- 
richtenden Staatssteuer aus Grundeigenthum, Gebäuden, Gewerben 


und Kapital-, Renten-, Dienst- und Berufseinkommen der Regel 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. I. 2. 14 
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nach nicht übersteigen.* Die Erhebung einer Umlage bedarf der 
Genehmigung der Staatsbehörde (Art. 69). Die Entlassung eines 
gewählten Mitglieds des Kirchengemeinderaths muss erfolgen 
(durch das evangelische Konsistorium) 1) im Falle des Verlustes 
der bürgerlichen Ehrenrechte in Folge gerichtlichen Urtheils, 
2) in Folge der Verurtheilung wegen eines der in Art. 18 (s. o.) 
bezeichneten Verbrechen und Vergehen, 3) im Falle des Verlustes 
der Fähigkeit zu Bekleidung öffentlicher Aemter in Folge gericht- 
lichen Urtheils, und kann ausserdem verfügt werden 1) in den 
sonstigen Fällen des Verlustes einer zur Wählbarkeit erforderlichen 
Eigenschaften, 2) wegen Verfehlungen im Wandel oder. ın der 
Amtsführung, wenn letztere seit der Wahl vorgekommen sind 
(Art. 83). Ausserdem unterliegen die Mitglieder des Kirchen- 
gemeinderaths sowie die Beamten der Kirchengemeinde wegen 
Verfehlungen gegen die auf die kirchliche Vermögensverwaltung 
bezüglichen staatlichen Gesetze u. s. w. der Disziplinarbefugniss der 
Staatsaufsichtsbehörden. Von besonderer Wichtigkeit ist Art. 92 
(im Entwurf der bereits erwähnte Art. 96), der den, von der 
Kammer ausgesprochenen Wünschen Rechnung tragen sollte: „In 
solchen Gemeinden, in welchen die Gemeindegenossen in ihrer 
überwiegenden Mehrheit der evangelischen Kirche angehören und 
der kirchliche Aufwand bisher ganz oder zum grösseren Theil aus 
Mitteln der Stiftung gedeckt oder von der bürgerlichen Gemeinde 
bestritten worden ist, kann die Vertretung der Kirchengemeinde 
und die Verwaltung des Kirchenvermögens dem bisherigen Stiftungs- 
rath durch Uebereinkunft zwischen dem Stiftungsrath und Ge- 
meinderath unter nachfolgenden näheren Bestimmungen übertragen 
werden: 1) die bürgerliche Gemeinde hat die Deckung des kirch- 
lichen Aufwands, soweit hiezu die Mittel des Stiftungsvermögens 
nicht zureichen, zu übernehmen; 2) durch diese Uebernahme darf 
ein Steuerpflichtiger, welcher nicht Genosse der Kirchengemeinde 
ist, nicht erheblich belastet werden; 3) das Uebereinkommen bedarf 
der Genehmigung des evangelischen Konsistoriums und der Kreis- 
regierung, gegen deren Entscheidung keine Beschwerde statthaft 
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ist. Die Genehmigung darf nicht ertheilt werden, wenn der Be- 
trag des von der bürgerlichen Gemeinde zu übernehmenden kirch- 
lichen Aufwands fünf Prozent der Staatssteuer aus den im Ge- 
meindebezirke vorhandenen Grundstücken, Gefällen, Gebäuden und 
Gewerben, einschliesslich der nur zu Amts- und Gemeindeanlagen 
Beitragspflichtigen im Laufe eines Rechnungsjahrs übersteigt; 
4) dasselbe kann mit Kündigungsfrist von drei Jahren jederzeit 
auf Antrag des Stiftungsraths oder Gremeinderaths oder von Amts- 
wegen unter Angabe der hiefür massgebenden Gründe durch Ver- 
fügung des evangelischen Konsistoriums oder der Kreisregierung 
aufgehoben werden; 5) im Uebrigen bleiben für den Fall und die 
Dauer des oben erwähnten Uebereinkommens die Bestimmungen 
des III. Abschnitts des Verwaltungsedikts vom 1. März 1822 bis 
auf Weiteres mit der Massgabe in Geltung, dass dem Stiftungs- 
rath die Vertretung der Kirchengemeinde zusteht; 6) die Er- 
lassung der sonstigen zur Ausführung des Uebereinkommens 
erforderlichen Vorschriften bleibt dem Verordnungswege und dem 
Ortsstatut vorbehalten“ }). 

Dies die Hauptbestimmungen des neuen Gesetzes; die Vor- 


1) Es ist zur richtigen Würdigung dieses Art. 92 darauf zu achten, dass 
derselbe den von der Kammer der Abgeordneten im Dezember 1884 ge- 
äusserten Wünschen insofern nicht entspricht, als er die Beibehaltung 
des bisherigen Zustandes zur Ausnahme und die Ausscheidung des Orts- 
kirchenvermögens und Uebertragung seiner Verwaltung an den neuen Kirchen- 
gemeinderath zur Regel macht, während die Wünsche der Kammer dahin- 
gingen, es solle die Beibehaltung der bisherigen Verfassung die Regel bleiben 
und nur ausnahmsweise die Ausscheidung des Ortskirchenvermögens aus dem 
Stiftungsvermögen rund Uebertragung seiner Verwaltung an einen Kirchen- 
gemeinderath erfolgen (s. o. S. 205). Es ist jedoch durchaus zu billigen, dass 
die K. Staatsregierung sich von vornherein auf den Standpunkt gestellt hat, 
der im Art. 92 des Gesetzes zum Ausdruck gekommen ist. Dass die Kammer 
der Abgeordneten trotzdem dem Art. 92 zugestimmt hat, ist allerdings nur 
daraus zu erklären, dass sie sich dabei der Hoffnung hingab, das Ueberein- 
kommen zwischen dem Stiftungsrath und dem Gemeinderath werde in allen 
denjenigen Fällen vom Konsistorium und der Kreisregierung genehmigt wer- 
den, in denen die Genehmigung nicht unzulässig sei, was nachher nicht ein- 
getroffen ist (s. darüber noch unten). 
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theile, die es bringt, bestehen eben in der Beseitigung der oben 
dargelegten Uebelstände des seitherigen Rechtszustandes: 

1) Die Frage der Verpflichtung zur Deckung des kirchlichen 
Defizits wird vom Gesetz in klarer Weise beantwortet: in solchen 
Gremeinden, wo das Ortskirchenvermögen ausgeschieden ist. und 
ein Kirchengemeinderath zu seiner Verwaltung besteht, hat dieser 
unter gewissen vom Gesetz bestimmten Voraussetzungen durch 
Umlage auf die Kirchengemeindegenossen das. Defizit zu decken; 
wo dagegen in Anwendung von Art. 92 die Ausscheidung unter- 
bleibt, hat die bürgerliche Gemeinde für dasselbe aufzukommen. 

'2) Die Kirchengemeinde, die bisher eine universitas inordinata 
gewesen war, erhält ein Organ, eine Vertretung im Kirchen- 
gemeinderath und wird nun erst dadurch von der bürgerlichen 
Gemeinde deutlich unterschieden. 

3) Die Kirchengemeinde erhält das ihr bisher vorenthaltene 
Ortskirchenvermögen zu selbständiger Verwaltung (unter Staats- 
aufsicht). | 


II. 


So war also durch Staatsgesetz der Kirchengemeinde ein 
Organ zu ihrer Vertretung und zur Verwaltung ihrer Vermögens- 
angelegenheiten bestellt worden; die Warnehmung der inner- 
kirchlichen Angelegenheiten der Kirchengemeinde hatte die Staats- 
gesetzgebung dem Kirchengemeinderath nicht übertragen können, 
denn einmal war sie dazu nicht befugt, da nach 8 71 der Ver- 
fassungsurkunde die Anordnungen in Betreff der inneren kirch- 
lichen Angelegenheiten der verfassungsmässigen .Autonomie einer 
jeden Kirche überlassen bleiben, und sodann war ja zur Verwal- 
tung dieser innerkirchlichen Angelegenheiten in jeder Gemeinde 
der Pfarrgemeinderath da, welcher aber gerade in der wichtigsten, 
der vermögensrechtlichen Beziehung die Kirchengemeinde zu ver- 
treten nicht befugt war. Somit hätte jede Kirchengemeinde, 
welche nicht von jenem Artikel 92 Gebrauch machte, zwei kirch- 
liche Organe: auf Grund des Staatsgesetzes vom 14. Juni 1887 
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einen Kirchengemeinderath für die Vertretung der Kirchen- 
gemeinde und für die Verwaltung des Ortskirchenvermögens, und 
auf Grund der K. Verordnung vom 25. Januar 1851 einen Pfarr- 
gemeinderath zur Besorgung der innerkirchlichen Angelegenheiten. 
Nun ıst aber klar, dass auf diese Weise getrennt wird, was zu- 
sammengehört: die inneren und äusseren Angelegenheiten einer 
Kirchengemeinde lassen sich nur schwer von einander scheiden 
und das Natürliche ist, dass beiderlei Angelegenheiten in Einer 
Hand ruhen und von Einer Behörde wahrgenommen werden. Die 
Staatsgesetzgebung hatte daher in Anbetracht davon, dass ein 
Bestand zweier kirchlicher Behörden mit getrenntem und doch 
wieder so vielfach sich berührendem Geschäftskreise in Einer 
(Gemeinde sich als unnatürlici und auf die Dauer unhaltbar 
darstelle, selbst die Hand zur Beseitigung eines solchen Zustandes 
geboten, indem sie in dem Art. 50 Abs. 2 und 3 des Gesetzes 
vom 14. Juni 1887 es der kirchlichen Gesetzgebung anheimstellte, 
die Besorgung der bis jetzt dem Pfarrgemeinderath zugewiesenen 
Angelegenheiten auf den neuen Kirchengemeinderath zu über- 
tragen. Jene Bestimmungen lauten: 

„Der kirchlichen Gesetzgebung wird anheimgegeben, die Be- 
sorgung der dem Pfarrgemeinderath zugewiesenen Angelegenheiten 
auf den Kirchengemeinderath zu übertragen. 

Für den Fall der Uebertragung dieser Angelegenheiten auf 
den Kirchengemeinderath ruht das Wahlrecht in dieses Kollegium 
für denjenigen, welcher sich bei Eingehung einer Ehe der Pflicht 
kirchlicher Trauung entschlagen oder seine Kinder der Taufe 
oder Konfirmation entzogen hat, insolange bis das Versäumte 
nachgeholt ist.“ | 

Erwägen wir, was in diesen Sätzen liegt und was aus 
ihnen folgt! 

1) Dem staatlichen Gesetzgeber ist es offenbar selbst 
erwünscht, wenn die beiden Kollegien, Kirchengemeinderath und 
Pfarrgemeinderath, künftig nicht neben einander in Einer Ge- 
meinde fortbestehen, sondern derart mit einander vereinigt werden, 
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dass in jeder Gemeinde bloss Eine kirchliche Behörde besteht. 
Darum nimmt er den Abs. 2 auf, der nur als ein Wunsch des 
Gesetzgebers eine Bedeutung hat, und verschärft in Abs. 3 die 
Bedingungen des kirchlichen Wahlrechts, um dem kirchlichen 
Gesetzgeber die Erfüllung jenes Wunsches leichter zu machen !). 

2) Die Uebertragung der Funktionen des Pfarrgemeinderaths 
auf den Kirchengemeinderath ist eine innerkirchliche Angelegenheit 
der evangelischen Landeskirche, also Sache der kirchlichen, nicht 
der staatlichen Gesetzgebung. 

3) Wenn die kirchliche Gesetzgebung von dem in Art. 50 
Abs. 2 und 3 enthaltenen Anerbieten Gebrauch macht und die 
Funktionen des Pfarrgemeinderaths auf den Kirchengemeinderath 
überträgt, so bildet die durch die staatliche und kirchliche Gesetz- 
gebung bestimmte Zuständigkeit des Kirchengemeinderaths ein 
untheilbares Ganzes, und die einzelnen Mitglieder des Kirchen- 
gemeinderaths sind dann nicht berechtigt, zwischen den staat- 
lichen und den kirchlichen Funktionen einen Unterschied zu 
machen, etwa in der Absicht, nur die einen zu erfüllen und sich 
den anderen zu entziehen. 

4) Wenn die kirchliche Gesetzgebung jene Uebertragung 
vollzieht, so darf die Pfarrgemeinderathsordnung von 1851 in den 
Bestimmungen über die Zuständigkeit des Pfarrgemeinderaths 
ohne Zustimmung des Staates nicht geändert werden; denn dieser 
hatte zu der Zeit, da er der kirchlichen Gesetzgebung die Ueber- 
tragung der pfarrgemeinderäthlichen Funktionen auf den Kirchen- 
gemeinderath anheimstellte, nur den Pfarrgemeinderath mit der 
durch die Pfarrgemeinderathsordnung von 1851 bestimmten Zu- 


Y!) Die Bestimmungen des Art. 50 Abs. 2 und 3 wurden erst von der 
Kammer der Abgeordneten auf Antrag ihrer staatsrechtlichen Kommission 
dem Regierungsentwurfe eingefügt. Die Motive des letzteren hatten schon 
die Erwartung eines Anschlusses der innerkirchlichen Organisation der Kirchen- 
gemeinden an die staatliche Organisation derselben ausgesprochen (s. 0 
S. 207). Die staatsrechtliche Kommission war jedoch der Meinung, dass in 
diesem wichtigen Punkte die Absicht des Entwurfs einen klaren unzwei- 
deutigen Ausdruck erhalten solle, und fügte Abs. 2 und 3 in Art. 50 ein. 
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ständigkeit im Auge. Unterlässt aber die kirchliche Gesetzgebung 
jene Uebertragung, so „hat sie freie Hand in der Abänderung 
jener Pfarrgemeinderathsordnung. 

5) Wenn die evangelische Landeskirche durch ihre Organe 
die Uebertragung der Funktionen des Pfarrgemeinderaths auf den 
Kirchengemeinderath beschliesst, so ist sie damit nicht für alle 
Zeiten gebunden, sondern kann jederzeit auf demselben kirchen- 
verfassungsmässigen Wege, auf dem sie die Uebertragung be- 
schlossen hat, dieselbe wieder aufheben. 

Es trat nun an die Organe der evangelischen Landeskirche 
die Aufgabe heran, sich für oder gegen jene Uebertragung zu ent- 
scheiden. Es ist nicht zu leugnen, dass diese Aufgabe schwer 
war und somit begreiflich, dass gerade die kirchlichen Kreise 
gewichtige Bedenken gegen jene Uebertragung in der Presse und 
in Versammlungen vorbrachten. Fühlten sie sich schon tief ver- 
letzt durch die Art und Weise, wie jener den Entwurf eines 
Gesetzes, betr. die Kirchengemeinde- und Synodalordnung ab- 
lehnende Beschluss der Kammer der Abgeordneten zu Stande 
gekommen war, und durch das selbständige Vorgehen der staat- 
lichen Gesetzgebung in der Organisation der Kirchengemeinde, 
welche in das innerkirchliche Leben derselben tief einschnitt, so 
waren es nun auch einzelne Punkte des neuen Gesetzes, welche 
ihnen die Uebertragung der innerkirchlichen Funktionen auf den 
durch ein Staatsgesetz geschaffenen Kirchengemeinderath höchst 
bedenklich erscheinen liessen. 

Vor allem war es die Frage des kirchlichen Wahl- 
rechts, welche die Gemüther bewegte. Nach der Pfarrgemeinde- 
rathsordnung ist Bedingung der Ausübung des kirchlichen Wahl- 
rechts unter anderem, dass man sich nicht durch unzweifelhafte 
Thatsachen den Ruf unkirchlichen Sinnes und unsittlichen Lebens- 
wandels zugezogen habe; Bedingung der Wählbarkeit ist unter 
anderem, dass man seinen christlichen 'Sinn insbesondere durch 
Werthschätzung der kirchlichen Gnadenmittel bethätige. Ver- 
gleicht man nun damit die Bedingungen des Wahlrechts und der 
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Wählbarkeit für den neuen Kirchengemeinderath, so sind dieselben 
unzweifelhaft weniger streng; zwar sind sie für den Fall, dass 
dem Kirchengemeinderath die Funktionen des Pfarrgemeinderaths 
übertragen werden, strenger als im anderen Fall, aber immerhin 
nicht so streng wie in der Pfarrgemeinderathsordnung, insbesondere 
vermisste man die Betonung eines kirchlichen Sinnes als Be- 
dingung der Wählbarkeit. 

Ein anderes Bedenken war die Mitgliedschaft des Orts- 
vorstehers in dem neuen Kirchengemeinderäth: dass 
der Ortsvorsteher als solcher ganz abgesehen davon, ob er eine 
kirchliche Persönlichkeit und ein würdiges Subjekt ist, von 
Amtswegen dem Kirchengemeinderath angehören solle, erschien 
nicht bloss als ein Widerspruch mit dem Prinzip einer frei- 
gewählten Kirchengemeindevertretung, sondern auch als praktisch 
um so gefährlicher, je schwieriger und umständlicher nach der 
Lage der damaligen Gesetzgebung die‘ Amtsentsetzung eines 
unwürdigen Ortsvorstehers war. Dazu kommt, dass nach Art. 24 
des neuen Gesetzes nur die gewählten Mitglieder des Kirchen- 
gemeinderaths auf treue Erfüllung ihrer Obliegenheiten verpflichtet 
werden, der Ortsvorsteher also, weil von Amtswegen Mitglied 
des Kirchengemeinderaths, ohne Gelübde und VrpmeRtung denm- 
selben angehört. 

Gegen diese Bedenken wurde von anderer Seite folgendes 
geltend gemacht: was die Frage des kirchlichen Wahlrechts und 
der kirchlichen Wählbarkeit betrifft, so ist nicht zu übersehen, 
dass für eine jede Wahl die objektiven Merkmale des aktiven 
und passiven Wahlrechts allein praktisch und wichtig sind, und 
dass Merkmale subjektiver Art, wie Ruf unkirchlichen Sinnes 
oder unsittlichen Lebenswandels, Bethätigung des christlichen 
Sinnes durch Werthschätzung der Gnadenmittel, ehrbarer Wandel 
und lebendiges Christenthum theils unpraktisch sind, weil sub- 
jektive Kennzeichen stets unbestimmt und kaum zu konstatiren sind, 
theils gefährlich, weil sie dazu verleiten, über den Glauben und das 
Christenthum anderer in engherziger und unwürdiger Weise zu 
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richten und der Willkür sowie der Verleumdung Thür und Thor 
öffnen. Was die Mitgliedschaft des Ortsvorstehers anbelangt, so 
wurde auf die praktischen Vortheile derselben aufmerksam gemacht: 
„Durch die Theilnahme des ÖOrtsvorstehers geniesst die Kirchen- 
gemeindevertretung in den Augen der Gemeinde etwas mehr 
Ansehen, etwas mehr Bürgschaft gegen das Vorwalten konventikel- 
mässiger Gesichtspunkte und Motive seines Wirkens. Nicht be- 
stritten kann ferner werden, dass, wenn der Kirchengemeinderath die 
Vermögensverwaltung besorgt, die unmittelbare Fühlung mit den 
bürgerlichen Behörden der Gemeinde, die durch die Gegenwart 
des Ortsvorstehers gegeben ist, sehr werthvoll werden kann. 
Und gibt .es nicht dem Ortsvorsteher selbst ein erhöhtes Interesse 
an dem Wohl der Kirchengemeinde, wenn er der künftigen 
kirchlichen Behörde angehört? Uebernimmt er damit nicht 
neben Rechten auch Pflichten gegenüber der kirchlichen Ge- 
meinde?“!) Man warnte vor Konsequenzmacherei, welche das Prinzip 
der gewählten Kirchengemeindevertretung auf die Spitze treibt 
und darum den Ortsvorsteher als solchen nicht im Kirchen- 
gemeinderath sehen will; man erinnerte an die Mitgliedschaft 
des ÖOrtspfarrers in der Ortsarmenbehörde: dieselbe ist auch 
prinzipwidrig, denn nach moderner Rechtsanschauung ist die 
Armenpflege als solche Sache der bürgerlichen Gemeinde und 
doch ist der Ortspfarrer von Amtswegen aus praktischen Rück- 
sichten Mitglied der Ortsarmenbehörde! Diejenigen, welche 
dadurch bedenklich gemacht waren, dass der Ortsvorsteher ohne 
Verpflichtung dem Kirchengemeinderath angehören solle, wurden 
darauf hingewiesen, dass nach der damals noch zu Recht be- 
stehenden Vorschrift des $ 14 des Verwaltungsedikts der Orts- 
vorsteher unter anderem verpflichtet sei, „für Aufrechterhaltung 
der Religion und guter Sitten zu sorgen“, eine besondere Ver- 
pflichtung auf seine Obliegenheit als Kirchengemeinderathsmitglied 
darum wohl entbehrt werden könne. 


1) Aus einem Artikel im Ev. Kirchen- und Schulblatt für Württemberg 
Jahrg. 1888 S. 29. 
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Unter diesen Umständen war es von entscheidender Bedeutung, 
dass das Kirchenregiment sich auf den zuletzt beschriebenen Stand- 
punkt stellte und der im Mai 1888 einberufenen IV. evangelischen 
Landessynode den Entwurf eines kirchlichen Gesetzes, betr. die 
evangelischen Kirchengemeinden, vorlegte, welches einen doppelten 
Zweck verfolgte, einmal die Uebertragung der pfarrgemeinde- 
räthlichen Funktionen auf den Kirchengemeinderath zu bewirken, 
und sodann insoweit als das staatliche Gesetz vom 14. Juni 
1887 in- einzelnen Artikeln (Art. 7, 51, 56, 59, 69) eine ge- 
nehmigende, entscheidende oder aufsichtsführende Thätigkeit kirch- 
licher Behörden erwartete bezw. voraussetzte, welche erst von 
der kirchlichen Gesetzgebung zu bezeichnen waren, die ent- 
sprechenden Bestimmungen zu geben. Die Landessynode verbarg 
sich nicht, dass die kirchliche Gesetzgebung durch das einseitige 
Vorgehen der staatlichen in eine gewisse Zwangslage versetzt 
sei, nahm aber doch den kirchenregimentlichen Entwurf nach 
einigen unwesentlichen Abänderungen mit allen gegen Eine Stimme 
an. Sıe liess sich dabei von der Erwägung leiten, dass bei 
Nichtübertragung der pfarrgemeinderäthlichen Funktionen auf 
den Kirchengemeinderath zu befürchten sei, es möchte ein neben 
dem Kirchengemeinderath des staatlichen Gesetzes weiter fun- 
girender Pfarrgemeinderath an Bedeutung und Einfluss so sehr 
verlieren, dass die Kirche dadurch jedenfalls mehr Schaden 
erleiden würde als ihr von dem Uebergang der Funktionen des 
Pfarrgemeinderaths auf den Kirchengemeinderath drohen könne; 
es sei aber auch auf der anderen Seite zu erwarten, dass durch 
jene Uebertragung innerkirchlicher Funktionen auf den Kirchen- 
gemeinderath dieser einen mehr kirchlichen Charakter erhalten 
und als die zur Vertretung der Kirchengemeinde und zur Ver- 
waltung ihres Vermögens bestellte Behörde auch für die Aus- 
übung von innerkirchlichen Funktionen eine wirksamere Stellung 
geniessen werde als dies bei dem Pfarrgemeinderath der Fall 
gewesen sel. 

Der Inhalt des von der Landessynode verabschiedeten, vom 


Rieker, Die neue Kirchengemeindeverfassung in Württemberg. 9219 


Landesherrn als Inhaber des Kirchenregiments unterm 29. Juli 1888 
verkündeten kirchlichen Gesetzes, betr. die evangelischen Kirchen- 
gemeinden, ist folgender: In Art. 1—3 werden die Aufgabe und 
die Stellung der Kirchengemeinde und Kirchengemeindegenossen 
vom kirchlichen Standpunkt in derselben Weise, wie dies der Ent- 
wurf einer Kirchengemeinde- und Synodalordnung gethan, um- 
schrieben; Art. 4 handelt von der Feststellung der Kirchen- 
gemeindegenossenschaft. Art. 5 überträgt die Besorgung der 
dem Pfarrgemeinderath zugewiesenen Angelegenheiten auf den 
Kirchengemeinderath und setzt die hiedurch entbehrlich werden- 
den Bestimmungen der Pfarrgemeinderathsordnung (bes. über die 
Wahl der Mitglieder des Pfarrgemeinderaths) für diejenigen Ge- 
meinden, welche nicht von dem wiederholt erwähnten Art. 92 
Gebrauch machen, ausser Kraft. Art. 6 weist die Fürsorge für 
Handhabung der äusseren Ordnung innerhalb der kirchlichen Ge- 
bäude, soweit es sich nicht um Anordnung oder Vollziehung von 
Polizeivorschriften handelt, sowie die Entscheidung über die Ein- 
räumung der Kirchengebäude für einzelne nicht zum Gottesdienst 
der Kirchengemeinde dienende Handlungen und die Verfügung 
über die Kirchenstühle dem Kirchengemeinderath zu. Die unmittel- 
bare kirchliche Aufsicht über die Vermögensverwaltung der Kirchen- 
gemeinden kommt nach Art. 7—10 dem Dekan und dem Aus- 
schuss der Diözesansynode, die Oberaufsicht nach Art. 11 dem 
evangelischen Konsistorium zu. Art. 12 trifft Bestimmungen über 
die Verpflichtung zur Tragung der durch diese Aufsicht ent- 
stehenden Kosten. Art. 13 spricht aus, dass auf diejenigen Kirchen- 
gemeinden, für welche das durch Art. 92 des staatlichen Gesetzes 
vom 14. Juni 1887 gestattete Ausnahmeverhältniss zugelassen 
wird, für die Dauer dieses Verhältnisses die Art. 4—12 des 
gegenwärtigen Gesetzes keine Anwendung finden. Der letzte 
Artikel (Art. 14) behält die nähere Bestimmung darüber, wann 
gegenwärtiges Gesetz in Kraft trete, dem Verordnungswege vor?). 


!) Die vom evang. Konsistorium gegebenen Ausführungsvorschriften 
finden sich vollständig bei Steinheil a. a. O, S, 462ff., die wichtigeren auch 
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Die Kirchengemeindeverfassung in der evangelischen Kirche 
Württembergs ist somit keine so einfach gegliederte und durch- 
sichtige wie die anderer deutscher Landeskirchen, z. B. die 
Kirchengemeindeverfassung der alten Provinzen Preussens. Ein- 
mal ist die Kirchengemeindeverfassung nicht in allen evangelischen 
Gemeinden durchgeführt: in einem kleinen Theil derselben !) besteht 
noch in Gemässheit des Art. 92 des staatlichen Gesetzes vom 
14. Juni 1887 und des Art. 13 des kirchlichen Gesetzes vom 
29. Juli 1888, betr. die evangelischen Kirchengemeinden, die bis- 
herige Verwaltung in der Weise fort, dass das Ortskirchenvermögen 
nach wie vor unausgeschieden ist und mit dem übrigen Stiftungs- 
vermögen von dem Stiftungsrath verwaltet wird, und dass neben 
demselben der Pfarrgemeinderath die Kirchengemeinde in inner- 
kirchlichen Angelegenheiten vertritt. Aber auch da, wo die neue 
Kirchengemeindeverfassung in Gemässheit des staatlichen Gesetzes 
vom 14. Juni 1887 und des kirchlichen Gesetzes vom 29. Juli 1888, 
betr. die evangelischen Kirchengemeinden, durchgeführt ist, trägt 
sie keinen einheitlichen Charakter: wohl hat hier die Kirchen- 


bei Friedberg a. a. O. Erg.-Bd. II S. 56ff. — Der Vollständigkeit halber ist 
noch zu erwähnen, dass der dritte die Landessynode betreffende Theil des Ent- 
wurfs einer Kirchengemeinde- und Synodalordnung, welcher eine Umarbeitung 
der Landessynodalordnung vom 20. September 1867 enthielt, aber mit den 
übrigen Theilen jenes Entwurfs durch den ablehnenden Beschluss der Kammer 
der Abgeordneten im Dezember 1884 gegenstandslos geworden war, als 
Novelle zu jener Landessynodalordnung der IV. evang. Landessynode vom 
Kirchenregiment vorgelegt und unterm 29. Juli 1888 als kirchliches Gesetz 
zur Abänderung der Landessynodalordnung vom 20. September 1867 publizirt 
wurde. Die in Kraft gebliebenen Bestimmungen dieser Landessynodalordnung, 
sowie die durch jene Novelle hinzugefügten neuen, wurden sodann vom evang. 
Konsistorium auf Grun\ kirchengesetzlicher Ermächtigung als „Landessynodal- 
ordnung von 1888* publizirt (den Text s. bei Friedberg a. a. O. Erg.-Bd. II 
S. 13ff.). Die durch das staatliche Gesetz vom 14. Juni 1887 nöthig gewordenen 
Aenderungen der Diözesanordnung von 1854 dagegen führten nicht zu einer 
Neuredaktion derselben, sondern wurden in das kirchliche Gesetz, betr. die 
evangelischen Kirchengemeinden, aufgenommen. | 

!) Nach einer gütigen Mittheilung des evang. Konsistoriums ist das Aus- 
nahmeverhältniss des Art. 92 nur für 39 Gemeinden (etwa 8,4°jo) genehmigt 
worden. 
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gemeinde nur Ein Organ, den Kirchengemeinderath, nicht zwei 
Organe, Stiftungsrath und Pfarrgemeinderath, wie jene Gemeinden, 
auf welche jener Art. 92 Anwendung findet, aber dieser Kirchen- 
gemeinderath hat einen eigenthümlichen Doppelcharakter an sich: 
Auf der einen Seite ist er eine staatliche Behörde'), eingesetzt 
durch das staatliche Gesetz vom 14. Juni 1887 zur Vertretung 
der evangelischen Kirchengemeinden und zur Verwaltung ihrer 
Vermögensangelegenheiten, auf der anderen Seite scheint er eine 
kirchliche Behörde zu sein: ‘durch das kirchliche Gesetz vom 
29. Juli 1888, betr. die evangelischen Kirchengemeinden, sind ihm 
die Funktionen des bisherigen Pfarrgemeinderaths, eines rein kirch- 
lichen Organs, übertragen worden. 

Es erhebt sich nun die Frage, ob hinsichtlich der rechtlichen 
Natur der vom Kirchengemeinderath vorgenommenen Amtshand- 
lungen zu unterscheiden ist zwischen solchen, die er innerhalb 
der durch das staatliche Gesetz vom 14. Juni 1887 bezeichneten 
Zuständigkeit vornimmt, und zwischen solchen, die er in Gremäss- 
heit des kirchlichen Gesetzes vom 29. Juli 1888 bezw. der Pfarr- 
gemeinderathsordnung von 1851 vollzieht. Es ist das von prak- 
tischer Bedeutung in verschiedenen Fällen. Das (württ.) Gesetz 
vom 12. August 1879, betr. Aenderungen des Landespolizeistraf- 
gesetzes vom 27. Dezember 1871, und das Verfahren bei Erlassung 
polizeilicher Strafverfügungen bestimmt in Art. 2, 3 und 5, dass 
der Ungehorsam gegen die von einer Behörde innerhalb ihrer 
Zuständigkeit getroffenen, ordnungsmässig eröffneten Anordnungen 
sowie die Verletzung der einer Behörde schuldigen Achtung durch 
ungebührliches Benehmen oder durch ungebührliche Aeusserungen 
im mündlichen oder schriftlichen amtlichen Verkehr von der be- 
treffenden Behörde oder, wenn dieser keine Strafbefugniss zukommt, 
von der Ortsbehörde mit Geldstrafe oder Haft bestraft werden 
können. Der Kirchengemeinderath ist jedenfalls in seiner durch‘ 


!) Staatliche Behörde bildet hier den Gegensatz zu kirchlicher Behörde 
und ist demgemäss in dem weiteren Sinne zu nehmen, in welchem auch 
eine Gemeindebehörde staatliche Behörde ist. 


222 Abhandlungen. 


das staatliche Gesetz vom 14. Juni 1887 begründeten Zuständig- 
keit als staatlich eingesetzte Verwaltungsbehörde eine Behörde im 
Sinne des.Gesetzes vom 12. August 1879 und geniesst den polizei- 
lichen Schutz in der dargelegten Weise; es fragt sich nun, ob er 
diesen Schutz auch in denjenigen Fällen beanspruchen kann, in 
welchen er innerkirchliche Funktionen ausübt? — Die Mitglieder 
des Kirchengemeinderaths sind ferner unstreitig, soweit sie auf 
(Grund des staatlichen Gesetzes vom 14. Juni 1887 fungiren, 
Beamte im Sinne des Reichsstrafgesetzbuches $ 359 und ihr Amt 
ein öffentliches Amt im Sinne des $ 31, 2 des Reichsstrafgesetz- 
buches; trifft dies auch zu, soweit sie auf Grund des kirchlichen 
Gesetzes vom 29. Juli 1888 innerkirchliche Funktionen ausüben? 

Diese Fragen kamen bereits auf der IV. Landessynode zur 
Sprache und wurden von Seiten des Kirchenregiments dahin be- 
antwortet, es sei zu unterscheiden zwischen solchen Anordnungen 
des Kirchengemeinderaths, die er in seiner Eigenschaft als staat- 
liche Verwaltungsbehörde treffe, und zwischen solchen Anord- 
nungen, die sich auf rein innerkirchliche Verpflichtungen beziehen !). 
Allein diese Unterscheidung ist jedenfalls praktisch nicht durch- 
zuführen, man denke z. B. an eine vom Kirchengemeinderatlı 
ergangene Vorladung: soll der Ungehorsam gegen dieselbe nur in 
dem Falle strafbar sein, wenn der Kirchengemeinderath in seiner 
Eigenschaft als staatliche Verwaltungsbehörde innerhalb der durcli 
das Gesetz vom 14. Juni 1887 begrenzten Zuständigkeit die Vor- 
ladung hat ergehen lassen? Dann müsste auch bei jeder Vor- 
ladung dem Vorzuladenden genau eröffnet werden, ob er von dem 
Kirchengemeinderath als staatlicher Verwaltungsbehörde oder als 
rein kirchlicher Behörde vorgeladen werde, damit er weiss, ob 
er ungestraft gegen jene Vorladung ungehorsam sein könne 
oder nicht. Dadurch würde aber gerade das verhindert, was 
doch der staatliche Gesetzgeber angestrebt hat, dass sich der 


1) Protokollband 8. 172, 173f. Dies ist auch die Ansicht von Fried- 
berg in seinem Verfassungsrecht der evangelischen deutschen Landeskirchen 
S. 340. | 


Fi 


Rieker, Die neue Kirchengemeindeverfassung in Württemberg. 223 


Kirchengemeinderath als einheitliches Kollegium fühle, und der 
Zwiespalt der (staatlichen und kirchlichen) Gesetzgebung würde 
zu einem Zwiespalt im Kirchengemeinderath selbst. Wir glauben 
aber, dass jene Unterscheidung auch abgesehen von ihrer prak- 
tischen Undurchführbarkeit dem Wortlaute des Gesetzes zuwider- 
läuft. Nach Art. 50 Abs. 2 des staatlichen Gesetzes vom 14. Juni 
1887 und nach Art. 5 Abs. 1 des kirchlichen Gesetzes vom 
29. Juli 1888 wird die Besorgung der dem Pfarrgemeinde- 
rath zugewiesenen Angelegenheiten auf den Kirchen- 
gemeinderath übertragen, das bedeutet nicht: der Kirchen- 
gemeinderath ist zugleich auch Pfarrgemeinderath, es besteht 
zwischen den beiden Behörden eine Personalunion in der Weise, 
dass dieselben Personen zugleich Mitglieder des Kirchengemeinde- 
raths und des Pfarrgemeinderaths sind, und ihre Funktionen theils 
als Mitglieder des Kirchengemeinderaths, theils als Mitglieder des 
Pfarrgemeinderaths ausüben, sondern es bedeutet: es ist nur Eine 
Behörde da, der auf Grund des staatlichen Gesetzes vom 14. Juni 
1887 eingesetzte Kirchengemeinderath, welcher in Gemässheit des 
Art. 50 Abs. 2 jenes Gesetzes und des Art. 5 Abs. 1 des kirch- 
lichen Gesetzes vom 29. Juli 1888 die Geschäfte des Pfarr- 
gemeinderaths zugleich mitbesorgt (nicht: zugleich Pfarrgemeinde- 
rath ist). Es wird also durch jene Uebertragung keineswegs die 
Scheidung von äusseren und inneren kirchlichen Angelegenheiten 
in den Kirchengemeinderath und in die rechtliche Stellung jedes 
einzelnen Mitgliedes desselben hineingetragen, sondern der Kirchen- 
gemeinderath ist und bleibt eine einheitliche Behörde; dass dieser 
Behörde auf Grund verschiedener Gesetze verschiedenartige Funk- 
tionen zugewiesen sind, macht dabei nichts aus. Man darf also 
auch nicht daraus, dass das kirchliche Gesetz vom 29. Juli 1888 
den $ 25 der Pfarrgemeinderathsordnung, wornach dem Pfarr- 
gemeinderath ein weltliches Zwangs- und Strafrecht nicht zu- 
komme, nicht aufgehoben und damit auch für den Kirchen- 
gemeinderath als in Geltung stehend erklärt hat, den Schluss 
ziehen, dem Kirchengemeinderath komme in Besorgung der pfarr- 
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gemeinderäthlichen Funktionen ein weltliches Zwangs- und Straf- 
recht nicht zu. Denn der Kirchengemeinderath ist eben nicht 
zugleich Pfarrgemeinderath, sondern besorgt nur die dem Pfarr- 
gemeinderath aufgetragenen Funktionen zugleich mit. 

Der Kiırchengemeinderath ist eine staatliche Behörde zur 
Vertretung der Kirchengemeinde und zur Verwaltung ihrer Ver- 
mögensangelegenheiten; dass er daneben innerkirchliche Funktionen 
ausübt, alterirt seinen Charakter als staatliche Behörde nicht. Zum 
Beweise diene eine Analogie aus dem Staatsrecht: in Folge eines 
am 18. Juli 1867 mit dem Fürsten von Waldeck geschlossenen, 
seitdenn wiederholt verlängerten bezw. erneuerten A.ccessions- 
vertrags führt die preussische Regierung die Verwaltung des 
Fürstenthums Waldeck; ihre Behörden sind preussische Behörden 
auch soweit sie waldecksche Angelegenheiten besorgen, sind also 
nicht in der einen Beziehung preussische, in der anderen wal- 
decksche Behörden. Man darf sich auch nicht darauf berufen, dass 
der Kirchengemeinderath in Besorgung der dem Pfarrgemeinde- 
rath zugewiesenen Geschäfte kirchliche Gesetze und Vorschriften 
zu befolgen habe: es gibt im deutschen Reiche Landesbehörden, 
welche Reichsgesetze anzuwenden haben, und es gibt Reichs- 
behörden, welche in ihrer amtlichen Thätigkeit durch partikuläre 
(sesetzesvorschriften gebunden sind, z. B. das Reichsgericht, 
welches neben dem Reichsrecht auch die partikulären Gesetze der 
einzelnen Staaten zur Geltung bringt '). 

Das Ergebniss ist also: Der Kirchengemeinderath ist eine 
staatliche Behörde, die nicht bloss staatliche, sondern auch kirch- 
liche Geschäfte zu besorgen hat, weil der kirchliche Gesetzgeber, 
von der Erlaubniss des staatlichen Gebrauch machend, ihr unter 
Aufhebung des bisher bestandenen Pfarrgemeinderaths die von 
diesem wahrgenommenen Funktionen übertragen hat. Während 
der Entwurf einer Kirchengemeinde- und Synodalordnung in kon- 
sequenter Anwendung des den Kirchen für ihre inneren An- 


1!) Laband, Staatsrecht des deutschen Reiches Bd. I (zweite Auflage) 
S. 841. 
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gelegenheiten Autonomie gewährleistenden 8 71 der Verfassungs- 
urkunde eine säuberliche Trennung zwischen bürgerlicher und 
kirchlicher Gemeinde, zwischen bürgerlichen und kirchlichen Be- 
hörden anstrebte, steht umgekehrt das Staatsgesetz vom 14. Juni 
1887 auf dem Standpunkt möglichster Festhaltung der Einheit 
von Staat und Kirche und hat das lockerer werden wollende Band 
zwischen Staat und Kirche, zwischen staatlichen und kirchlichen 
Behörden wieder etwas enger geknüpft. Wir sprechen damit 
durchaus keinen Tadel über die neue Kirchengemeindeverfassung 
in Württemberg aus, im Gegentheil: Die jahrhundert lange enge 
Verbindung, welche zwischen Staat und Kirche in Württemberg 
bestanden hat, war für Staat und Kirche von grossem Segen, 
und wenn jenes Band nicht voreilig zerschnitten, sondern aufs Neue 
fester geknüpft worden ist, ohne dass die Kirche in ihren wich- 
tigsten Funktionen, Wort- und Sakramentsverwaltung, dadurch 
behindert wäre, so mag das denen als ein Rückschritt erscheinen, 
die von der vollständigen Trennung von Staat und Kirche alles 
Heil für Staat und Kirche hoffen, wir aber gehören nicht zu 
diesen. Und so glauben wir, dass auch jener ablehnende Beschluss 
der Kammer der Abgeordneten vom Dezember 1884, so wenig 
seine Motive zu billigen sind, doch der evangelischen Landeskirche 
Württembergs nicht zum Verderben, sondern zum Segen ge- 
reichen werde. | 
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Zur Lösung der Altkatholikenfrage in Bayern. 


Von 
Dr. Adolf Mayer in Edenkoben (Rheinpfalz). 


Der Altkatholicismus hatte mehrere Jahre hindurch in Bayern 
ein von römisch-katholischer Seite im Allgemeinen nicht an- 
gefochtenes Dasein geführt. Welches nun die Gründe für die neuere 
feindliche Bewegung gewesen sind, ist nicht klar zu erkennen. Man 
hat dieselbe in Zusammenhang gebracht mit einer Erklärung, welche 
der frühere bayerische Oultusminister Frhr. von Lutz seiner Zeit 
der Centrumsfraktion auf ihre Beschwerden im Landtag gab, 
„dass nämlich die Curie mit den kirchlichen Zuständen Bayerns 
vollkommen zufrieden sei“. Möglich, ja wahrscheinlich ist, dass 
hier ein Zusammenhang besteht. Die Reihenfolge der Daten und 
Einzelheiten im Verlaufe dieser Bewegung, welche mit dem Aus- 
schlusse der Altkatholiken aus der katholischen Kirche endete, 
sprechen dafür. 

Festen Boden in den Untersuchungen über den Anlass 
gewinnt man jedoch erst mit dem päpstlichen Sendschreiben vom 
22. Dezember 1887. Hier führte der Papst Klage über mancherlei 
Zustände in Bayern, weshalb dann die bayerischen Bischöfe in 
einer Vorstellung vom 14. Juni 1888 die kgl. Staatsregierung um 
Aenderung dieser Verhältnisse ersuchten. 

Unter den aufgeführten Beschwerdepunkten traten für die 
Folge vor Allem zwei in den Vordergrund, nachdem ihnen sowohl 
wie den übrigen im Wesentlichen ein abschlägiger Bescheid von 
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der Regierung geworden war. Am 28. März 1889 beantwortete 
die kgl. bayerische Staatsregierung das bischöfliche Memorandum 
und gab nur in einigen, nebensächlichen Punkten eine Zusage auf 
Aenderungen; in der Hauptsache blieb das Ministerium bei den 
bisher beobachteten Grundsätzen und lehnte insbesondere jede 
Einschränkung des kgl. Schutz- und Aufsichtsrechtes und die 
Lösung der Altkatholikenfrage im Sinne der Bittsteller ab. Aber 
damit kam die Sache noch nicht zur Ruhe. War es nunmehr 
den Vorstellungen der Bischöfe nicht gelungen, in diesen Dingen 
Wandel zu schaffen, so musste man auf andern Wegen versuchen, 
die Erfüllung der Wünsche durchzusetzen. Die Führer der baye- 
rischen Centrumspartei, welche jetzt an Stelle der Oberhirten die 
Triebfeder der Bewegung wurden, versammelten zu diesem Zweck die 
katholische Bevölkerung Bayerns in Neustadt a/H. und in München, 
um dieselbe für die erhobenen Forderungen zu interessiren und 
um in Resolutionen dieser Versammlungen die Angelegenheit 
möglichst dringlich erscheinen zu lassen. 

Im Vordergrund stand das kgl. Placet, und daneben als 
Consequenz der insinuirten Aenderung die Anerkennung der kirch- 
lichen Ausschliessung der Altkatholiken für das staatliche Gebiet, 
wie man sie schon so oft gefordert hatte. 

Zum Gegenstande ernsterer Debatten wurden diese Wünsche 
aber erst mit den Anträgen des Abgeordneten Geiger und Gen. 
in der bayerischen Kammer der Abgeordneten, welche lauten: 

Es sei an die Krone die Bitte zu richten: 

1) auszusprechen, dass das placetum regium im Sinne des 
& 58 der II. Verfassungsbeilage sich auf Glaubens- und Sitten- 
lehre nicht erstrecke; 

2) den altkatholischen Centralverein in Bayern als eine von 
der katholischen Religion verschiedene Religionsgesellschaft zu 
behandeln). 

Am 6. November 1889 standen diese Anträge zum 1. Mal 

1) Protokoll der 19. öffentlichen Sitzung der Kammer der Reichsräthe. 
München, 10. Februar 1890. No. 19. S. 322. 
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auf der Tagesordnung der Abgeordnetenkammer des bayerischen 
Landtags. Selbstverständlich nahm hier ebenso der Antrag 1 über 
das Placetum regium das Hauptinteresse in Anspruch und in 
langen Debatten wurde die Ausdehnung dieses kgl. Rechtes auf 
rein geistliche Gegenstände der Glaubens- und .der Sittenlehre 
behauptet und bestritten, während der Antrag 2 über die Alt- 
katholiken durch eine kurze Erklärung des Ministers am Schlusse 
seiner Rede vorerst einer eingehenderen Discussion entzogen 
wurde. Der Minister führte nämlich nach längerer Vertheidigung 
seiner Haltung in der Placetfrage zum Antrag 2 folgendes aus: 

„Anlangend aber endlich den Punkt, dass die Altkatholiken 
auch in Bezug auf andere Dinge als das Dogma von der Infallı- 
bilität von Rom und den Katholiken sich getrennt haben, so steht 
mir keine Competenz zu, darüber zu urtheilen, keine Competenz 
nach Ihrer eigenen Rechtsanschauung. Sie haben immer und 
immer wieder gesagt, ob einer der katholischen Kirche noch an- 
gehört oder ob er aus der katholischen Kirche ausgeschieden, 
ob er freiwillig ausgeschieden ist oder ob er in Folge der Ex- 
communication auszuscheiden gezwungen war, das sind Dinge, die 
der geistlichen Obrigkeit zustehen, nicht der staatlichen, nicht 
dem Cultusministerium. 

Wohlan, meine Herren, möge die geistliche Behörde die 
Frage einmal genau untersuchen, möge sie prüfen, wie es denn 
damit steht und möge sie das in ihrer Zuständigkeit liegende 
Urtheil fällen! Dann werden wir weiters sehen, was unseres 
Amtes ist“). 

Diese Erklärung wiederholte der Staatsminister Frhr. von 
Crailsheim in der Sitzung der Kammer der bayerischen Reichs- 
räthe vom 10. Februar 1890, indem er ebenso auf die Un- 
 ’zuständigkeit der Regierung zu einer Entscheidung in inner- 
kirchlichen Angelegenheiten hinwies wie darauf, dass die Regierung 
bisher noch keine Veranlassung gehabt hätte, mangels einer von 


!) Stenographischer Bericht über die Verhandlungen der bayer. Kammer 
der Abgeordneten. 98. Sitzung. B. IV. No. 98. S. 164. 
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der zuständigen Behörde erlassenen Entscheidung gegen die Alt- 
katholiken vorzugehen '). 

Die Aufforderung, welche in den Erklärungen der beiden 
Minister lag, musste von den bayerischen Bischöfen verstanden 
werden und ist auch, wie die folgenden Ereignisse zeigten, ver- 
standen worden. Der Kapitular-Vikar der Erzdiöcese München- 
Freising ging zuerst vor und half durch die Eingabe vom 10. März ' 
1890 über die Hindernisse, welche der kundgegebenen Bereit- 
willigkeit des Staates zur Regelung dieser Frage im Wege standen, 
hinweg. Die in dieser Eingabe enthaltene Entscheidung, welche, 
abgesehen von den dogmatischen Lehren des Jahres 1870, die 
wiederholte Excommunication der Altkatholiken wegen formaler 
Häresie constatirte, lautete in ihrem wesentlichen Theile wie folgt: 

„Ausser anderem verneinen die Altkatholiken das katholische 
Doms über den Ehren- und J urisdiktionsprimat des römischen 
Papstes, indem sie den Apostelfürsten Petrus den übrigen Aposteln 
gleichstellen, seine besondere Sendung und Gewalt bestreiten und 
seinen Nachfolger als einen gewöhnlichen Patriarchen darstellen 
(siehe Leitfaden für den katholischen Religionsunterricht an 
höheren Schulen, herausgegeben im Auftrage der altkatholischen 
Synode, Bonn 1877. 8. 71, 136; katholischer Katechismus, heraus- 
gegeben im Auftrage der altkatholischen Synode, Bonn 1880. 
S. 45). Sie sind folglich verurtheilt und excommunicirt durch 
die Decrete einiger Concilien, speciell durch dasjenige von Florenz. 

2) Die Altkatholiken verneinen öffentlich das katholische 
Dogma von der unbefleckten Empfängniss, welches am 8. Dezember 
1854 in der Constitution Pius IX. „Ineffabilis Deus“ proklamirt 
wurde (vgl. das officielle Organ der Altkatholiken „Deutscher 
Merkur“ vom 22. Februar 1890. No. 8). Sie sind folglich von 
der Kirche ausgeschlossen kraft derselben Bulle. 

Jede einzelne dieser Neuerungen schliesst das Vorgehen der 
formalen Häresie in sich und hat für die Betheiligten ipso facto die 


t) Protokoll der 19. Sitzung der Kammer der bayer. Reichsräthe vom 
10. Februar 1890. No. 19. 8. 407 ff, 
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Ausschliessung aus der katholischen Kirche zur Folge. Diese 
Ausschliessung haben demnach die Altkatholiken, welche in allen 
diesen Punkten von der katholischen Kirche sich abgesondert 
haben, auch abgesehen vom Vatikanum, längst verwirkt.“ 

An erster Stelle wird also den Altkatholiken, abgesehen von 
den Lehren der constitutio dogmatica concilii Vaticanı cap. III 
"und IV, die Verneinung des päpstlichen Primats und an zweiter 
Stelle die Leugnung der unbefleckten Empfängniss der Jungfrau 
Maria zur Last gelegt; da nun diese Deklaration weiterhin die 
Grundlage geworden ist zu der staatlichen Entschliessung vom 
15. März 1890, nach welcher der kirchliche Ausschluss aus der 
(Gemeinschaft auch auf dem Gebiete des Staates durchgeführt 
wurde, so kommt es darauf an zu prüfen, ob der kirchliche Aus- 
spruch von der Excommunication der Altkatholiken in beiden 
Punkten begründet ist und weiter darauf, ob der Staat, indem er 
dem kirchlichen Urtheil auf seinem Gebiete Wirkung gab, nicht 
gegen seine eigenen Vorschriften verstossen und verfassungsmässige 
Rechte der Altkatholiken verletzt hat. 


I. 


Wenn den Altkatholiken von Seiten der Römisch-Katholischen 
der Vorwurf gemacht wird, dass sie mit ihrer Definition des 
Primats die anerkannte Lehre der katholischen Kirche verlassen 
haben, so kann dieser Vorwurf auf die vom bayerischen Staate 
gewährten und gewährleisteten Rechte derselben heute nur von 
Einfluss sein, sofern er nach dem Stande der Primatslehre vor 
der Proklamirung der vatikanischen Decrete erwiesen wird; denn 
bekanntlich hat sich nach Ansicht der Altkatholiken und auch des 
Staates der Primatsbegriff' mit dem Glaubensdecret des Jahres 
1870 wesentlich geändert. Diese Lehre hat in der katholischen 
Kirche überhaupt eine Entwicklung genommen, wie sie in ähn- 
licher Weise bei keinem andern kirchlichen Institute zu beobachten 
ist. In den ersten Jahrhunderten christlicher Zeitrechnung waren 
es nur einzelne, wenig einflussreiche Ehrenrechte, welche den 
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römischen Bischof vor den übrigen Kirchenobern auszeichneten 
und diese verdankte der Nachfolger Petri auch allen andern Um- 
ständen mehr als einer Auslegung von Bibelstellen, wie sie heute 
zur Grundlage derselben gemacht werden. Dass Rom, die gewesene 
Welthauptstadt, der Sitz des römischen Bischofs war, dass die 
Inhaber desselben in der Lage waren, ihre Nachbargemeinde mit 
Rath und That zu unterstützen, dass man in dem Glauben lebte, 
Petrus habe hier gewirkt und sei hier als Märtyrer gestorben, 
das alles liess damals den Ehrenvorrang als berechtigt erscheinen 
und brachte die übrigen Gemeinden in ein gewisses Abhängigkeits- 
verhältniss zu Rom. Soweit nun die alte Kirche diesen Ehren- 
vorrang in ihren Concilsbeschlüssen als Glaubenslehre annahm, 
hat ihn auch heute die altkatholische Kirche mit einer Erklärung 
auf dem Münchener Katholikencongress i. J. 1871, nämlich der, 
dass sie sich „bekennen zu dem Primate des römischen Bischofs, 
wie er auf Grund der Schrift von den Vätern in der alten un- 
getheilten Kirche anerkannt war“ als göttliche Lehre in ihr 
Glaubensbekenntniss aufgenommen ''). Die Entwicklung des Primats 
nach den ersten acht ökumenischen Concilien, welche auch von 
dem Concil als dem unfehlbaren Organ der katholischen Kirche 
zum Dogma erhoben wurde und die auch nach den Schriften 
eines Gratian, Thomas von Aquino u.a. allerseits gelehrt wurde, 
hat die altkatholische Gremeinschaft mit dieser Münchener Er- 
klärung ebenso strikte von sich gewiesen. Wie sich nun diese 
vollzog, tritt deutlich in einzelnen Concilsbeschlüssen hervor. 

Das IV. Lateran-Concil v. J. 1215 lehrt: „disponente Domino 
super omnes alias ordinariae potestatis obtinet principatum*® 
(c. 23 X 5,33). 

Im J. 1274 folgte die Definition des II. Concils von 
Lyon: „Romana ecclesia summum et plenum primatum et 
principatum super universam ecelesiam obtinet, quem se ab 
ipso Domino in beato Petro Apostolorum principe sive vertice 


!) Stenographischer Bericht über die Verhandlungen des Katholiken- 
Congresses. München 1871. S. 221. No. I 
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cuius Romanus Pontifex est successor, cuius potestatis plenitudine 
recepisse veraciter et humiliter recognoscit.“ 

Den Schlussstein fügte dann das Concil von Florenz in diesen 
Bau päpstlicher Machtvollkommenheit. Man erlebte hier sogar noch. 
den Triumph, dass ausser der gefügigen Christenheit des Abendlandes 
‚auch die Vertreter der griechisch-katholischen Kirche beistimmten, 
als man proklamirte: „Item diffinimus Sanctam Apostolicam sedem 
et Romanum pontificem in universum orbem tenere principatum et 
ipsum pontificem Romanum successorem esse beati Petri principis 
Apostolorum et verum Christi vicarium totiusque Ecclesiae 
caput et omnium COhristianorum patrem et doctorem existere; et 
ipsi in beato Petro pascendi, regendi ac gubernandi universalem 
Ecclesiam a Domino nostro Jesu Christo plenam potestatem 
tradıtam esse; quemadmodum etiam in gestis oecumenicorum Con- 
ciliorum et in sacris Canonibus continetur. Renovantes insuper 
ordinem traditum in Canonibus ceterorum venerabilium Patri- 
archarum: ut Patriarcha Constantinopolitanus secundus sit post 
sanctissimum Romanum pontificem, tertius vero Alexandrinus, 
quartus autem Antiochenus et quintus Hierosolymitanus salvis 
videlicet privilegiis omnibus et iuribus eorum.“ 

Mit dieser Deklaration des Ooncils hatte der damalige 
Papst Eugen IV. durchgesetzt, was seine Vorgänger Gregor VII, 
Innocenz III. u. a. nicht zu erreichen wussten; er konnte deshalb 
auch mit Recht sagen: „Mehr wüsste ich von den Griechen nicht 
zu erlangen, denn was wir erstrebt und gefordert haben, haben 
wir erreicht“). 

Der Papst ist auf Grund dieser dogmatischen Ooncils- 
beschlüsse zum Inhaber der vollen, höchsten, ordentlichen, auf die 
ganze Kirche sich erstreckenden Gewalt geworden, mit einer 
Machtfülle überhäuft, wie sie nur noch das Unfehlbarkeitsdogma 
des Vatikanum übertreffen konnte. — Man hat zwar die Definition 
von Florenz einer scharfen Kritik unterzogen und insbesondere 


Y") Vgl. Frommann, Zur Kritik des Florentiner Unionsdecrets. Leipzig 
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aus der Stelle: quemadmodum etiam ff. eine Beschränkung der 
päpstlichen Rechte auf den Ehrenvorrahg der alten Kirche her- 
zuleiten gesucht, besonders Döllinger kurz vor dem letzten Concil 
in seinem bekannten Janus!), welcher damit den Streit über 
diese Interpretation von Neuem entfachte. Döllinger hielt den 
griechischen Text des Decrets für den ursprünglichen und be- 
trachtete in Folge dessen die lateinische Uebersetzung des xad” 6v 
tpörov Xat mit quemadmodum etiam statt quemadmodum et für 
eine bewusste Fälschung, durch welche die Schranke gegen die 
Herleitung aussergewöhnlicher . Rechte des Papstes aus dieser 
Definition beseitigt werden sollte. Die neueren Forschungen 
Frommann’s haben jedoch nachgewiesen, dass der lateinische 
Text der ältere ist und dass den Lateinern auch nicht der 
geringste Vorwurf aus der Uebersetzung gemacht werden kann 
und es hat sich auch ergeben, dass dieser Zusatz nicht zur 
Beschränkung, vielmehr nur zur Erläuterung beigefügt worden ist. 
Sonach muss der Primat, soweit er sich mit der Definition in 
Einklang bringen lässt, als Glaubenslehre angenommen werden. 
Wohl mögen die Griechen in jenem Passus eine Restriktion des 
Lehrbegriffs gefunden haben, dass aber für die Auslegung des 
Decrets ihre Ansicht allein massgebend sei, kann füglich nicht 
aufgestellt werden, zumal sie nach den Erklärungen der römischen 
Legaten, welche dieselben ausdrücklich zur Commentirung der 
Stelle gaben, zur Genüge ersehen konnten, was für Rechte man 
römischerseits aus diesen Worten herleitete. 

Auch die Oekumenicität dieses Concils liess man nicht 
unangefochten. Die heutige katholische Wissenschaft und auch 
Vertreter anderer Richtungen erkennen jedoch in ihrer Mehr- 
heit die Oekumenicität des Concils an. Döllinger tritt in 
seinem erwähnten Janus auch nicht gegen die Oekumenicität 
dieses Concils auf, sondern er bekämpft nur die Auf- 
fassung, welche heute durch die oben erwähnte vermeintlich 


!) Janus, Der Papst und das Concil. Leipzig 1869. 
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falsche Uebersetzung aufgekommen sei. Wenn Döllinger damals 
‚Bedenken gegen die Allgemeinheit dieses Concils gehabt hätte, 
würde er sie sicherlich ausgesprochen haben. Auch Schulte 
führte in seinem Kirchenrecht aus dem Jahre 1860!) das Concil 
als allgemeines auf. In seinem Werk: „Die Stellung der Concilien, 
Päpste und Bischöfe“ ?), wie in seiner Broschüre: „Das Vorgehen 
des bayerischen Ministeriums gegen die Altkatholiken“®) greift 
er ebenfalls den ökumenischen Charakter des Concils von Florenz 
nicht an, sondern bemüht sich in der ersteren die dogmatisch 
richtige Auslegung der ÜOoncilsbeschlüsse zu geben, ohne dabei 
die Controverse über die Dekumenicität des Concils zu berühren. 
Darnach darf doch wohl angenommen werden, dass er mit der 
Mehrheit der Kirchenrechtslehrer die dort niederlegte Meinung 
festhält. 

Der Wortlaut der Definition lässt nun schon entnehmen, 
dass weitgehende Rechte dem Papste durch diesen Concilsbeschluss 
gegeben sind, des Näheren zeigt aber am besten die spätere Ent- 
wicklung, wie die Definition auszulegen ist. Auf der nächst 
grösseren Synode, derjenigen von Trient (1545—63) war zwar 
der alte Gegner, der Episkopalismus, noch mächtig genug, um 
eine neue Proklamirung dieses römischen Primats zu verhindern, 
jedoch mit der Gründung und Ausbreitung des Jesuitenordens 
schaffte sich der päpstliche Principat bald vollständige Anerkennung. 
Die durchdringenden Grundsätze des päpstlichen Absolutismus, 
gegründet auf die Festlegung im Florentiner Concil, bleiben von 
da an fast die allein herrschenden und als am Ende des vorigen 
und zu Anfang dieses Jahrhunderts noch einmal liberale Ka- 
tholiken wie Wessenberg vergeblich versucht hatten, gegen die 
Oberherrschaft des Papstes anzukämpfen, blieb dem Papalismus 


!) Schulte, Das katholische Kirchenrecht. Giessen 1860. 1, 58; ebenso 
2, 179. | 

2) Schulte, Die Stellung der Concilien, Päpste und Bischöfe. Prag 1871. 

8) Schulte, Das Vorgehen des bayer. Ministeriums gegen die Altkatholiken. 
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allein das Feld. Der Pontifikat Pius IX. liefert dazu den Beweis. 
Ohne lebhaften Widerspruch hörte ihn die katholische Christen- 
heit das Dogma der unbefleckten Empfängniss am 8. Dezember 
1854 verkünden und demüthig beugte man sich, als der Syllabus 
des Papstes die Grundsätze, auf denen die moderne Wissenschaft 
mit ihren Fortschritten und die ganze neuere Gesellschafts- 
ordnung ruht, als unvereinbar mit der christlichen Glaubenslehre 
erklärte und verdammte. Thatsächlich fand sich aber in der 
Hand des Papstes schon vor dem Jahre 1870 alle Gewalt. Beim 
Volke suchte man den Glauben an die Göttlichkeit dieser Lehren 
in den Religionsbüchern etc. — zu verbreiten. Vergleicht man 
die Katechismen, aus denen die katholische Jugend ihre Glaubens- 
anschauungen schöpft, so kann darüber Niemand im Zweifel 
bleiben. In dem (katholischen) Katechismus des Bisthums Speyer 
aus dem Jahre 1860!) wird beispielsweise der Primat des Papstes 
folgendermassen dargestellt: 

„Frage 10. Warum sollten die Apostel ihr Amt nicht 
anders als unter der Oberleitung des heiligen Petrus verwalten ? 
Antwort: Weil Christus den heiligen Petrus zu seinem Statt- 
halter auf Erden und zum Öberhaupte der ganzen Kirche 
ernannt hat. 

Frage 11. Woraus ersehen wir, dass Christus den Baiiien 
Petrus zum Oberhaupte seiner Kirche ernannt hat? Antwort: 
Wir sehen es daraus, dass Christus 1) auf Petrus als auf den 
eigentlichen Grundstein seiner Kirche gebaut; 2) ihm insbesondere 
die Schlüssel des Himmelreiches übergeben; 3) ihn allein be- 
auftragt hat, seine ganze Heerde zu leiten. | 

Frage 12. Sollte nach dem Tode des heiligen Petrus das 
Amt eines Kirchenoberhauptes aufhören? Antwort: Nein; denn 
sollte die Kirche immer fortbestehen, so musste auch der Fels 
fortbestehen, worauf sie Christus gebaut hat. 

Frage 13. Wer ist seit dem Tode des heiligen Petrus das 


!) Katholischer Katechismus nebst einem Abriss der Religionsgeschichte 
für das Bisthum Speyer. Speyer 1860. 8. 40. 
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sichtbare Oberhaupt der Kirche? Antwort: Der heilige Vater, 
der Papst, welcher der rechtmässige Nachfolger des heiligen 
Petrus auf dem bischöflichen Stuhle zu Rom ist.“ 

In dem Lehrbuche von Schulte 2, 178 findet sich darüber 
folgende Ausführung: „Als erstes und letztes Glied der hier- 
archischen Kette, in dem alle und jede Gewalt des Priester- 
thums, des Lehramts und der Jurisdiktion sich vereint, so dass 
sie von dort wieder ausfliesst, steht aufgerichtet durch den Stifter 
der Kirche der Primat des römischen Bischofs, beruhend auf der 
unmittelbaren Nachfolge in das Apostelamt Petri. Sein Träger 
ist der Papst; in diesem liegt die Machtfülle des von Christus 
eingesetzten Priesterthums, die Fülle aller von Jesus seiner 
Kirche hinterlassenen Vollmachten. Diese Machtfülle und Alles, 
was daraus hervorgeht, ist wesentlich mit dem Primate verbunden; 
ohne ihn lässt sich die Kirche nicht denken, weil dieselbe nur 
in der Einheit besteht; die Einheit aber nicht bestehen kann 
ohne das Haupt.“ Aehnlich definiren die übrigen katholischen 
Kirchenrechtslehrer wie Walter, Philipps u. a. den Primat. 

Entsprechen nun diese Definitionen nicht dem Florentinum ? 

(Gegen diese katholische Lehre hält der Münchener Kapitular- 
Vikar die Erklärungen der altkatholischen Religionsbücher über 
den Primat, um zu beweisen, dass die Altkatholiken in diesem 
Punkte nicht mehr auf dem Boden der römisch-katholischen Kirche 
d. J. 1870 stehen. Der citirte Katechismus enthält, entgegen dem 
oben angeführten römisch-katholischen, folgende Stellen über den 
Primat'). 

„Frage 192. Hatten die Apostel alle dieselben Vollmachten 
empfangen? Antwort: Ja; alle Apostel hatten dieselben Voll- 
machten empfangen, wenngleich der Erste unter den sich gleich- 
stehenden Aposteln Petrus war. 

Frage 198. Wie viele Patriarchen gab es in der alten Kirche? 


!) Katholischer Katechismus, herausgegeben im Auftrage der altkatholischen 
Synode. Bonn 1875. S. 42, 44ff. 
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Antwort: In der alten Kirche gab es fünf Patriarchen, unter denen 
der Patriarch von Rom der Erste war. 

Frage 199. Welchen andern Namen führt jetzt gewöhnlich 
der Patriarch von Rom? Antwort: Der Partriarch von Rom 
führt jetzt gewöhnlich den Namen Papst. 

Frage 201. Warum ist gerade der Bischof von Rom als der 
erste unter den Bischöfen anerkannt worden? Antwort: Der 
Bischof von Rom ist als der erste unter den Bischöfen anerkannt 
worden, weil die Stadt Rom die Hauptstadt des römischen Welt- 
reiches war und weil man nach alten Ueberlieferungen annahm, 
dass dort die Apostel Petrus und Paulus den Martertod erlitten.“ 

Dazu kommen die Stellen im altkatholischen Leitfaden mit 
folgendem Wortlaut): 

S. 71. „Jesus erklärt den Petrus wegen des von ihm bekannten 
Glaubens an seine göttliche Würde und Messianität für den Felsen, 
auf den die ganze Gemeinschaft der Gläubigen bis zum Ende der 
Zeiten sich aufbauen werde und überträgt ihm die Vollmacht, die 
Gläubigen und Würdigen in sein Reich aufzunehmen, die übrigen 
aber von demselben fernzuhalten.“ 

Leitfaden S. 135: „Unter den Aposteln nimmt Petrus die 
hervorragende Stellung ein, welche Christus ihm selbst angewiesen 
hat, Mathäus (X, 2) nennt ihn darum ausdrücklich in dem Apostel- 
verzeichniss den ersten; Lukas erzählt, wie er die Wahl des Apostels 
Mathias leitet (Apostelgeschichte I, 15) am Pfingstfeste bei der 
Gründung der Kirche zuerst lehrend auftritt (II, 14) bei der mit 
den übrigen Aposteln zu Jerusalem unternommenen Wirksamkeit 
das Wort führt (III, 1 ff.), zuerst Heiden in die Kirche aufnimmt 
(X, 1), bei dem Apostelconcil, als es zur Entscheidung kam, zuerst 
seine Stimme erhebt (XV, 7 ff). Paulus erwähnt (1 Kor. IX, 5) 
neben ‚den Aposteln nur noch Petrus insbesondere und erzählt 


!) Leitfaden für den katholischen Religionsunterricht an höheren Schulen, 
herausgegeben im Auftrage der altkatholischen Synode. Bonn 1877. S. 71, 
135, 165. 
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(Gal. I, 18), er sei drei Jahre nach seiner Bekehrung nach 
Jerusalem gegangen, den Petrus zu sehen.“ | 

Leitfaden S. 165: „Als der erste und angesehenste unter 
allen Bischöfen galt der Bischof von Rom .... Dem Bischofe 
der Stadt Rom erkannte man dieselbe Stellung unter den ihm 
wesentlich gleichgeordneten Bischöfen zu, welche Petrus unter 
den Aposteln eingenommen hat.“ 

An andern Stellen heisst es: „Wenn unter den Aposteln 
Petrus wegen seiner Glaubensfestigkeit vom Heiland ausgezeichnet 
ist, so sollte er damit nur als der Erste unter ihnen erscheinen, 
nicht aber die Herrschaft über sie erhalten.“ — Ferner: „Gleich- 
wohl war das Verhältniss zu den übrigen Aposteln nicht das Ver- 
hältniss des Vorgesetzten zu seinen Unterthanen, sondern das des 
Ersten unter Gleichen“ }). 

Dass sich diese Definitionen beider Theile, der römisch- 
katholischen und der altkatholischen Kirche nicht decken, kann 
nicht fraglich erscheinen. Hier ist der Papst der Bischof von 
Rom, welcher im Wesentlichen den übrigen Bischöfen gleichsteht, 
dort ist der Papst der rechtmässige Nachfolger Petri, dem Christus 
den Vorrang vor den übrigen Aposteln verliehen und den er zu 
seinem Stellvertreter und zum Mittelpunkt der Kirche gemacht 
hat, dadurch dass er ihm die oberste Gewalt gegeben. Hier 
suchen wir vergeblich die Frage und Antwort, dass der römische 
Bischof in die besondere Gewalt Petri succedirte; nirgends ist 
von einer besonderen Sendung des Petrus die Rede; man erklärt 
nur, wie Petrus unter den Aposteln die erste Stelle einnahm, so 
war auch der Bischof von Rom der erste und angesehenste unter 
allen Bischöfen, so war der Patriarch von Rom der erste unter 
den fünf gleichen Patriarchen der alten Kirche. Also nur eine 
Vergleichung der Stellung des Petrus unter den Aposteln mit 
derjenigen des römischen Bischofs unter den übrigen Bischöfen, 
. wobei alle im Wesentlichen als gleichstehend zu betrachten seien; 


!) Vgl. stenographischer Bericht der 147. Sitzung der Kammer der 
Abgeordneten vom 21. März 1890. S. 451. 
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nirgends erkennt man eine besondere Succession des Papstes in 
die Stelle des Petrus an. Alle Bischöfe sind nach altkatholischer 
Auffassung gleich, keinem steht ein Vorrecht zu, das ihm eine 
Gewalt über das ganze Gebiet der Kirche gäbe. Der römische 
Bischof hat wie die übrigen seinen Kirchensprengel zu versehen 
und muss wohl unterlassen, in das Gebiet eines gleichstehenden 
Kirchenobern einzugreifen. Auch der Ausdruck „der erste und 
angesehenste“ ändert daran nichts. Es soll damit absolut keine 
Unterordnung anderer unter den Papst ausgedrückt werden, sondern 
er bedeutet vielmehr nur das rein formale Recht des Papstes als 
erster in der Reihe der Bischöfe genannt zu werden, auch an 
erster Stelle zu stehen, falls es sich um die Rangordnung der 
kirchlichen Obern handelt, wie ihn die alte, ungetheilte Kirche _ 
auffasste und die Altkatholiken in jener Erklärung zu München 
angenommen haben. Der Papst ist einfach der primus inter pares. 
Es zeigt sich dieser reine Ehrenprimatsbegriff der Altkatholiken 
auch in ihrer Begründung. Sie lassen den Primat durch rein 
äusserliche Dinge, die mit der biblischen Lehre nichts zu thun 
haben, entstanden sein. Für sie liegt der Grund dieser Ent- 
wicklung in der Bedeutung Roms für die damalige Welt und in 
der Erzählung, dass Petrus und Paulus in dieser Stadt den Marter- 
tod erlitten haben, nicht etwa darin, dass Petrus dort den Bischofs- 
sitz errichtet -habe und diesen dem Papst mit besonderen von 
Christus empfangenen Vollmachten hinterlassen habe. 

Dass hienach die altkatholische Auffassung des Primats nicht 
derjenigen der Römisch-Katholischen vor dem Jahre 1870 ent- 
spricht, ist klar. Auch wird, da die weitgehenden Rechte der 
Definitionen von Lyon und Florenz dogmatische Liehren sind, 
welche heute praktisch durchgeführt sind und gehandhabt werden, 
ein Einschreiten der Kirchengewalt wider die abweichenden Lehren 
der Anti-Infallibilisten gerechtfertigt erscheinen. Nur darauf wird 
noch zurückzukommen sein, ob nach kanonischem Rechte nur ein 
förmliches Strafverfahren die Ausschliessung der Altkatholiken 
aus diesen (ründen zur Folge haben konnte oder nicht. 
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II. 


Als zweiter Punkt figurirt im kirchlichen Urtheile die Ver- 
neinung des Dogmas von der immaculata conceptio. Dieser 
Punkt, gegen dessen Stichhaltigkeit wohl auch am meisten ein- 
gewendet werden kann, hat die Kritik ganz besonders heraus- 
gefordert. Allerdings ist auch mit den Stellen, wie sie der 
Kapitular-Vikar giebt, für die Gesammtheit der Altkatholiken 
nichts bewiesen. Der als Beleg citirte Artikel des „Deutschen 
Merkur“ kann nicht genügen. Der „Deutsche Merkur“ ist nicht, 
wie der Kapitular-Vikar fälschlich annimmt, ein officielles Organ 
der Altkatholiken, weder derjenigen Bayerns noch sonst eines 
Landes. Das einzige officielle altkatholische Organ Deutschlands 
und damit auch Bayerns ist das „Amtliche altkatholische Kirchen- 
“ blatt“, welches in Bonn unter der Leitung von Prof. von Schulte 
erscheint. Der „Deutsche Merkur“ ist wohl ein Blatt, das alt- 
katholische Interessen und speciell, da in München herausgegeben, 
bayerische Interessen vertritt, aber ein officielles Organ, wie man 
allerdings aus dem Titelwort „Organ für katholische Reform- 
bewegung, herausgegeben im Auftrage der Comite’s zu Köln 
und München“ anzunehmen verführt werden könnte, ist es nicht. 
Die Comite’s zu Köln und München existiren schon lange nicht 
mehr und der amtliche Charakter ist, wenn ein solcher mit 
dem Titel hatte ausgedrückt sein sollen, damit auch erloschen, 
Der Artikel in No. 8 des letzten, XXI. Jahrgangs, ist eine 
ganz private Abhandlung, dessen erster Zweck allein darin lag, 
zu zeigen, wie auffallend es doch ist, dass man das Dogma von 
der unbefleckten Empfängniss nicht in das auf dem vatikanischen 
Concil von den Üoncilsmitgliedern abgelegte Glaubensbekenntniss 
aufgenommen hat, weil man fürchtete, dasselbe könne als eine 
Neuerung auf die Bischöfe keinen guten Eindruck machen. Ob 
man aus dem Artikel sonst noch entnehmen kann, dass der Ver- 
fasser für seine Person das Dogma von der unbefleckten Em- 
pfängniss leugne, mag dahingestellt bleiben. Es genügt hier zu 
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constatiren, dass der Artikel, welcher mit der Chifire J. F. 
gezeichnet war und aus der Feder des Professors Friedrich in 
München stammte, nur die Auffassung eines Privaten wiedergiebt 
und daher für die Gemeinschaft der bayerischen Altkatholiken 
nicht verbindlich sein kann. 

Auf die Beweisstellen kommt es aber hier nicht an. Dass 
der Kapitular-Vikar- in seiner Mittheilung an den staatlichen Ver- 
treter im Einzelnen die T'hatsachen, auf welche sich die Excom- 
munication der Altkatholiken stütze, aufführte, war ganz über- 
flüssig. Pflicht der Kirchenbehörde war es nur, das Resultat 
ihrer Untersuchung dem Staate mitzutheilen unter dem Beifügen, 
— wie es ja auch nur der Staat verlangte, — dass sich diese 
Sentenz für den Fall, dass sie condemnatorisch lautete, nicht auf 
die vatikanischen Beschlüsse stütze; für jede anders motivirte 
Entscheidung war der Staat verfassungsmässig zur Vollstreckung 
verbunden und die Frage, ob der Ausspruch der Kirchenbehörde 
innerlich begründet war, blieb, sofern die Kirchengewalt die 
Grenzen ihres Wirkungskreises nicht überschritt und die Hand- 
habung der Kirchenzucht unter Beobachtung der kanonischen 
Formen und der dazu heute gegebenen staatlichen Schranken 
geschah, der Prüfung des Staates verschlossen. Erst gegen 
einen Missbrauch kirchlicher Jurisdiktionsgewalt könnte der recur- 
sus ad principem Abhilfe gewähren. Für den mangelhaften Beweis 
des Kapitular-Vikars gilt der Satz: „superflua non nocent*. 

Wenn die behauptete Thatsache nur einmal geschehen, gleich- 
giltig wann und wo, so besteht die Excommunication zu Recht. 
Und dies ist wirklich der Fall. 

Als sich im Jahre 1871 die Gegner des Infallibilismus in 
München versammelten, um sich zu organisiren und auf Grund 
eines durch die Führer dieser Bewegung in Heidelberg eingehend 
durchberathenen Programms sich zu constituiren, da erklärte man 
unter Anderem!): „Von dem Standpunkte des Glaubensbekennt- 


1) Programm des Katholiken-Öongresses zu München (22—24. Sept. 1871) 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. I. 2. 16 
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nisses aus, wie es noch in dem sog. Tridentinischen Symbolum 
enthalten ist, verwerfen wir die unter dem Pontifikate Pius IX. 
im Widerspruch mit der Lehre der Kirche und dem vom Apostel- 
concil an befolgten Grundsätzen zu Stande gebrachten Dogmen, 
insbesondere das Dogma von dem »unfehlbaren Lehramte« und 
der »höchsten ordentlichen und unmittelbaren Jurisdiktion« des 
Papstes etc... .“ 

Professor Dr. Huber, welcher damals Namens der Führer der 
zahlreichen Versammlung im Museumssaale zu München das Pro- 
gramm vortrug, fügte bei diesem Passus hinzu!): „Ich habe zur Er- 
läuterung wohl kaum zu sagen, dass unter den von uns verworfenen 
Dogmen das Dogma von der immaculata conceptio mitinbegriffen 
ist. Wir verwerfen es nicht bloss, weil es auf illegitimem Wege 
von Pius IX, auferlegt wurde, sondern auch deshalb, weil es auf 
demselben Wege der Erdichtung und Fälschung entstanden ist 
wie das Dogma der Unfehlbarkeit.“ 

Dieses Programm wurde von der Versammlung ohne erheb- 
liche Discussion angenommen und es kann keinem Zweifel unter- 
liegen, dass die Altkatholiken, die doch damals zum ersten Mal 
und zum Zweck der Berathung ihres grundlegenden Programms 
versammelt waren, mit der Annahme dieser Sätze das Dogma 
vom 8. Dezember 1854 öffentlich : und ausdrücklich verworfen 
haben. Ueberdies haben auch die Führer der Altkatholiken 
bei anderer Gelegenheit sich zur Verwerfung bekannt, was hier 
zur Bestätigung auch noch Stelle finden mag. Döllinger hat 
i. J. 1874, wo er sich selbst noch öffentlich zur altkatholischen 
Gemeinde bekannte, als Vorsitzender der Unions - Conferenz, 
welche vom 13. bis 16. September zu Bonn tagte, erklärt: 
„Wir deutschen Theologen haben einen doppelten Grund dafür 
uns recht entschieden gegen die neue Lehre (von der un- 


abgedruckt bei Schulte, Der Altkatholicismus. Giessen 1887. 8. 22 und bei 
Rieks, Der Altkatholicismus in Baden. Heidelberg 1883. S. 30. 

!) Pressense, Das vatikanische Concil. Deutsche Ausgabe von Ed. 
Fabarius. Nördlingen 1872. S. 234. | 
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befleckten Empfängniss) auszusprechen. Erstens zeigt die Geschichte, 
dass sie durch eine Kette von Intriguen und Fälschungen in die 
Kirche eingeschleppt worden ist und zweitens hat die dogmatische 
Definirung derselben durch den Papst ganz unzweifelhaft den 
Zweck gehabt, die Definition der päpstlichen Unfehlbarkeit selbst 
vorzubereiten.“ Damals waren die Vertreter der deutschen Alt- 
katholiken in Verhandlung getreten mit Bischöfen der englisch- 
und amerikanisch-bischöflichen Kirche und mit Abgeordneten des 
Vereins der Freunde der Aufklärung in der griechisch-russischen 
Kirche und man hatte sich zum Schlusse über 14 Punkte, wor- 
unter auch den der Verwerfung der Liehre von der unbefleckten 
Empfängniss der Jungfrau Maria, geeint. Auch Professor von 
Schulte, welcher z. Z. an der Spitze der altkatholischen Bewegung 
steht, hat im Gegensatz zu seiner Behauptung in der mehreitirten 
Broschüre, wo er sagt, dass die Altkatholiken als Ge- 
meinschaft über die unbefleckte Empfängniss niemals 
eine Erklärung abgegeben haben, in seinem i. J. 1887 
in Giessen erschienenen Werk „Der Altkatholicismus“ erklärt: 
„irgend welche Aenderung der Lehre hat nicht stattgefunden. Die 
Nichtaufnahme der unbefleckten Empfängniss (des am 
8. Dezember 1854 von Pius IX. verkündeten Dogmas), gleich dem 
am 18. Juli 1870, die Vermeidung jeder Erklärung, die mit dem 
alten Glauben nicht im Einklange stände, die angeführten Er- 
klärungen bezüglich der Kirchenverfassung, der Tradition u. s. w. 
beweisen, dass die Altkatholiken festhalten an dem alten Glauben, 
der sich noch im Concil zu Trient findet.“ Der erstangeführten 
Kundgebung zu München gegenüber, die allein ausschlaggebend 
ist, da die beiden andern Privatäusserungen sind, welche zwar 
durch das Gewicht der Persönlichkeiten, von denen sie herrühren 
und durch die Umstände, unter denen die erstere fiel, an Bedeu- 
tung gewinnen, erscheint überhaupt jede gegentheilige Ansicht 
unhaltbar und es muss die Leugnung der immaculata conceptio 
von den Altkatholiken als Thatsache hingenommen werden. Nach 
der Stellung der Altkatholiken gegenüber den vatikanischen De- 
16* 
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creten ist diese Abweisung der päpstlichen Glaubenslehren aus 
dem Jahre 1854 auch vollkommen consequent. Wenn die Altkatho- 
lıken ı. J. 1870 dem Papste die Macht aberkannten, (slaubens- 
sätze aus eigener Machtvollkommenheit zu definiren, so können sie 
auch diejenigen Dogmen, die er in Anmassung dieser Macht- 
vollkommenheit schon früher proklamirte, ebensowenig annehmen. 


IH. 


Was die Berechtigung der Excommunication wegen Leugnung 
des Ehren- und Jurisdiktionsprimates anlangt, so ist hier die 
Frage zu beantworten: steht auf der Leugnung dieser Lehre die 
Strafe der Excommunication und im Speciellen der excommunicatio 
latae sententiae. Der Kapitular-Vikar sagt: „Jede einzelne dieser 
Neuerungen schliesst das Vorgehen der formalen Häresie in sich 
und hat für die Betheiligten ipso facto die Ausschliessung aus der 
katholischen Kirche zur Folge.“ 

Dass jeder Katholik auch wegen Leugnung eines dogma- 
tischen Satzes excommunicirt werden kann, braucht nicht erst 
erwiesen zu werden. Nun ist aber, wie gezeigt, der Ehren- und 
und Jurisdiktionsprimat ein wesentlicher Theil des dogmatischen 
Lehrgebäudes der katholischen Kirche und derjenige, welcher diese 
Lehre verwirft, macht sich, sei er Laie oder Priester, der 
Häresie oder Ketzerei schuldig. (Haereticus est, qui non tenet 
articulos fidei.) Er verwirkt die Strafe der excommunicatio 
major, und zwar ohne dass es eines besonderen Richterspruches 
bedarf. Dass die excommunicatio latae sententiae diejenige 
Strafe ist, welche jeder der mit Willen und Bewusstsein einen 
Glaubenssatz leugnet, sich selbst spricht, ist ein bei allen katho- 
lischen Autoritäten anerkannter kirchenrechtlicher Satz). Kober?) 
bemerkt, dass sich gerade hieraus der Satz der Kanonisten 


1) Schulte, Lehrbuch. 2, 401. Vgl. auch Philipps, Lehrbuch des Kirchen 
rechts. Bd. II. Regensburg 1862. S. 595. 

2?) Der Kirchenbann nach den Grundsätzen des kanon. Rechts. Tübingen 
1857. S. 95. 


Mayer, Zur Lösung der Altkatholikenfrage in Bayern. 245 


herleite: excommunicatio haeresi adhaeret, sicut lepra leproso 
et homini umbra.. Es ist demnach auch nicht unumgänglich 
nothwendig, dass, wie in der genannten Broschüre es verlangt 
wird, jeder Definition eines Concils das „anathema sit“ ange- 
schlossen sei, wenn der Leugner des definirten Glaubenssatzes 
der excommunicatio ipso facto verfallen soll. Wenn das Concil 
von Florenz von der üblichen Form abwich und wegen der 
Griechen es unterliess, diese sanctio beizufügen, so kann dies dem 
dogmatischen Charakter der definirten Lehre keinen Abbruch 
thun. Es wird ihre Verwerfung trotz dieses Mangels ebenso be- 
straft, wie die unter ausdrücklicher Verdammungsformel pro- 
klamirten Lehren anderer Ooncilien. In den zahlreichen Drohungen, 
welche das kanonische Recht!) den Ketzern vor Augen stellt und 
die in den Aussprüchen der Päpste häufig genug wiederkehren, 
läge auch eine hinreichende Warnung für den Häretiker. Es 
mag die ausdrückliche Warnung vielleicht für andere Vergehen, 
die mit der excommunicatio latae sententiae bestraft werden 
sollen, nöthig sein, zumal wenn der Delinquent über die Schwere 
seiner That im Zweifel sein könnte, für die Häresie, das schwerste 
Verbrechen, den Hochverrath an der Kirche, welche die Existenz 
der Kirche bedroht, ist es nicht so strikte geboten. 

Die weitere Excommunication ipso facto knüpft der Kapitular- 
Vikar an die Verneinung des Dogmas von der unbefleckten Em- 
pfängniss und mit ihr wären denn die Altkatholiken nach dem 
vorliegenden bischöflichen Erlasse zum 3. Mal excommunicirt, 
nämlich fürs erste wegen Leugnung der Unfehlbarkeit, auf welche 
aber, wie oben schon angedeutet, hier nicht näher einzugehen ist 
und die augenscheinlich vom Kapitular - Vikar auch nur erwähnt 
wurde, um seinem kirchlichen Standpunkte Rechnung zu tragen; 
fürs zweite wegen Leugnung des Ehren- und Jurisdiktionsprimates 
des Papstes und endlich fürs dritte auf Grund des Dogmas vom 
8. Dezember 1854. 


) Vgl. z.B. c. 8, 9, 13, 15 X. de haeret. V, 7. c. 49 X. de sent. 
excomm. V, 89 etc. 
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Die Excommunication wegen Verneinung der immaculata 
conceptio bestritt Schulte in seiner Broschüre!) als nichtig, da 
die processualen Erfordernisse, welche nach der Definition der 
Bulle vorgeschrieben seien, nicht erfüllt worden wären. Zum 
Beweis giebt er selbst die einschlägige Stelle aus der Bulle in 
folgender Uebersetzung: „Deshalb wenn Etliche anders, als von 
uns definiert ist, was Gott abwenden möge, im Herzen zu vermeinen 
sich herausnehmen sollten, diese sollen wissen und fortan wissen, 
dass sie durch das eigene Urtheil verurtheilt Schiffbruch gelitten 
haben am Glauben und abgefallen sind von der Einheit der Kirche 
und dass sie ausserdem durch ihre That selbst sich selbst 
den im Rechte aufgerichteten Strafen unterwerfen, wenn sie, was 
sie im Herzen meinen, im Wort oder Schrift oder auf eine andere 
äussere Weise zu erkennen zu geben wagen sollten.“ 

Hiezu ist in der Broschüre bemerkt: „Die Definition kann 
also nur den Sinn haben, dass wegen der Leugnung in der Form 
des kanonischen Rechts vorgegangen werden solle, d. h. mit der 
Excommunication. Eine solche erfordert, damit sie äussere recht- 
liche Wirkung habe: a) eine monitio canonica, d. h. die dreimalige, 
mindestens einmalige in der bestimmten Weise zu erlassende Auf- 
forderung, die Irrlehre — ich halte mich nur an den Fall — zu 
widerrufen, b) wenn der Ermahnte sich nicht fügt, Vorladung oder 
dessen Ungehorsam, c) ein schriftliches Urtheil und dessen Zu- 
stellung. * — | 

Ist nun aber nicht nach dem Wortlaut der Definition das 
Gegentheil gesagt, nämlich dass nicht in der Form des kanonischen 
Strafverfahrens vorgegangen werden soll oder was damit nur 
gesagt sein will, dass dem Ketzer nicht der Process mit Ermahnung, 
Vorladung und Urtheil gemacht werden soll, sondern dass der 
Betreffende durch eigenes Urtheil und durch die That selbst sich 
der Strafe d. i. der. excommunicatio unterworfen haben soll? 
Das ist doch gerade das Charakteristische der excommunicatio 


t) Schulte, a. a. O. 8. 1öft. 
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latae sententiae, dass der Abtrünnige sich durch die That selbst 
(ipso facto) sein Urtheil spricht, wie es auch die Bulle mit den- 
selben Worten ausdrückt. Wo hier noch Raum sein sollte und 
könnte für ein Processverfahren, ist nicht ersichtlich. 

Auch ein anderer Vorwurf, dass ein „Verein“ excommuni- 
cirt worden sei, scheint nicht zutreffend, ebenso wie derjenige, 
dass der Minister ein Urtheil gefällt habe. Ein Urtheil zu 
fällen hat der Minister nicht nöthig gehabt und die Sentenz des 
Kapitular - Vikars ist genau genommen auch nur eine De- 
klaration der bereits ipso facto eingetretenen Excommunication. 
Der bischöfliche Erlass spricht weiter bloss von „den Alt- 
katholiken“, nicht von einem „Verein der Altkatholiken“ und 
will augenscheinlich unter diesem Worte nur die Summe aller 
einzelnen Altkatholiken verstanden wissen. Er will damit sagen, 
diese Altkatholiken, soweit sie bei den synodalen Beschlüssen 
mitgewirkt oder ihnen beigestimmt haben, sind excommunicirt. 
Er erwähnt nie einen Verein, ebensowenig wie die Regierung. 
Allerdings ging gleichzeitig mit der Antwort an den Kapitular- 
Vikar auch eine Mittheilung über die Vorgänge an den Aus- 
schuss des bayerischen altkatholischen Landesvereins in München. 
Der eigentliche staatliche Anerkennungsakt ist aber nicht in 
dieser Mittheilung, sondern in der Antwort an den Kapitular- 
Vikar zu erblicken, wo nur der Ausdruck „Altkatholiken“ sich 
findet. In ihr wird dem Begehren der Kirche stattgegeben, auf 
Grund der in der Eingabe des Kapitular-Vikars constatirten 
Verbrechen, welche mit der excommunicato ipso facto bedroht 
sind, wie überhaupt das Antwortschreiben des Oultusministeriums 
den Mittelpunkt in dieser Angelegenheit bildet. Die Fest- 
stellungen des Kapitular-Vikars, dass die Altkatholiken sich neben 
der Leugnung der vatikanischen Decrete auch im Uebrigen zwei- 
mal des Verbrechens der formalen Häresie schuldig gemacht, 
war bloss die Unterlage zu jenem entscheidenden Schritt. Wie 
weit auch diese Aufstellungen des Kapitular-Vikars richtig sind, 
geht aus dem Gresagten hervor; es erübrigt nur noch den staat- 
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lichen Vollstreckungsakt auf seine Zulässigkeit und Begründung 
anzusehen. 

Wenn es sich für den Staat darum handelt, einer bischöflichen 
Sentenz in innerkirchlichen Fragen Wirkung zu geben, so ist 
er im Allgemeinen zur Anerkennung jeder derartigen Sentenz 
verpflichtet, es müssten denn kirchliche Grundsätze, die nicht im 
Concordate oder später durch kgl. Placet die Billigung der 
Staatsregierung gefunden haben, zur Grundlage der kirchlichen 
Entscheidung genommen sein und lediglich darauf haben wir 
bei unserer Beurtheilung das Augenmerk zu richten. 

Was den Grund zur ersten Excommunication (wegen des 
Primats) anbetrifft, so ist die Regierung zweifellos zur Durch- 
führung einer derart motivirten Ausschliessung berechtigt und 
verpflichtet. Etwas anderes ist es jedoch mit der staatlichen 
Durchführung der Consequenzen aus der Bulle „Ineffabilis Deus“. 

Diese Bulle hat von der bayerischen Regierung nie das 
Placet erhalten ebensowenig wie die Bulle über die Unfehlbarkeit 
und kann deshalb auch nicht auf staatlichem Gebiete anerkannt 
werden. Der Minister wollte nun diesen offenbaren Mangel 
durch die praktische Handhabung dieser Lehre in dem oft- 
genannten Falle des Üooperators Braun von Holzkirchen als 
gehoben ansehen. Bei dem unzweideutigen, durchsichtigen W ort- 
laute der Verfassung in $ 38 und $ 61 der II. Verfassungs- 
beilage erscheint jedoch die Annahme einer „thatsächlichen 
Placetirung*, wie sie der Minister nennt, juristisch unzulässig. 
8 61 sagt ausdrücklich: „Die vorgeschriebenen Genehmigungen 
können nur von dem Könige selbst, mittelst des kgl. Staats- 
ministeriums des Innern ertheilt werden, an welches die zu 
publicirenden kirchlichen Gesetze und Verordnungen eingesendet 
und sonstige Anordnungen angezeigt werden müssen“ und & 58 
bestimmt: „Hiernach dürfen keine Gesetze und Verordnungen 
und sonstige Anordnungen der Kirchengewalt nach den hierüber 
in den kgl. Landen schon längst bestehenden Generalmandaten 
ohne Allerhöchste Genehmigung publizirt und vollzogen werden. 
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Die geistlichen Obrigkeiten sind gehalten, nachdem sie die könig- 
liche Genehmigung zur Publikation (Placet) erhalten haben, im 
Eingange der Ausschreibungen ihrer Verordnungen von derselben 
jederzeit ausdrücklich Erwähnung zu thun.“ | 

Eine Genehmigung kann also nur in den Formen erfolgen, 
wie sie die Verfassung hier vorschreibt und ist auf anderem 
Wege nicht denkbar. Jede andere Placetirung muss als Verletzung 
der Verfassung angesehen werden. Minister Frhr. von Lutz hat 
selbst, entgegen den jetzigen Ausführungen, gerade in Bezug auf 
diesen Fall i. J. 1872 in der Kammer sich geäussert, dass durch 
das Vorgehen gegen Braun „die Verfassung verletzt worden sei“ !), 
(2. Beilagenband S. 61 vom J. 1872) und damit auch die allein 
richtige Auffassung vertreten. 

Selbst wenn, wie Minister Frhr. von Crailsheim am 21. März 
1890 in der Abgeordnetenkammer ausführte, die Antwort vom 
15. März die kgl. Billigung erfahren hat, so kann darin kein 
Ersatz der durch die Verfassung stipulirten Genehmigung gesehen 
werden. Soll dem Dogma heute auf staatlichem Gebiete Wirkung 
gegeben werden, so muss jetzt noch eine ausdrückliche verfassungs- 
mässige Genehmigung nachgeholt werden, denn das Placet ist 
noch nicht verfassungsmässig ertheilt und darf auch aus keinem 
andern königlichen Akte gefolgert werden. 


IV. 

Im Rückblick auf das Verfahren zur Trennung zwischen 
Altkatholik und Katholik erscheint sonach die kirchliche Dekla- 
ration gerechtfertigt und der staatliche Vollstreckungsakt hat, 
‘wenn auch die Excommunication wegen Leugnung des Dogmas 
von der unbefleckten Empfängniss der Jungfrau Maria nicht 
berücksichtigt werden durfte, in dem erstangeführten Grunde 
des Primats eine Stütze. Nur eines Umstandes könnte noch 
gedacht werden, der allerdings am meisten dazu beitrug, die 


!) Schulte's Broschüre a. a. O. S. 18. Anm. Nachgewiesen in No. 27 
des „Deutschen Merkur“ vom 5. Juli 1890. 
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Gemüther zu erregen. Es ist dies die Thatsache, dass die Aus- 
scheidung der Altkatholiken zusammenfällt mit der Budget- 
verweigerung durch die ultramontane Kammermehrheit. Es musste 
dies bei den Altkatholiken den Glauben erwecken, als seien sie 
den Ultramontanen in dem Budgetkonflikte zum Opfer gebracht. 
Wie weit dies zutrifft, überlasse ich andern zu untersuchen. 
Bisher haben sich die Verhältnisse der Altkatholiken, die 
mit dem staatlichen Akte nur mehr das Recht zur einfachen 
Hausandacht gemäss $ 2 der II. Verfassungsbeilage hatten, 
insoweit wieder besser gestaltet, als ihnen auf ihre Bitte die Aus- 
übung ihrer Religion als Privatkirchengesellschaft gewährt wurde. 
Ob ihnen späterhin auch die Rechte der übrigen privilegirten 
christlichen Religionsgesellschaften gegeben werden, steht noch 
aus; aber es gewinnt nach den Erklärungen in der bayerischen 
Abgeordnetenkammer den Anschein, dass einer Erweiterung ihrer 
Rechte in dieser Richtung keine besonderen Hindernisse im Wege 
stehen. Oder sollte diese Kirchengesellschaft nicht dieselben 
Rechte geniessen, wie die griechisch-katholische Kirche, welche 
durch Gesetz vom 1. Juli 1884 als öffentliche, privilegirte 
Religionsgesellschaft anerkannt ist? Abgesehen von der Zahl ihrer 
Anhänger steht die altkatholische Kirche gewiss in ihren reli-" 
giösen Anschauungen dem Staate so nahe wie die griechisch- 
katholische Kirche. Ja selbst die römisch-katholische Kirche 
muss zurückstehen, wenn man zusieht, welche von beiden Kirchen 
mehr den staatlichen Intentionen entspricht oder umgekehrt, eher 
die Existenz des Staates durch ihre Lehre gefährden könnte. 
Die Lehren, in welchen diese beiden Kirchengesellschaften 
sich unterscheiden, sind, wie aus Obigem hervorgeht, hauptsächlich 
die Dogmen von der unbefleckten Empfängniss und dem Primat 
bezw. der Unfehlbarkeit. Dass dem Staat vom rein staatlichen 
Gesichtspunkt aus wenig daran gelegen sein kann, ob seine Unter- 
thanen an die unbefleckte Empfängniss der Jungfrau Maria glauben 
oder nicht, ist klar. Ob aber der Katholik die Glaubenssätze 
von dem Primat und der Unfehlbarkeit des Papstes annimmt, 
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kann ihm selbstverständlich nicht gleichgiltig bleiben. Wird doch 
damit der Papst zum obersten irdischen Richter nicht bloss seiner 
Beamten, sondern es ist ihm damit als oberstem Richter und Ge- 
setzgeber das Wohl aller gläubigen Katholiken in die Hand ge- 
geben, die zum wenigsten in einen schweren Gewissenskonflikt 
versetzt sind, wenn sie vor die Frage gestellt werden, ob sie dem 
Papst, als vicarius Christi, oder dem Staate gehorchen sollen. 
Wenn nun die Altkatholiken die Omnipotenz des Papstes in 
gleicher Weise wie die Regierung, welche dieselbe als „staats- 
gefährlich“ erklärt hat, zurückweisen, ja, wie wir oben festgestellt 
haben, dadurch dass sie den Primat vor dem Jahre 1870 nicht 
anerkennen, noch weiter beschränken, so nähern sie sich damit 
den staatlichen Anschauungen mehr als die Römisch-Katholischen 
mit ihrer Lehre von der Unfehlbarkeit. Es erschiene darum 
heute nur als Akt der Billigkeit und Gerechtigkeit seitens des 
Staates, den Anhängern solcher Anschauungen, die überdies den 
Intentionen des Staates, wie sie der verstorbene langjährige 
bayerische Cultusminister Frhr. von Lutz des Oefteren darlegte, 
am besten entsprechen, dieselben Rechte zuzugestehen. Ist ja 
gewiss auch für manchen Altkatholiken die Haltung, welche die 
bayerische Staatsregierung bis zum Frühjahr 1890 in dieser Frage 
beobachtete, mit ein Grund zu seiner Glaubensfestigkeit gewesen. 
Die energischen Proteste, welche der frühere Cultusminister dem 
wiederholten Ansinnen der Bischöfe entgegensetzte, haben sicherlich 
in manchem Altkatholiken die Ueberzeugung von der Richtigkeit 
und Wahrheit seines Glaubens gestärkt, den er heute nur in den 
engen Schranken, welche die Verfassung ihm auferlegt, bethätigen 
darf. Dass die verhältnissmässig geringe Zahl der Bekenner die 
Regierung von ihrer vollen Anerkennung nicht abhalten kann, ist 
schon daraus zu entnehmen, dass man auch wegen der griechisch- 
katholischen Kirche den Weg der Verfassungsänderung beschritt. 
Die Altkatholiken leben der Hoffnung, dass man sie jenen gleich- 
stelle, und, ich glaube, auch mit Fug und Recht. 
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Die Summen des Paucapalea und Stephanus von Tournai, 
sowie die Sentenzen des Rolandus und ihr Eheschliessungs- 
recht, 


Von 
Emil Sehling. 


In meinem 1887 erschienenen Buche „Die Unterscheidung der 
Verlöbnisse“ habe ich darzuthun versucht, dass die Eheschliessungs- 
lehre der Kanonisten gleichmässig die des römischen Rechts ge- 
wesen ist, dass es sich bei den verschiedenen Ansichten lediglich 
um die Frage des ehelichen Sakramentes und der Auflösbarkeit 
der unvollzogenen Ehe handelt, und dass man zur Auslegung von 
der vorgefassten Meinung widersprechenden Quellenstellen, nament- 
lich zur Erklärung des Sprachgebrauches der hl. Schrift, welche 
die Jungfrau Maria sponsa nennt, verschiedene „Distinktionen® 
erfand, von denen die bekannteste diejenige zweier Arten von 
Sponsalien geworden ist. Meine Aufstellungen sind, so weit ich 
sehe, im Wesentlichen allgemein angenommen worden. Vgl. neuer- 
dings das treffliche Referat Scherer’s über Freisen, Gesch. des kanon. 
Eherechts, im Archiv für k. Kirchenr. 1891, 8. 353 ff. Auch Meurer, 
der sich ursprünglich für Freisen erklärt hatte, hat sich jetzt 
meiner Ansicht angeschlossen (Referat über Freisen und mich, 
Krit. Vierteljahrschrift 1891). Die Publikation neuer Quellen gab 
Gelegenheit zur Nachprüfung der Resultate meiner Untersuchung, 
und, wie ich gleich hier bemerken kann, sind letztere durchaus 
bestätigt worden. Es kommen in Betracht die von Schulte her- 
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rührenden Editionen der „Summa des Paucapalea über das Deecre- 
tum Gratiani, Giessen 1890“, und der „Summa des Stephanus 
Tornacensis über das Decretum Gratiani, Giessen 1891“, sowie 
die Herausgabe der‘ „Sentenzen Roland’s nachmals Papstes 
Alexander UI, Freiburg 1891“ durch P. Fr. Ambrosius M. 
Gietl O. Pr., Professor am Dominikanuskonvent zu Graz. 

I. Die Summen des Paucapalea und Stephanus zeichnen sich 
auf den ersten Blick durch ihre spezifisch juristische Färbung 
aus. Erörterungen aus dem römischen Recht, sogar der Ge- 
schichte des römischen Rechts finden sich häufig, namentlich ist 
die Summa des Stephanus reich daran (vgl. auch Schulte in 
der Einleitung zur Ausgabe S. XV, XVI, und die höchst inter- 
essante Introductio des Stephanus selbst). Rein theologische 
Untersuchungen sind vermieden. Die Bemerkungen zum dritten 
Theile Gratian’s sind dürftig, die Ausführungen zu C. 27 q. 2 da- 
gegen ganz ausführlich. Auf die grosse Bedeutung der beiden 
Werke will ich hier nicht näher eingehen. Sie bieten eine reiche 
Ausbeute für die Geschichte der kirchlichen Gerichtsbarkeit, den 
kirchlichen Prozess, die kirchliche Rechtsbildung, die Literatur- 
geschichte u. s. w. Wir sind dem Herausgeber für diese neuen 
werthvollen Publikationen zu grösstem Danke verpflichtet. Ich 
werde hier nur die Eheschliessungslehre und die damit zusammen- 
hängenden Fragen, Sakrament, Auflösbarkeit der Ehe, Hinder- 
nisse, namentlich der Impotenz behandeln. 

Paucapalea steht Gratian am nächsten. Er giebt über die 
C. 27 q. 2 das Urtheil ab „prolixe ac obscure!) tractata*. Seine 
eigene Ausführung ist zwar knapp, aber ebenfalls nicht sehr klar. 


m—— ln 


1) Die „Dunkelheit“ der C. 27 q. 2 rührt übrigens namentlich von dem 
Bestreben Gratian’s nach Vollständigkeit her; alle nur denkbaren Stellen 
wurden zur Auslegung herangeschleppt, bisweilen rein zu Unterrichtszwecken, 
wie uns Stephanus, Summa ed. eit. S. 217 ausdrücklich überliefert. — 
Uebrigens stimme ich der Vermuthung von Denifle im Archiv für Litteratur- 
und Kirchengeschichte des Mittelalters 1, 619, dass Gratian durch die 
Methode Abälard’s nicht unwesentlich beeinflusst sei, durchaus zu. 


954 Abhandlungen. 


Seine Ausführung bestätigt zunächst die Ansicht, dass die 
fragliche Quaestio bloss von der Auflösbarkeit der Ehe handelt. 
Seine ganze Eheschliessungslehre besteht in dem einfachen Satze 
von der ehewirkenden Kraft des Consenses. Die unvollzogene 
Ehe wird desponsatio genannt und kann gelöst werden. Aller- 
dings nicht aus jedwedem Grunde, sondern, wie S. 215 ausdrück- 
lich bemerkt wird, nur aus ganz bestimmten Gründen. Das ist 
die Lehre Gratian’s und der ecclesia transalpına.. Zu bemerken 
ist, dass er die Lösung durch nachfolgende vollzogene Ehe 
dispensatio ecclesiae nennt, was auf Bedenken bezüglich dieses 
Auflösungsgrundes hinweist, die bekanntlich auch Rolandus theilte. 
Zu erwähnen ist ferner, dass er bunt durcheinander Eheauflösungs- 
gründe und Ehehindernisse aufzählt. Die Impotenz ist ihm, — 
und das ist besonders wichtig — lediglich Eheauflösungsgrund. 
Weshalb er die unvollzogene Ehe für lösbar hält, geht aus 
C. 28 q. 1 (8. 118) hervor, weil sie nicht sakramental ist. Die 
Schwierigkeiten der Gratian’schen Interpretation übergeht er (doch 
kommt er in C. 32 q. 7 auf die mos scripturae zu sprechen). 
In C. 28 q. 2 bekennt er sich dann offen zu Gratian’s Distinktion 
von initiatum und ratum matrimonium. Daneben verräth der 
Verf. aber zu EC. 27 q. 2 seine Bekanntschaft mit der Sponsalien- 
distinktion: „consensus i. e. manifestis et praesentibus verbis; si 
personae adesse possint, uti debent his verbis: volo te in meam 
etc.* Dies weist auf die Benutzung von Hugo v. Skt. Viktor 
(auf diesen mehr als auf Lombardus), und liefert einen weiteren 
Beweis dafür, dass auch Gratian diese Unterscheidung nicht un- 
bekannt war, sowie für unsere Behauptung, dass das Ehe- 
schliessungsrecht beider Schulen identisch gewesen ist. 

Auch für das Verhältniss von Gratian und Lombardus liefert 
Paucapalea einen gewissen Beweis. In meinem Buche „Die Wir- 
kungen der Geschlechtsgemeinschaft auf die Ehe“ habe ich 8. 47 
nachzuweisen versucht, dass Gratian den Lombardus benutzt habe. 
Paucapalea hat offenbar ganz kurz nach Gratian geschrieben. 
Daraus, dass er die Terminologie der Sponsalienunterscheidung 
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erwähnt, will ich keine Argumente entnehmen, weil er sie von 
Hugo entnommen haben kann. Wohl aus Folgendem. Lombardus 
findet die Auffassung Hinkmar’s, dass die wegen maleficium ge- 
trennte Ehe, wenn sich in zweiter Ehe die Fähigkeit des angeb- 
lich Impotenten erweise, nicht wieder hergestellt werden solle, 
„unbillig“ und sonstigen Grundsätzen widersprechend (s. Geschlechts- 
gemeinschaft 8. 42), Gratian bezeichnet sie dem sonstigen Recht 
widersprechend, ohne den Lösungsversuch des Lombardus mit- 
zutheilen. Hier hat sich Gratian durch zu enges Anlehnen an 
sein Vorbild zu einer Inkonsequenz verleiten lassen (vgl. Geschlechts- 
gemeinschaft S. 47, Anm. 1 und 2). Paucapalea dagegen findet 
konsequent nach dem Gratian’schen Prinzip die Ansicht Hinkmar’s 
für richtig, und man vermuthet wohl nicht zu viel, wenn man an- 
nimmt, dass sein Urtheil „aequum est“ eine Kritik der gegen- 
theiligen Ansicht des Lombardus sein soll. Doch werde ich über 
das Verhältniss von Gratian und Lombardus nachher noch Mehreres 
bemerken. | 

II. Die Summa des Stephanus übertrifft ihre drei Vorgänger 
Paucapalea, Rolandus und Rufinus an juristischer Schärfe und 
Klarheit (vgl. Schulte, Einleitung zur Ausgabe S. XV). Für 
unsere Frage ist Stephanus aber um so interessanter, als er 
durchaus für französische Verhältnisse schreibt (s. Einleitung 
S. VIOID, und er uns somit das Eherecht Gratian’s und der 
Schule von Bologna in gallikanischer Beleuchtung vorführt. 
Nachdem er klar und richtig auf S. 53 und 194 der Ausgabe ehe- 
rechtliche Fragen erörtert, behandelt er ex professo das Eherecht 
in C. 27. Er bekennt sich zur Ehedefinition des römischen 
Rechts, die Ehe kommt zu Stande durch den Consens des römi- 
schen Rechts: consensus de praesenti per verba expressus. De 
praesenti ergo diximus, quia si de futuro fiat, non erit coniugium 
sed desponsatio (8. 232). Dann wird wie bei Lombardus von 
der Fähigkeit zur Eheschliessung gehandelt und werden drei 
Gruppen unterschieden: legitimae, illegitimae und neutrae per- 
sonae (bei denen es auf die Kenntniss des Hindernisses ankommt, 
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vgl. für Lombardus Geschlechtsgemeinschaft S. 40, Anm. 3). Dann 
folgt die Lehre vom ehelichen Sakramente, und wird hier in 
wörtlicher Anlehnung an Lombardus dessen Sakramentslehre vor- 
getragen. 

Nachdem Stephanus sich somit als Anhänger des Lombardus 
gekennzeichnet, muss es uns sehr interessiren, zu erfahren, wie er 
sich nunmehr mit Gratian abfindet, zu dem er mit den Worten 
„Nunc ad literam veniamus“ übergeht. Sein Referat über O. 27 
q. 2 ist ausgezeichnet, kurz und klar. Nach scharfer Gegenüber- 
stellung der Consens- und Oopula-Theorie mit ihren beiderseitigen 
altbekannten Beweisstellen (in denen die Ehe Marias bedeutsam 
hervortritt), fährt er fort: „Ut ergo contrarietas ista ad concor- 
diam revocetur, quidam ita distinguunt.* Es folgt die Distinktion 
Gratian’s vom consensu initiatum, copula perfectum matrimonium. 
„Ali non approbant distinctionem illam de initiato et consummato 
matrimonio. Nam ex quo incipiunt esse coniuges, perfecti et veri 
(d.h. untrennbare, sakramentale) coniuges, nec usquam semiplenum 
aut imperfectum matrimonium sacramentum esse dicunt. Hi, ut 
contrarietatem decretorum determinent, dicunt, quia desponsatio 
de futuro est alia, de praesenti alia: Die Distinktion des Lom- 
bardus. Recht interessant ist es nun, dass Stephanus es dem 
Leser überlässt, „utram magis approbare voluerit sententiam.“ 

Dass er Niemandem diese Sponsaliendistinktion aufdrängen 
will, hat seinen Grund auch darin, dass die Lehre vom ini- 
tiatum matrimonium eine viel verbreitetere gewesen ist. Alle 
drei Quellen des Stephanus ‘waren Anhänger Gratian’s (vgl. für 
Paucapalea oben, für Rolandus Verlöbnisse S. 98 fl., Rufinus 
Verlöbnisse S. 105, ebenso auch Faventinus, der aus Rufın 
und Stephanus seine Summa zusammenwirft. Verlöbnisse 8. 103, 
Anm. 3. Vgl. überhaupt Verlöbnisse S. 103 ff). Stephanus 
selbst ist überzeugungstreuer Anhänger der Sakramentslehre des 
Lombardus und der äussersten Konsequenz der absoluten Un- 
lösbarkeit jeder gültigen Ehe. Man sieht also auch hier wieder: 
der Gegensatz zu Bologna besteht lediglich in der Lehre von 
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Sakrament und Auflösbarkeit, und mit Rücksicht auf dieses vor- 
gesteckte Thema werden die betr. Beweisstellen distinguirt. Der 
Gegensatz, in dem Stephanus zu Gratian steht, kommt häufig 
genug zu scharfem Ausdruck: vgl. S. 237, 240, 244 u. A. mehr. 
Am Schlusse von ©. 27 hebt er hervor: His et sequentibus ob- 
lectionibus male respondet concordans consuetudini ecclesiae, quae 
nulla munitur autoritate, d. h. Gratian steht in Uebereinstimmung 
mit der Uebung der ecclesia transalpina, die durch keine kirchliche 
Autorität unterstützt wird, denn die Aussprüche Alexander’s III, 
welche sich gegen die Sakramentslehre des Lombardus richten, 
sind noch nicht ergangen (vgl. Schulte, Einleitung S. XX, meine 
„ Verlöbnisse“ S. 118). 

Der Gegensatz der beiden Kirchen musste sich namentlich 
in der verschiedenen Auffassung bezüglich der ligatio, d. h. der 
einer unvollzogenen Ehe nachfolgenden vollzogenen Ehe (davon 
handelt C. 27 q. 2, s. auch Stephanus zu ©. 28 i. pr.), dann aber 
bezüglich der Impotenz zeigen. Letztere war in der transalpini- 
‚schen Kirche Eheauflösungsgrund. Bei Lombardus war dies nicht 
zulässig, hier wurde sie Ehehinderniss. Eigentlich hätte Lom- 
bardus sie bei seiner Sakramentslehre ganz fallen lassen müssen. 
Das vermochte er aber doch nicht, da gerade wegen Impotenz 
von Alters her in-der französischen Kirche (im Gegensatze zur 
römischen) die Ehe gelöst worden war. Lombardus stellte die 
Impotenz (wie ich hier schärfer als in „Greeschlechtsgemeinschaft“ 
betonen will) unter den error qualitatis. Er kannte hierfür zwei 
Fälle: conditio und Impotenz (neutrae personae). Ebenso Stepha- 
nus zu Ü©. 29 i. pr. (S. 239). Wenn er dann bemerkt, dass irgend 
eine autoritas nicht vorliege, so hat er ganz Recht. Vgl. noch 
Compil. I. c. 2. 4, 16, Compil. HD. c. 2. 4,9. (Geschlechtsgemein- 
schaft 8. 57 ff). Dass übrigens alle Glossatoren die Impotenz 
unter den error qualitatis stellen, wie Freisen behauptet, halte ich 
mit Scherer für nicht erwiesen. 

ZuC.33 q.1 berichtet er nun: Quidam (d.i.: Gratian) dicunt, 


matrimonium esse inter tales ab initio, sed tandem propter im- 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. I. 2. 17 
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possibilitatem hanc posse dissolvi, d. h. die Impotenz sei Ehe- 
scheidungsgrund. Dagegen eifert er. Die Ehe, nachdem sie einmal 
bestehe, könne nicht gelöst werden (das ist der Kernpunkt der 
Gegensätze. Stephanus kennt wie Lombardus keinen einzigen 
Auflösungsgrund der unvollzogenen Ehe!). Was also die ge- 
schlossene Ehe zur Auflösung bringe, müsse gleichzeitig die Ent- 
stehung der Ehe hindern, d. h. impedimentum dirimens sein. 
Dahin sei auch die Impotenz nach richtiger Ansicht, und zwar 
unter das impedimentun erroris zu rechnen. Uebrigens konzedirt 
Stephanus hierbei seiner ecclesia, in ähnlicher Weise, wie er es 
oben Gratian vorwirft, denn durch keinen Satz seines Systems 
war das Hinderniss der Impotenz gerechtfertigt, und zu dieser 
Zeit war es auch von keiner autoritas anerkannt. 

III. Die dritte Quelle’), die wir besprechen wollen, bilden die 
Sentenzen Roland’s, nachmals Papstes Alexander’s III. Diese 
wichtige Quelle liegt uns jetzt in einer vorzüglichen Ausgabe des 
Herrn P. Fr. Ambrosius M. Gietl, O. Pr. Professor am Domini- 
kanuskonvente zu Graz vor. Abgesehen von der durch ge- 
diegene Anmerkungen, Verweise u. s. w. besonders werthvollen 
Ausgabe möchte ich namentlich auch auf die 70 Seiten starke 
Einleitung verweisen, in der der Herausgeber insbesondere die 
Beziehungen des Rolandus zu anderen Kanonisten und Theologen 
erörtert und dabei schätzenswerthe Beiträge zur Literatur- 
geschichte liefert. Die Sententiae des Rolandus sind ein durch- 
aus: theologisches Werk, und bieten überwiegend theologisches 
Interesse. Theologie und kanonisches Recht waren in ihren Ver- 
tretern um diese Zeit noch nicht scharf gesondert (Gietl S. XIID). 


1) In welchem zeitlichen Verhältnisse Rolandus’ Sentenzen und Stephanus’ 
Summa stehen, ist bei dem so verschiedenartigen Charakter beider Schriften 
- schwer zu ermitteln. So viel steht nur fest, dass beide vor der Wahl des 
Rolandus zum Papste liegen werden. Stephanus hat die Summa des Rolandus 
und eine dritte, unbekannte Schrift desselben benutzt (s. Gietl, Einl. zu den 
Sentenzen des Rolandus S. XIX). Wahrscheinlich liegen daher wohl auch 
die Sentenzen vor Stephanus. Aus äusseren Gründen behandele ich sie 
hier nach der Summa Stephani. 
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Es ist für uns ein eigenthümliches Bild, den scharfen Juristen 
Rolandus, den grossen Gesetzgeber dogmatische Fragen, z. Thl. 
spitzfindigster Art (z. B. warum den Männern und nicht auch den 
Frauen die Beschneidung befohlen worden wäre, 8. 195) in ganz 
scholastischer Art behandeln zu sehen, bisweilen unter Heran- 
ziehung des römischen Rechts, was allerdings, wie ich zur Charak- 
terısirung der Methode des Rolandus den gelehrten Unter- 
suchungen Gietl’s hinzu bemerken möchte, stellenweise zu ganz 
verunglückten Versuchen führt, vgl. z. B. S. 160. Auch Alexander 
war eben ein Kind seiner Zeit, wenn auch ein hochbedeutendes. 
Denn seine Theologie muss „in die Mitte der theologischen Ent- 
wicklung gestellt werden“. Die Sentenzen sind später als die 
Summa und stellen die reifste Frucht der geistigen Arbeit des 
Rolandus dar. Ihre Grundquelle haben sie in der Theologie des 
Abälardus. 

Was die Abfassungszeit betrifft, so liegen sie jedenfalls vor 
der Thronbesteigung Rolandus’, also vor 1158. Gietl hat aber 
mit Recht nachgewiesen (S. XV]J), dass Rolandus seine Sentenzen 
als Cardinal verfasst habe, als welcher er seit dem 23. Oktober 
1150 erscheint, eine Annahme, die, wie ich unten zeigen werde, 
sich noch durch innere Gründe stützen lässt. Wenn Gietl aber 
den Umstand, dass die Sentenzen des Lombardus, welche nach 
Denifle 1145—1150 liegen, nicht benutzt seien, zur Zeitbestimmung 
heranzieht, so können wir nicht zustimmen. Wenn Rolandus erst 
als Cardinal verfasst haben soll, und 1150 der äusserste Termin 
für Lombardus ist, so muss doch Rolandus wohl später geschrieben 
haben als Lombardus. Nach unserer, oben vorgetragenen, Ansicht 
hat ja schon Gratian den Lombardus benutzt. | 

Uebrigens lässt sich aus der Nichtbenutzung nicht immer 
ein sicherer Zeitschluss ziehen, denn, wie der gelehrte Heraus- . 
geber S. LX bemerkt, hat umgekehrt auch Lombardus den 
Rolandus nicht benutzt. 

Ist aber die Bestimmung Denifle’s für Lombardus 1145—1150 
richtig, ist es insbesondere richtig, dass Lombardus Gratian be- 
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nutzt habe, und nicht vielmehr umgekehrt Gratian den Lom- 
bardus? Was Denifle in seiner gediegenen Untersuchung „Abä- 
lard’s Sentenzen und die Bearbeitungen seiner Theologie“ im 
Archiv für Litteratur- und Kirchengeschichte des Mittelalters 
I, 609 ff. für seine Hypothese anführt, ist gewiss recht beachtens- 
werth. Aber wenn der Magister Petrus nicht sofort zu so grosser 
Berühmtheit gelangt ist, kann er denn nicht sein Werk doch 
schon früher verfasst haben, so dass es Gratian bereits benutzen 
konnte? Dass die Schriften um die Zeit des Jahres 1140 unter 
„Petrus“ immer nur Abälardus verstehen, ist bei der Bedeutung 
des Abälardus, die Denifle selbst am trefflichsten schildert, wohl 
erklärlich.. Seine Ansichten beherrschen die Theologie seiner 
Zeit. Erst nach seiner entschiedenen Verurtheilung konnten neue 
Geister Anerkennung finden. Fusst doch noch Rolandus, der nach 
Lombardus liegt, auf der Theologie des Abälardus. Kann nun 
trotzdem Petrus sein Werk nicht schon zu Lebzeiten des Abälard 
(7 1142) verfasst haben? Ein Hauptargument Denifle’s, dass 
nämlich Rolandus in seinen Sentenzen den Lombardus nicht 
benutzt habe, ist durch Gietl’s Untersuchung schon hinfällig ge- 
worden. Denn während Denifle Roland’s Sentenzen zwischen 
1139—1141 setzt, hat Gietl mit vollem Recht die Sentenzen in 
die Zeit von 1150—1153 verwiesen. Wollen wir daher mit 
Denifle die Nichtbenutzung des Lombardus verwerthen, so müssten 
wir Lombardus nach 1150—1153 setzen, während doch Denifle 
selbst das Jahr 1150 als äusserste Zeitgrenze (auf Grund des 
bekannten Gedichtes des Walter Mapes) betrachtet. 

Gegen die Annahme, dass die Sentenzen Roland’s zwischen 
1139—1141 liegen, spricht ausser den von Gietl angeführten 
Gründen auch noch Folgendes. Der genannte Zeitraum ist näm- 
. lich zugleich derjenige, den man jetzt für die Abfassung des 
Decretum Gratiani annimmt. In diesem Zeitraum, der schon 
für das Werk Gratian’s kein allzugrosser ist, in diesem Zeit- 
raum, der sich noch durch die Abfassungszeit des Decretum 
selbstverständlich verringert, soll Rolandus sowohl sein Stroma 
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wie seine Sentenzen verfasst haben. Wenn dies nun auch phy- 
sisch betrachtet nicht geradezu unmöglich ist, so doch jedenfalls 
aus inneren (ründen. Stroma und Sentenzen vertreten, wie ich 
sofort zeigen ‚werde, so divergente Anschauungen, dass man un- 
möglich in Roland einen so plötzlichen Umschwung in unmittelbar 
aufeinanderfolgender Zeit annehmen kann. Nein, Gietl hat Recht, 
die Sentenzen sind das Produkt reifen Nachdenkens, so erklärt 
sich das abweichende Eherecht (s. u.) deshalb muss aber auch 
zwischen Stroma und Sentenzen ein grösserer Zeitraum liegen. 
Ich gebe gern das Gewicht der Gründe Denifle’s zu, muss aber 
erklären, dass ich die Priorität Gratian’s zur Zeit für noch nicht 
bewiesen halte, sondern mich nach wie vor zu der gegentheiligen 
Ansicht bekenne, die ich sowohl in (feschlechtsgemeinschaft S. 47 ff., 
wie Verlöbnisse S. 84ff., wie in dieser Abhandlung 8. 254 zu be- 
gründen versucht habe. Zu einer vollbefriedigenden Lösung dieser 
ebenso wichtigen wie schwierigen Frage sind allerdings, wie ich 
gern zugestehen will, nicht nur kanonistische Kenntnisse, sondern 
auch eine gründliche Bekanntschaft mit .der Theologie der 
Scholastiker erforderlich. — 

Die Sentenzen des Rolandus kennen die Sponsaliendistinktion. 
Das spricht nicht gegen Gietl’s Behauptungen. Denn diese 
Distinktion geht auf Abälardus, und namentlich Hugo zurück 
(vgl. Verlöbnisse 8. 58 ff. 60 ff... Rolandus kann sie also aus 
Hugo entnommen haben (vgl. Gietl S. LXII, XXXIV. 
Nebenbei will ich zu Gietl S. XXXVI bemerken, dass ich für 
die Vermuthung in der von Thaner publizirten Quästionen- 
Sammlung werde Hugo von Skt. Viktor genannt in Verlöbnisse 
S. 103 Anm. 1 auf 8. 64 Anm. 5 verwiesen habe, wo eine 
Stelle Hugo’s zum Abdrucke gebracht ist, in der derselbe Ge- 
danke wie er in der Quästionensammlung Hugo in den Mund 
gelegt wird, zum Ausdrucke gelangt). 

Wenn wir das Eherecht der Sentenzen betrachten, so ist es 
zunächst auffallend: die Lehre vom initiatum und perfectum ma- 
trimonium, die er in der Summa gleich im Eingange darlegt, 
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fehlt. Dagegen wird scharf und ausführlich die Distinktion der 
ecclesia Gallicana vorgetragen, gleichviel ob er sie aus Hugo oder 
Lombardus entnommen hat. Wenn er nun diese Distinktion sich 
aneignet, so muss er doch auch eigentlich ihre Grundlage billigen. 
Daher erwähnt er in der ganzen Schrift keinen Auflösungsgrund 
der unvollzogenen Ehe, sondern nur Hindernisse. In der Summa 
steht er dagegen ganz auf dem Boden der Schule von Bologna 
(Verlöbnisse S. 98), nur dass er die vollzogene zweite Ehe nicht als 
Scheidungsgrund gelten lassen will. Impotenz ist in der Summa 
Eheauflösungsgrund, in den Sentenzen Ehehinderniss. Die Sen- 
tenzen bilden also nicht eine Ergänzung zur Summa, wie der 
Herausgeber meint, S. 280, Anm. 22, sondern einen vollständigen 
Gegensatz, sie bedeuten ein Abschwenken des Rolandus zu den 
Ansichten der Gegner, und zwar (darin hat der Herausgeber 
Recht) mehr nach Hugo von Skt. Viktor, denn Rolandus unter- 
scheidet nicht 3 Gruppen idoneae, neutrae und non idoneae per- 
sonae wie Lombardus (s. oben), sondern nur idoneae und non 
idoneae. Er stellt Impotenz daher nicht unter den error qualitatis. 
Auch die Ausführungen über das maleficium weisen auf die fran- 
zösische Schule hin. Vgl. Geschlechtsgemeinschaft 8. 38. (Die ratio 
diversitatis für das maleficium hat also einen weit älteren Ur- 
sprung, als ihn Freisen a. a. O.S. 339 angiebt. Die Bemerkung 
Freisen’s auf S. 340, die Gietl S. LXVIII acceptirt, ist missver- 
ständlich, denn die Beweisfrage ist doch für frigiditas oder male- 
fiium eine ganz verschiedene). Dass Kolandus auch in der 
Summa äEhehindernisse aufzählt, ändert dabei nichts, denn er 
erwähnt die meisten Eheauflösungsgründe der ecclesia transalpina. 
Dass er die Meinung der letzteren von. Anfang an nicht im vollen 
Umfange billigte, wissen wir aus seiner Summa. Es lässt sich 
daher denken, dass er sich nach reiflicher Ueberlegung von dem 
Einflusse seines Lehrers Gratian noch mehr loslösend schliesslich 
zu der strengen Richtung der gallicana ecclesia überging. Dies 
ist um so erklärlicher, als er in seiner Eigenschaft als Cardinal 
mit den Grundsätzen der ecclesia Romana in Berührung trat, die 
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das Prinzip der Unauflösbarkeit von Alters her hoch gehalten 
hatte (dies ist übrigens ein Argument für die Richtigkeit der 
Annahme Gietl’s, dass Rolandus seine Sentenzen erst als Car- 
dinal geschrieben habe). Aber dann ist doch nicht zu ver- 
stehen, wie er das Hinderniss der Impotenz aufnahm, welches 
ja den Grundsätzen von Hugo widersprach (was dem klugen 
Rolandus nicht verborgen sein konnte), und welches die römische 
Kirche damals nicht anerkannte (Geschlechtsgemeinschaft 8. 57 ff.). 
Aber noch unverständlicher bleibt es, wie Rolandus als Papst 
autoritativ die Sakramentslehre Gratian’s und eine wichtige Kon- 
sequenz derselben anerkennen konnte. Zur Erklärung könnte 
man vielleicht sagen, dass Rolandus in den Sentenzen die Auf- 
lösung der Ehe, insbesondere durch votum nicht vortrüge, trotz- 
dem er sie billigte.e Und eine einzige Stelle in den Sentenzen 
deutet thatsächlich auch auf die grundlegende Anschauung 
Gratian’s hin: „Ad hoc ergo, ut sit matrimonium consummatum 
atque perfectum, necesse est, ut utraque coniunctio interveniat.“ 
(S. 270). Das ist, wie Gietl richtig bemerkt, die Lehre Gratian’s. 
Obwohl die duplex coniunctio in dieser Stelle sowohl auf Hugo 
(Geschlechtsgemeinschaft S. 35, Anm. 5), wie Lombardus (Sent. 
4,26) hinweist, hat Rolandus doch offenbar nur ein Sacramentum 
im Auge, wiein der Summa, welches erst durch die copula entsteht 
(perfectum). Hiernach scheint also das Resultat dasjenige zu 
sein, welches wir in seinen Dekretalen vorfinden: Vermischung 
beider Lehren (Geschlechtsgemeinschaft S. 52). Immerhin bleibt 
erwähnenswerth 1) Ausdrücklich wird die Distinktion von initia- 
tum etc. matrimonium nirgends genannt, 2) dagegen die Spon- 
saliendistinktion mit voller Bestimmtheit vorgetragen, und zwar 
nicht als fremde, sondern als eigene Meinung, 3) die Auflösbar- 
keit der unvollzogenen Ehe wird nirgends erwähnt, während sie 
in der Summa eine grosse Rolle spielt, 4) im speziellen wird die 
Impotenz nicht als Ehescheidungsgrund, sondern als Ehehinderniss 
hingestellt, was weder der Schule von Bologna noch auch der 
ecclesia Romana entspricht (vgl. Alexander III selbst in Com- 
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pil. II. c. 2. 4,9). Ich will durch Hervorheben dieser Momente 
keineswegs etwa die Autorschaft des Rolandus, späteren Papstes 
Alexanders III, bezweifeln, diese hat Gietl viel zu sicher be- 
wiesen (vgl. auch Denifle a. a. O. 1, 451), und die Ueberein- 
stimmung mit dem Stroma ist zu gross. Wo liegt nun die Er- 
klärung? Vielleicht hat Rolandus mit besonderer Schärfe den 
gallikanischen Standpunkt hervorheben wollen, nachdem er sich 
in seiner Summa noch so ganz an Gratian angeschlossen hatte. 
Ebenso wie er in seiner Summa die Sponsalienunterscheidung nicht 
ausdrücklich vorträgt, obwohl er sie sicher wie Gratian gekannt 
hat (vgl. richtig Gietl, S. LXIII), ebenso erwähnt er in den Sen- 
tenzen vielleicht die Distinktion Gratian’s nicht mehr, vielleicht auch 
deshalb, weil doch Jedermann nach der Summa wissen konnte, 
dass er Anhänger dieser ja am weitesten verbreiteten (Geschlechts- 
gemeinschaft S. 53) Lehre sei. Dass Rolandus persönlich mehr 
dem strengen Standpunkte der Unauflösbarkeit der Ehe, die ja 
lediglich durch den Consens geschlossen wird, zuneigte, ist nur 
erklärlich, denn einmal ist dies der logisch-korrektere Standpunkt, 
und das andere Mal war es der Standpunkt der römischen Kirche 
von Alters her, erst die Schule von Bologna hatte im Anschlusse 
an die ältere gallikanische Doktrin die Auflösbarkeit der un- 
vollzogenen Ehe gelehrt, und als Papst hat sich Rolandus ja 
auch wieder als Anhänger der strengeren Richtung bewiesen, 
indem er den ersten Anstoss zur Einschränkung der Bologneser 
Lehre gegeben hat, die ja vollständig nie beseitigt worden ist. — 
Das kanonistische Publikum ist dem gelehrten Herausgeber zu 
grossem Danke verpflichtet, dass er ihm durch seine treffliche 
Edition die Kenntniss dieser interessanten Schrift ermöglicht hat. 
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Ein Brief des gefangenen Justus Jonas d. J. (1065). 
Mitgetheilt 


von 


Dr. jur. Th. Distel, K. S. Archivrathe. 


Der am 28. Juni 1567 zu Kopenhagen enthauptete Freund 
Luthers und Melanchthons, Justus Jonas .d. J.!), schrieb während 
seiner Gefangenschaft in der Schösserei zu Dresden (5. April 
bis 16. Oktober 1565) an den Schösser daselbst, Ambrosius Erich, 
folgenden eigenhändigen Brief, welchen ich seines Interesses wegen 
hier mittheile?). . | 

„Erbar und achtbar grosgunstiger her schosser, E. gunsten 
kan ich nach erbietung meiner willigen, muglichen dinst nicht vor- 
halten, das mich nuh zwu nacht nach einander ein hefitiger 
schwindel ankommen und wan mich derselb verlassen, so ist mir 
alzeitt das bluth zur nasen rauss geschossen, wie des landsknechts 
weib aus den wischtuchlein woll mercken konnen. Itzo kan ich 
den rechten arm nicht auffs haubt bringen und schwindelt mich 
bisweilen, das ich umbfallen will und mich anhalten muss. Ist 
kein wunder. Ich wolts aber gern stilschweigendt mitt gedult 


1) A. d.B. XIV, 494ff. und Ortloff: Gesch. d. Grumbachischen Händel 
II (1869), 407 Anm. 1, wo auf diesen Brief kurz Bezug genommen ist. 

2) Derselbe befindet sich im K. S. Hauptstaatsarchive: III, 107*, fol. 8®, 
No. 11, Bl. 162. Die Adresse steht auf der Rückseite des Folioblattes. 
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ertragen, wo ich mich nicht besorget, das solcher schwindel ein 
vorboth were eines grossern ubels, welches in gottes gnedigen 
willen stehet, dem ich mich ergeben. Ich hab mich zu baden ge- 
wehnt und hab nu in ächtzehen wochen kein badt gehabt, gleub, 
es geb auch zu allerley beschwerung ursach. Mocht woll ein 
mal baden, do mirs erlaubt werden konte. Stell es zu ewren 
gefallen, ob ihr die hern rethe dorumb von meintwegen ersuchen 
wolt. Do ihrs vor gutlı anseht, bitt ich, wollet den herren rethen 
mein armes gebeth (dan sunst vermag ich itziger zeitt nichts) an- 
zeigen und sie bitten, das sie meine entledigung ihnen angelegen 
sein lassen wollen. (Gott wirdts ihnen vergelten. 

Datum den X. Juli. 

E. a. g. 
dienstwilliger 
Justus Jonas. D.“ 

Unterm 11. (pr. 13.) Juli 1565 sandten die Räthe das J.’sche 
Schreiben an den auswärts weilenden Kurfürsten August zu 
Sachsen !), eine Antwort scheint jedoch darauf nicht erfolgt zu 
sein ?). — Gegen Revers wurde J. später (s. im Eing.) entlassen, 
am 1. Dezember 1566 jedoch, auf einer Sendung naclı Schweden, 
gefangen und am 27. Dezember gen. Js. nach Kopenhagen ein- 
geliefert. Kurfürst August betrieb nun eifrigst seine Verurtheilung 
-— zum Tode. (A. d. B. cit. S. 496.) 


!) Ebenda Bl. 161 (Original, vom Kanzler, Dr. Hieronymus von Kysen- 
weter, eigenhändig unterzeichnet). 
”) Nach dem angezogenen Copial des genannten Archivs Bil. 321ff. 


Rechtsquellen zur Geschichte des Eherechts im Canton 
Graubünden. 


Von 
T Prof. Dr. Rudolf Wagner. 


A. Das Eherecht des grauen Bundos }). 


I. Eheordnung vom Jahre 1529 nach 2 Handschriften: 
A. Als Nachtrag zum offiziellen Exemplar der Landsatzungen des 
grauen Bundes vom Jahre 1528 (Perg. Cod. Fol. im Gemeide- 
archiv von Flims) Fol. 9 auf Papier nachgetragen; B. im offi- 
zielen Exemplar der Landsatzungen des grauen Bundes vom 
Jahre 1655, früher im Bundesarchiv zu Truns, jetzt im Staats- 
archiv zu Chur (Perg. Cod. Kl. Fol. p. 27—29): 


A. B. 

Von Ehesachen ist zu : Item von Ehesachen 
truntzan santJoristag Also halben ist zu Truns also 
beschlossen vnd gesetzt Im gesetzt an St. Georgen Tag 
1529 Jar: Anno Domini 1529. 

1) Zum ersten so sol man Item des Ersten ist ge- 
nit näger wan Im vierden grad setzt vnd beschlossen was ein- 


1) In diesem Bunde haben die Katholiken die Majorität, 4 Hochgerichte 
sind wesentlich katholisch, 2 wesentlich reformirt, 2 paritätisch. Dass die 
folgenden Satzungen mindestens bis zum Jahre 1617 auch bei den Katholiken 
gesetzliches Ansehen hatten, kann m. E. einem Zweifel nicht unterliegen; 
ebensowenig, dass bis dahin Ehesachen von den weltlichen Gerichten ent- 
schieden wurden. Dieses letztere geht schon aus der Bestimmung hervor, 
dass jedes Urtheil appellabel war. 
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einandren nemen vnd früntschaff- 
ten vnd was nächer gefrünt oder 
verlägenschaft wär sol man 


scheyden vnd nit erben lassen. 


2) Zum andren so zwey Jung- 
menschen zesamen verkuplet wur- 
den One der nechsten fründen 
Old vögten wüssen vnd willen 
ist vnser beschluss des halben 
wo sy ein andren der Ee anred 
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andern zum Dritten vnd Vierd- 
ten seyen soll vnd möge ein 
Ehe seyn, vnd was neher in 
Freündschafft oder verlegen- 
schafft halb were soll Kein Ehe 
seyn für meine Herren der ober 
Hand. 

Zum anderen ist Beschluss 
vnd meinung meiner Herren 
Was näher gefreündt were als 
oblaut vnd einandern genommen 
hatten vnd bey einandern weren 
oder haussten soll ein Obrigkeit 
in seinem gericht dieselben nit 
haussen lassen, vnd wo ein Obrig- 
keit darzu nit wolte thun, wöllen 
wir dieselbig Obrigkeit vnge- 
strafft nit lassen damit vnd für- 
hin eyn yeder dass sich zu haben 
wüsse. 

Zum Dritten soll ein yeder 
Santbott bey dem Eid seiner 
gemeind fürhalten, dass ein yeder, 
laut dess artickels gestrafft wer- 
de, vnd wo ein Obrigkeit som- 
liches nit straffen, wurden wir 
dasselbig gericht 
straaff halten. 

Zum Vierdten, So zwey 
Junge menschen zusammen ver- 


in gleicher 


kuplet wurden ohne wissen ver- 
willigung Vatter vnd Mutter oder 
der nechsten freünden, So Vatter 
oder Mutter nit weren, der som- 
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sind, so sol es ein Ee sin vnd 
gälten Des aber nit vnd ein- 
andren der sach nit contunt sin 
wöltend vnd kein kuntschafft 
Sich erfunden Das Sy beyd 
content xin wären so sol es 
kein kraft han die Ee. Doch 
So sond die kynd xüij Jar alt 
sin dz. es krafft haben mög. 


3) Zum dritten so sond die 
kupler xl. R. gl. on gnad ver- 
fallen sin halbe sum denen die 
schmach beschäch die ander 
halb dem gericht dz es beschiht 
hattends nit an gut so sond Sy 
nach gericht erkantnus gestrafft 
wärden damit 8ölichsnitbeschäch. 

4) Zum vierden der gfatter- 
schafft halben Ladt man beliben 
wie von Alter her doch Jeren 
Kinden vnschädlich vnd vngührt. 

5) Zum fünfften Sond der 
Richter vnd  rächtsprächer den 
parthyen zum vierden vnd nit 
näger gefrünt Sin des glichen 
die kuntschafften doch wan die- 
sälben der widerparthy gefrünt 
wären Ladt mans Ouch be- 
schehen. Vnd hat Jede vrtel 
abellatz für die xv. 


t) Soll wohl heissen: gichtig. 


licher Kinder Vogt So ist vnser 
Beschluss, so sie einandern der 
Ehe güntig') seind soll es ein 
Ehe seyn vnd gelten: dass aber 
nit der Ehe einandern Kundt- 
lich seyn wolten vnd kein Kundt- 
schafft sich erkünd dass beyd 
Theil kundtlich gsyn weren sol 
die Ehe kein Krafft haben, doch 
sollen die Kinder xiiij Jar ald 
seyn dass es Krafft haben möge. 

Zum Fünfften sollen die 


“ Kupler etc. 


Zum Nächsten etc. 


Zum Sibenden etc. 
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II. Ehe-Ordnung von 1713. Nach der letzten amtlichen 
Ausgabe vom Jahre 1827 (Chur bei A. T. Otto), p. 41—44, nebst 
Angaben über. die Entstehung der einzelnen Artikel nach Cod. B. etc. 

Von Ehe-Sachen. 

1) Betreffend die Ehesachen, so hat man für gut und noth- 
wendig angesehen, das man den alten Articul der Freündtschaftt, 
und verlegenschafft halber also confirmirt und bestättet, das welche 
nächer als im dritten Grad der freündtschafft oder verlegenschafft 
einander verwandt weren, und ob sie schon einander des. Lieibs 
theilhafftig weren worden, so solle es doch kein Ehe seyn, auch 
jhre Kinder nit erben mögen, als allein wie die Uneheliche, und 
das Gut hinder sich fallen an die rechten Erben. 

(Dieser Artikel ist am 7.’ Mai 1575 angenommen worden, 
B. p. 41). 

2) Lassend wir dann den Artikel von wegen der Ehe bleiben 
und gleben, wie er geschriben stehet, und naclı gehen, auch bei 
denen Urtlen so bisshero geben seynd es bewenden lassen, wo 
aber mehr Ehe beysammen weren, die wider den Articul seynd 
und nit mit Urtel zusammen erkent sind, solle man jhnen Kundt 
thun, das sie für einen Richter und Gricht kehren, und da von 
jhnen eine Urtel empfangen, und solle fürohin kein Ehe so wider 
den Articul were, nit mehr zusammen erkent werden, im gemeinen 
Pundt, und ein jedes Gricht solle ein Einsehen thun bey jhren 
Eyden, solchem für zu seyn. 

(Angenommen am 25. April 1558, B. p. 38). 

3) Dieweil ein grosser Missverstand von wegen der Ehe 
seyn will, haben Wir die Räth und Gmeinden für gut und noth- 
wendig angesehen, und beschlossen, namblichen wann eine zu 
einem ledigen Gesellen schwanger, oder theilhafitig wurde, und 
nit klärlich beweisen möchte, das er sie zur Ehe genommen oder 
die Ehe verheissen hätte, so sols keine Ehe nit seyn, und nit gelten. 

(Angenonimen am 3. Mai 1571, B. p. 40). 

4) Wann zwei junge Menschen zusammen verkuplet wurden, 

ohne wissen, Willen, und zugeben Vater und Mutter, oder der 
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nächsten Freünden, so Vater und Mutter nit lebten, oder somb- 
licher Kinder Vögten, so soll es nit gelten, und keine Ehe nit seyn. 

(Angenommen am 4. Mai 1590, B. p. 44). 

5) Sollen die Kupler ohne alle Gnad hundert Kronen ver- 
fallen seyn, halbe Summ dem Gricht, und die ander halb Summ 
der Parth deren die Schmach beschicht, und die so dise Straf 
nicht an Gut zu bezahlen hätten, sollen an Ehren, und Leib von 
jhrer Obrigkeit abgestrafft werden. 

(Angenommen am 4. Mai 1590, B. p. 44)'). 

6) So vil anlanget den Artikel de Anno 1592 aufgericht ist 
wegen der Ehesachen, ist er aufgehebt, und cassirt, und beschlossen, 
das wann zwo ledige Persohnen in Ehesachen sich ansprechen, 
und einer oder der ander nit fürsichtig were, so soll das an einer 
Ehrsammen Obrigkeit stehen, mit geding das ein Obrigkeit an dess 
Klägers oder Antworters Eid kömme, auch das dieselbe Obrigkeit 
allzeit betrachte, und consideriere die Qualitäten den Stammen, 
den Nahmen der Persohnen, wann in solchen fählen Ursachen, 
Werth, und Wahrzeichen vorhanden weren, die ein Obrigkeit zu 
solchem Eydt bewegen möchten. 

(Angenommen am 15. Mai 1617, B. p. 54). Der Artikel 
von 1592 ist, wie es scheint, nicht mehr im Wortlaut erhalten, 
auf denselben scheint sich aber folgende Bestimmung im Land- 
buche der Landschaft Rheinwald?) zu beziehen: Hiernach folget 
ein Artikel so ein ganze Gmeind Rheinwald ufgericht und 
beschlossen, der Ehehalben gemacht als folgt den 26. Ja- 
nuary 1595: Dieweilen nun unsere Herren und Oberen, Räth 
und Gemeinden, Gemeines obern grauen Bunds, vor etlich ver- 
schinen Zeit, ein allgemeines Articull gesezt und beschlossen, 
so zween Personen der Ehehalber ansprächig wurden, und ein 


1) Beschluss vom 15. Mai 1617, B. p. ö4: Was die Kupler anlanget 
lasst man bey den alten Articul verbleyben mit dem geding dass sie lauth 
dessselbigen sollen abgestrafft werden. 

2) Nach einer Abschrift im Besitz des Herrn Landammann Hössli in 
Splügen, da das Original mir unzulänglich blieb. 
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Parthey oder die anderen, der Ehe nicht gichtig sein woltent, 
soll dasselbige mit zweyn oder dreien unpartheyischen Kund- 
schaften erwiesen werden, dass sich ehelicher Wort gnugsam 
verlofen haben, und solle fürohin keiner Parthey mehr an den 
Eid kommen. Darumbend solle auch in keiner Ehesach keiner 
Kuplerey mehr gebraucht werden, bei grosser Peen und Straf; 
welcher Artikel aber zum Theil gänzlich in Wind geschlagen 
wird dermassen dass etliche Weibs und Mans Personen aus der 
heiligen Ehe nur ein Plaz werk und gestätt machen wollend, 
auch schon etlich wohl befunden, dermassen dass ein ehrsamer 
Rath und Gemeind verursachet somlicher grossen Unordnung 
und Missbrauch abzuschaffen und auszutilgen: Derohalben haben 
meine Herren und ganze Gremeind verordnet und beschlossen, 
welche Weibs oder Manns Personen fürohin weiter, als schon 
etlich mal geschehen Platzwerk, oder Ungebürliches Nären aus 
der heiligen Ehe machen woltend, dieselbige Weibs oder Manns 
Personen sollend gestraft werden zehen Kronen ohne Gnad, 
auch diejenigen so sich Kuplerey unterstühnden zu gebrauchen, 
lasst man bei dem gegebenen Artikul verbleiben. Jedoch welche 
Personen sich zu Zeiten auch unterstehn wurden, etliche Manns 
und Weibs Personen ausserthalb rechter Ordnung zusammen zu 
geben, oder hin und wider sömliche Sachen beladen wollend, 
Insonderheit bei Nächtlichen Heimgarten, oder auch des Tags 
bey dem Wein, oder in anderen heimlichen Winkeln, so dem 
Artikul zuwider, dieselbigen sollend auch in gleichem Fall 
gestraft werden. Auch mit Vorbehaltung so ein Person oder 
die ander sömlichs Stück dermassen übertretten wurde, habend 
meine Herren weiters Gewalt zu strafen an Ehr,. und an Gut 
nach ihren Gutbedünken. — Inhaltlich gehört hierher auch 
folgender Beschluss der Landschaft Schams!): „A® 1724 in 
 Donath: Ist es ordinirt vnd decretiert dass wann zwei Personnen 
die Ehe gegen einander versprechen oder verloben, so soll der 


nn on nn 


1) Nach einer Abschrift im Staatsarchiv zu Chur. 
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Brautigam ihro Braut die Ehepfänder es seyn mit Geld oder 
Ring,. nachdem er Reich oder Arm ist, schuldig sein zu geben. 
In Fall aber dass keine Ehepfänder gegeben wurden, und 
interim die einte oder die andere Person die Ehe pretendieren 
thäte, soll sollche Personn, so die Ehe pretendieren wurde, der 
Gmeind ohne Gnad buoss verfallen seyn dico 20 A und solle. 
ohne Aufschub eingezogen werden, und nicht destoweniger kein 
Ehe seyn. Obiges Decret ist auf denen Kirchörungen ratificiert 
und aprobirt worden.“ 

7) Wann aber dieser Spahn sich zutruge zwischen leicht- 
fertigen Persohnen, denen ein Ehrs. Obrigkeit den Eydt nit geben, 
oder sonst nit vertrawen wolte, so mag sie weiter von den Par- 
theyen die Wahrheit nemmen nach Grichts Erkantnus. 

(Ebenfalls angenommen am 15. Mai 1617, B. p. 54). 

8) Wo sich solche Spähn in Ehesachen zutrugen, ist auch, 
beschlossen, das ein Ehrs. Obrigkeit vor dess Antworters Freünden 
wann der Kläger begehren wurde, ein bericht im heimblichen 
Rath nemmen möge, wie die Sach beschaffen seye, gleichfals so 
der Antworter begehrt an dess Klägers Freünden zukommen, soll 
es im heimblichen Rath auch beschehen mögen, und solches in 
Ansehung dessen, das in Ehesachen mehren theils Bluts-Freündt 
darzu beruffen werden. 

(Ebenfalls angenommen am 15. Mai 1617, B. p. 54). 

9) Soll der Richter und Rechtsprecher den Partheyen zum 
vierten Gefreündt seyn, und nit näher, dessgleichen auch die 
Kundschafften, doch wann dieselbige der widerpart auch verwandt 
weren, lasst mans auch beschehen. 

(= Ehe. O. von 1529, 5 bezw. 7). 

10) Hat eine jede Urthel hierin jhren Appellaz für die Fünff- 
zehner. 

(— Ehe. O. von 1529, 5 bezw. 7 a. E.). 

11) Der Gevatterschafft halber lasst mans bleiben wie von 
altem hero, doch jhren Kindern ohnschädlich und ungeirret etc. 


(= E. O. von 1529, 4 bezw. 6). 
Deutsche Zeitschr. £. Kirchenrecht. I. 2. 18 
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Warbey meniglich avertirt wird, weilen man Catholischer 
Seits in Ehesachen alliglichen nach denen allgemeinen Geistlichen 
Rechten sich regulirt, und dess Geistlichen Fori bedient, das 
dise Articul der Ehesachen halber dieselbe an jhrer Gewohnheit 
mit nichten hindern, noch präjudiciren, sondern vil mehr denen 
Evangelischen pro regula dienen sollen. 

(Diese Bemerkung findet sich in Ood. B. nicht, ist daher 
wohl erst im Jahre 1713 hinzugefügt worden). 


Bestimmungen der Landschaft Schams von 1724! Von 
Ehesachen: 

Erstlichen, so zwei Personnen die Ehe gegen einander ver- 
sprechen und güttig sind, so sollend innerthalb Jahr Frist 
Hochzeit halten, widrigenfals aber dass nicht beschehen wurde, 
sollen sie der Gmeind Buoss verfallen seyn A 5. 

2) Wann sie aber erfunden wurden, dass sie das Beth vor 
verrichteten Kirchengang besucht hätten und sie vor der Copu- 
lation schwanger wurde, sollen sie der Gemeind ohne &nad Buoss 
verfallen seyn n’ 10 Kronen. 

3) s. oben zu Artikel 6. 

Von der Landschaft Rheinwald?). Es lassend auch 
meine gnädige Herren verkünden und verbieten, dass kein Weibs 
noch Mans Persohn, Jung noch alte, so sich mit einander ehe- 
lichen verbinden wurden, kein Zusammenschlaufen oder Beischlaf 
haben sollend, vor und ehe sie den Kirchgang nach Ohristlichem 
(sebrauch_und Göttlicher Ordnung mit einander begangen, und 
von den Eihrwürdigen Dienern (Gottes eingesegnet seyen: Bei 
Buss 10 A so oft das geschieht, oder geschehen wurde. 


1 


Nat N 


s. N. 6. 
s. N. 5. 


2 


— u — he ee 
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B. Das Eherecht des Zehngerichtenbundes. 


I. Aelterer Eheartikelbrief, entweder von Zinstag nach 
St. Johans Battistentag 1532 (so nach dem Landbuch von Chur- 
waäalden, amtliches Exemplar im dortigen Gerichtsarchiv, worin 
derselbe mit den neueren Ehesatzungen von 1561 verglichen wird, 
p. 63—67) oder vom Jahre 15431), wie sonst angegeben wird, 
Original nicht mehr erhalten, hier nach einer Handschrift vom 
Jahre 1584, Papierband in 4, im Besitz des Herrn Regierungs- 
raths Bühler in Fideris, geschrieben von Daniel Ruinella aus dem 
Bergell, später (1599) im Besitze des Ritters Flury Sprecher 
auf Davos, p. 21—24 (eine zweite Abschrift in der sog. Florin- 
schen Documentensammlung, im Besitze des Herrn Baron du Mont 
auf Löwenberg, p. 165— 167). 

II. Damit verglichen die Abänderungen des Eheartikel- 
briefs von 1561, nach dem Abdrucke in (Gulers) Deduction 
Pündtnerische Handlungen, ed. C. v. Moor, Cur 1877, p. 138 
—142, welcher nach dem noch im vorigen Jahrhundert im Archiv 
zu Davos vorhandenen Original gemacht ist. Abgedruckt auch 
in den Bundsartikeln des 10 Gerichtenbunds. — 

(Einleitung des (fesetzes von 1561: Wir die gesandten Raths- 
botten von gmeinen Zehen Grichten, bekennend vnd thund kund 
offentlich vnd aller männigklichen mit diesem Brieft, das wir zu- 
sammen kommen sind zuo tagen auff Davos, als von dess Ehe- 
gerichts wegen, namlich mit vollem gwalt vnd ernstlichen befelch 
vnser aller Obren, Rethen vnd gmeinden, nach dem vnd wir, auch 
der mehrtheil der andren Pündten, das Ehegericht von Chur ge- 
zogen habend, vnd ein jetliches Gericht ein besonder Ehgricht 
angenommen, vnd haben soll, vnd so habend wir vormahls mit 
vollmechtigem gwalt von allen Räthen vnd Gmeinden der Zehen 
Gerichten Artickel gesetzt vnd gemacht, als von dess Ehegerichts 
vnd hendel wegen, vnd darumb brieft vnd siegel aufigericht, auch 


!) Besiegelt durch Peter Müller, Landammann auf Davos, s. Landbuch 
des Hochgerichts Klosters (Chur 1833) p. 21. 


18* 
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denselben nach ein Zeit gehandlet !), etc. nach demselben so 
habend wir obgemelten Räth vnd Gmeinden der X Grichten 
einhelliglich etlich Artickel verendert, anders gesetzt, gmacht, vnd 
angenommen, alles wie hienach folgt, oder also zuo halten, doch 
allwegen vorbehalten die zuo mindern oder zuo mehren, oder gar 
hin zuthun, wie das ein gmeinen Pundt gut sein bedunckt, vnd 
soll sich dess darumb auff Davos ein besiegleter Hauptbrieff auff- 
richten vnd behalten, doch soll ein jedlich Gericht davon ein Copey 
nemmen, damit ein jedlich Gericht wüss darnach gleichförmig 
zuo handeln, doch ist lauter abgeredt, was vor diesem Artickel 
brief, den ersten Articklen nach gehandlet ist, mit recht vnd 
vrtheil, oder mit thädigen, darbey soll es bleiben, vnd niemand 
den andren darumb fürnemmen, noch in schaden weisen, vnd lau- 
tend die jetzt auffgerichten Artickel also, wie nachfolget). 

1) Dess ersten soll ein Jettlichs gricht siben man verordnen 
zu dem Ehegricht°), vnd vnder den 7 mannen einen [nemmen vnd] 
zum Richter erwellen, die söllendt nach Irem besten verstandt dz 
göttlich recht sprechen vmb der Ehesach vnd Handlung wegen, 
dem Göttlichen wort nach, oder nach rhat glerter Luten, geist- 
licher oder weltlicher, nach irem besten vermögen?), Je nach 
gstalt der sach, dess handels, nach dem der für sy kompt, darnach 
söllendt sy vrtheilen, wie obgemelt ist, vssgenommen von der fründt- 
schafft *), soll man halten, wie hernach [am 7. Artickel] volget. 

2) Zum 2° soll ein meitlj zwölf Jar alt sin, vnd 
ein knab vierzehen Jar’), ehe dan sy gnug Alt sigindt zu 


!) Dies bezieht sich wohl auf den Eheartikelbrief von 1532. 

®) Das Ehegericht wurde in Davos am 6. Mai 1660 abgeschafft, die 
Ehesacnen sollen von da an durch den Landammann und 6 unpartheiische Ge- 
schworne erledigt werden. Die handschriftlich erhaltene Redaction des Davoser 
I.andbuchs von 1646 enthält genauere Bestimmungen über die Zusammen- 
setzung und Wahl jenes Gerichts. 

°) 1561: vnd dann bey Jhro bestem gewissen. 

*) 1561: oder verlegenschatlt wegen. 

®) 1561: ein Knäblein sechzehen Jahr alt sein, ind ein Mägdlein vier- 
zehen Jahr alt sein. 
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der Ehe, wo aber ein knab oder meitlj dz obgenant Alter nit 
hettendt, soll die Ehe nützit gelten, vnd soll man sy scheiden. 

3) Zum 3°” so soll niemantz dem Anderen die sinen vermehlen, 
verpflichten oder hingeben, on gunst, wüssen und willen, vatter und 
mutter, fründen vnd vögten, oder wen die kindt zu uersprechen stünden, 
wer de übergieng, die söllendt gstrafft werden, vmb zwantzig pfundt 
pfennig einer fründtschafft, vnd zehen pfundt 
pfennig einem landt vnd gricht, da söllchsbe- 
schicht, [vnd demnacht einer herrschafft Ire 
Recht vorbehalten]!), vnd ob eine sines bruders oder 
schwesters, oder sonst eines nechsten kindt vermehlete, söllend 
nichts schirmen, vnd soll die obgemelt buss nütdestminder verfallen 
sin etc.?2.. Vnd wo diekindtnitdzobgemelt Alter 
hattend, solldie Ee nützit gelten. Wosyaber 
dz obgemelt Alter hettendt, so sollmansynit 
scheiden, wan sy schonvon Kupples wegen zu 
der Ehekommen wärendt, vnd wo man söllichs Kuppler, 
man oder wyb könt erfaren, den oder dieselben soll man von 
stundt an 3 Jar vss den X grichten pietten, vnd In keinem gricht 
vffenthalten, doch allwegen nach dess grichts erkandtnuss >): 

4) Zum 4ten Wo zwey einandren abredt sindt, vnd darumb 
kein kundtschafft hettendt, soll die Ehe nüt gelten, dessglychen so 
einer ein dochter, magt oder Jungfrauwen, verfelt, geschwecht, oder 
gschmächt hatte, die noch nicht vermehlet were. Hatt man vor- 
gsetzt [g’hegt], dz einer eine müssen zu der Ehe haben, dz hatt 
man yetzen nun widerumb nachgelassen, die wyl zwey man oder‘) 


1) 1561: „Da verfallend zehen pfundt pfenning einer freundtschafft, vnd 
zehn pfund pfenning einem Gerickt vnd Land, da sölches beschicht.“ Die 
folgenden Worte finden sich zwar in der Red. von 1561, sind aber seit den 
Auskäufen (1649—52) weggefallen. 

2) 1561: vnd die so zusammen verkuplet wurden, die söllend gescheyden 
werden, vnd nit ein Eh sein. 

®) Das Landbuch des katholischen Gerichts Ausserbelfort von 1697 
wiederholt in cap. 41 diese Bestimmung mit Hinweisung auf den Artikelbrief. 

*) 1561: vnd 
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wyb, einanderen mit fryen muttwillen, vnd mit den 
worten!) zu der Ehe nemmendt, so soll man einen darumb 
nit zwingen, dz einer eine darumb müsse zu der Ehe haben, ob- 
schon eine spräche, er hatt mich genommen oder die Eh ver- 
heissen, und sy aber einandren abredt wärindt?), vnd aber darum 
keine kundtschafft nit hettendt, soll es nit gelten, darnach wüsse 
sich ein Jedes zu bewahren, sorg zu haben, und sich vor schande 
vnd schaden zuhütten. 

5) Zum 5 Wo zwey Ehemenschen zusammen wurdendt 
gesprochen vffen Ehgricht mit recht vnd vrtheil, vnd sich eint- 
weders widerspennig wolte machen, vnd dem rechten nit wolte 
nachkommen, vnd nit mit dem Andren welte husen, so soll der- 
selbig man oder wyb dasselbig gutt besitzen, nemmen, 
nützen, niesen°?), doch dz gutt nit verkouffen *), vnd dem 
vngehorsammen soll man dz landt vnd gricht verbietten, welcher 
aber vmb dz bott nützit welte geben, vnd darüber Im landt vnd 
gricht sie welte, denselben soll man gefengklich Annemmen, vnd 
straffen nach des grichts erkandtnus. 

6) Zum 6‘ Wo zwey mit einandren hussendt, vnd nit ein 
Ehe möcht sin, denen soll man von stundt an von einanderen 
pietten by X & 9, vnd sömlichs als ofit vnd dick dz über- 
sechen würt. 

7) Zum 7'® Von der fründtschafft vnd verlögenschafft wegen 
ist vfgsetzt vnd gmacht, wer dem Anderen zu dem dritten vnd 
necher?) werendt, es were von fründtschafft oder verlegenschafft 
wegen, die söllendt gescheiden werden, [vnd die Eh nützit gelten, 
was aber über den dritten gradt were, soll ein Eh sin, gelten, 
vnd nit gescheiden werden]. Dissen Artickel soll man also halten, 


1) 1561: mit freyem Muth, gutem willen vnd mit den worten einandren 
auffrecht vnd redlich. 

®) 1561: vnd sie nicht einer abred sind. 

®) 1561: dann soll vnd mag das ghorsam dess vnghorsamen guot be- 
sitzen, nutzen vnd niessen. 

*, 1561: noch versetzen. 

°) 1561: verwandt. 
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dan er von Gmeinen dryen Pündten vfgsetzt ist worden, vnd In 
den Anderen zweyen pündten also gehalten wirdt. Dessglichen 
auch ob sach wäre, dz dem Ehrichter oder sin rechtsprecher ein 
man oder frauw gefründt werendt, von fründtschafft oder verlegen- 
schafft wegen, zu dem wytter') oder necher, denen sindt sy nit 
schuldig zesitzen, vnd vrtheil geben In Iren rechten, vnd soll 
man Ander rechtsprechen darzu verordnen von Anderen 
grichten ?) die vnpartheysch sigendt zu den minsten Kosten, 
was aber über den 3‘* gradt were, denen sy nit versprochen, 
vnd söllendt In Iren rechten sitzen vnd vrtheyl gehen.] 

8) Zum 8%" Wen zwey einandren zur Ehe nemmendt daran 
kein Irrung ist, so söllendt sy die Ehe bezügen In Monats Frist. 
In der kilchen vor der Christlichen gmeindt, nach der Göttlichen 
ordnung, vnd welcher dz nit thun welt [vnd disse$ gott vebersäh 
vnd verachtete], der soll von stundt an mit dem gricht?) ge- 
strafft werden, vmb V lib. d. Es were dan sach, dz einer oder 
eine gutt, redlich vrsachen hettendt, dz sy söllichs Im Monaths 
frist nit möchtend volbringen alwegen nach gstalt der sach, vnd 
nach dess grichts*) erkandtnus. 

9) Zum 9‘ Ist beschlossen vnd gmacht, wer die werendt, 
man oder wyber, die ir schand vnd laster, von dess ehbruch wegen 
selber an tag brechtendt, vnd vermeintendt man soll sy darumb 
scheiden, dieselben soll man darumb straffen man oder wyber, an 
ehr, lyb vnd gutt, nach des grichts erkandtnus, vnd sond darumb nit 
gescheiden werden. Wo aber ein ehbruch offenbar wurde, von mannen 
oder wyberen, auch von anderen personen vnd lütten, vnd ein- 
weders?°) darumb für gricht käm, vnd welt darumb gescheiden 
werden, darin soll ein gricht handlen nach gstalt der sach, handels, 


N) 1561: zum dritten. 

2) 1561: Vnd wie viel versprochen sind dann soll man auss dem andren 
Gericht so viel verordnen. 

®) 1561: Ehgricht. 

“) 1561: Ehegerichts. 

5) 1561: denn das ander, so nicht gebrochen hat. 
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was sy göttlich, billich vnd recht dunkt, nach Iren besten gwüssinen, 
vnd söllich personen man oder wyber, die offen Gericht!) gescheiden 
wurdendt, von des ehbruchs wegen, die söllendt nit gwalt 
haben?) weder zemannen noch zewyben; es werde Inen dan 
erlaubt von einer Oberkeit?). 

[Schluss von 1561:] Vnd dass zuo wahrem vrkund vnd stetter 
sicherheit, so hand wir obgemelten Rathsbotten all, vnd ein jet- 
licher an statt vnd auss befelch aller vnser Räthen vnd Gmeinden 
den fürsichtigen vnd wysen Paul Bul, dieser Zeit Landtammen 
auff Davos gebetten vnd befohlen, das er diesen Brieff bsiegle, 
mit vnsers Pundts der Zehen Grichten eygen Insiegel, in namen 
aller Zehen Gerichten, sölchs er thon hat, vnd der Zehen Ge- 
richten Insiegel offentlich an diesen Brieff gehenckt, in namen 
vnser aller, doch dem gantzen Pundt vnd vns allen ohn schaden, 
der geben ist am siebenden tag kurtz monats, Anno fünffzehen- 
hundert sechtzig vnd ein Jahr. — 


Als Anweisung für die Gerichte, welche eherechtliche Fragen 
zu entscheiden hatten, diente eine im 18‘ Jahrhundert ent- 
standene Schrift, welche den Titel führt: „Nothwendige 
Considerationes, in Chor- und Ehe-Gerichts- 
Sachen, Gottes Wort und den Rechten gemäss“. Die Schrift 
zerfällt in zwei Theile 1) de matrimonio consummato, 2) sponsalia 
seu matrimonia de futuro; an oft recht drastisch gewählten Bei- 
spielen werden die wichtigsten Fragen erläutert. Handschriften 
dieser Arbeit finden sich in den Landbüchern von Castels und 
Schiers — Seewis als Anhang. 


Von Interesse sind noch folgende Auszüge aus den Davoser 
Protokollbüchern: 17. Juni 1610: Zum 4‘ von wägen 


!) 1561: Ehegericht. 

*) 1561: dann soll man denselben personen, so die Ehe gebrochen hand, 
darnach nicht mehr erlauben. 

®) 1561: doch allweg nach gestalt seines wolhaltens etc. 
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das die Jenigen so sich zusammen verheyrathen for vnnd Ee sy 
den Byschlaff die Ee for hin in der Crystenlichen gemeindt kyr- 
chen bestatten vnnd sich lassen ingesägenen, vnnd wo sy in 
dem sümig vnnd den by schlaff for hin verricht söllen sy die 
selbigen ein Bredycandtt nit zusammen geben lauth wie das 
Capyttel beschlossen. 

1. März 1612: Zum 3‘ wan ettwan 2 Ehmenschen zu- 
samen komen, es sygenn glich jung, oder alte vnnd yr hochzit 
halten, vnd nach ornungzu kyrchen vndstrassen gondt, 
vnnd man sy by huss vnd hoff besuchen vnnd da vngebürlich sich 
halten etc. (vgl. noch Landbuch von Davos, Chur 1831, p. 109 
und 115). | 

Schlussbemerkung: Dass den Redactoren der Ehe 
artikel die Züricher Eheordnung von 1525, auf welcher fast alle 
übrigen Eheordnungen der reformirten Schweiz beruhen (s. v. Wyss, 
Zeitschr. f. schw. Recht XX, p. 128 ff.), bekannt war, kann einem 
Zweifel nicht unterliegen, da die oben cursiv gedruckten Stellen 
wörtlich mit derselben übereinstimmen. Um so beachtenswerther 
ist es, dass die Eheartikel des 10 Gerichten-Bundes sehr wesent- 
liche Abweichungen von dem Züricher Gesetz enthalten. 


C. Quellen des Eherechts im Gotteshausbunde. 


I. Eherecht des Hochgerichts Fürstenau und Orten- 
stein und des Gerichts Avers. 

1) Fürstenau und Ortenstein, Text nach einer 
Handschrift der Statuten von 1702, Halblederband in Folio, 
Bibl. der Cantonsschule in Chur, früher P. C. von Planta p. 5lf., 
damit verglichen Handschrift der Statuten von 1615, Lederband 8'°, 
bezeichnet W, 1 No. 9, ebendaselbst. 

2) Avers: Text nach dem offiziellen Exemplar der im Jahre 
1622 bezw. 1644 erneuerten Statuten, 1880 in Cresta im Pfarr- 
hause abcopirt (März 1880) }). 


!) Es ist mir bisher noch nicht gelungen, mit Sicherheit heraus- 
zubekommen, welche Statuten das Original, welche Copie sind, denn dass 
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F. und O.: Von Ehesachen: 


1) Erstlichen ist Constituiert, 
vnd abgesetzt worden, wo zwei 
Persohnen sich in den Standt der 
hl. Ehe,verfügen wollen, sosolches 
alles beiderseits ohne einichen 
Arglist geschechen, vnd sollend 
die worth so zu dem Matrimonium 
gehörend, Lauter vnd Klar ge- 
braucht werden, vnd sollend auch 
bey Ihrem Verstandt sein, sonst 
soll alless nit gelten noch Krafft 
haben. 

2) Item Wan 2 Persohnen 
sich Ehelich Verbindent, so soll 
der Knab 18. Jahr oder darüber 
haben, vnd dass Meitelj 16 Jahr 
oder darüber alt sein, damit es 
Krafft haben möge. Jedoch so 
Vatter 
bahrend, vnd nachgebens Jünger 
einandern zu nemmen: mag es 


vnd Muotter verein- 


geschechen werden, vnd Krafft 
haben, im fahl aber die Kinder 
sich verheürathen, ohne Rath vnd 
Willen dessVatters, vnd Muotter, 
So Steth esanVatter,vndMuotter 
Ihnen etwass gut zu geben. 


Miscellen. 


Avers: 


71) Ein Ehe soll von beiden 
Personen ohne einichen Arglist 
beschechen: Vnd sollent die 
Wort, so zur Ehe gehörent, 
lauter vnd klarlichen gebraucht 
werden: es söllent auch beide 
Menschen, bey Irem verstand 
sein, sonst soll es nit krafft 
haben, noch gelten. 


72) Wann zwey Per- 
sonen sich ehelichen verbin- 
dent, so soll der Knab, Acht- 
zehen Jar alt sein, oder darüber: 
vnd das Mägtlein Sechszehen 
Jar, oder darüber alt sein, da- 
mit es krafft haben möge: Vor 
disem Alter aber, soll es nichts 
gelten, vnd kein Ehe erkendt 
werden, so es ohne beiderseits 
Elteren recht geschechen: Wo 
aber die Elteren, beiderseits, zu 
friden seind, mag es geschechen, 
und krafft haben. 


beide aus einer dritten ihnen gemeinschaftlichen Quelle herzuleiten sind, ist 
unwahrscheinlich. Die Uebereinstimmung der beiden Gesetze ist um so merk- 
würdiger, als die Verhältnisse beider Gerichte die denkbar verschieden- 
artigsten sind. Avers, das höchstbewohnte Alpenthal, wird von reformirten 
Deutschen bewohnt, während das Domleschg, eine der wildesten Gegenden 
Graubündens, grösstentheils von katholischen Romanen bevölkert ist. 
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3) Wan sich 2. Persohnen 
vor dem obgeschriben Jahre 
sich verheürathen, so soll es 
nit gelten, vnd Keine Ehe er- 
kent werden. 

4) So es sich zu Truoge, 
dz zwo Persohnen mit einandern 
von der Ehe geredt hatten, vnd 
der worten nicht gichtig sein 
wolten, also dz sie dz recht mit 
einandern brauchten, vnd noth- 
urfft Zeügnuss zu gebrauchen 
so sollend die Kund- 
schafften nit Jünger sein dan 
16. Jahre alt, vnd die den 
Partheyen in der freündschafft 
nit nächer seyend biss in dritten 
grad; wie die geschwornen die 
darüber Gricht Sprechen sollend. 


were, 


5) Es sollend die Eheworten 
durch 3. Glaubwürdigen Vn- 
uerleumbdete Kundtschafften be- 
wisen werden, vnd so es sich 
begebe, dz nur ein eintzige 
Persohn darbey were, so soll 
es an Grichts erkantnuss Stahn, 
dieselbige Zu reden Lassen, oder 
nit, [Wytter ist gesetzt dz wann 
wyber darbey werendt, alss dann 
stath ess an dem Gericht zu 
reden lassen oder nit,] Nach 


73) Wann es sich begebe, 
das zwey Personen, mit ein- 
anderen, von der Ehe geredt 
hettent, vnd der Worten nit 
gichtig oder kantlich sein wolten, 
daz sie desswegen mit ein an- 
deren in daz Recht wachsetent, 
vnd notwendig were, Kundt- 
schafft zubrauchen: so sollent 
die Kundtschafften, nit Jünger 
sein, den Sechszehen Jar alt, vnd 
solche, die den Partheyen, nit 
seyent in der freündschafft weder 
zum Dritten noch necher: Wie 
auch die Geschwornen, so dar- 
über vrtheillen söllent, gleich- 
fahls. 

74) DieEhewort söllent 
durch drey glaubwürdige, vnuer- 
leumbdete Kundschafften bewie- 
senwerden: Vndsoessich begebe, 
daz nur ein einiche Person dar- 
bey gewest were: so soll es an 
Gerichts erkantnus stehn, die- 
selbigen reden zulassen oder nit: 
Vnd so nur Weybspersonen dar- 
bey gewest werent: stehts auch 
bey meiner Herren erkantnus, 
reden zu lassen oder nit, nach- 
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dem die Persohn wäre, Frauw 
oder Jungfrauw. 


6) Es ist auch gesetzt, dz 
man sich in der freündtschafft nit 
zusammen verheürathen Mögend 
im dritten grad, oder nächer, 
so soll es kein Ehe erkent wer- 
den; vnd die vbertretter gestrafft 
werden, nach Grichts erkantnuss, 
vnd soll (verlegen)schafft gehalten 
werden, wie der freündschaftt. 


7) Weiter Ist es gesetzt, Wan 
ein Ehe mit einandern Eheliche 
beywohnung gehabt, vnd die einte 
Persohn im Ehebruch gefunden 
wurde, vnd der Vnschuldig für 
recht Kombt, vnd Scheiden be- 
gehrt, so soll es gescheiden wer- 
den, vnd so die frauw fälet, so 
ist der frauwen halb gut dem 
Man verfallen. 


Miscellen. 


dem die Person Fraw oder 
Jungfraw ist. (Späterer Zu- 
satz:) Es soll fürohin Ring vnd 
Goldan Staht der Zeugen gelten, 
so aber betrug gescheche, soll 
das betrogene innert 14 Tagen 
darzu thun. 

70) Weiter welche ein- 
anderen zum Dritten, oder 
Nächer in der Freündschafft 
seind, die sollent nit zusammen 
sich verheürahten: Vnd wan 
sie sich mit ein anderen ver- 
ehelichetent, sollent sie doch für 
kein Ee erkent sein, vnd soll 
nit zugelassen werden, daz sie 
mit einanderen haussint: ia vnd 
sollent noch darzu zweyhundert 
gulden Buss, dem Land verfallen 
sein. Vnd Kemigschafft, oder 
Verlegenschafft, soll gehalten 
werden, Wie die Freündschafft. 
(Am 12. Mai 1751 wird der 
dritte Grad für zulässig erklärt.) 

75) Mehr ist gesetzt: Wan ein 
Ehe albernit mit einanderen Ee- 
liche beywohnung gehabt: vnd die 
ein Person im Ehebruch erfunden 
wurde: Vnd daz WVnschuldige 
Eemensch kompt für Recht, vnd 
begert Eescheidung, so soll es ge- 
scheiden werden. Vndso die Fraw 
gefehlt hatte, so ist der Frrawen 
halb gutt, dem Mann verfallen. 
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8) Wan ein Ehe Volckh ein 
Zeitlang mit einandern gehuset, 
vnd sich mit einandern nit ver- 
einbahren wolten, auch von ein- 
ander giengend, sol ein Vogt 
schuldig sein die selbige zu er- 
mannen, dz sie widerumb zu- 
sammen kommen, woaber solches 
nicht geschechn wurde, vnd wass 
dz Gricht alss den erkent, soll 
es darbey verbleiben. 

9)WanEhelichegeschwüsterte 
während, oder sonst ein grosse 
freündtschafft wären, vnd ein 
bruoder oder ein ander freünd 
allein, ohne wüssen, vnd willen 
der anderen sich vnderstahn 
wolte ein Heürath zu beschliessen, 
sosollderselbige gestrafft werden, 
vnd der Heürath soll nüt gelten. 


10) Item Gfatterschafft, oder 
göttjschafft, Mögend Kein Hin- 
dernuss in der Ehe bringen. 

11) Ein Vogt, vnd Gricht 
sindt schuldig in Ehesachen, 
allen Kundtschafften, Ehe sie 
verhörd werden, den Eydt auff 
dz allerstrengiste anzugeben, vnd 
sie ermannen die Lautre wahrheit 
zu reden. 

12) Wan zwo Persohnen ein- 
ander zu der Ehe genommen, 
so sollend sie vor der Eheliche 


76) Es ist auch gesetzt: Das 
wann ein Eheuolck ein Zeit 
lang mit ein anderen gehausset 
hettent, vnd sich hernach, mit 
ein anderen nit vereinigen wol- 
tent, also daz Sie von ein an- 
deren giengent: so söllent Sie 
für Gericht berufft vnd gefor- 
deret werden: Vnd was daz Ge- 
richt alsdann erkent, soll es 
darbey verbleiben. 

77) Item wann etliche 
Geschwisterte wärent, oder sonst 


ein grose freundschaft, vnd ein 


bruoder, oder einer iin derfreund- 
schafft allein, ohne wüssen, vnd 
willen, der Anderen sich vnder- 
stehn wolte, ein Heurraht zu 
beschliessen, so sölle derselbig 
gestrafft werden, vnnd der Heur- 
rat soll nichts gelten. 

78) Gevatterschafft vnd 
Götteschaft, mögent in der Ehe 
kein Hindernus bringen. 


68) Wann Ihren Zwey ein- 
anderen zur Ehe nement, so ist 
geordnet, daz solche Personen 
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beywohnung zu Kilchen, vnd 
Strassen gehn bey Buoss 5. &. 0. 


13) Wanman vmb Ehesachen 
rechtet, so gehört dem Richter, 
vnd Jeden Rechtsprecher ein 
Mahlzeit, vnd ein Batzen zuLohn, 
vnd die Gritchs Costungen soll 
man paahr auff dem Tisch erlegen. 

Kuplen. Welcher zwo junge 
Personen zusammen kuplet, oder 


zusammen gäbe, ohne Ihrer 


Eltern oder so dieselbige nit - 


wären, der nächsten Freunden 
Wissen und gegebenen Willen, 
der soll von Ehren gesetzt wer- 
den, und darneben 30.&#.J). Buoss, 
ohne Gnad verfallen seyn. 


Miscellen. 


auf das längste in einem halben 
Jar, söllent mit einanderen zur 
Kirchen vnd straasen gehn; wie 
es dann ehelichen Leüthen zu- 
steht: 
thundt : so söllen sie zwey kronen 


wann sie es aber nit 


buss dem Land verfallen sein, 
ohne alle gnad. 

69) Welche vor 
Kirchgang mit ein anderen 
Beyschlaff hieltent, die sind 10 
N Buss dem Land verfallen '). 


dem 


79) Welcher zwey Junge Per- 
sonen zusammen kuplet oder zu- 
sammen gebe, ohne Ihre Eltern 
(oder so dieselbigen nit mehr 
werent) der nechsten Freunden 
Wüssen, vnnd zugebnem Willen, 
dersoll von Ehren gesetzt werden: 
Vnd darnebent dreissig Pfundt 
Pennig Buss, der Landtschafft, 
ohne gnad, verfallen sein. 


!) Spätere Verordnung v. 24. Brachmonat 1776: wen sich be- 
geben wurde wider Verhoffen das welche vor dem Kirchgang Beyschlaff 
hielten und nit Kirchen und strassen giengen oder Hochzeit mit ein anderen 
häten wie ess Ehrlichen Leüten gezimmet zu thuon sollen sie schuldig sein 
an einem sontag in der Kirchen an oder vor dem Taufistein bey der Ver- 
samlung Bekantnus Thuon Beyde zu samen eins wie das andere, wass aber 
die Buoss anbetrifft sol nach grichts erkantnus Stehen. 
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complectens Bullas, Brevia, Acta s. Sedis a Congregationis insti- 
tutione ad praesens tempus. 1. 2. 3. Rom 89f. 

57. Chroust in Ztschr. f. Geschwissensch. 4, 1 weist auf 
Grund des cod. lat. chart. No. 5474 der Wiener Hofbibl. nach, 
dass nicht, wie nach Hübler alle annahmen, auf dem Konstanzer Con- 
cile nur ein Konkordat für alle romanischen Nationen abgeschlossen 
worden sei, sondern je eines für die französische, italienische, spa- 
nische. Das letztere ist gedruckt in Tejada y Ramiro, Colleccion 
completa de los concord. espafi. 7, 9. Madr. 62. 

58. Ehrle, Bruchstück d. Acten d. Conc. v. Vienne. Arch. 
f. Lit. u. K.Gesch d. M.A. 4, 362. 

59. Ulanowski, Nicolaus v. Bitonie, ein poln. Canonist der 
ersten Hälfte des XV. Jahrh. (polnisch), vgl. Arch. f. K.R. 65, 458. 

60. Acta et Decreta Sacrorum Conciliorum recen- 
tiorum. Collectio Lacensis. auctor. presbyteri S. J. e domo 
B. V. M. sine labe conceptae ad Lacum. T. VII. Acta et Decreta 
Sacros. Oecumenici Concilii Vaticani. Accedunt permulta alıa 
documenta ad concilium eiusque historiam spectantia. 

Mit vorliegendem Bande ist die Laacher Conciliensammlung zum 
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Abschluss gelangt. Derselbe enthält das Material des Vatikanischen 
Conceiles mit grosser Vollständigkeit, begnügt sich dagegen leider bloss 
mit einer Registrirung der bei Cecconi abgedruckten Dokumente. 

Auf das Vatik. Concil bezieht sich auch 

61. Mozley, Letters from Rome on the occasion of the 
Oecumenical Council 1869. 70. 1. 2. Lond. 91. 

62. Döllinger, Kleinere Schriften (s. oben I, 13), S. 405ff. 

63. Döllinger, Briefe u. Erklärungen üb. d. Vatik. Decrete 
1869—87. München 90. — 

64. Die Statuten d. Prager B. Wolfram v. 1399 ed. Emler. 
Sitz.-Ber. d. Böhm. Gesellsch. 1889, 293. 

65. Heller, Eine Passauer Diocesansyn. v. J. 1435. Ztschr. 
f. kath. Theol. 14, 142. 

66. Acta et Decreta concilii provinc. Milwaukiensis primi 
A. D. 1886. Milwaukiae 88. 

67. Acta eccl. Mediolanensis ab ejus initiis usque ad 
nostr. aetatem_ed, Ratti fasc. 1—4. Milan. 90. 
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5l. Imbart de La Tour, De ecclesiis rusticanis aetate caro- 
lingica (thesis) Bordeaux 91. 

52. Cooke, Life and work of St. Columba 1888. 

53. Grant, The Culdees. Scot. Rev. Apr. 1888. S. 217. 

54. Schroeder, Die Chorbischöfe des VIII u. IX. Jahrh. 
Ztschr. f. kath. Theol. 1890. Heft 4. 1891. S. 176. 

55. Ebner, Zur Regula Canonicorum des hl. Chrodegang. 
Rönm. Quartalschr. f. christl. Alterthumskunde u. f. K.Gesch. 1891, 28. 

56. Blumenstock, Der päpstl. Schutz im M.Alter. Innsbr. 90. 

57. Pückert, D. s. g. Notitia (Const. Hludovici Pi de servitio 
monasterior.) in Ber. d. k. sächs. Gesellsch. d. Wissensch. 1890, 46. 

58. Ueber das Papstwahldecret v. 1059: Meyer v. Knonau 
Jahrb. Heinr. IV u. V. 1890. 1, Excurs 7. Funk, hist. Jahrb. 11, 
509. Heinemann in hist. Ztschr. 65, 44. 

59. Ueber Souchon, Papstwahl. Vgl. Gött. G. A. 1890, 24. 

60. Delarc, St. Gregoire VII. et la reforme de l’Eglise au 
XI: siecle. Par. 89 ff. 

61. Rigal, Gregoire VII. et ses reformes eccles. Le Vigan 
(These). 
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62. Dresdner, Kultur- u. Sittengeschichte d. ital. Geistlichk. 
im X. u. XI. Jahrh. Breslau 90. 

63. Imbart de la Tour, Les &lections Episcopales dans l’Eglise 
de France de IX® et au XII siecle (etude sur la decadence du prin- 
eipe electif 814—1158). Paris 91. 

64. Morlet, Maurice de Sully, evöque de Paris 1160—96. 
Etude sur l’administration &piscopale pendant la 2° moitie du 
XIIe siecle.e. Nogent le Rotrou 90. 

65. Abraham, D. Verfassg d. poln. Kirche bis um die Mitte 
des XII. Jahrh. Lemberg 90. (polnisch) vgl. A. f. K.K.R. 65, 462. 

66. Voltelini, Zur Geistl. Verwaltg. d. Diöc. Trient. im 
XI. u. XIII. Jahrh. Zeitschr. d. Ferdinand. 33, 1. 

67. Geffken, D. Krone u. d. niedere deutsche KGut unter 
K. Friedr. II. 1210—50. Leipz. Diss. Jena 90. 

68. Eschbach, D. kirchl. Frage auf d. dt. Reichstagen v. 
1378--1380. (Dissert. Berl.) Gotha 87. 

69. Gottlob, Aus d. Camera apostolica d. XV. Jahrh. Ein 
Beitr. z. Gesch. d. päpstl. Finanzwesens u. des endenden Mittel- 
alters. Innsbr. 89. 

70. Monumenta Vaticana, Histor. Regni Hungariae illu- 
strantia Ser. I. Tom. I. Relationes Collectorum Pontificiorum in 
Hungaria ed. Ipolyi et Fejerpataky. Pest. 87. 

71. Abraham, D. Anfänge d. Patronatrechtes in Polen (Lemb. 
1884) polnisch, vgl. A. f.K.K.R. 65, 457. 

72. Ulanowski, Laudum Vertense (polnisch), vgl. A. f.K.K.R. 
65, 461. 

73. Kuhtmann, Geistl. Recht u. geistl. Gerichtsbarkeit in 
‚Bremen. DBrem. Jahrb. 14, 86. 

74. Salvioli, Storia delle immunitä delle Signorie e giustizie 
delle Chiese in Italia. Modena 89. 

75. Woikowsky-Biedau, D. Armenwesen d. mittelaltl. Köln 
‚in s. Beziehg. z. wirthschaftl. u. polit. Gesch. d. Stadt. Breslau 91. 
(Diss.). 

76. J. Hansen, Jahresrechnung d. Kölner Officialatgerichtes 
v. 13 1438 — !/s 1439. Westdeutsche Ztschr. f. Gesch. u. Kunst 
7, 35. | 

77. Froger, Le Budget d’une fabrique au XV* siecle. Revue 
‚hist. et archeol. du Maine. T. 27 Iiv. 1. 

78. Gayet, Le Grand schisme d’occident. 2. Par. 1890. 
Dazu Baeumer in Ztschr. f. kath. Theol. 1889, 461. 
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79. Scheuffgen, Beitr. z. d. Gesch. d. grossen Schismas. 
Freib. 89. 

80. Valois, L’elect. d’Urbain et les origines du grand schisme 
d’occident. Revue des Quest. hist. 48, 353. 

81. Kötzschke, Rud. v. d. Pfalz u. d. Konz. zu Pisa (Leipz. 
Diss.). Jena 89. 

82. Stuhr*, D. Organisation u. Geschäftsordnung d. Pisaner u. 
Konstanzer Konzils. Schwerin 91. 

Die vorliegende Schrift, eine aus der Schule von Breslau 
und Lenz hervorgegangene Berliner historische Doktordissertation 
füllt in so ferne eine Lücke der bisherigen Literatur aus, als wir 
eine Darstellung der Geschäftsordnung des Pisaner Concils noch 
nicht besitzen. Für das Konstanzer Concil ist nun zwar die Leip- 
ziger Doktordissertation von Siebeking vorhanden, aber der Ver- 
fasser füllt auch hier Lücken der früheren Forschung aus. Denn 
wenn auch Siebeking eine kurze Aufzählung der verschiedenen 
Beamtenkategorieen des Concils giebt und ihre Befugnisse darstellt, 
so unterlässt er es doch auf die geschichtliche Entwickelung dieser 
Aemter, auf die Persönlichkeiten der Beamten und ihre Rechte 
und Pflichten im Einzelnen einzugehen. Dies hat jetzt Stuhr 
nachgeholt und damit eine erschöpfende Behandlung des Stoffes 
gegeben. 

83. Bess, Joh. Gerson u. die kirchenpolit. Parteien Frank- 
reichs vor d. Konz. zu Pisa. Marb. 90. 

84. Bachmann, D. deutschen Könige u. d. Kurf. Neutralität 
(1438—47). Ein Beitr. z. Reichs- u. K.Gesch. Deutschl. Wien 89. 
(Sep.-Abdr. aus Arch. f. österr. Gesch. 75, 1.) 

85. Codex. dipl. Silesiae, 15. Acta Nicolai Gramis. Urkk. 
u. Aktenst. betr. die Beziehgen. Schlesiens z. Baseler Konzile. 
Her. v. Altmann. Breslau 90. 

86. Altmann, Zur Gesch. d. Erhebg. d. Peterspfennig im 
Kgr. Polen durch Beauftragte des Baseler Konz. .Ztschr. d. hist. 
Ges. z. Posen 11, 268. 

87. Visitations of the diocese of Norwich a. D. 1492— 1532. 
ed. Jessop. Lond. 88. | 

88. Fowler, Memorials of the church of St. Peter and Wilfrid, 
Ripon II. II. Durham 86. Bd. 3 über Verfassung. 

89. Easterby, The history of the law of tithes in England. 
Cambridge 89. 

90. Hefele, Conciliengeschichte. 9. Fortsetz. v. Hergenröther. 
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Freib. 1890. (Vorgeschichte d. C. v. Trient.) 6. 2. Aufl. v. Knöpfler. 
Freib. 90. 

91. Löwe, D. Stellung d. K. Ferdinand I. z. Trienter Konzil 
v. Okt. 1561 — Mai 1562. Bonn 87. 

92. Lossen, Z. Gesch. d. päpstl. Nuntiatur in Köln 1573 —-95. 
Sitzgsber. d. Wiener Akad. 1888, Heft 2, 159 ft. 

93. Schlecht, Z. Baier. Concord. v. 1583. Römische :Quar- 
talsschr. 4, 363. 

94. Schröder, Die Entwickelung des Archidiakonates bis z. 
XI. Jahrh. Münchener Dissertat. 90. 

95. Uttendorfer, D. Archidiakonen u. Archipresbyt. im Bisth. 
Freising u. d. Salzburg. Archidiakonate Baumburg, Chiemsee u. Gars. 
Arch. f. K. K.R. 63, 3; 64, 70. 

96. Ulanowski, Ueber die öffentl. Busse in Polen. Krakau 88 
(polnisch). A. f. K. K.R. 65, 460. 

97. Im Communalarchiv von Givry (Saöne-et-Loire) ist ein 1303 
von dem dortigen Pfarrer geführtes Register aufgefunden worden, 
welches hauptsächlich die Abgabenpflichtigen verzeichnet, aber von 
1335 an auch Todesfälle, von 1336 an Eheschliessungen, dagegen keine 
Taufen und welches demnach als erstes Vorkommen eines Civilstands- 
registers bezeichnet werden kann. Bibl. de l’ecole de chartes 51, 376. 

98. Wahrmund*, Beitr. z. Gesch. d. Exclusionsrechtes bei d. 
Papstwahlen aus röm. Archiven. Wien 90. (Sitzgsber. d. Ak. d. 
W. in Wien, phil. hist. Kl. Bd. 122). 

Die vorliegende Schrift ist ein Nachtrag zu dem das gleiche 
Thema behandelnden 1888 erschienen Buche desselben Verfassers. 
Wenn er damals die Existenz mehrerer Abhandlungen behaupten 
konnte, in denen die erste wissenschaftliche Behandlung des Stoffes 
unternommen worden sei, so ist es ihm jetzt gelungen, das wichtige 
Material in Rom aufzufinden, und so theilt er, theils vollständig, 
theils auszugsweise mit: eine Schrift des Pater Valentini, des Card. 
Albizzi, des Card. de Lugo, Gegenschriften gegen die Abhandlung 
des Card. Albizzi und zwei anderweite kleine Schriften über die 
Exclusion.e Im Uebrigen wendet sich der Verf. namentlich gegen 
Saegmüller, dessen im Katholik 1889 erschienene Abhandlung seitdem 
auch als besonderes Buch erschienen (vgl. Nr. 99) ist. Der Letztere 
behauptet, dass die Exclusion durch die Bulle Gregors XV. Aeterni 
patris v. 1621 verboten worden sei, und demnach als Consuetudo 
contra legem keine rechtliche Bedeutung habe. Wahrmund 
betont u. E. mit Recht, dass die zur Zeit der Bulle noch nicht 
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existirende Exclusion auch nicht vom Papste hätte verboten werden 
können, dass eine Bildung einer Gewohnheit nicht auf dem tacitus 
consensus legislatoris beruhe, und dass dieselbe nach c. 11 X de 
cons. (1, 4) auch contra legem erfolgen könne. 

99. Saegmüller, Die Papstwahlen u. d. Staaten v. 1447 — 
1555. Eine kirchenrechtl.-histor. Untersuchg. über den Anfang des 
Rechts der Exklusion in d. Papstwahl. Tüb. 90. (Vgl. Kober in 
d. theol. Quart.Schr. 73, 158.) 


VI. Staat und Kirche. 


35. Actenstücke, zwei. Zur Gesch. d. Landeskirchenth. in 
Jülich, mitgeth. v. Below. Ztschr. f. KG. 11, 158. 

36. Krebs, D. polit. Publizistik d. Jesuiten und ihrer Gegner 
in den letzten Jahrzehnten vor Ausbruch d. dreissigj. Krieges. 
Halle 30. 

37. Lecouzon-Le-Duc, Les origines du budget des cultes. 
Annal. de l’ecole libre des sciences polit. 1889, 274. 

38. Rott, Z. Lehre v. d. Religionsvergehen. Tüb. Dissert. 90. 

39. Crusen, D. strafrechtl. Schutz d. Rechtsguts d. Pietät. 
(Abhandlgn. d. krim. Seminars. Her. v. Liszt.) 90. 

40. Kohler, Stud. a. d. Strafrecht. Mannh. 90. (Vergehen 
gegen die Religion.) 

41. Gerneth, Verbrechen u. Vergehen gegen Religion u. 
Sittlichkeit in Oesterr.-Ungarn. Ztschr. f. Strafrechtswissensch. 
1891, 315. 

42. Dehaye, De l’outrage & la religion et des dispositions qui 
le repriment dans les legislations de l’Europe, in Congres scientifique 
internat. des cathol. tenu a Paris 1888. 2, 132. Par. 89. 


43. Capuano, Sacrilegio, in Atti della reale Acad. di scienze 


morali e polit. Napoli 1889. 23, 85. 
44. Döllinger, Kleinere Schriften (s. oben I, 13) 8. 3ff. 
197ff. (Die Speyerische Seminarfrage u. d. Syllabus). 
45. Hauck, Studie über d. Placetum regium. Regensb. 89. 
46. Siben, Ueb.d. Placet in Bayern. Arch. f. K.K.R. 62, 433. 
47. Grünhagen, Schlesien unter Friedr. d. Gr. Bd. I 
1740—56. Bresl. 90. S. 422—66: Die kath. Kirche u. d. Stellung 
d. Breslauer Bisthums. Der Plan eines Generalvikariats. Die Koad- 
jutorenangelegenheit. S. 466—90: Die ev. Kirche u. Schule. 
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48. Nippold, D. vertrauten Briefe d. EB. Spiegel v. Köln. 
Barmen 89. | 

49. Beyschlag, Welche Entwickelung hat d. Verhalten v. 
Staat u. Kirche in Preussen i. XIX. Jahrh. genommen und welcher 
Verbesserungen ist es fähig u. bedürftig? Referat. Halle 91. 

50. Majunke, Gesch. d. Kulturkampfes in Preussen u. Deutschl. 
Wohlfeile Volksausgabe. Paderb. 90. 

5l. Porsch, D. derzeit. Stand d. kirchenpol. Gesetzgebg. 
Preussens. Arch. f. K. K.R. 64, 278. 

92. Ueber d. rechtl. Natur der Sperrgelder. Arch. f. K. 
K.R. 64, 330. 

53. G. Wolf, Josefina.. Wien 90. 

54. Die Staatsbesteuerungen der kath K. in Oesterreich. 
Arch. f. K. K.R. 65, 246. 

55. Kraushold, Z. österr. staatskirchl. Vermögensrecht, 
ebendas. 65, 213. 


VIL Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katholischen 
Kirche, 


31. Heidenreich, Dissertat. in casum alterum Constitut. 
Pii P. IX. dd. 12. Oct. 1869 quo excommunicatione 1. s. Epi- 
scopo reservato multantur Procurantes abortum effectu secuto. 
Arch. f. K. KR. 63, 289. 

32. Ruffini, F., L’actio spolii, Torino 69. 

33. D. Unzulässigkeit d. Ausübg. eines Kpatronates durch Nicht- 
Christen. Arch. f. K. K.R. 62, 307. 

34. Ilgner, D. Präsentationsrecht d. Patrons nach kath. K.R. 
Breslau 89. 

35. Cizek, Ueb. d. Patronatsverhältnisse u. Mängel der 
österr. Kirchengesetzgebg. i. J. 1874 u. 1877. Arch. f. K. K.R. 
66, 1. 

36. Bernatzik, D. jur. Persönlichk. d. Behörden. Zugleich 
ein Beitr. z. Theor. d. jur. Personen. Freib. 90. (Sep.-Abdr. aus 
Arch. f. öff. R. 5.) 

37. Birre, Etude sur la condit. juridique des Eglises, temples, 
presbyteres. Par. 90. 

38. Van Bemmelen, De infloed der armenwet op de rechts- 
persoonligkheid. Arnheim 88. (Leidener Diss.) 
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39. Affre, Trait& de l’administrat. temporelle des paroisses. 
Par. 90°. 

40. Avanzi, La nuova legge sulle istituzioni pubbliche di 
beneficenza Diss. 1. Venezia 91. 

41. Scheimpflug, Eigenth.- u. Gebrauchsrecht an einer heil. 
Sache zu Bestimmung des Begriffes Tafelgut. Arch. f. K. K.R. 65, 69. 

42. Porsch, Eigenth.- u. Gebrauchsrecht an einer Schloss- 
kirche. Arch. f. K. K.R. 64, 156. 

43. Ueber Gross, D. Recht an d. Pfründe, vgl. Singer bei 
Grünhut Ztschr. 18, 598. 

44. Porsch, D. Niessbrauch am Pfarrwalde u. am Erlös des 
daraus verkauften Holzes im Gebiete d. Preuss. LR. Arch. f. K. K.R. 
63, 445. 

45. Porsch, Streitfragen bei einem Kirchenbau. Arch. f. K. 
K.R. 66, 123. 

46. Köhler, D. Simultankirchen im Grossh. Hessen, ihre 
Gesch. u. Rechtsverhältnisse. Darmst. 89. 

47. Krais, Kirchl. Simultanverhältnisse insbesondere nach 
bayer. Rechte. Würzb. 90. Dazu Meurer in Krit. Sure pur Mn 
1891, 133. 

48. Porsch, Communalsteuerfreiheit v. Pfarr- u. Glöckner- 
Acker. Arch f. K. K.R. 65, 50. 

49. Tyssen, The Law of charitable bequests; with an Account 
of the mortmain and charitable Uses. Lond. 88. 

50. Delius, D. Rechtsverh. der erbl. Kirchensitze nach Preuss. 
L.R. in Gruchot Beitr. 34, 678. 

5l. Reuss, D. Staatszuschüsse f. Geistl. in Preussen. Arch. 
f. K. K.R. 62, 188. 

52. Mankersdorf, Ergänzg. d. Congrua d. Seelsorger in 
Oesterr. nach $ 54, d. G. v. 7. Mai 1874. Arch. f. K. K.R. 63, 209, 
dazu Entscheidgen d. Oesterr. Verwaltgsgerichtshofes, ebendas. 230. 

53. v. Schilgen*, D. kirchl. Vermögensrecht u. d. Vermögens- 
verwaltung in d. kath. Kirchengemeinden d. gesammten Preuss. 
Monarchie. Bd. 1. Die Rheinprovinz im Geltungsbereiche des 
Bürgerl. Gesetzbuches Napoleons. Paderb. 91°. — RM. 3,20. 

Das Buch hat in der neuen Auflage in der That eine durch- 
greifende Umarbeitung erfahren, wenn auch sein Grundcharakter 
derselbe geblieben ist. Denn der Verf. wollte weder früher noch 
.will er jetzt eine wissenschaftliche Bearbeitung seines Stoffes geben, 
sondern lediglich ein für die Zwecke der Praxis berechnetes Buch, 
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aus welchem sich Kirchenvorstände und Pfarrer orientiren sollen. 
Während aber in der I. Aufl. auf 219 Seiten das Recht der 
ganzen Preussischen Monarchie erörtert war, so behandelt in der 
II. der jetzt vorliegende I. Band auf 304 Seiten nur das Rhein- 
preussische französische Recht. Der Verf. schickt zunächst S. 1 
— 113 eine kurzgefasste dogmatische Darstellung voraus, bei welcher 
wir wohl ein stärkeres Heranziehen der modernen Literatur ge- 
wünscht hätten, die aber im objektiven Tone gehalten ist und 
dem populären Zweck des Werkes entspricht. Dann folgt, wie 
schon in der I. Auflage, das Gesetz v. 20. Juni 1875 mit einem 
gegen früher mannigfach, auch durch Mittheilung der Motive er- 
weiterten Materiale, und die Wahlordnung. Endlich giebt der 
III. Theil die Verwaltungsnormen. Dabei sind der I. Aufl. gegen- 
über hinzugekommen: das Gesetz v. 14. März 1880, die Kölner 
Synodalstatuten v. 1662 und die Clementina v. 1715 bez. 1740. 
Wir zweifeln nicht, dass das Buch in seiner neuen Gestalt sich als 
für seine Zwecke nutzbar erweisen wird. Fr. 


VIII Ordenswesen. 


17. Bibliotheque de la compagnie de Jesus I" Partie. Biblio- 
graphie par les Peres Aug. et A. C. de Backer. Nourv. ed. p. 
Carlos Sommervogel. I] Brux. Par. 90. 

18. De la Rochemonteix, Un college des Jesuites au XVII 
et au XVIII® siecle. Le college de Henry IV. de la Fleche 1—4. 
Le Mans 89. 

19. Chotkowski, Historiis diarii domus professae Soc. Jesu ad. 
s. Barbaram annos 1609 — 1619. In Script. rer. polon. t. 14. Crac. 89. 

20. Freytag, D. Jesuitenmission in Danzig. Altpreuss. 
Monatsschr. 26, 521. 

21. Schimmelpfennig, D. Jesuiten in Breslau während d. 
1. Jahrzehntes ihrer Niederlassung. Z. d. Vereins f. Gesch. Schlesiens 
24, 177. 

22. Koldewey, D. Jesuiten i. d. Herzogth. Braunschweig. 
Braunschw. 88 (Vortrag). 

23. Douarche, L’Univ. de Paris et les jesuites (16° et 17° 
siecle). Par. 88. Ä 

24. Scherman, D. Plan d. Gründg. e. Jesuiten - Universität " 
zu Posen. Zeitschr. d. histor. Gesellsch. 4, 69. 


298 Literaturübersicht. 


25. Pfotenhauer, D. Missionen d. Jesuiten in Paraguay. 1. 
Gütersloh 91. 

26. Staedelen, Redemtor. u. Jesuiten. N. kirchl. Z. 1, 138. 

27. Reusch, Redenitoristen u. Jeswten. Preuss. Jahrb. 65, 186. 

28. Beyschlag, Noch einmal das Döllinger’sche Redempto- 
ristengutachten. Deutsch-Ev. Bl. 16, 496. 

29. Salis, D. Jesuitenverbot d. Bundesverf., insbes. d. Be- 
griff d. Affiliation. Ztschr. für Schweiz R. N. F. 10, 2. 

30. Nippold, D. Jesuitenstreit. II. u. II Nach d. örtl. 
Quellen gezeichnet. Halle 91. 

31. Schoell, D. jesuit. Gehorsam. Aus d. Quellen dar- 
gelegt, beurtheilt, nach seinen Konsequenzen geschildert u. in 
Bezug auf d. gegenw. Verhältnisse in d. röm.-kath. K. besprochen. 
Halle 91. 

32. Gasquet, Heinrich VOII. u. d. engl. Klöster. Deutsch 
v. Elsässer. 1. Mainz 1890. 

33. Wallnofer, Ueb. d. Ordensstand d. verheiratheten Profess- 
ritter. Arch. f. K. K.R. 62, 93. 


IX. Evangelisches Kirchenrecht. 


26. Rietschel, Luther u. d. Ordination. Wittenb. 89°. 

27. Meier, Ueb. d. Entstehung u. d. Begriff d. landesherrl. 
Kirchenregiments. Dissert. Gött. 90. (Unreife Schülerarbeit ohne 
jeden Belang.) 

28. Rieker, D. rechtl. Natur des ev. Pfarramts. Leipz. 91. 

29. Hempel, D. ev. theol. Prüfungen in Preussen. Berl. 91. 
(Sonderabdruck aus »Halte was du hast«.) 

30. Baur, Zwinglis Lehre v. Hirtenamt. Ztschr. f. prakt. 
Theol. 1888. H. 3. 

31. Frank, D.' neueren Disciplinargesetze d. deutschen ev. 
Landeskirchen, in Festgaben d. jur. Facult. zu Marb. ib. 90, 399 ff. 

32. Stammler, Ueber d. landeskirchl. Gesetze v. 26./1. 80 
betr. d. Ruhegehalt d. Geistl. u. v. 15./7. 89 betr. die Fürsorge 
für Wittwen u. Waisen derselben. Kirchl. Monatsschr. 10, 453. 

33. Bossert, Die Stolgebührenfrage in d. ev. Landeskirche 
Württembergs. Stuttg. 90. 

34. Woelter, D. Gemeindevertretung in d. ev.-luth. K. 
Württembergs u. ihr. neuest. Gestaltung. N. kirchl. Z. 2, 427. 
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35. Nobbe, Die Regelung d. Armenpflege im XVI. Jahrh. 
nach d. ev. K.O. Deutschl. Ztschr. f. K.G. 10, 569. 

36. Uhlhorn, D. christl. Liebesthätigk. seit d. Ref. Stuttg. 90. 

37. Cannegieter, de bevoegdheid tot regeling van het beheer 
van de Kerkelijke goederen der Hervormde gemeenten berust bij 
de algem. Synode. Utrecht 90; dazu Prins, in Theol. Tijdschr. 5, 62. 

38. Wackernagel, D. Kirchen- u. Schulgut d. Cant. Basel- 
Stadt. Beitr. z. vat. Ges., her. v. d. hist. u. antiq. Ges. zu Basel. 
N. F. 3, 83. 

39. Wirz, D. Etat d. Züricher Ministeriums v. d. Reformat. 
bis z. Gegenwart. Zür. 90. 

40. Costituzione della chiesa evangelica d’Italia. 
Milano 89. 


X. Sektenwesen. Beligionsfreiheit. 


29. Linde, van der, Michael Servet. Groningen 90 (vgl. aber 
dazu: Nederlandsche Spectator no. 49). 

30. Fürstenau*, Das Grundrecht d. Religionsfreiheit nach 
seiner geschichtlichen Entwickelung u. heut. Geltung in Deutschl. 
Leipzig 91 (Duncker & Humblot. Preis Mk. 7,20). 

Das Buch ist aus einer von der Berliner juristischen Fakultät 
gekrönten Schrift, die dem Verf. später auch als Doktordisser- 
tation gedient hat, hervorgegangen. Wir heben das hervor, weil 
es den Verf. nach einer Richtung hin entlastet. Das Thema für 
die Preisarbeit lautete: Begriff und Entwickelung der Religions- 
freiheit in Deutschland, und ist als solches wohl geeignet von jugend- 
licher Kraft bearbeitet zu werden und akademisch-pädagogischen 
Zwecken zu dienen. Aber für die literarische Bearbeitung hätte 
es nothwendiger Weise einer Erweiterung bedurft. Denn so sehr 
die deutsche Rechtsentwickelung betr. der Toleranz vom 16.—18. 
Jahrh. eine nationale ist, die in den speziellen deutschen Konfes- 
sionsverhältnissen ihren Grund hat und ihre Erklärung findet, so 
wenig ist das seit dem 19. Jahrh. der Fall. Vielmehr sind seitdem 
die in England, Nordamerika und der französischen Revolution ent- 
wickelten Ideen massgebend geworden, wie der Verf. auch bei der 
Wahl des juristisch nicht unbedenklichen Wortes »Grundrecht« 
auf dem Titel seiner Schrift empfunden zu haben scheint. Nichts- 
destoweniger beschränkt er sich strikt auf das Thema der Preis- 
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aufgabe und giebt dem Leser so kein zutreffendes Bild des Ent- 
wickelungsganges. Das ist aber leider noch um so mehr der Fall, 
als seine Darstellung erst mit der Reformation einsetzt. Die ganze 
Periode des Alterthums und des Mittelalters, der ganze Standpunkt 
der katholischen Kirche wird nur ganz dürftig in kurzen Zügen 
skizzirt und ohne selbstständiges Quellenstudium. 

Das Gepräge der Erstlingsarbeit trägt das Buch aber auch 
was die Benutzung der Literatur und die Art ihrer Anführung 
betrifft. Richters Kirchenrecht wird an einer Stelle in der 6., an 
anderer in der 8. benutzt, Tertullian gar in einer Baseler Aus- 
gabe v. J. 1591, und für ein Citat aus Augustinus ist bloss auf 
Bluntschli verwiesen. Im Uebrigen benutzt der Verf. für die Ent- 
wickelung des 16. Jahrh. nur Rankes deutsche Geschichte — ohne 
die Ausgabe anzugeben — und berücksichtigt die neueren histori- 
schen Monographien, welche doch unsere Auffassung vom Speyerer- 
Reichstag v. 1526 und dem Augsburgischen Religionsfrieden 
wesentlich geklärt haben, nicht. Dasselbe ist bezüglich des Resti- 
tutionsediktes der Fall,- betreffs des österreichischen Toleranz- 
ediktes; die rechtliche Stellung der Religionsgenossenschaften zum 
Staate ist ferner ausführlich in des Referenten evangelischem Ver- 
fassungsrecht behandelt worden: Auch davon weiss der Verf. 
nichts und setzt sich mit meinen dort geäusserten Meinungen, ob- 
gleich sie zum Theil von den seinigen abweichen, nicht auseinander. 
Das alles kann ein nachsichtiges Fakultätsurtheil bei Beurtheilung 
einer akademischen Preisfrage übersehen: die literarische Kritik 
muss es rügen. Selbst der nützliche Abdruck der auf die Religions- 
freiheit bezüglichen Gesetze im Anhange der Schrift trägt in so 
fern noch das schülerhafte Gepräge, als moderne Gesetze nach ihrem 
Abdrucke in der Zeitschr. für Kirchenrecht citirt werden, während 
sie doch, wie das auch wieder bei anderen geschehen ist, nach den 
Gesetzsammlungen hätten angeführt werden müssen. Von diesen 
Punkten abgesehen, ist die Schrift gut und nützlich. Sie giebt 
eine genaue Darstellung der deutschen Entwickelung in klarer 
und annehmbarer Weise. In manchen Einzelfragen weichen wir 
von dem Verf. ab; manches hätten wir noch berücksichtigt und 
erweitert gewünscht. Aber der Verf. hat doch ernsthaft und 
solide gearbeitet und soll in so weit unserer Anerkennung ver- 
sichert sein. E. Fr. 

31. Wagner, Untersuchgen üb. d. Ryswicker Rel.-Clausel. 
Jena Dissert. Berl. 89. 
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31. Stille, Z. Gesch. d. relig. Duldung unt. d. Hohenzollern. 
Progr. Sondersh. 90. 

33. Hirschfeld, Friedr. Franz IL., Grossh. v. Mecklenb.- 
Schwerin u. seine Vorgänger. Leipz. 91. (2, 44ff.: über die Stel- 
lung der Katholiken in Mecklenburg.) 

34. Saunois De Chevert, La liberte de conscience en France 
et & l’etranger. Par. 91. 

35. Simon-Auteroche, La liberte de culte. Par. 89. 

36. Weiss, La Chambre ardente, &tude sur la liberte de consc. 
en France sous Francois I. et Henri II. Par. 89. 

37. Reuss, Louis XIV. et l’Egl. prot. de Strasbourg au 
moment de la revocat. de ’Edit de Nantes (1685. 1686). Par. 87. 

38. Reuss, Documents relatifs & la situation legale des prote- 
stants d’Alsace au XVIII® siecle. Par. 88. 

39. Schott, D. Toleranzedikt Ludwigs XVI., hist. Z. 61, 385. 

40. Steiger, D. letzte grosse Ketzerprozess in d. Schweiz. 
Ein Culturbild aus d. XVII. Jahrh. Luzern 89. 

41. Cart, Hist. de la liberte des cultes dans le cant. de Vaud 
1798—1889. Lausanne 90. 

42. Schulte, D. Vorgehen d. bayer. Minister. gegen die Alt- 
katholiken. Giessen 90. Ä 

43. Dalton, Zur Gewissensfreiheit in Russl. Leipz. 89. 

44. Schaff, The progress of religious freedom as shown in the 
history of Toleration Act, in Papers of the Americ. Soc. of Church 
hist. 1889 1, 1ff. 

45. Scheimpflug, Gladstone’s religious disabilities removal 
bill. (Verhandlungen im engl. Unterhause vom 4. Febr. 1891). 
Arch. f. K. K.R. 65, 391. 


XI. Eherecht. 


31. Manenti, Della inapponibilit& delle condizioni ai ne- 
gozi giuridici ad in ispece delle condizioni apposte al matrim. 
Siena 89. 

32. Impotenz: Rivista ital. per le scienze giurid. Roma 89. 
8, 398. 

33. v. Hörmann*, Die Desponsatio impuberum. Ein Beitrag 
z. Entwickelungsgeschichte des canon. Eheschliessungsrechtes, 
Innsbr. 91. (Besprechung im nächsten Heft.) 
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34. Salman, Interpretation des Cap. VI Cum causam X. de 
raptorib. (5, 17) Arch. f. K. K.R. 66, 108. 

35. Rady, D. Reformation in ihren Beziehungen z. Doppel- 
ehe d. Ldgrf. Phil. Frankf. 90. 

36. Luther u. d. Bigamie, in Theol. Stud. u. Krit. 1891, 564. 

37. Grossmann, Neuere röm. Dispens. v. Ehehindern. d. 
Religionsverschiedenh. Arch. f. K. K.R. 63, 118. 

38. Scheurl, Ehen zw. Protest. u. Kathol., in Neue kirchl. 
Ztschr. 1, 84. 

39. Fischer, D. Ungültigk. d. Ehe u. ihre Folgen, insbes. bei 
Formmängeln. Zugleich eine Beurtheilg. d. einschläg. Bestim- 
mungen d. Entw. eines bürgerl. Ges.-B. f. d. Deutsche Reich. 
Jena 90. (Sep.-Abdr. aus Iherings Jahrb. 29, 248.) 

40. Fischer, Ueber die Erfordernisse einer Putativehe, in 
Gruchot Beitr. 25. Jahrg. 69. 

41. Fleiner, Obligator. Civilehe u. kath. Kirche. Leipz. 90. 

42. Paoli, Etude sur les origines et la nature du mariage 
civil, mis en regard de la doctrine cathol. Recens. Bullet. crit. 
1891. 1° Janv. 

43. Pillons, La celebration du mariage. Par. 90. 

44. Henriet, Guide du maire officier de l’etat civil. De la 
Redaction des actes de l’&tat eivil. Regles et conseils pratiques. 
Par. 91. 

45. Zum bayer. Verehelichgsrecht. Hirth, Annal. 1891, 61ff. 

46. Braun, D. Verhandlgen. d. heil. Stuhls üb. d. Verbindlichk. 
d. tridentin. Eheschliessgsdecrets f. d. kath. Ehen zu Frankf. a. M. 
u. Bornheim. Arch. f. K. K.R. 63, 120. 

47. Schmitz, D. Zuständigkeit d. Pfarrers b. Proclamat. u. 
Trauung d. Brautleute. Arch. f. K. K.R. 64, 233. 

48. von. Schubert, D. ev. Trauung. Berl. 90. (Vgl. dazu 
Sohm in Allg. Ev.-Luth. K.Z. 1891. No. 1. 2.) 

Ich benutze die Gelegenheit, um meinen Widerspruch gegen 
die in diesem Buche gegebene geschichtliche Darstellung zu con- 
statiren. Der Verf. wandelt mit geringen Modifikationen durchaus 
die Wege Sohms. Sein Grundirrthum besteht darin, dass er Ver- 
lobung und Eheschliessung nicht von einander begriffllich sondert, 
sondern die erstere als den Anfang der Ehe, die andere als deren 
Vollziehung charakterisirt. Die Verlobung steht aber zur Ehe in der 
rechtlichen Beziehung, dass sie ein pactum de contrahendo matri- 
monio ist; sie steht also zur Ehe genau in demselben rechtlichen 
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Verhältnisse, wie jedes pactum de contrahendo zu demjenigen Kon- 
trakt, dessen Abschliessung Inhalt des pactum ist. Nur dass hier 
noch eine nicht unwesentliche Besonderheit eintritt. Die Verlobung 
gehört dem Obligationen-, die Eheschliessung dem Familienrecht 
an; durch die Verlobung wird ein obligationenrechtliches Verhält- 
niss begründet, durch die Ehe ein familienrechtliches. Man sieht 
danach, wie abwegig es ist, die Verlobung als Anfang der Ehe 
zu bezeichnen, da durch sie das familienrechtliche Verhältniss noch 
gar nicht begründet „werden kann. Der Verf. sieht dann in der 
Causa XXVII des Gratian die Darstellung eines Eheschliessungs- 
rechtes, was doch schon von Sehling genügend widerlegt ist. Dazu 
kommt noch jetzt die Summa des Paucapalea. Denn wenn diese für 
die Eheschliessung (Schulte p. 118) solemnitates als nothwendig hin- 
stellt !), so können damit nur die des bürgerlichen Rechts gemeint 
sein, da kirchliche als essentielle nicht vorgeschrieben waren. Die 
Kirche stellte also damals überhaupt noch kein Eherecht auf, son- 
dern erkannte das weltliche an, und wenn Gregor VII. den Geist- 
lichen vorwirft, dass sie sich verheiratheten, so sagt er, sie hätten 
sich Frauen sacramento et desponsatione laicorum more desponsasse 
(Reg. II, 10. Jaffe S. 124)?). Der Verfasser sieht dann in der 
von der Kirche als gemeines Recht aufgestellten Sponsalientheorie 
eine Reproduktion deutschen Rechtes, wobei er einmal den Charak- 
ter dieses verkennt — denn er hält die Verlobung für essentiale 
der Eheschliessung —, und andererseits die Veränderungen, welche 
im deutschen Rechtsleben sich als Konsequenz des neuen kanoni- 
schen Rechts darstellen, als treibende Elemente für die Ausbildung 
dieses betrachtet. Den wunderlichen Gedanken, in dem Fürsprecher 
und dem Priester einen »gekorenen Vormund« zu erblicken, hat der 
Verf. nicht aufgeben mögen, obgleich doch die Thätigkeit dieser 
Mittelsperson beiden Ehekontrahenten gegenüber völlig gleichmässig 
ist. Nicht minder wunderlich ist, dass in Deutschland die römisch- 
rechtliche Verlobung sich erst sehr langsam eingebürgert haben 
soll, und fast stets formelle Verlöbnisse der Ehe vorgezogen sein 
sollen. | 

Die Meinung, dass das kanonische Recht für die sp. de pr. 


!) cum video aliquam per viam transeuntem cognosco eam et ipsam 
mihi in uxorem socio, non est legitimum, quia non sunt ibi solemniates, 
'quae adesse deberent. 

2) Vgl. auch Dresdner 314, der ganz missverständig dabei an ein kirch- 
liches Eherecht denkt. 
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ursprünglich bestimmte formelle Worte erfordert habe, ist irrig. 
Die dafür angeführten Stellen beweisen das nicht, und sind auch 
vom Verf. nur in der unzutreffenden Form benutzt worden, wie 
sie in der römischen Ausgabe des Corp. iur. stehen. Kurzum, unseres 
Erachtens ist die ganze geschichtliche Entwickelung des Verf. ein 
grosses Missverständniss, zu dessen Widerlegung im Einzelnen eine 
ganze Schrift geschrieben werden müsste. Dagegen können wir 
den relativ objektiven Standpunkt loben, den der Verf. in dog- 
matischer Beziehung einnimmt, und auch das ist rühmend hervor- 
zuheben, dass neues geschichtliches Material von ihm beigebracht 
wird, während alle bisherigen rechtlichen und geschichtlichen Er- 
örterungen über das Eheschliessungsrecht fast nur mit dem Materiale 
meines Eheschliessungsrechtes arbeiteten und etwa noch dem aus 
dem nordischen Rechte von Lehmann beigebrachten. E. Fr. 

49. Brünneck, Folgen d. Verweigerung d. kirchl. Trauung, 
in Rassow u. Küntzel, Beitr. z. Erläuterg. d. Preuss. R. 33, 769. 

50. Cauviere, Le divorce avant l’ere chretienne, in Congres 
scientifique internat. des cath. tenu a Paris. Par. 88. 2, 68. Auch 
besonders: Le Lien conjugal et le divorce. Par. 90. 

5l. Rathmann, D. Ehescheidg. nach d. Entwurf d. bürgerl. 
Gesetzb. f. d. D. Reich. Heidelb. 89. 

52. Meurer, D. landesherrl. Ehescheidgsrecht. Freib. 91. 
(Separatabdruck aus Arch. f. öff. R. Bd. VI, 1.) 

53. Stölzel*, D. landesherrl. Ehescheidgsrecht. Ein Beitrag 
z. Gesch. d. Ehescheidgsrechtes u. z. Interpretation d. neueren Reichs- 
gesetzgebg. Berl. 91. 

Die Schrift ist gegen die gleichnamige von Meurer gerichtet. 
Der Verf. hat über sein Thema schon mehrfach gehandelt, und so 
ist denn S. 1—53 auch nur ein Abdruck seiner im XVIII. Bande 
der Ztschr. f. K.R. herausgegebenen Abhandlung. Von da an ist 
aber das Buch neu unter Berücksichtigung der Anfechtungen ge- 
schrieben, welche die früher vom Verf. vertretenen Ansichten von 
verschiedenen Seiten und neuerdings namentlich von Meurer erfahren 
haben. Der Standpunkt, den der Verf. einnimmt, ist sein früherer. 
Die Ausübung des Scheidungsrechts durch den Landesherrn sei aus 
Gerichtsbarkeit Dispensation geworden von dem Augenblick an, 
wo die Kabinetsjustiz abgeschafft wurde. Sie bestehe auch heute 
noch zu Recht ungeachtet der Reichsgesetzgebung, falls beide Eher 
gatten die Scheidung verlangen. Wir stimmen in dem Ergebnisse 
mit dem Verf. überein, wenn wir uns auch nicht seine Deduktionen 
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ganz aneignen können. Vielmehr verharren wir bei den Meinungen, 
welche wir in unserem Lehrbuche des Kirchenrechts dahin aus- 
gesprochen haben, dass wir in dem landesherrlichen Ehescheidungs- 
recht auch heute noch Ausübung einer freiwilligen Gerichtsbarkeit 
erblicken, und diese darum mit dem Reichsrecht als vereinbarlich 
betrachten. Ferner, dass wir das landesh. Ehescheidungsrecht nicht 
bloss als formelles, sondern auch als materielles Recht ansehen. 
Das gemeine Recht enthält eben den Satz, dass die Ehe durch den 
Richter aus bestimmten Gründen geschieden werden könne, durch 
den Landesherrn aus unbestimmten. Aus diesem Grunde kann auch 
u. E. von Dispensation keine Rede sein. — Die Schrift ist nicht 
ohne eine gewisse Schärfe geschrieben und verdient um so mehr 
allgemeine Beachtung, als ja auch der wieder aufgenommene Auf- 
satz über das ev. Scheiderecht seiner Zeit ganz neue Gesichtspunkte 
für die geschichtliche Entwickelung dieses Institutes eröffnet hatte. 
E. Fr. 
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11. Sachse, Verordnungen f. d. Schulwesen d. Reg.-Bez. 
Arnsberg. Bresl. 89. 

12. Wentzel, D. Stellg. d. Lehrers in d. Prov. Posen. 
Gera 91°. 

13. Altenburg, Verordng. betr. das Schulwesen d. Reg.-Bez. 
Liegnitz. Bresl. 90. 

14. Giebe, Verordnungen betr. d. gesammte Volksschulwesen 
in Preussen. 4. A. 3. Nachtr. Zusammengestellt v. Hildebrandt, 
Düsseld. 91. 

15. Stegemann, D. Gess., Verordngen. u. Bekanntmachgn. 
f. d. christl. Volksschulen d. Prov. Hannover a. d. Z. v. 26. Mai 
1845—1. Juli 1890. Hann. 90°. 

16. Füger, D. Schulordngen. d. Studienanstalten, RBeal- 
gymnasien u. Realschulen im Kgr. Bayern. Bamb. 89. 

17. Philipp, D. höhere Schulwesen im Kgr. Sachsen Dr. 89. 

18. Akten z. Frage d. confession. Schulen in Oesterr., Arch. 
f. K. K.R. 64, 343. 
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| IV. Aktenstücke. 


Päpstliche Aktenstücke Sprüche römischer Behörden. 


10. Deer. Inquisit. 5./6. 1889 (Arch. f.K. K.R. 63, 542), durch 
welches die von Bened. XIV. 1741 (Dei miseratione p. Sff. (Richter 
et Schulte C. Trid. 565) verordnete Nothwendigkeit von konformen 
Ehenichtigkeitsurtheilen zweier Instanzen für gewisse Fälle auf- 
gehoben wird. 

Emi ac Rmi D. D. Cardinales Inquisitores Generales decreve- 
runt: Quando agitur de impedimento disparitatis cultus, et evidenter 
constat unam partem esse baptizatam, et alteram non fuisse bapti- 
zatam; quando agitur de impedimento ligaminis, et certo constat 
primum conjugem esse legitimum et adhuc vivere; quando denique 
agitur de consanguinitate aut affın!tatle ex copula licita, aut etiam 
de cognatione spirituali vel de impedimento clundestinitatis in locis 
ubi Decretum Tridentinum Tametsi publicatum est, vel uti tale 
diu observatur; dummodo ex certo et authentico documento, vel 
in hujus defectu, ex certis argumentis evidenter consteti de exi- 
stentia hujusmodi impedimentorum, Ecclesiae auctoritate non dispen- 
satorum, hisce in casibus praetermissis solemnitatibus in Constit. 
Aplica Dei miseratione requisitis, matrimonium poterit ab Ordi- 
nariis declarari nullum cum interventu tamen defensoris vinculi 
matrimonialis, quin opus sit secunda*sententia. 

(L. S.) J. Mancini S. R. et U. J. Not. 

11. Decret. Inquisit. v. 5. Dec. 1890 de irregularitate 
haereticorum eorumque descendentium in Germania. (Arch. 
f. K. K.R. 65, 455.) 
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Illustrissime et Reverendissime Domine! 


Supplieibus literis Fulda datis die 21. Augusti anni currentis 
Amplitudo Tua una cum aliis Episcopis ad ss. Reliquias S. Boni- 
fatii congregatis, haec postulata proponebat: 

1° scilicet ut declararetur, num et quatenus irregularitates, 
quibus subjacent haeretici eorumque descendentes, istis in regionibus 
obtinere censendum esset; et quatenus adfirmative, 

2° ut tum ordinationes absque harum irregularitatum dispen- 
satione, a quopiam ex petentibus usque adhuc impertitae, beneficio 
sanationis munirentur, tum ut cuivis ex ipsis super huiusmodi irre- 
gularitatibus dispensandi facultas in posterum impertiretur. 

Re ad examen vocata in Congregatione habita feria V. loco IV. 
die 24. Novembris p. p. Eminentissimi Domini Cardinales una mecum 
Inquisitores generales decreverunt: | 

Quoad 1m, Adfirmative; et haereticos ad fidem catholicam 
conversos ac filios haereticorum qui in haeresi persistunt vel mortui 
sunt, ad primum et secundum gradum per lineam paternam, per 
maternam vero ad primum dumtaxat, esse irregulares etiam in 
Germania et in aliis locis de quibus petitur; ideoque dispensatione 
indigere, ut ad tonsuram et ordines promoveantur. 

Quoad 2um, Ad praeteritum quod spectat, supplicandum Sanctis- 
simo pro sanatione; quod spectat ad futurum supplicandum Sanctis- 
simo pro facultate dispensandi ad quinquennium, facta in singulis 
dispensationibus expressa mentione Apostolicae delegationis. 

Sequenti vero feria VI. 5. Decembris facta de his Sanctissimo 
Domino Nostro relatione, eadem Sanctitas Sua Eminentissimorum 
Patrum suffragium adprobare ac petitas gratias benigne concedere 
dignata est. 

Quae dum Amplitudini Tuae significo cum aliis Praesulibus 
Oratoribus communicanda, fausta quaeque Tibi precor a Domino. 

Romae, die 14. Decembris 1890. 

Amplitudinis Tuae addictissimus in Domino 
R. Card. Monaco. 
Domino Archiepiscopo Coloniensi. 

12. Decretum S. Congreg. Epp. et Regular. de confes- 

sariis congregationum vel societatum religiosarum v. 
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17. Dez. 1890. (Arch. f. K. K.R. 65, 448. Acta S. Sedis 
23, 505). 

Quemadmodum omnium rerum humanarum quamtumvis honestae 
sanctaeque in se sint, ita et legum sapienter conditarum ea con- 
ditio est, ut ab hominibus ad impropria et aliena ex abusu traduci 
ac pertrahi valeant; ac propterea quandoque fit, ut intentum a 
legislatoribus finem haud amplius assequantur; imo et aliquando, 
ut contrarium sortiantur effectum. 

Idque dolendum vel maxime est obtigisse quoad leges plurium 
Congregationum, Societatum aut Institutorum sive mulierum quae 
vota simplicia aut solemnia nuncupant, sive virorum professione 
ac regimine penitus laicorum; quandoquidem aliquoties in illorum 
Constitutionibus conscientiae manifestatio permissa fuerat, ut faci- 
lius alumni arduam perfectionis viam ab expertis Superioribus in 
dubiis addiscerent; e contra a nonnullis ex his intima conscientiae 
scrutatio, quae unice Sacramento Poenitentiae reservata est, inducta 
fuit. Itidem in Constitutionibus ad tramitem SS. Canonum prae- 
scriptum fuit, ut Sacramentalis Confessio in huiusmodi Communi- 
tatibus fieret respectivis Confessariis ordinariis et extraordinariis; 
aliunde Superiorum arbitrium eo usque devenit, ut subditis aliquem 
extraordinarium Confessarium denegaverint, etiam in casu quo, ut 
propriae conscientiae consulerent, eo valde indigebant. Indita 
denique eis fuit discretionis ac prudentiae norma, ut suos subditos 
rite recteque quoad peculiares poenitentias ac alia pietatis opera 
dirigerent; sed et haec per abusionem extensa in id etiam extitit, 
ut eis ad Sacram Synaxim accedere vel pro lubitu permiserint, vel 
omnino interdum prohibuerint. Hinc factum est, ut huiusmodi 
dispositiones, quae ad spiritualem alumnorum profectum et ad uni- 
tatis pacem et concordiam in Communitatibus servandam foven- 
damque salutariter ac sapienter constitutae iam fuerant, haud raro 
in animarum discrimen, in conscientiarum anxietatem, ac insuper 
in externae pacis turbationem versae fuerint, ceu subditorum recur- 
sus et querimoniae passim ad S. Sedem interiectae evidentissime 
comparabant. 

Quare SSmus D. N. Leo divina providentia Papa XIII., pro 
ea qua praestat erga lectissimam hanc sui gregis portionem pecu- 
liari sollicitudine, in Audientia habita a me Cardinali Praefecto 8. 
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Congregationis Episcoporum et Regularium negotis et consul- 
tationibus praepositae die decimaquarta Decembris 1890 omnibus 
sedulo diligenterque perpensis, haec quae sequuntur voluit, consti- 
tuit atque decrevit. 

I. Sanctitas Sua irritat, abrogat, et nullius in posterum roboris 
declarat quascumque dispositiones Constitutionum piarum Societatum, 
Institutorum mulierum sive votorum simplicium sive solemnium, 
nec non virorum omnimode laicorum, etsi dietae Constitutiones 
approbationem ab Apostolica Sede retulerint in forma quacumque 
etiam quam aiunt specialissimam, in eo scilicet, quod cordis et 
conscientiae intimam manifestationem quovis modo ac nomine respi- 
ciunt. Ita propterea serio iniungit Moderatoribus ac Moderatricibus 
huiusmodi Institutorum, Congregationum ac Societatum ut ex pro- 
priis Constitutionibus, Directoris ac Manualibus praefatae dispo- 
sitiones omnino deleantur penitusque expungantur. Irritat pariter 
ac delet quoslibet ea de re usus et consuetudines etiam immemo- 
rabiles. | 

II. Districte insuper prohibet memoratis Superioribus ac Supe- 
riorissis cuiuscumque gradus et praeeminentiae sint ne personas 
sibi subditas inducere pertentent directe aut indirecte, praecepto, 
consilio, timore, minis, aut blanditiis ad huiusmodi manifestationem 
conscientiae sibi peragendam; subditisque e converso praecipit, ut 
Superioribus maioribus denuncient Superiores minores, qui eos ad 
id inducere audeant; et si agatur de Moderatore vel Moderatrice 
Generali denunciatio huic S. Congregationi ab iis fieri debeat. 

III. Hoc autem minime impedit quominus subditi libere ac 
ultro aperire suum animum Superioribus valeant ad effectum ab 
illorum prudentia in dubiis ac anxietatibus consilium et directionem 
obtinendi pro virtutum acquisitione ac perfectionis progressu. 

IV. Praeterea firmo remanente quoad Confessarios ordinarios 
et extraordinarios Communitatum quod a Sacrosancto Concilio Tri- 
dentino praescribitur in Sess. 25 Cap. 10 de Regul. et a 8. M. 
Benedieti XIV. statuitur in Constitutione quae incipit »Pastoralis 
curae« Sanctitas Sua Praesules Superioresque admonet, ne extra- 
ordinarium denegent subditis Confessarium quoties ut propriae 
conscientiae consulant ad id subditi adigantur, quin iidem superiores 
ullo modo petitionis rationem inquirant, aut aegre id ferre demon- 
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strent. Ac ne evanida tam provida dispositio fiat, Ordinarios 
exhortatur, ut in locis propriae Dioeceseos, in quibus Mulierum 
Communitates existunt, idoneos Sacerdotes facultatibus instructos 
designent, ad quos pro Sacramento poenitentiae recurrere eae 
facile queant. 


V. Quod vero attinet ad permissionem vel prohibitionem ad 
Sacram Synaxim accedenti Eadem Sanctitas Sua decernit, huiusmodi 
permissiones vel prohibitiones dumtaxat ad Confessarium ordinarium 
vel extraordinarium spectare, quin Superiores ullam habeant auc- 
toritatem hac in re sese ingerendi, excepto casu quo aliquis ex 
eorum subditis post ultimam Sacramentalem Confessionem Communi- 
tati scandalo fuerit, aut gravem externam culpam patraverit, donec 
ad Poenitentiae sacramentum denuo accesserit. 


VI. Monentur hince omnes, ut ad Sacram Synaxim curent dili- 
genter se praeparare et accedere diebus in propriis regulis statutis; 
et quoties ob fervorem et spiritualem alicuius profectum Confes- 
sarius expedire iudicaverit ut frequentius accedat, id ei ab ipso 
Confessario permitti poterit. Verum qui licentiam a Confessario 
obtinuerit frequentioris ac etiam quotidianae Communionis, de hoc 
certiorem reddere Superiorem teneatur; quod si hic iustas gravesque 
causas se habere reputet contra frequentiores huiusmodi Com- 
muniones, eas Confessario manifestare teneatur, cuis iudicio acquies- 
cendum omnino erit. 


VII. Eadem Sanctitas Sua insuper mandat omnibus et singulis 
Superioribus Generalibus, Provincialibus et Localibus Institutorum 
de quibus supra sive virorum sive mulierum ut studiose accurateque 
huius Decreti dispositiones observent sub poenis contra Superiores 
Apostolicae Sedis mandata violantes ipso facto incurrendis. 


VIII. Denique mandat, ut praesentis Decreti exemplaria in 
vernaculum sermonem versa inserantur Constitutionibus praedictorum 
piorum Institutorum, et saltem semel in anno, stato tempore in 
unaquaque Domo, sive in publica mensa, sive in Capitulo ad hoc 
specialiter convocato alta et intelligibili voce legantur. 

Et ita Sanctitas Sua constituit atque decrevit, contrariis qui- 


buscumque etiam speciali et individua mentione dignis minime 
obstantibus. 


Päpstliche Aktenstücke. Sprüche röm. Behörden. 311 


Datum Romae ex Secretaria memoratae S. Congregationis 
Episcoporum et Regularium die 17. Decembris 1890. 
I. Cardinalis Verga Praefectus. 
T Fr. Aloisius 
Episcopus Gallinicen. Secretarius. 

13. Decr. Congr. de Statu Regular. v. 16./1. 91: In den 
Orden können professi votorum simplicium nicht zu Praelati als 
Superiores der betr. Orden gültig gewählt werden. (Arch. f. K. 
K.R. 63, 160). 

14. Decr. congr. epp. et regular. de sodalitatibus 
sororum habitum religiosum non deferentium quoad con- 
ditionem et iura v. 11. Aug. 1889. (Arch. f.K. K.R. 66, 159.) 

Ecclesia catholica hoc omnino habet, ut cum ad christianam 
fovendam pietatem, tum ad vitia exstirpanda suas vires omnes 
jugiter intendat. Hinc nostra fera aetate, nedum verae Congre- 
gationes religiosae in magnum christianae civilisque reipublicae 
bonum excrevere, verum etiam aliae atque aliae fidelium piae sunt 
formatae Societates, quae et consilia evangelica sequerentur, et 
caritatis officia majore libertate obirent, a quibus per temporum 
nequitiam exercendis religiosae familiae aut pene aut omnino prohi- 
bentur. . Cum autem piae istae fidelium Societates, non secus ac 
verae religiosae Congregationes, a S. Sede laudatae fuerint, earum- 
que Statuta approbata, ac novae insuper Societates hujusmodi 
approbari postularent, de earumdem Societatum natura, deque S. 
Sedis mente in illis approbandis coeptum est disputari. 

Qua de causa in generali S. R. E. Cardinalium Congregatione 
EE. et RR., de mandato SSmi D. N. Leonis Pp. XIII. duo haec 
quaesita sunt. 

I. Utrum expediat, ut S. Congregatio Episcoporum et Regu- 
larium Decretum laudis aut approbationis concedat Institutis illis, 
quae praeter Sorores in Communitate viventes, habent obstrictas 
votis simplicibus sive temporaneis sive perpetuis alias Sorores, 
quae propriis in domibus vivunt, quin signum aliquod prae se 
ferant externum, per quod innotescat eas membra esse alicujus 
regularis Instituti. 

II. Utrum expediat, ut eadem S. Congregatio concedat Decre- 
tum laudis aut approbationis Institutis illis, quorum membra, 
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etiamsi in Communitate vivant, nullum tamen ejusdem Instituti 
signum prae se ferunt, quinimo student occultare tam Institutum 
ipsum quam ejus naturam. 

Porro in plenaria Congregatione habita in Palatio Apostolico 
Vaticano die 21. mensis Junii anni 1889, Eminentissimi Patres 
decreverunt: — Sacra Congregatio, quando laudat vel approbat 
hujusmodi Instituta, etiam sub expresso Congregationum nomine, 
ea intendit laudare aut approbare non quidem uti Religiones for- 
males votorum solemnium, neque etiam ut formales seu veras 
religiosas Congregationes votorum simplicium, sed tantum uti pias 
Sodalitates, in quibus, praeter alia quae juxta hodiernam Ecclesiae 
disciplinam desiderantur, nec religiosa professio proprie dicta 
emittitur, sed vota, si quae fiant, privata censentur, non publica 
nomine Ecclesiae a legitimo Superiore accepta. Haec insuper 
Sodalitia laudat vel approbat S. Congregatio sub essentiali condi- 
tione quod plene perfecteque respectivis Ordinariis innotescant, ac 
eorum omnino subsint jurisdictioni. Denique harum Sodalitatum 
membra, quamvis nullum regularem habitum deferant, attamen 
satagant, ut in seipsis non sit... indumenti vestimentorum cultus 
(I. Pet., III, 3), nec aliquid quod cujusquam offendat adspectum, 
sed quod decet religiosas personas, promittentes pietatem per opera 
bona (I. Timoth., II, 10); caveantque ne, quod per spiritus pru- 
dentiam occulitur, per prudentiam carnis in culpabilem simultationem 
degeneret. 

Hoc autem Decretum Sanctitas Sua ratum habuit ac confir- 
mavit, et in hujus generis Institutorum Statutis inseri praecepit, 
in Audientia habita a me Cardinali Praefecto praelaudatae S. Con- 
gregationis Episcoporum et Regularium, die 11. Augusti 1889. 

2:78. I. Card. Verga, Praefectus. 

Fr. Aloysius Episcopus Callinicen., Secretarius. 

15. Nilles, D. v. h. Stuhle approbirten Statuten d. kath. 
Universität zu Washington. Arch. f. K. K.R. 65, 37. 

16. Statuta facultatis theolog. Friburgens. ap. Helvetios 
(approbirt v. Papste am 19. Juni 1890). Arch. f.K. K.R. 65, 401. 

17. Statuten f. d. weltl. Oblaten d. h. Benedict (appro- 
birt vom Papste 16./1. 91). Stud. u. Mittheil. aus d. Bened. Orden 
1891, 326. 
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18. Vorstellung des Metropolitan-Capitels von Gran (v. 
25. Febr. 1891) an den Papst und an den ungar. Kult.-Min. gegen 
die Verlegung des Primatialsitzes nach Budapest. (Arch. f. K.K.R. 
65, 415). 

19. Declarat. d. ökumen. Patriarch. zu Constantinopel 
v. 28. März 1890, betr. die provisor. Regelung der Verhältnisse 
der griech.-orient. Kirche in Bosnien. Arch. f. K. K.R. 65, 437. 


Gerichtssprüche. 


15. Preussen. Zu den öffentlichen Angelegenheiten im Sinne 
des G. v. 11./3. 1850, 1 gehören auch kirchliche Angelegenheiten. 
Versammlungen, welche zu kirchlichen Zwecken stattfinden, sind 
daher grundsätzlich als solche anzusehen, in welchen öffentliche 
Angelegenheiten berathen werden und unterliegen den Bestimmungen 
des cit. Gesetzes, wenn sie nicht von religiösen Vereinen mit 
Korporationsrechten abgehalten werden. — Eine von dem Vor- 
sitzenden der Gemeindevertretung einer Kirchengemeinde zur 
Erörterung oder Berathung selbstinnerer kirchlicher Angelegenheiten 
einberufene Versammlung ist nicht als eine solche eines mit 
Korporationsrechten versehenen Vereines anzusehen. Entsch. d. 
Kammerger. 21./2. 89. Jahrb. f. Entsch. 9, 274. 

16. Ueber d. R.Ger.Erkenntniss oben S. 156 No. 8 auch Stier 
in Prot. K.Z. 1891, 158ff. 

17. Erk. d. IV. Civ.Sen. d. R.Ger. v. 13./5. 1890. (Entsch. 
26, 277.) 

Ist das Mitglied einer Baptistengemeinde, welches aus 
derselben durch Gemeindebeschluss ausgeschlossen ist, 
die Gültigkeit dieses Beschlusses im ordentlichen Rechts- 
wege anzufechten befugt? 
A. L.R. II, 6 88 43. 44, II, 11 88 20. 55—57. 

Preuss. Verfassungsurkunde vom 31. Januar 1850 Art. 15. 
Preuss. Ges. über die Grenzen des Rechtes zum Gebrauche kirch- 
licher Straf- u. Zuchtmittel vom 13. Mai 1873 (G.S. S. 205). 

Obige Frage ist verneint aus folgenden, den Sachverhalt er- 
gebenden | 
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Gründen: 

»Die Klägerin ist im Jahre 1883 als Mitglied der mit Kor- 
porationsrechten nicht versehenen, beklagten Baptistengemeinde auf- 
genommen worden und aus derselben durch Gemeindebeschluss vom 
24. Oktober 1886 ausgeschlossen worden. Mittels der gegen- 
wärtigen Klage ficht sie diesen Beschluss als ungültig an, weil der 
gegen sie erhobene Vorwurf eines unsittlichen Verhältnisses zu 
einem anderen Gemeindemitgliede, durch welchen ihre Ausschliessung 
motivirt sei, der thatsächlichen Begründung entbehre. Ihr Klag- 
antrag bezweckt die Feststellung, dass der gedachte Beschluss un- 
gültig, sie nach wie vor Mitglied der beklagten Gemeinde sei und 
die Rechte eines solchen niemals verloren habe. Die Beklagte hat 
die prozesshindernde Einrede der Unzulässigkeit des Rechtsweges 
erhoben, auf welche die Verhandlung und die Entscheidung der 
Vorinstanzen beschränkt ist. Der erste Richter hat diese Einrede 
für durchgreifend erachtet, weil der der Klage zur Seite stehende 
8 56 A. L.R. II, 11 mit Art. 15 der Verfassungsurkunde vom 
31. Januar 1850 unvereinbar und durch das Gesetz über die Gren- 
zen des Rechtes zum Gebrauche kirchlicher Straf- und Zuchtmittel 
vom 13. Mai 1873 beseitigt sei, welches den Religionsgesellschaften 
die selbständige Befugniss zum Ausschlusse von Mitgliedern ge- 
währt habe. Der Berufungsrichter hingegen hat den fraglichen 
Einwand verworfen und die Sache zur weiteren Verhandlung in 
die erste Instanz zurückverwiesen. Er nimmt an, dass vorliegend 
weder Art. 15 der Verfassungsurkunde, noch das Gesetz vom 
13. Mai 1873 in Betracht komme; ersterer nicht, weil er durch 
das Gesetz vom 5. April 1873 abgeändert und demnächst, ohne 
dass die Beklagte Rechte aus demselben herleiten könne, durch 
das Gesetz vom 18. Juni 1875 gänzlich aufgehoben sei, übrigens 
auch den $ 56 A. L.R. II, 11 nicht beseitigt habe, und letzteres 
nicht, weil dasselbe nach seiner Fassung und den Motiven die Ab- 
grenzung der kirchlichen Rechte lediglich im Interesse des 
Staates bezwecke und diesen gegen die Uebergriffe der kirchlichen 
Organe schützen solle, nicht aber den Kirchen- und Religions- 
gesellschaften irgend welche Rechte gewähre, die ihnen bis dahin 
nicht zugestanden hätten. Der Berufungsrichter erachtet demnach 
die einschlägigen Vorschriften des Allgem. Landrechtes für allein 
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massgebend und folgert aus ihnen die Zulässigkeit des Rechtsweges 
über den mit der Klage verfolgten Anspruch. Die gegen diese 
Entscheidung gerichtete Revision ist begründet. 

Das Allgemeine Landrecht unterscheidet die vom Staate aus- 
drücklich aufgenommenen, mit den Rechten privilegirter Kor- 
porationen ausgestatteten Kirchengesellschaften, unter welchen an- 
erkanntermassen nur die evangelische und die katholische Kirche 
zu verstehen sind, und die vom Staate genehmigten, aber nicht in 
gleicher Weise privilegirten Religionsgesellschaften, welche, soweit 
ihnen nicht (wie den Brüdergemeinden und den Gemeinden der 
von der Landeskirche sich getrennt haltenden Lutheraner) durch 
besondere Konzessionen weitergehende Rechte verliehen sind, nur 
die in den $8$ 11flg. A. L.R. II, 6 normirten Rechte der ge- 
duldeten Gesellschaften geniessen. 

Vgl. 8$ 17. 20 A. L.R. II, 11; Jacobson, Das evangelische 
Kirchenrecht des preussischen Staates Bd. 1 S. 123 fig.; Hinschius 
in Koch’s Kommentar zum Allgem. Landrechte 8. Aufl. Anm. 29 
zu 8 17 II, 11; v. Rönne, Preuss. Staatsrecht (4. Aufl.) Bd. 2 
S. 160 Anm. 3. 

In diesem Rechtszustande ist durch Art. 12 der Verfassungs- 
urkunde vom 31. Januar 1850 insofern eine Aenderung bewirkt, als 
es seitdem der staatlichen Genehmigung zur Bildung von Religions- 
gesellschaften nicht mehr bedarf. 

Zu den bloss geduldeten (nicht privilegirten und nicht kon- 
zessionirten) Religionsgesellschaften im Sinne des Allgem. Land- 
rechtes gehören unstreitig die Baptistengemeinden, welche nur 
unter gewissen Voraussetzungen Korporationsrechte erlangen können 
(Gesetz vom 7. Juli 1875, G.S. S. 374). Die Rechtsverhältnisse 
derselben regelten sich also unter der Herrschaft des Allgem. Land- 
rechtes im Allgemeinen nach den Vorschriften über die geduldeten 
Privatgesellschaften. Nach den 88 14. 43 A. L.R. II, 6 steht solchen 
Gesellschaften zwar frei, Mitglieder, welche dem Gesellschaftszwecke 
vorsätzlich oder beharrlich zuwiderhandeln, auszustossen. Sie dürfen 
aber diese Befugniss nur »unter Aufsicht des Staates und nach 
den von ihm vorgeschriebenen Gesetzen« ausüben ($ 44 das.). 
Hieraus hat die Praxis des vormaligen preussischen Obertribunales, 
unter durchgängiger Zustimmung der Doktrin, gefolgert, dass der 
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Ausgestossene den Ausschliessungsbeschluss der Gesellschaft im 
ordentlichen Rechtswege anfechten dürfe. 

Vgl. Entsch. des Obertrib. Bd. 7 S. 726flg.; Striethorst, Archiv 

Bd. 7 S. 292 flg. 

Ob dieser Grundsatz auch auf geduldete Religionsgesellschaften anzu- 
wenden war, erscheint trotz der Vorschrift des $ 20 A. L.R. DH. 11 
nicht zweifellos, da die 8$ 50—57 a. a. O. über das Verhältniss 
der Religionsgesellschaften zu ihren Mitgliedern besondere Be- 
stimmungen treffen, deren Auslegung streitig geworden ist. Nament- 
lich verordnen 

& 55. »Wegen blosser von dem gemeinen Glaubensbekenntnisse 
abweichender Meinungen kann kein Mitglied ausgeschlossen 
werden.« 

8 56. »Wenn über die Rechtmässigkeit der Ausschliessung Streit 
entsteht, so gebührt die Entscheidung dem Staate.« 

8 57. »Soweit mit einer solchen Ausschliessung nachtheilige 
Folgen für die bürgerliche Ehre des Ausgeschlossenen ver- 
bunden sind, muss vor deren Veranlassung die Genehmigung 
des Staates eingeholt werden.« 

Das Obertribunal hat in dem Urtheile vom 26. Oktober 1857, 

vgl. Striethorst, Archiv Bd. 27 S. 87flg., 

welches eine von der Landeskirche getrennte lutherische Gemeinde 
betrifft, den Satz ausgesprochen, dass die Rechtmässigkeit der Aus- 
schliessung aus einer kirchlichen Gemeinde nicht im Wege Rechtens 
angefochten werden könne, indem unter dem Staate im $ 56 a. a. 0. 
ebensowenig wie im 8 57 a. a. O. die Gerichte, sondern die mit der 
Kirchenzucht betrauten, geistlichen Oberen und in letzter Instanz 
das Ministerium der geistlichen Angelegenheiten zu verstehen seien. 
Mit Recht ist gegen diese Begründung von Koch (Kommentar 
Note 2 zu $ 56 a. a. O.), welchem Hinschius (ebendas.) zuzu- 
stimmen scheint, geltend gemacht, dass die geistlichen Oberen, ins- 
besondere die Bischöfe der katholischen Kirche nicht zu den vom 
Staate bestellten Behörden gehören. Auch ist anzuerkennen, dass 
die Parallelvorschrift des 8 44 A. L.O. II, 6 in der ihr nach Obigem 
beigelegten Bedeutung mit erheblichem Gewichte für die von Koch 
vertretene Meinung spricht, dass auch nach $ 56 a. a. O. die Ge- 
richte zur Entscheidung über desfallsige Streitigkeiten berufen seien. 
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Andererseits ist vom Obertribunale hervorgehohen, dass unter 
dem »Staate« im $ 57 a. a. DO. nicht die Gerichte, sondern 
nur die mit der Aufsicht über die Religionsgesellschaften be- 
trauten, staatlichen Verwaltungsbehörden verstanden werden könn- 
ten, und es auffällig wäre, wenn dasselbe Wort in unmittelbar 
aufeinander folgenden, die nämliche Materie betreffenden Vor- 
schriften eine verschiedene Bedeutung haben sollte. Die Materialien 
des Allgem. Landrechtes, welche von Jacobson (a. a. O. Bd. 2 
S. 614flg.) mitgetheilt sind, ergeben über die vorliegende 
Frage nichts Sicheres. Insbesondere ist. aus der Bemerkung von 
Suarez: Ä 

»Verschiedene Monenten wollen die Ausübung dieses juris exclu- 

dendi bloss dem Staate überlassen. Dazu ist aber kein Grund; 

genug, dass dem excluso nach $ 46 (8 56 des Gesetzes) der Re- 

kurs an den Staat offen steht. Wenn immer beim Staate geklagt 

werden müsste, so würde oft ein unnöthiges und schädliches 

Aufsehen entstehen« — 
nichts darüber zu entnehmen, an welche Behörde man bei der Vor- 
schrift der 88 56. 57 a. a. OÖ. gedacht hat.. Und im Allgemeinen 
bestimmt $ 113 A. L.R. II, 11, dass die dem Staate über die 
Kirchengesellschaften nach den Gesetzen zukommenden Rechte von 
dem geistlichen Departement verwaltet werden, soweit sie nicht dem 
Oberhaupte des Staates ausdrücklich vorbehalten sind. 

Vgl. Jacobson, a. a. O. Bd. 1 S. 108flg. 
' In dem weiterhin noch zu erörternden Urtheile vom 11. September 
1874 hat das Obertribunal, 

vgl. Entsch. dess. Bd. 73 S. 13. 14, 
nur bemerkt, dass der Ausgeschlossene nach 8 56 a. a. O. die Recht- 
mässigkeit seiner Ausschliessung bestreiten und die Entscheidung 
darüber bei der »kompetenten Staatsbehörde« in Antrag bringen 
könne, ohne sich darüber auszusprechen, welche Staatsbehörde es 
als die kompetente ansieht. 

Es kann indess dahingestellt bleiben, wie die vorliegende Streit- 
frage nach den Vorschriften des Allgem. Landrechtes zu beantworten 
sein möchte, da, wie mit dem ersten Richter anzunehmen ist, durch 
die neuere Gesetzgebung der Ausschluss des Rechtsweges ausser 
Zweifel gestellt ist. 
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Der Art. 15 der Verfassungsurkunde vom 31. Januar 1850 
bestimmt, dass die evangelische und die römisch-katholische Kirche, 
sowie jede andere Religionsgesellschaft ihre Angelegenheiten 
selbständig ordnen und verwalten. Der Zweck dieser Satzung 
war, die Kirchen- und Religionsgesellschaften von der positiven 
(anordnenden oder verwaltenden) Einmischung des Staates in ihre 
eigenen Angelegenheiten zu befreien, ohne damit zugleich das Recht 
der staatlichen Kirchenhoheit mit dem aus solchem entfliessenden 
Aufsichts- und Gesetzgebungsrechte zu beseitigen, weshalb dem 
durch das Gesetz vom 5. April 1873 (G.S. S. 143) gemachten Zu- 
satze: »bleibt aber den Staatsgesetzen und der gesetzlich geordneten 
Aufsicht des Staates unterworfen« in der That nur eine deklara- 
torische Bedeutung beizulegen ist. 

Vgl. Hinschius, Die preussischen Kirchengesetze des Jahres 

1875 S. 3öflg.; Schulze, Preuss. Staatsrecht Bd. 2 S. 701— 

703. 704; v. Rönne, a. a. O. S. 378flg.; Entsch. des Obertrib. 

Bd. 73 S. 12. 13; Entsch. des R.Ger. in Civils. Bd. 1 S. 365. 
Im Uebrigen ist, namentlich in Bezug auf die evangelische Kirche, 
streitig geworden, ob und eventuell in welchem Umfange der 
Art. 15 einen sofort anwendbaren Rechtssatz aufgestellt, oder 
ob er nur eine Zusicherung gegeben habe, deren volle Ver- 
wirklichung noch von weiteren gesetzgeberischen Massregeln ab- 
hängig gewesen sei. 

Vgl. Jacobson, a. a. O. Bd. 18. 114flg.; v. Rönne, a.a.0. 

Ss. 396l. 
Wenn man sich indess auch der letzteren Auffassung anschliessen 
wollte, so folgt daraus doch nicht, dass nicht mit Emanation der 
Verfassung solche Vorschriften der bisherigen Gesetzgebung, welche 
mit dem im Art. 15 als geltend erklärten Grundsatze schlecht- 
hin unvereinbar sind, und deren Beseitigung irgend welche Aus- 
führungsmassnahmen nicht erheischt, sofort aufgehoben sein sollten. 
Zu diesen Vorschriften aber gehören die 88 55. 56 A. L.R. II, 11, 
welche eine staatliche Einwirkung auf eine im strengsten Sinne 
des Wortes innere Angelegenheit der Religionsgesellschaften 
statuiren. Gerade die Frage der Mitgliedschaft in einer solchen 
und der Berechtigung des Ausschlusses aus derselben ist regel- 
mässig mit den dogmatischen und sittlichen Auffassungen der be- 
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treffenden Gesellschaft dergestalt verknüpft, dass ihre Entscheidung 
durch staatliche Behörden, namentlich auch staatliche Gerichtshöfe, 
mit der verfassungsmässig anerkannten Selbständigkeit der Religions- 
gesellschaften unverträglich erscheinen kann, weil diese dadurch 
gezwungen werden können, Mitglieder zu dulden, welche ihnen 
innerlich völlig entfremdet sind. Der Berufungsrichter glaubt in 
dieser Hinsicht unterscheiden zu können zwischen der Mitglied- 
schaft in kirchlichem und der Mitgliedschaft in rechtlichem Sinne, 
zu welcher letzteren er das Recht der Mitwirkung bei den Gemeinde- 
beschlüssen und das Recht der Theilnahme an den in Gemeinde- 
räumen stattfindenden, gemeinsamen Gottesdiensten, nicht aber den 
Anspruch auf Zulassung zu »besonderen kirchlichen Handlungen, 
welche nur einen inneren, religiösen Werth haben und sich durch 
staatliche Einwirkung nicht herstellen lassen«, rechnet. Allein diese 
Unterscheidung ist nicht nur an sich unhaltbar, da doch auch die 
gemeinsamen Gottesdienste nur einen »religiösen Werth« haben, 
sondern sie verhindert auch nicht die einschneidendsten Eingriffe in 
die Selbständigkeit der betroffenen Religionsgesellschaft, welche 
gerade durch die vom Staate erzwungene Betheiligung solcher Per- 
sonen, die sie nicht mehr als ihre Glieder betrachtet, an ihren 
beschliessenden und gottesdienstlichen Versammlungen in hohem 
Masse gefährdet zu werden vermag. Mit gutem Grunde hat daher 
Jacobson (a. a. O. Bd. 1 S. 120) aus Art. 15 der Verfassungs- 
urkunde den Fortfall des $ 56 A. L.R. II, 11 gefolgert, weil es 
insoweit zur Vollziehung des Art 15 besonderer legislativer Akte 
nicht bedurft habe. Das ÖObertribunal hat freilich in dem bereits 
erwähnten Urtheile vom 11. September 1874, welches das Ver- 
hältniss der sog. Altkatholiken zur römisch-katholischen Kirche 
betrifft, hinsichtlich der 88 55. 56 a. a. O. das Gegentheil an- 
genommen, weil die verfassungsmässig garantirte Selbständigkeit 
der Religionsgesellschaften sich nur auf die ausschliesslich und 
allein dem kirchlichen (bezw. religiösen) Gebiete angehörigen An- 
gelegenheiten beziehe, zu diesen aber die Ausschliessung aus der 
Gesellschaft nicht gehöre, da diese, insofern es sich um den Verlust 
bisheriger Rechte und die Fortdauer bisheriger Pflichten handle, 
mit vermögensrechtlichen Folgen verbunden sei oder doch sein 
könne (vgl. Entsch. des Obertrib. Bd. 73 S. 12. 13). Allein zu- 
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treffend ist hiergegen von Hinschius (vgl. Koch, Kommentar 
Anm. 1zu$55 A. L.R. II, 11) geltend gemacht, dass das Kriterium 
des selbständigen Rechtes der Kirche nur darin, ob die fragliche 
Angelegenheit ihrem Wesen nach in der der Kirche zugehörigen 
Sphäre liege und nicht in den zufällig (nicht nothwendig) daran 
geknüpften Folgen zu finden sei. Darüber aber, dass die Ent- 
scheidung über die für die Mitgliedschaft und deren Fortbestehen 
unerlässliche Qualifikation recht eigentlich zu den inneren An- 
gelegenheiten jeder Religionsgesellschaft gehört, kann nach dem 
vorstehend Bemerkten nicht füglich ein Zweifel obwalten. Nun ist 
zwar der Art. 15 der Verfassungsurkunde durch das Gesetz vom 
18. Juni 1875 (G.S. S. 259) völlig aufgehoben. Dadurch sind 
indess die durch denselben beseitigten Vorschriften der früheren 
Gesetzgebung nicht ohne weiteres wiederhergestellt, sondern es 
sind nur — der Absicht des Gesetzgebers gemäss — die aus der 
Verfassungsurkunde hergeleiteten Beschränkungen für die ferner- 
weite Regulirung kirchlicher Verhältnisse mittels staatlicher 
Spezialgesetzgebung aus dem Wege geräumt worden. 

Vgl. Hinschius, Die preuss. Kirchengesetze aus dem Jahre 1874 

und 1875 S. 20. 21 und in Koch, Kommentar Anm. 40 zu $ 32 

A. L.R. I, 11; v. Rönne, a. a. O. S. 379—381. 
Es ist daher die Meinung des Berufungsrichters, dass die Beklagte 
sich auf den Art. 15 der Verfassungsurkunde nur berufen könnte, 
wenn die Ausschliessung der Klägerin »unter der Herrschaft« des- 
selben erfolgt wäre, als richtig nicht anzuerkennen. 

Wollte man aber auch Bedenken tragen, dieser Auslegung des 
Art. 15 zuzustimmen, so wird deren Ergebniss doch durch das 
Gesetz über die Grenzen des Rechtes zum Gebrauche kirchlicher 
Straf- und Zuchtmittel vom 13. Mai 1873 (G.S. S. 205), welches 
in dem angeführten Urtheile des Obertribunales vom 11. September 
1874 nicht in Betracht gezogen ist, gegen jede Anfechtung ge- 
sichert. Ausweislich der Motive des Entwurfes dieses Gesetzes, 
welcher in der hier fraglichen Hinsicht nur in der Fassung von 
dem letzteren abweicht, war dessen Zweck allerdings in erster 
Reihe der, einem Missbrauche der kirchlichen Straf- und Zucht- 
mittel entgegenzutreten, und man hielt die legislative Regelung 
dieser Angelegenheit für unerlässlich, weil die bestehende Gesetz- 


Gerichtssprüche. 321 


gebung, insbesondere die $$ 52flg. A. L.R. II, 11, zu diesem 
Zwecke nicht ausreichten, auch der durch die Verfassungs- 
urkunde veränderten Stellung des Staates zu den Religions- 
gesellschaften nicht mehr entspräche. Dabei wurde jedoch gleich- 
zeitig als leitender Grundsatz hingestellt, dass ein Staat, welcher 
den verschiedenen Kirchen- und Religionsgesellschaften Raum zu 
freier und selbständiger Entwickelung gewähre, nur insoweit 
gegen einen Missbrauch der geistlichen Amtsgewalt einzuschreiten 
Beruf habe, als die staatlichen Einrichtungen und Gesetze, die 
staatlichen Rechte seiner Angehörigen oder die Erfüllung der 
den letzteren gegen den Staat obliegenden Pflichten gefährdet 
würden, und zu dem mit dem $ 1 des Gesetzes sachlich überein- 
stimmenden $ 1 des Entwurfes wurde bemerkt, dass derselbe die 
Grenzen bezeichne, innerhalb deren dem Rechte zur Anwendung 
kirchlicher Straf- und Zuchtmittel freie Bewegung verstattet 
bleibe. 

Vgl. Verhandl. des Abgeordnetenhauses Session 1872/73, Anlagen 

Bd. 1 S. 126—128. 
Auch ist in der Begründung des die Strafsatzung enthaltenden $ 5 
des Entwurfes hervorgehoben, dass es zweckmässiger erscheine, die 
Beobachtung der vom Gesetze festgestellten Normen unter die 
Garantie des von den Landesgerichten anzuwendenden Strafgesetzes 
zu stellen, statt, wie dies in $ 57 A. L.R. II, 11 geschehen sei, 
eine vorgängige Zustimmung der Staatsbehörde für gewisse Akte 
der kirchlichen Organe zu erfordern (S. 129 das... Es war also, 
wie hieraus erhellt, zugleich auf eine neue gesetzliche Ab- 
grenzung der kirchlichen und staatlichen Rechte auf dem frag- 
lichen Gebiete, unter Beseitigung der bestehenden Gesetzgebung, 
abgesehen. Noch klarer ergiebt sich dies aus dem im Abgeordneten- 
hause gepflogenen Verhandlungen. Schon bei der ersten Berathung 
des Entwurfes trat der Abgeordnete Lasker der Meinung, dass der 
Entwurf etwas in Preussen nicht Erhörtes zumuthe, durch den Hin- 
weis auf die bereits im Allgem. Landrechte unternommene Aus- 
einandersetzung zwischen Staat und Kirche entgegen, bei welcher 
der Staat sich nicht selten in das innere Gebiet der Kirche verirrt 
habe, wofür auf die 8$ 55. 56 A. L.R. II, 11 Bezug genommen 


wurde. Der Gesetzentwurf, so bemerkte derselbe weiter, ver- 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. I. 2. 21 
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lasse diesen Weg, er mische sich nicht in die inneren An- 
gelegenheiten der Kirche und führe in Wahrheit nur den Satz der 
Verfassung aus, dass die Kirchen- und Religionsgesellschaften inner- 
halb ihrer eigenen Angelegenheiten selbständig sein sollten; ins- 
besondere sage $ 1 ganz deutlich, dass die ungeheuere Waffe, 
welche in dem Ausschlusse aus der Kirche liege, den Religions- 
gesellschaften überlassen werde. 

Vgl. Stenogr. Berichte der Session 1872/73 Bd. 18. 685. 686. 
In dem Kommissionsberichte (Anlagen Bd. 2 S. 986flg. heisst 
es u. a.: 

»Die bürgerlichen Rechte an Leib, Ehre, Freiheit, Vermögen 

fallen dem Staate ausschliesslich zu. — Andererseits gebührt 

den Kirchen- und Religionsgesellschaften das Recht des Aus- 
schliessens von ihrer Gemeinschaft, die Versagung des Abendmabhles 

— — — die Gewährung oder Versagung alles dessen, was nur 

sie kraft ihrer Einrichtungen gewähren können. Im Wesentlichen 

ist dieser Gesichtspunkt auch in den deutschen Gesetzgebungen 

der massgebende gewesen.« (Folgen Citate, u. a. der $$ 52. 57 

A. L.R. II, 11.) »Trotzdem hält die Mehrheit der Kommission 

ein ausdrückliches Gesetz über die Abgrenzung dieser Gewalten 

nach der Verfassungsurkunde für nothwendig. Zunächst ist die 

Abgrenzung der kirchlichen Strafmittel nicht immer korrekt ge- 

zogen. Beispielsweise wird die Bestimmung des $ 55 A. L.R. II, 

11 als mit der Selbständigkeit der Kirche nicht mehr vereinbar 

anzusehen sein.« — — — 

Dem von einem evangelischen Mitgliede angeregten Zweifel, ob 
es richtig sei, statt diejenigen, welche sich durch Ueberschreitung 
der Grenzen der Kirchenzucht verletzt fühlten, auf den Civilrechts- 
weg und das gemeine Strafrecht zu verweisen, alle solche Ueber- 
schreitungen sogleich unter Strafe zu stellen, wurde von der 
Kommission keine Folge gegeben, und zu $ 4 bemerkt der Bericht 
derselben noch: 

»Die Kommission hält hier, wie schon zu $ 1, an dem Grundsatze 

fest, dass die Ausschliessung von einer Religionsgemeinschaft ein 


unentziehbares Recht der Gemeinschaft bleibt, und dass jeder . 


Angehörige mit der Wahl seiner Religionsgemeinschaft sich auch 
dieser Folge unterwirft und unterwerfen muss.« 
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Bei der zweiten Berathung des Gesetzentwurfes im Abgeordneten- 
hause wurde vom Abgeordneten v. Saucken-Tarputschen fol- 
gender Zusatz zu $ 1 beantragt: 
»In Beziehung auf das Recht der Ausschliessung aus der Kirche 
oder Religionsgesellschaft bleiben die bisherigen gesetzlichen Be- 
stimmungen in Kraft.« 
Zur Begründung dieses Antrages wies der Abgeordnete Eberty 
auf die einschlägigen Vorschriften des Tit. 6 Tl. U. A. L.R. hin 
und erklärte deren Beseitigung für einen Rückschritt der Gesetz- 
gebung. Und der Abgeordnete v. Saucken-Tarputschen bemerkte 
im Wesentlichen: 
Es sei nach seiner Auffassung durchaus nicht klargestellt, ob der 
& 1 des Gesetzentwurfes in seinem Abs. 1 ein neues aktuelles 
Recht in Bezug auf die Ausschliessung aus der evangelischen 
Kirche schaffen wolle oder nicht; wenn man den Paragraphen 
einfach lese, so könnte man glauben, es werde nicht neues 
Recht geschaffen; anders lauteten jedoch einige Aussprüche des 
Kommissionsberichtes. Die Rechtsgrundlage für die evangelische 
Kirche sei in dieser Beziehung immer noch das Allgem. Land- 
recht, und diese könnte nur geändert werden, wenn man — mit 
der Kommission — die Verfassungsurkunde als auch für diese 
Frage allein massgebend ansähe. Diese Auffassung sei jedoch 
für die evangelische Kirche nicht gerechtfertigt, welcher der 
Art. 15 der Verfassungsurkunde nur ein Anrecht auf Selbständig- 
machung gewähre, da ihr damals die zur sofortigen Selbständigkeit 
nöthige Organisation gefehlt habe. 
Vgl. Stenogr. Berichte Bd. 3 S. 1719. 
Der Berichterstatter Abgeordneter Gneist (ebendas. S. 1723) sprach 
sich gegen diesen Abänderungsantrag aus, indem er — mit der 
Mehrheit der Kommission — die bezüglichen Vorschriften des 
Allgem. Landrechtes (speziell erwähnt wurden die $$ 52. 57 I, 11) 
für unvereinbar mit Art. 15 der Verfassungsurkunde und den 
Hauptzweck des vorliegenden Gesetzes für verfehlt erklärte, wenn 
man solche Bestimmungen des Allgem. Landrechtes neben dem 
Art. 15 und diesem Gesetze fortdauern lassen wolle. Er bemerkte 
schliesslich: | 
»Ich kann nicht anders, als der für selbständig erklärten Kirche 
21* 
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das Recht zugestehen, aus kirchlichen Gründen von ihrer Gemein- 
schaft auszuschliessen. Dass dadurch die Stellung der Kirche 
eine freiere geworden ist als früher, ist der Sinn und Zweck des 
Art. 15 der Verfassungsurkunde gewesen.« 
Der gedachte Abänderungsantrag ist sodann abgelehnt (a. a. O. 
S. 1724), und das Gesetz in der von der Kommission beschlossenen 
Fassung vom Abgeordnetenhause und demnächst auch vom Herren- 
hause genehmigt. 

Nach dieser Darstellung unterliegt es keinem gegründeten 

Zweifel, dass durch $ 1 Abs. 1 des Gesetzes: 
»Keine Kirche oder Religionsgesellschaft ist befugt, andere Straf- 
oder Zuchtmittel anzudrohen, zu verhängen oder zu verkünden, 
als solche, welche dem rein religiösen Gebiete angehören oder 
die Entziehung eines innerhalb der Kirche oder Religionsgesell- 
schaft wirkenden Rechtes oder die Ausschliessung aus der 
Kirchen- oder Religionsgesellschaft betreffen«, 
in Verbindung mit $ 4 desselben, welcher einige hier nicht in 
Betracht kommende Einschränkungen hinzufügt, der selbständige 
Machtbereich der Kirchen- und Religionsgesellschaften in Anwendung 
von Straf- und Zuchtmitteln auch positiv und unter Ausschluss 
jeder anderen staatlichen Einwirkung als der in $ 5 des 
Gesetzes vorgesehenen strafrechtlichen Repression hat bestimmt 
werden sollen und in unzweideutiger Weise bestimmt ist. Und 
dieses Ergebniss entspricht auch der Natur der Sache und den 
Anforderungen der dargelegten Rechtsentwickelung. (Gleicher 
Ansicht ist Hinschius, Die preuss. Kirchengesetze des Jahres 1873 
S. 3. 17. 18 und in Koch’s Kommentar Anm. 1—3 zu den $$ 55 
—57 A. L.R. II, 11). 

Hiermit ist auch die Unzulässigkeit der prozessualen Geltend- 
machung des Anspruches auf Mitgliedschaft gegen eine Kirchen- 
oder Religionsgesellschaft, welche dem Wesen und der zugesicherten 
Selbständigkeit der letzteren nicht minder zuwiderläuft, als das Ein- 
greifen einer staatlichen Verwaltungsbehörde, ausser Frage gestellt. 
Man könnte hiergegen einwenden wollen, dass mit der Beseitigung 
der anordnenden Einwirkung der Staatsgewalt noch nicht noth- 
wendig die gerichtliche Verfolgung eines individuellen Gesellschafts- 
rechtes ausgeschlossen sei. Allein, wie die mitgetheilten Materialien 
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des gedachten Gesetzes klar ergeben, ist auch diese Art eines 
staatlichen Eingreifens in die inneren Angelegenheiten der Religions- 
gesellschaften in den Kreis der Erwägungen gezogen und für nicht 
statthaft erachtet, und es ist derselben daher durch die zu diesem 
Zwecke gewollte und erkennbar zum Ausdrucke gebrachte Be- 
seitigung der einschlägigen Bestimmungen des Allgem. Landrechtes 
die rechtliche Grundlage entzogen. Bei dieser Sach- und Rechts- 
lage erübrigt die Erörterung der Frage, ob überhaupt nach all- 
gemeinen Grundsätzen ein klagbares Privatrecht auf Anerkennung 
oder Wiedergewährung der Mitgliedschaft gegen eine Religions- 
gesellschaft anzunehmen sein möchte. 
Vgl. Gierke, Die Genossenschaftstheorie S. 183— 187. 

Ebenso findet durch das Gesagte ihre Widerlegung die Ausführung 
der Revisionsbeklagten, dass zwischen dem materiellen Rechte der 
Religionsgesellschaften zur Ausschliessung von Mitgliedern und der 
Kompetenz zur Nachprüfung derartiger Massregeln zu unterscheiden 
sei, und dass, wenn auch ersteres den Religionsgesellschaften ge- 
währt sei, doch die letztere sehr wohl den staatlichen Gerichten 
verblieben sein könne, zumal gegenüber solchen Religionsgesell- 
schaften, welche nicht, wie die anerkannten Kirchen, eine die Be- 
schwerdeführung an eine höhere Instanz ermöglichende Organisation 
besässen. Denn das Recht der Nachprüfung schliesst das Recht 
der Ausserkraftsetzung der angefochtenen Massregel in sich, und 
dieses steht mit der vom Gesetze gewollten und ausgesprochenen 
Selbständigkeit der Religionsgesellschaften in ihren inneren An- 
gelegenheiten in Widerspruch, ohne dass es auf die Art der Organi- 
sation der letzteren ankommt. = 

Schliesslich ist noch zu erwähnen, dass in der rechtlichen Be- 
urtheilung der vorliegenden Frage dadurch nichts geändert ist, dass 
die 88 2—6 des Gesetzes vom 13. Mai 1873 inzwischen durch 
Art. 4 des Gesetzes vom 29. April 1887 aufgehoben sind.« 

18. Erk. d. RGer., IV. Civ.-Sen. 14./3. 89 betr. die Ent- 
stehung eines Patronatsrechts durch unvordenkliche Ver- 
Jährung. 

Entscheidungsgründe. 

Die Klägerin verlangt mit der Klage, dass der Beklagte als 

Patron der Kirche zu Hohndorf für verpflichtet erklärt werde, bei 
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den vorfallenden Neu- und Reparaturbauten an den Kirchengebäuden 
in Hohndorf im Falle der Unzulänglichkeit des dazu bestimmten 
Kirchenvermögens zwei Drittel der baar aufzubringenden Kosten 
beizutragen. Hervorgerufen ist die Klage durch die eingetretene 
Nothwendigkeit eines Neubaues der Kirche und dadurch, dass das 
Kirchenvermögen zur Bestreitung der Kosten des Neubaues nicht. 
hinreicht. Die Klägerin gründet ihre Behauptung, dass der Be- 
klagte Patron der Kirche sei, darauf, dass die Kirche von der Kur- 
fürstin Hedwig, der Wittwe des Kurfürsten Christian II. von 
Sachsen, laut der Stiftungsurkunde vom 15. Oktober 1620 ge- 
gründet worden sei, dass der Kurfürstin Hedwig, der die Aemter 
Annaberg, Schweinitz, Sayda und Prettin, zu welchem letzteren 
Hohndorf gehöre, als Witthum überlassen worden, die Landeshoheit 
über die bezeichneten Aemter zugestanden habe, dass der von der 
Kurfürstin Hedwig vermöge ihrer Landeshoheit mit der Gründung 
der Kirche erworbene Patronat nach dem Rückfalle des Witthums 
an den Kursächsischen Staat auf diesen letzteren und mit dem 
Uebergange der in Rede stehenden Landestheile auf die Krone 
Preussen an den Preussischen Staat gelangt sei, und dass in den 
fraglichen Zeiträumen der Kursächsische, sowie demnächst der 
Preussische Staat den Patronat ausgeübt habe. 

Das Berufungsgericht hat angenommen, dass der Kurfürstin 
Hedwig die Landeshoheit an den bezeichneten Landestheilen nicht 
zugestanden habe, und dass daher für die Kurfürstin Hedwig mit 
der Gründung der Kirche beim Nichtvorhandensein eines landes- 
herrlichen Verleihungsaktes der Patronat der Kirche nicht erworben 
worden sei. Das Berufungsgericht hat ferner dem Versuche der 
Klägerin, die behauptete Kirchenbaulast des Beklagten mit dem 
Hinweise darauf zu begründen, dass die Kirche in Hohndorf eine 
Tochterkirche der Kirche in Prettin und der Beklagte unbestritten 
der Patron der letzteren Kirche sei, die Folge versagt, indem es 
ausführt, dass die Kurfürstin Hedwig, die hier nur als Privatperson 
in Betracht komme, mit der Erbauung der Kirche in Hohndorf an 
sich dem Patrone der Kirche in Prettin Lasten rechtswirksam 
nicht habe auflegen können. Das Berufungsgericht hat sodann 
eine Reihe einzelner von der Klägerin geltend gemachter Vor- 
kommnisse, aus denen die Klägerin entnommen wissen will, dass 
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der Beklagte in schlüssiger Weise zu erkennen gegeben habe, wie 
er Patron der Kirche sei, geprüft, aber auch diesen Beweisgründen 
Bedeutung für die Streitfrage nicht beigelegt. In allen voran- 
gegebenen Richtungen ist die Würdigung des vorliegenden Streit- 
stoffs nicht zum Nachtheile des Beklagten ausgefallen. Der Be- 
klagte hat also keinen Grund zur Beschwerde. 

Das Berufungsgericht nimmt aber an, dass der Kursächsische 
Staat nach dem Rückfalle des Witthums an ihn die Kirchen- 
stiftung der Kurfürstin Hedwig in Kenntniss derselben durch 
schlüssige Handlungen und Massnahmen aufrecht erhalten habe und 
durch ausserordentliche Ersitzung Patron der Kirche zu Hohndorf 
geworden sei. Das Berufungsgericht nimmt ferner an, dass neben 
den Voraussetzungen der ausserordentlichen Ersitzung auch die der 
unvordenklichen Verjährung vorliegen, und dass endlich für die 
Annahme eines Patronatsrechtes des Kursächsischen Staates auch 
das Eigenthum des Kursächsischen Staates an dem Grunde und 
Boden, auf welchem die Kirche erbaut sei, sowie der Rechtssatz 
spreche, nach welchem ein allgemeiner Vorbehalt des Kirchen- 
regiments für den Landesherrn überall da stattfinde, wo ein ander- 
weites Patronatsrecht nicht erweislich gemacht sei. In den an- 
gegebenen Richtungen stellt das Berufungsgericht fest, dass nach 
dem — im Jahre 1641 mit dem Ableben der Kurfürstin Hedwig 
erfolgten — Rückfalle des Witthums an den Kursächsischen Staat 
die staatlichen Organe in Kenntniss von der durch die Kurfürstin 
Hedwig erfolgten Stiftung der Kirche die für die Kirche in Prettin 
vermöge staatlichen Patronates berufenen Geistlichen — zum letzten 
Male im Jahre 1814 — ausdrücklich für die Kirche in Hohndorf 
mit berufen haben, dass Seitens der Geistlichkeit zu Prettin die 
Seelsorge für die Kirchengemeinde in Hohndorf geübt worden sei, 
und dass der Pfarrer und der Diakonus der Kirche zu Prettin in 
Kenntniss der in der Stiftungsurkunde enthaltenen kirchlichen An- 
ordnungen die in der Urkunde vorgeschriebene Anzahl Predigten 
in der Kirche zu Hohndorf gehalten, sowie die anderen geistlichen 
Verrichtungen daselbst vorgenommen haben. Das Gericht hält 
ferner für bewiesen, dass der Kursächsische Staat die Patronats- 
rechte über die Kirche zu Hohndorf auch in der Art ausgeübt 
habe, dass die jährlichen Kirchenrechnungen nicht nur von der 
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verordneten Kirchenobrigkeit, sondern gemäss der in der Stiftungs- 
urkunde der Kurfürstin Hedwig enthaltenen Bestimmung zugleich 
von der staatlichen Justizbehörde, dem Schösser oder Kassen- 
beamten des Amtes Schweinitz, bis in die letzte Zeit hinein 
geprüft und abgenommen worden seien. Das Gericht nimmt weiter 
als bewiesen an, dass Seitens des Kursächsischen Staates nach dem 
Rückfalle der zum Witthum bestellten Aemter an den Staat die 
in der Stiftung enthaltene Ueberweisung der aus den Ortschaften 
Hohndorf, Labrun und Naundorf aufkommenden Strafgelder zur 
Dotierung der Kirche bis in das Jahr 1730 aufrecht erhalten 
worden sei. 

Werden diese vom Berufungsgericht festgestellten Vorgänge 
darauf geprüft, ob mit ihnen die Voraussetzungen eines Rechts- 
erwerbes durch Ersitzung gegeben sind, so fragt es sich zuerst, 
ob nach dem zur Anwendung kommenden gemeinen Rechte der 
Kirchenpatronat überhaupt Gegenstand der Ersitzung sein kann. 
Bis zum Tridentinum bestand unstreitig Ersitzungsmöglichkeit 
mittelst vierzigjähriger juris quasi possessio bei justus titulus und 
bona fides. Streitig aber ist, ob das Tridentinum die vierzigjährige 
Ersitzung als Entstehungsgrund des Patronates aufgehoben hat. 
Angenommen wird die Aufhebung u. A. von Vering, Kirchenrecht 
$ 91 Anm. 10, und den dort angegebenen Schriftstellern, ebenso 
von Walter, Kirchenrecht $ 235b Anm. 9 — Kaim, Kirchen- 
patronat S. 63f. nimmt zwar Aufhebung der früheren Ersitzungs- 
möglichkeit durch das Tridentinum an. Er spricht sich aber (S. 65) 
dahin aus, dass die Auffassung des Tridentinums in die deutsche 
Praxis niemals Eingang gefunden habe. Weber, Sächsisches Kirchen- 
recht, Bd. 2 A 8 45 Anm. 16, lässt Ersitzung zu. Einverständniss 
aber. besteht darin, dass zur Ersitzung ein Titel gehört und dass 
beim Nichtvorhandensein eines Titels Rechtsausübung durch unvor- 
denkliche Zeit erforderlich ist. Ueber das Vorliegen eines Titels 
hat sich das Berufungsgericht nicht ausgesprochen. Allein alle 
diese den Rechtserwerb durch Ersitzung betreffenden Fragen 
würden einer Entscheidung nicht bedürfen, wenn die Annahme 
des Berufungsgerichtes, dass der Patronat des Kursächsischen 
Staates durch unvordenkliche Verjährung dargethan sei, die Ver- 
letzung einer Rechtsnorm nicht enthielte und das Berufungsurtheil 
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also durch den in der Annahme des Vorhandenseins unvordenk- 
licher Verjährung bestehenden Entscheidungsgrund gehalten würde. 
— Diese letztere Frage aber muss bejaht werden. Die im an- 
gefochtenen Urtheile für die Zeit vom Rückfalle des Witthums an 
den Kursächsischen Staat bis zum Uebergange der in Rede stehen- 
den Gebietstheile auf die Krone Preussen festgestellten Patronats- 
ausübungshandlungen, Berufung des Geistlichen und Aufsicht über 
das Kirchenvermögen, sind für eine ausreichende Grundlage der 
Annahme unvordenklichen Patronatsbesitzes Seitens des Kurfürstlich 
Sächsischen Staates zu erachten. Die Frage bedarf indess noch 
der Erwägung, ob das Berufungsgericht ohne Verletzung einer 
Rechtsnorm seine Entscheidung auf die Annahme unvordenklicher 
Verjährung stützen durfte, obwohl die Klägerin unvordenkliche 
Verjährung ebensowenig geltend gemacht hat, wie Rechtserwerb 
durch Ersitzung. Indess ist auch diese Frage zu Gunsten der 
Klägerin zu bejahen. Ständen der Bejahung auch in Ansehung 
der Ersitzung Bedenken entgegen, so sprechen doch überwiegende 
Gründe dafür, den in der Feststellung der Erfordernisse unvor- 
denklicher Verjährung bestehenden Entscheidungsgrund bei der 
gegebenen Lage des Falles aufrecht zu halten. Unvordenkliche 
Verjährung gilt nicht, wie Ersitzung, als Rechtserwerb. Der 
unvordenkliche Besitzstand begründet die Vermuthung dafür, dass 
er dem Rechte entspricht. Und wenn die Klägerin ihre Behauptung, 
dass der Beklagte als Nachfolger des Kursächsischen Staates Patron 
der Kirche Hohndorf sei, auch auf die in Rede stehenden Aus- 
übungshandlungen des Patronates stützt, so hat damit, obwohl die 
Klägerin das Vorhandensein unvordenklicher Verjährung nicht be- 
sonders hervorhebt, doch für das Gericht die Anforderung vor- 
gelegen, den Streitstoff darauf zu prüfen, ob nicht mit jenen 
Ausübungshandlungen die Voraussetzungen der unvordenklichen 
Verjährung gegeben erscheinen. — Was im Berufungsurtheil 
schliesslich von der Zurückführung des Patronatsrechtes auf das 
Eigenthum am Grunde und Boden und vom landesherrlichen Pa- 
tronate gesagt wird, bedarf hiernach der näheren Prüfung nicht. 

Muss aber der Kursächsische Staat auf Grund unvordenklicher 
Verjährung als Patron der Kirche in der Zeit des Ueberganges 
der in Rede stehenden Landestheile auf die Krone Preussen an- 
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gesehen werden, so ist mit jenem Uebergange der Preussische 
Staat Kirchenpatron geworden. Die Preussische landrechtliche 
Gesetzgebung hat den Inhalt des Kirchenpatronates anders be- 
stimmt, als das bis zur Einführung des Preussischen Landrechts in 
jene Landestheile dort in Geltung gewesene Recht. Mit dieser 
veränderten Gesetzgebung hat sich auch das vorliegende Patronats- 
recht geändert und hat den ihm vom Preussischen Landrechte ge- 
gebenen Rechtsinhalt angenommen, so dass mit dem Patronate 
durch die Einführung des Preussischen Landrechts die geltend 
gemachte Kirchenbaulast verbunden worden ist. 

Aus diesen Gründen muss die Revision gegen das angefochtene 
Urtheil zurückgewiesen werden. 

19. Das mit dem Besitze eines Grundstückes verbundene 
Recht auf ausschliessliiche Benutzung bestimmter Kirchen- 
stühle erlischt durch Zerstörung der Kirche nicht. Nicht das 
Grundstück ist belastet, sondern die KGemeinde, welche durch 
das Realrecht gehindert ist, über die von demselben befassten 
Kirchenstühle anderweitig zu verfügen und zugleich verpflichtet 
ist, dem Realberechtigten die Nutzung zu gewähren. Die Grund- 
sätze des röm. R. über den ususfructus, besonders der Unter- 
gang eines an einem Gebäude legirten durch die Zerstörung des 
Gebäudes sind unanwendbar. Erk. d. RGer. VII. Civ.Sen. 19./11. 
89. Entsch. 24, 174. 

20. Preussen. Den zur Zeit der Emanation des Preuss. A. L.R. 
_ vorhanden gewesenen Pfarrgrundstücken steht nach $ 775f. II, 11, 
die Vermuthung der Freiheit von Kommunallasten zur Seite. Da- 
gegen bleiben die später erworbenen Pfarrgüter gemeindesteuer- 
pflichtig, wenn sie es vor dem Erwerb durch die Pfarrei waren. 
E. d. Preuss. O.V.Ger. 2./11. 89. Min.Bl. d. inner. Verw. 1890, 
S. 51. 

21. Die Organisten, Küster, Kirchendiener und Todtengräber 
unterliegen, sofern ihr Gehalt 2000 Mk. nicht übersteigt, der Ver- 
sicherungspflicht nach Massgabe des K.G. v. 22./6. 89. Nicht da- 
gegen die höher gebildeten Personen, welche nur vorübergehend 
solche Dienste übernehmen. Denn der Versicherungszwang bezieht 
sich nur auf solche Personen, welche ihren Lebensunterhalt berufs- 
mässig als Arbeiter oder untere Berufsbeamte erwerben oder in 
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sozialer Beziehung diesen Personen annähernd gleichstehen. (Nach 
Anleitg. d. R.Versicherungsamtes Erl. d. Kons. z. Kiel v. 4./5. 91.) 
K.G. u. V.Bl. 1891, 34. Vgl. auch A. f. K. K.R 65, 442. 

22. Bayern. Nach gemeinem und bayer. L.R. sind für die 
Rechte und Pflichten des Pfründners am Pfründnervermögen im 
Wesentlichen die Rechtsgrundsätze über die Verwaltung und den 
Niessbrauch fremden Vermögens anwendbar. Entsch. d. Verw.Ger.- 
Hofes. III. Sen. 29./3. 89. Samml. v. Entsch. 10, 304. 

23. Preussen. Zu der Anlage von Kommunalbegräbnissplätzen 
ist die Genehmigung der Staatsbehörde jetzt nur noch in deren 
Eigenschaft als Polizeivorgesetzte des Ortes erforderlich, und von 
dieser lediglich nach polizeilichen Gesichtspunkten zu ertheilen. 
Entsch. d. Preuss. O.V.Ger. I. Sen. 13./12. 90. Preuss. Verw.Bl. 
XI, 206 (1891). 

24. Preussen. Die Ertheilung der Genehmigung zur An- 
legung neuer kirchlicher Begräbnissplätze steht allein dem Minister 
d. geistl. Angelegenh. zu; zur Anlegung neuer nichtkirchlicher der 
Ortspolizeibehörde, soweit nicht etwa die Landespolizeibehörde bei 
Handhabung des polizeilichen Schutzes der Begräbnissordnung als 
eines Theiles der äusseren kirchlichen Ordnung konkurrirt. Erk. d. 
Preuss. O0.V.G.R. 13./12. 90. I. Sen. Entsch. 20, S. 411. 

25. Preussen. Der Begriff des gewöhnlichen Leichenbegäng- 
nisses — diese bedürfen weder einer Genehmigung noch einer 
Anzeige bei der Ortspolizeibehörde — bestimmt sich naeh örtlicher 
Observanz. Es ist daher nicht rechtsirrthümlich, wenn angenommen 
ist, dass ein Leichenbegängniss auf einem kath. Kirchhofe, bei 
welchem in Abwesenheit des Geistlichen Grabreden gehalten wurden, 
nicht gewöhnlich sei, und dass deswegen die nach G. v. 11./3. 50 
erforderliche schriftliche Genehmigung der Ortspolizeibehörde hätte 
eingeholt werden müssen. Entsch. d. Kammerger. 6./2. 90. Preuss. 
Verw.Bl. 12, 271. 


332 


Akteustücke. 


Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die kath. Kirche 
sowie die Kath. u. ev. Kirche gemeinsam. 


10. Constituigao da republioa 
| dos 
» Estados unedos do Brazil. 
(Rio de Janeiro 1891.) 
Tit. IV. sect. 1. art. 70. 81. 
Näo podem alistar-se eleitores 
para as eleicöes federares ou 
para as dos Estados 
4. Os religiosos de ordenes 
monasticas, companhias, congre- 
gacoes, ou communidades de 
qualques denominacäo, sujeitos 
a voto de obediencia, regra, ou 
estatuto, que importe a renuncia 
da liberdade individual. 


8 2. Säo ineligiveis os ci- 
dadäos näo alıstaveis. 


Sect 2. Art. 72. $ 3. 

Todos os individuos e con- 
fissöes religiosas podem exercer 
publica e livremente o seu culto, 
associando-se para esse fim e 
adquirindo bens, observadas as 
disposicöes do direito commum. 

8 4. A Republica sö reconhece 
o casamento civil, cuja celebracaö 
serä gratuita. 

8 5. Os cemitierios teräo 
caracter secular e seräo admini- 


Brasilianische Verfassung 
vom 24. Februar 6891. 


Es können nicht in die Wähler- 
liste aufgenommen werden, weder 
für die Wahlen zum Bundes- noch 
zu einem Staaten-Parlamente: 

Die Mitgliederreligiöser Orden, 
Gesellschaften, Kongregationen 
oder Gemeinschaften, wie sie 
auch heissen mögen, welche ein 
Gehorsamsgelübde abgelegt haben 
oder einer Regel oder einem 
Statut unterworfen sind, welche 
einen Verzicht auf die individuelle 
Freiheit auferlegen. 

Die in die Wahlliste nicht 


'eintragsfähigen Personen können 


auch nicht gewählt werden. 

Alle Menschen und alle reli- 
giösen Bekenntnisse können offen 
und frei ihren Kultus ausüben 
und sich zu diesem Behufe ver- 
einigen, sowie Güter erwerben 
unter Beobachtung der Vor- 
schriften des gemeinen Rechts. 

Die Republik erkennt nur die 
Civilehe an, deren Abschliessung 
gebührenfrei sein wird. 

Die Kirchhöfe werden einen 
weltlichen Charakter erhalten und 
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strados pela autoridade municipal, 
ficando livre a todos os cultos 
religiososa pratica dos respectivos 
ritos em relacäo aos seus crentes, 
dasde que näo offendam a moral 
publica e as leis. 


8 6. Serä leigo o ersino mini- 
strado nos estabelecimentos pu- 
blicos. 

S 7. Nenhum culto ou igreja 
gozarä de subvencäo official, nem 
terä relacöes de dependencia, ou 
allianca com o Governo da Uniäo, 
ou o dos Estados. 


& 28. Por motivo de crenga 
ou de funcgäo religiosa, nenhum 
cidadäo brazileiro poderä ser 
privado de seus direilos civis e 
politicos nem eximir-se do cum- 
primento de qualques dever civico. 


8 29. Os que allegarem motivo 
de crenca religiosa com o fim de 
se isentarem de qualquer onus 
que as leis da Republica impon- 
ham aos cidadäos, e os que 
acceitarem condecoracöes ou titu- 
los nobiliarchicos estrangeiros 
perderäo todos os direitos politi- 
cos. 


333 


von den Gemeindebehörden ver- 
waltet werden. Doch kann jeder 
religiöse Kult für seine An- 
gehörigen die entsprechenden 
Begräbnissfeierlichkeiten vorneh- 
men, soweit dadurch nicht die 
öffentliche Sittlichkeit und die 
Gesetze verletzt werden. 

Der Unterricht in den Staats- 
anstalten wird von Laien er- 
theilt. 

Kein Kult und keine Kirche 
wird staatliche Unterstützung er- 
halten, noch in Abhängigkeit oder 
Verbindung zur Unionsregierung 
oder der Regierung eines Staater 
stehen. 

Mit Rücksicht auf seinen Glau- 
ben oder sein kirchliches Amt kann 
kein Brasilianischer Staatsbürger 
der bürgerlichen oder politischen 
Rechte beraubt werden, oder sich 
der Erfüllung irgend einer bürger- 
lichen Pflicht entziehen. 

Diejenigen, welche ein reli- 
giöses Motiv benutzen, um sich 
irgend einer Pflicht zu entziehen, 
welche die Gesetze der Republik 
den Bürgern auferlegen, und die- 
jenigen, welche fremde Ordens- 
auszeichnungen oder Adelstitel 
annehmen, sollen sämmtliche po- 
litische Rechte verwirken. 


11. Preussisches Gesetz zur Ausführung des $ 9 des Ge- 
setzes, betreffend die Einstellung der Leistungen aus Staats- 
mitteln für die römisch-katholischen Bisthümer und Geistlichen, 
vom 22. April 1875. Vom 24. Juni 1891. 
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Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. 
verordnen, mit Zustimmung beider Häuser des Landtags der 
Monarchie, zur Ausführung des $ 9 Absatz 1 des Gesetzes, be- 
treffend die Einstellung der Leistungen aus Staatsmitteln für die 
römisch-katholischen Bisthimer und Geistlichen, vom 22. April 
1875 (Gesetz-Samml. S. 194), was folgt: 

Artikel l. 

Von denjenigen Beträgen, welche in Gemässheit des Gesetzes 
vom 22. April 1875 (Gesetz-Samml. 194), betreffend die Einstellung 
der Leistungen aus Staatsmitteln, aufgesammelt sind, kommen: 

1) in der Erzdiözese Cöln (Drei Mil- 

lionen zweihundert sieben und sechs- 

zig Tausend sechshundert neunzehn 

Mark fünf und siebzig Pfennige) . 3 267 619 Mk. 75 Pf. 
2) in der Erzdiözese Gnesen-Posen (Eine 

Million neunhundert vier und fünfzig 

Tausend zweihundert fünf Mark 

sieben und zwanzig Pfennige) . . 1954205 » 27 » 
3) in der Diözese Culm (Neunhundert 

drei und achtzig Tausend fünfhundert 

fünf und sechszig Mark sieben und 

dreissig Pfennige) . . : 983565 » 37 » 
4) in der Diözese Ermland (Eine Million 

sieben und dreissig Tausend zwei- 

hundert neun und dreissig Mark 

vier und dreissig Pfennige) . . . 1037239 » 34 » 
5) in der Diözese Breslau (Eine Million 

vierhundert zwei und achtzig Tausend 

achthundert drei und neunzig Mark 

acht und neunzig Pfennige) . . . 1482893 » 98 » 
6) in der Diözese Hildesheim (Sechs- 

hundert ein und achtzig Tausend drei- 

hundert vier und dreissig Mark fünf 

und sechszig Pfennige) . . . . 681 334 » 65 » 
7) in der Diözese Osnabrück (Drei- 

hundert fünf und zwanzig Tausend 

Uebertrag 9406 858 Mk. 36 Pf. 
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Uebertrag 9 406 858 Mk. 36 Pf. 
achthundert fünf und sechszig Mark 
fünf und dreissig Pfennige) . . . 325 865 » 35 » 
8) in der Diözese Paderborn (Eine 
Million einhundert zwei und achtzig 
Tausend dreihundert vier und sechszig 
Mark sieben und fünfzig Pfennige) 1182364 » 57 » 
9) in der Diözese Münster (Eine Million 
fünfhundert fünfund dreissig Tausend 
zweihundert sechs und sechszig Mark 
neunzig Pfennige) . . . . 1535266 » 90 » 
10) in der Diözese Trier (Zwei Millionen 
einhundert zwei und zwanzig Tausend 
vierhundert ein und zwanzig Mark 
ein und neunzig Pfennige) . . . 2122421 » 91 » 
11) in der Diözese Fulda (Achthundert 
dreiund zwanzig Tausend achthundert 
neunzehn Mark fünf und dreissig 
Pfennige) . . . . 2 : 823 819 » 35 » 
12) in der Diözese es (Fünf. 
hundert siebzig Tausend vierhundert 
sechszehn Mark ein und dreissig 
Pfennige) . . .- A ar, 570416 » 31 » 
13) in dem Drenieischen Antheile der 
Erzdiözese Prag (Drei und dreissig 
Tausend achthundert drei und neunzig 
Mark neun und zwanzig Pfennige) 33893 » 29 » 
14) in dem Preussischen Antheile der 
Erzdiözese Olmütz (Sechstausendacht- 
hundert fünf und sechszig Mark elf 
Pfennige) . . . . . : 6865 » 11 » 
15) in dem Preussischen Antheil der Erz- 
diözese Freiburg (Eintausend fünf- 
hundert ein und sechszig Mark sieben 
und achtzig Pfennige). . » . » 1561 » 87 » 
zusammen 16 009 333 Mk. 02 Pf. 
nach Massgabe der nachstehenden Bestimmungen zur Verwendung. 
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Artikel 2. 


Aus den im Artikel 1 aufgeführten Summen sind mit Aus- 
schluss von Zinsen in den einzelnen Diözesen beziehungsweise 
Diözesanantheilen Beträge zu bewilligen an solche Institute und 
Personen beziehungsweise deren Erben, welche dadurch Einbusse 
an ihren Einkünften erlitten haben, dass auf Grund des Gesetzes 
vom 22. April 1875 für sie bestimmte Bezüge zu dem im Artikel 1 
bezeichneten Sammelkonto eingezogen worden sind. 

Hierbei treten an Stelle der in Absatz 1 aufgeführten Institute 
und Personen beziehungsweise deren Erben diejenigen Institute, 
Korporationen und Fonds auf den Antrag ihrer gesetzlichen Ver- 
treter, welche diesen Instituten und Personen nachweislich einen 
Ersatz für die erlittenen Einbussen gewährt haben. 


Artikel 3. 


Ueber die Bewilligungen beschliesst innerhalb einer Diözese 
beziehungsweise eines jeden Diözesanantheils eine aus fünf Mit- 
gliedern bestehende Kommission. Die Mitglieder werden von dem 
Minister der geistlichen Angelegenheiten im Einvernehmen mit dem 
betreffenden Diözesanobern ernannt. 

Die Kommission ist bei der Anwesenheit dreier Mitglieder 
beschlussfähig. Der Vorsitzende wird von dem Minister der geist- 
lichen Angelegenheiten bestimmt und öffentlich bekannt gemacht. 


Artikel 4. 


Die Anträge auf Bewilligungen sind von den im Artikel 2 
bezeichneten Instituten und Personen beziehungsweise deren Erben 
binnen einer drei Monate vom Tage der Bekanntmachung der 
Ernennung des Vorsitzenden laufenden Präklusivfrist bei dem Vor- 
sitzenden der Kommission unter Angabe der beanspruchten Beträge 
anzumelden. | 

Ob und zu welchem Betrage die Anträge innerhalb der Grenzen 
der in den einzelnen Diözesen beziehungsweise Diözesanantheilen 
verfügbaren Mittel zu berücksichtigen sind, beschliesst die Kom- 
mission endgültig nach freiem Ermessen unter Ausschluss des Rechts- 
wegs. Die Zahlung der bewilligten Beträge erfolgt an die Em- 
pfangsberechtigten aus der Staatskasse auf Grund des von der 
Kommission ergangenen Beschlusses. Der Beschluss ist dem An- 
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tragsteller zuzufertigen, auch dem Minister der geistlichen An- 
gelegenheiten, sowie den betreffenden Diözesanobern mitzutheilen. 
Der Finanzminister kann vor der Auszahlung der bewilligten 
Beträge den Nachweis verlangen, dass dieselben für die betreffende 
Diözese, beziehungsweise den betreffenden Diözesanantheil die in 
dem Artikel 1 bezeichnete Summe nicht übersteigen. 


Artikel 5. 


Die nach Erledigung der Anträge und nach Abzug der Kosten 
des Verfahrens in der einzelnen Diözese übrig bleibende Summe 
wird an das betreffende Bisthum ausgezahlt und zu einem Diözesan- 
fonds angelegt, aus dessen Ertrage nach Vereinbarung zwischen 
dem Minister der geistlichen Angelegenheiten und den Diözesan- 
obern emeritirte Geistliche unterstützt, auch die Gehälter der 
Domherren, Domvikare und Beamten der bischöflichen Verwaltung 
aufgebessert oder Unterstützungen an arme Kirchengemeinden be- 
hufs Wiederherstellung kirchlicher Gebäude (Kirchen, Kapellen, 
Häuser für Geistliche und Kirchendiener) gewährt werden können. 

Die Vereinbarung hat den für den einzelnen Zweck verwend- 
baren Gesammtbetrag festzustellen. Innerhalb des letzteren bleibt 
die Einzelverwendung dem Diözesanobern überlassen. Die Ver- 
einbarung bleibt so lange in Geltung, bis eine Abänderung ver- 
einbart ist. 

Artikel 6. 


An den Bestimmungen des Gesetzes über die Vermögens- 
verwaltung in den katholischen Kirchengemeinden vom 20. Juni 
1875 (Gesetz-Samml. S. 241) und des Gesetzes über die Aufsichts- 
rechte des Staates bei der Vermögensverwaltung in den katholischen 
Diözesen vom 7. Juni 1876 (Gesetz-Samml. S. 149) wird durch 
gegenwärtiges Gesetz nichts geändert. 


Artikel 7. 

Dem Landtage der Monarchie ist nach Ausschüttung der im 
Artikel 1 bezeichneten Summen über die Verwendung Mittheilung 
zu machen. 

Artikel 8. 
Der Minister der geistlichen Angelegenheiten und der Finanz- 


minister sind mit der Ausführung dieses Gesetzes beauftragt. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. I. 2. 99 
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Gesetze für die evangelische Kirche. 


35. Birkenfeld. Gesetz für die evangelische Kirche v. 
10./2. 91 betr. d. Verletzg. kirchl. Pflichten in Bez. auf 
Taufe, Confirmat. u. Trauung. 

Wir Nicolaus Friedrich Peter von Gottes Gnaden Grossherzog 
von Oldenburg etc. verkünden in Uebereinstimmung mit der Landes- 
synode gemäss Artikel 21 des Gesetzes vom 11. November 1875, 
betreffend die Verfassung der evangelischen Kirche des Fürsten- 
thums Birkenfeld, als Gesetz was folgt: | 

Art. 1. Die Pflicht der Kirchenglieder erfordert, dass sie 


1. 
2. 


die unter ihrer Gewalt stehenden Kinder taufen lassen; 
dieselben nach Massgabe der gesetzlichen Bestimmungen in 
der evangelischen Confession erziehen; 


. sie der Confirmation zuführen; 
. während der nach den geltenden Vorschriften dafür be- 


stimmten Zeit, jedoch längstens für die Dauer von 2 Jahren 
nach der Confirmation, an der Christenlehre (Katechisation) 
theilnehmen, bezw. die unter ihrer Gewalt stehenden con- 
firmirten Kinder, sofern dieselben nicht auf einer höheren 
Schule fortgesetzten Religionsunterricht geniessen, zur Theil- 
nahme an derselben anhalten ; 


. für ein Ehebündniss die Trauung nachsuchen bezw. eine Ehe 


nicht eingehen, für welche die Trauung versagt werden muss. 


Die Trauung muss versagt werden: 
a) wenn keiner der eheschliessenden Theile der evangelischen 


Kirche angehört; 


b) bei Ehen zwischen Christen und Nichtchristen ; 
c) bei gemischten Ehen, vor deren Eingehung der evan- 


gelische Theil die Erziehung sämmtlicher Kinder in einer 
nicht evangelischen Religionsgemeinschaft zugesagt hat. 


Art. 2. Wenn Kirchenglieder eine der genannten Pflichten 
verabsäumen, so ist auf dieselben vorerst durch seelsorgerlichen 
Zuspruch des Geistlichen, sowie durch freundliche und ernste Mah- 
nung der Kirchenvorsteher einzuwirken. 

Art. 3. Wer ungeachtet dieser Einwirkung die Erfüllung der 


andaz ren, u A tn, 


ini 
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kirchlichen Pflicht beharrlich verweigert, ist durch den Kirchen- 
vorstand zur Nachholung des Versäumten binnen einer angemessenen 
Frist unter Hinweisung auf die Folgen der Unterlassung schriftlich 
aufzufordern. 

Art. 4. Bleibt auch die kirchliche Aufforderung ohne Erfolg, 
so treten für den Schuldigen durch Beschluss des Kirchenvorstandes 
die in den nachfolgenden Bestimmungen festgestellten weiteren Mass- 
regeln der kirchlichen Disciplin ein. 

Den durch den Beschluss des Kirchenvorstandes Betroffenen 
steht es frei, die Beschwerde an das Consistorium zu ergreifen, 
welches als letzte Instanz entscheidet. 

Art. 5. Ein Kirchenglied, welches die Taufe eines unter 
seiner Gewalt stehenden Kindes verweigert oder beharrlich ver- 
säumt, soll 

1. der Fähigkeit zur Bekleidung eines kirchlichen Amtes; 

2. der Stimmberechtigung in der Kirchengemeinde (Art. 15 
des Gesetzes vom 5. September 1855, die Organisation .der 
evangelischen Kirchengemeinden im Fürstenthum Birken- 
feld betreffend); 

3. des Rechtes der Taufpathenschaft 

verlustig erklärt werden. 

Art. 6. Ein Kirchenglied, welches im Widerspruch mit be- 
stehenden gesetzlichen Vorschriften seine sämmtlichen Kinder der 
religiösen Unterweisung in der Landeskirche entzieht, soll der 
Fähigkeit zur Bekleidung eines kirchlichen Amtes, der Stimm- 
berechtigung in der Kirchengemeinde, sowie des Rechtes der Tauf- 
pathenschaft verlustig erklärt werden. 

Art. 7. Ein Kirchenglied, welches in Verachtung der kirch- 
lichen Ordnung ein evangelisches, unter seiner Gewalt stehendes 
Kind beharrlich der Vorbereitung für die Confirmation entzieht, 
beziehungsweise in dessen Confirmation nicht einwilligt, soll der 
Fähigkeit zur Bekleidung eines kirchlichen Amtes, der Stimm- 
berechtigung in der Kirchengemeinde, sowie des Rechtes der Tauf- 
pathenschaft verlustig erklärt werden. 

Art. 8. Ein Kirchenglied, welches ein unter seiner Gewalt 
stehendes, zum Besuche der Christenlehre verpflichtetes Kind in 
Verachtung der kirchlichen Ordnung zur Theilnahme an der Christen- 

i . 99* 
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lehre nicht anhält, soll der Fähigkeit, ein kirchliches Amt zu be- 
kleiden, verlustig erklärt werden. Ein zum Besuche der Christen- 
lehre verpflichtetes Kirchenglied, welches dieselbe beharrlich ver- 
säumt, soll des Rechtes der Taufpathenschaft verlustig erklärt 
werden. 

Art. 9. Ein Kirchenglied, welches sich weigert, für seine Ehe- 
schliessung die Trauung nachzusuchen, oder eine Ehe schliesst, für 
welche nach den Vorschriften dieses Gesetzes die Trauung versagt 
werden muss, soll der Fähigkeit zur Bekleidung eines kirchlichen 
Amtes und der Stimmberechtigung in der Kirchengemeinde ver- 
lustig erklärt werden. 

Art. 10. Von den in den Art. 5 bis 9 bezeichneten Mass- 
nahmen ist abzusehen, wenn die Erfüllung der dort genannten 
kirchlichen Pflichten thatsächlich nicht mehr möglich ist. 

Art. 11. Wird die versäumte Pflicht nachträglich erfüllt, so 
sind die entzogenen Rechte dem Betroffenen auf seinen Antrag 
wieder beizulegen. Dasselbe kann geschehen, wenn die nachträg- 
liche Erfüllung der verletzten kirchlichen Pflicht nicht mehr mög- 
lich ist. 

Art. 12. Die Wiederbeilegung der entzogenen kirchlichen 
Rechte erfolgt durch Beschluss des Kirchenvorstandes. Gegen einen 
dieselbe ablehnenden Beschluss des Kirchenvorstandes steht dem 
Betroffenen die Beschwerde an das Consistorium zu, welches als 
letzte Instanz entscheidet. 

Art. 13. Ungetaufte sind nicht als Kirchenglieder anzusehen. 
Sie können weder zur Confirmation, noch zur Ausübung der 
den Kirchengliedern zustehenden Rechte zugelassen werden, doch 
soll ihnen die Theilnahme an der kirchlichen Unterweisung gewährt 
werden. 

Art. 14. Die Unterlassung der Trauung Seitens der Eltern ist 
kein Grund, den Kindern die Taufe zu versagen. 

36. Anhalt. Erl. d. Kons. 9./9. 88. Verfahren bei Mass- 
regeln der Kirchenzucht betr. A. K.Bl. 1889, 144. 

37. Anhalt. K.G. v. 27./1. 89. Die Versagung der kirchl. 
Mitwirkung bei der Beerdigung von Gemeindeglie- 
dern betr. 

Wir Friedrich von Gottes Gnaden Herzog von Anhalt etc. 
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verordnen hierdurch unter Zustimmung der Landes-Synode als 
Kirchengesetz, was folgt: 

$& 1. Eine kirchliche Mitwirkung bei der Beerdigung von Ge- 
meindegliedern unter Betheiligung des geistlichen Amtes soll auf 
Ansuchen der Angehörigen oder Derjenigen, welche das Begräbniss 
veranstalten, mit Ausnahme der nachgenannten Fälle in der Regel 
nicht versagt werden. 

S 2. Jede kirchliche Mitwirkung ist vom Geistlichen zu ver- 
sagen bei der Beerdigung solcher Gemeindeglieder, welche 

1. des Rechtes, am heiligen Abendmahl Theil zu nehmen, haben 
verlustig erklärt werden müssen, falls dieselben ohne Busse 
und Versöhnung verstorben sind; 

2. durch beharrliche Vernachlässigung ihrer kirchlichen 
Pflichten in Verbindung mit Aergerniss erregenden Reden 
oder Handlungen bis zu ihrem Ableben als Verächter des 
Wortes Gottes und der auf dasselbe gegründeten kirch- 

‚ lichen Ordnung sich gekennzeichnet haben; 

3. durch einen verbrecherischen oder fortgesetzt anstössigen 
Lebenswandel öffentliches, nicht durch Busse gesühntes 
Aergerniss erregt haben; 

4. sich in bewusstem, willensfreiem Zustande selbst entleibt 
haben. 

Dagegen ist aus dem Umstande, dass ein Gemeindeglied sich 
das Leben selbst genommen hat, ein Grund zur Versagung einer 
kirchlichen Mitwirkung bei dem Begräbnisse unter Betheiligung des : 
geistlichen Amtes alsdann nicht herzuleiten, wenn das Gemeinde- 
glied zur Zeit der Selbstentleibung offenkundig in einem Zustande 
von unverschuldeter Bewusstlosigkeit oder von krankhafter Störung 
der Geistesthätigkeit, durch welchen seine freie Willensbestimmung 
ausgeschlossen war, sich befunden hat. 

& 3. In zweifelhaften Fällen, wenn der Geistliche trotz ge- 
wissenhafter Prüfung aller Umstände nicht zur vollen Gewissheit 
darüber zu gelangen vermag, ob mit Sicherheit anzunehmen ist, 
dass obige Voraussetzungen zur Versagung der nachgesuchten kirch- 
lichen Mitwirkung bei einer Beerdigung thatsächlich vorliegen, soll 
er die Betheiligung nicht ohne vorhergegangene Berathung mit dem 
Gemeinde-Kirchenrathe ablehnen. 
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S 4. Wenn Gemeindeglieder versterben, welche der kirchlichen 
Disciplin verfallen waren, ohne dass eine förmliche Ausschliessung 
derselben vom Genusse des heiligen Abendmahls stattgefunden hat, 
oder welche sich nach der Ansicht des Gemeinde-Kirchenraths durch 
ihr öffentliches Verhalten einer feierlichen Betheiligung der Kirche 
an ihrem Begräbnisse unwürdig gemacht haben, ist der Geistliche 
befugt, das Geläut der Kirchenglocken zu versagen und unter Ab- 
lehnung einer Begleitung der Leiche nach dem Gottesacker in 
Amtstracht die kirchliche Mitwirkung bei der Beerdigung auf eine 
Familien-Andacht im Trauerhause, beziehungsweise auf ein blosses 
Gebet am Grabe zu beschränken. 

8 5. Auch im Falle der nothwendigen Versagung einer kirch- 
lichen Mitwirkung bei der Beerdigung von Gemeindegliedern hat 
der Geistliche in Ausübung seines Amtes als Seelsorger den trost- 
bedürftigen Hinterbliebenen den Segen des göttlichen Wortes und 
des gemeinsamen Gebetes in entsprechender Weise darzubieten; es 
ist dabei jedoch Alles zu vermeiden, was der Handlung den Charakter 
einer mit der Bestattung in unmittelbarer Verbindung stehenden 
Trauerfeier geben könnte. 

38. Bayern. Erl. d. O.Kons. zu München 4./2. 89, gemischte 
Ehen betr. A. K.Bl. 1889, 289. 

39. Braunschweig. K.G. 27./2. 89 wegen Ergänzung d. K:G. 
v. 8./12. 75 d. kirchl. Trauung u. d. kirchl. Aufgebot betr. A. K.Bl. 
1890, 131. 

40. Braunschweig. K.G. 14./3. 89 betr. d. Verletzung 
kirchl. Pflichten in Bez. auf Taufe, Confirmation u. Trauung. 

Von Gottes Gnaden, Wir, Albrecht, Prinz von Preussen etc. 
Regent des Herzogthums Braunschweig, erlassen kraft der Uns 
zustehenden Kirchengewalt unter Beirath Unseres Herzoglichen 
Consistoriums und mit Zustimmung der Landes-Synode das nach- 
stehende Kirchengesetz: 

8 1. Wenn Kirchenglieder ihre Pflicht versäumen, die unter 
ihrer Gewalt stehenden Kinder taufen beziehungsweise confirmiren 
zu lassen oder für die von ihnen eingegangene Ehe die Trauung 
zu begehren, so ist auf dieselben vorerst durch seelsorgerischen 
Zuspruch des Geistlichen sowie durch freundliche ernste Mahnung 
eines oder mehrerer Mitglieder des Kirchenvorstandes einzuwirken. 


Gesetze für die evangelische Kirche. 343 


Etwaige äussere Hindernisse, welche die Erfüllung jener Pflich- 
ten erschweren können, sind thunlichst zu beseitigen. 

8 2. Wer ungeachtet dieser Einwirkung die Erfüllung der kirch- 
lichen Pflicht beharrlich versagt, ist durch eine Zuschrift des Kirchen- 
vorstandes zur Nachholung des Versäumten binnen einer angemessenen 
Frist unter Hinweisung auf die Folgen der Unterlassung aufzufordern. 

8 3. Bleibt auch diese schriftliche Aufforderung ohne Erfolg, so 
treten für den Schuldigen auf Beschluss des Kirchenvorstandes diein den 
nachfolgenden Bestimmungen festgestellten weiteren Massregeln ein. 

8 4. Kirchenglieder, welche die Taufe eines unter ihrer Gewalt 
stehenden Kindes verweigern oder ohne triftige Gründe beharrlich 
versäumen, sollen der Fähigkeit, ein kirchliches Amt zu bekleiden, 
des kirchlichen Wahlrechtes ($$ 2—4 des Gesetzes vom 10. Okto- 
ber 18731); 8 6 des Gesetzes vom 31. Mai 1871?) sowie des Rechtes 
der Taufpathenschaft verlustig erklärt werden. 

8 5. Der Verlust der in $ 4 genannten Rechte trifft auch 
solche Kirchenglieder, welche in Verachtung der kirchlichen Ord- 
nung sich weigern, für eine von ihnen geschlossene, kirchlich nicht 
zu beanstandende Ehe die Trauung nachzusuchen, oder ein evangeli- 
sches, unter ihrer Gewalt stehendes Kind beharrlich der Vorbereitung 
für die Confirmation entziehen oder in die Confirmation desselben 
nicht einwilligen. u 

8 6. Ein Kirchenglied, welches eine Ehe schliesst, der die 
Trauung aus kirchlichen Gründen nach Massgabe der Vorschriften 
in $ 5 des Trauungsgesetzes vom 8. Dezember 1875?) versagt werden 
muss, ist der Fähigkeit zur Bekleidung eines kirchlichen Amtes, 
sowie des kirchlichen Wahlrechtes und des Rechtes der Taufpathen- 
schaft verlustig zu erklären. 

8 7. Wenn ein in gemischter Ehe lebender evangelischer Mann 
die Erziehung der Kinder in einer nicht evangelischen Religions- 
gemeinschaft zusagt oder zulässt, so ist derselbe der Fähigkeit, ein 
kirchliches Amt zu bekleiden, sowie des kirchlichen Wahlrechtes 
verlustig zu erklären, und wenn nicht Milderungsgründe vorliegen, 
zu der Taufpathenschaft nicht zuzulassen. 


1) Friedberg, Samml. 776. 


2) Ebendas. 780. 
®) Allg. Kirchenbl. Jahrg. 1876, S. 689. 
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8 8. Die nachträgliche Entziehung kirchlicher Rechte ist nicht 
zulässig, wenn die Erfüllung der genannten kirchlichen Pflichten 
thatsächlich nicht mehr möglich ist. 

89. Wird die versäumte Pflicht nachträglich erfüllt, so sind die ent- 
zogenen Rechte dem Betroffenen auf seinen Antrag wieder beizulegen. 

8 10. Wenn die nachträgliche Erfüllung der verletzten kirch- 
lichen Pflicht nicht mehr. möglich ist, so können die entzogenen 
Rechte auf Grund nachhaltiger Beweise kirchlichen Wohlverhaltens 
wieder beigelegt werden. 

8.11. Die Wiederbeilegung der entzogenen kirchlichen Rechte 
erfolgt auf Antrag durch Beschluss des Kirchenvorstandes. 

8 12. Ungetaufte sind nicht als Kirchenglieder anzusehen und 
können deshalb weder zur Confirmation noch zur Ausübung der 
den Kirchengliedern zustehenden Rechte zugelassen werden. Es ist 
jedoch gestattet, ihnen die Theilnahme an der kirchlichen Unter- 
weisung zu gewähren. | 

Kirchengliedern, welche die Kindertaufe empfangen haben, die 
aber nicht confirmirt sind, steht die Fähigkeit, ein kirchliches Amt 
zu bekleiden, die Ausübung des kirchlichen Wahlrechtes, sowie das 
Recht der Taufpathenschaft nicht zu. | 

& 13. Die Unterlassung der Trauung Seitens der Eltern ist 
kein Grund, den Kindern derselben die Taufe zu versagen. 

Dagegen hat die Danksagung für die Geburt solcher Kinder 
zu unterbleiben. 

8 14. Die Einsegnung der Wöchnerin ist zu versagen, wenn 
die Ehefrau an der Trauungsverweigerung, bezw. an der Unter- 
lassung der Taufe des Kindes mitschuldig ist. 

8 15. Die ehrende Mitwirkung der Kirche bei der Beerdigung 
solcher Kinder, welche durch Schuld der Eltern ungetauft geblieben 
sind, kann Seitens der Angehörigen nicht beansprucht werden. 

8 16. Den Betheiligten steht wegen eines Beschlusses, durch 
welchen eine der nach $ 4—7 dieses Gesetzes zulässige Massregel 
verhängt bezw. die Wiederbeilegung entzogener kirchlicher Rechte 
versagt ist ($ 11), das Recht der Beschwerde an Herzogliches Con- 
sistorium zu, welches in der in $ 27 Nro. 3 der Synodalordnung 
angegebenen Weise unter Zuziehung des Ausschusses der Landes- 
Synode endgültig zu entscheiden hat. 
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I. Abhandlungen. 


Die Stellvertretung des Vorsitzenden der Kreissynode 
in den östlichen preussischen Provinzen. 


Von 


D. Th. Woltersdorf, 
Pastor an St. Nikolai in Greifswald. 

Die preussische Gemeinde- und Synodalordnung vom 10. Sep- 
tember 1873 hat in 8 54 den Vorsitz der Kreissynode dem Super- 
intendenten übertragen und zugleich die Bestimmung getroffen: 
„Der geistliche Beisitzer hat den Vorsitzenden im Falle seiner 
Verhinderung in allen Synodalgeschäften zu vertreten. Das Con- 
sistorium kann jedoch, wenn die Vertretung eines Superintendenten 
in allen Ephoralfunctionen angeordnet werden muss, auch den Sy- 
nodalvorsitz dem ernannten Vertreter der Superintendentur über- 
tragen. * 

Es ist mehrfach in Abrede gestellt worden, dass der letzte 
Satz auch auf diejenigen Fälle zu beziehen ist, in welchen wegen 
Erledigung der Superintendentur ein Superintendenturverweser be- 
stellt werden muss. Der Superintendenturverweser, so hat man 
gesagt, habe alle dem Superintendenten als solchem zustehenden 
Functionen auszuüben; zu diesen gehöre aber nach dem angeführten 
$ 54 der Gem. u. Syn.O. und nach $ 43 der General-Syn.O. der Vor- 
sitz der Kreissynode, folglich sei eine besondere, in das Belieben 


des Consistoriums gestellte Uebertragung dieses Vorsitzes auf den 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht, 1. 3. 23 
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Superintendenturverweser ausgeschlossen. Offenbar ein Schluss, 
bei dem vorausgesetzt wird, was bewiesen werden soll, nämlich 
dass der Superintendenturverweser wirklich alle Funktionen des 
Superintendenten, einschliesslich der synodalen, ohne besondere Be- 
auftragung auszuüben hat. Diese Voraussetzung ist aber eine durch- 
aus willkürliche. Nichts berechtigt dazu, in den angeführten $S 54 
und 43 für den (im Unterschiede von $ 45 und 49 der luth. Kirchen- 
vorstands-O. für Hannover) allein genannten Superintendenten 
ohne weiteres den Superintendenturverweser zu substituiren. 

Man hat ferner gesagt, die im Schlusssatz des $ 54 als noth- 
wendig angenommene Vertretung eines Superintendenten setze 
das Vorhandensein eines solchen voraus; diese Voraussetzung treffe 
aber eben dann nicht zu, wenn wegen der Erledigung des 
Superintendenten ein Superintendenturverweser bestellt ist; von 
diesem Falle sei in dem angezogenen Schlusssatz also nicht die 
Rede. Auch dieser Schluss beruht auf einem falschen Vordersatze. 
Denn nach dem allgemeinen Sprachgebrauche findet die Vertre- 
tung eines Beamten überall da statt, wo es sich um die zeit- 
weilige Wahrnehmung der Geschäfte entweder eines im Amte be- 
findlichen aber behinderten, oder eines durch Versetzung, Abgang 
oder Tod aus denn Amte ausgeschiedenen Beamten handelt. Dass 
die Worte „Vertretung eines Superintendenten* im Schlusssatze 
des $ 54 in dem letzteren Sinne gemeint ist, ergiebt nicht bloss 
der entsprechend angewandte Ausdruck „Vertreter der Super- 
intendentur“, sondern auch der deutliche Zusammenhang. Nach- 
dem der vorhergehende Satz die allgemeine Vertretungsordnung 
für die Fälle aufgestellt hat, in welchen die Synodalgeschäfte von 
dem eigentlich zuständigen Superintendenten aus irgend einem 
verhindernden Grunde nicht wahrgenommen werden können, giebt 
der Schlusssatz eine Abweichung von dieser allgemeinen Vertre- 
tungsordnung für diejenigen besonderen Fälle frei, „in welchen 
die Vertretung eines Superintendenten in allen Ephoralfunctionen 
angeordnet werden muss“. Diese Notwendigkeit tritt aber immer 
(und fast nur) dann ein, wenn die Superintendentur erledigt ist. 
In diesen Fällen kann das Consistorium auch den Synodalvorsitz 


Woltersdorf, Die Stellvertretung des Vorsitzenden der Kreissynode. 347 


dem ernannten Vertreter der Superintendentur, d. h. eben dem 
Superintendenturverweser, übertragen. .® 

Nachdem bereits Friedberg, soweit ich sehe der einzige, 
der sich darüber ausgesprochen, die fragliche Bestimmung des $ 54 
der Gem. u. Syn.O. vom 10. September 1873 in diesem Sinne auf- 
gefasst (Das geltende Verfassungsrecht S. 372, Zeile 8—9 von oben), 
hat neuerlich auch der Evangelische Oberkirchenrath 
aus Anlass eines Einzelfalles es für zweifellos erklärt, dass diese 
Bestimmung sich auch auf den Fall der erledigten Superintendentur 
bezieht, dass demzufolge also auch in diesem Falle der geistliche 
Beisitzer im Kreissynodalvorstande die sonst dem Superintendenten 
obliegenden Synodalgeschäfte zu übernehmen hat, sofern das Con- 
sistorium dieselben nicht dem von ihm anderweit bestellten Super- 
intendenturverweser überträgt. 

Der Ev. Oberkirchenrath hat zur Begründung dieser Ent- 
scheidung auf den engen Zusammenhang hingewiesen, in dem die 
fragliche Bestimmung mit der analogen Bestimmung steht, welche 
bis zum Erlass der Gem. u. Syn.O. vom 10. September 1873 für 
die Kreissynoden der östlichen preussischen Provinzen in Geltung 
war. Diese Bestimmung lautete in dem Allerhöchsten Erlass vom 
5. Juni 1861, betreffend die Einrichtung von Kreissynoden in der 
Provinz Preussen unter Nr. VI: „Der geistliche Beisitzer hat den 
Superintendenten in Verhinderungsfällen in allen Synodalgeschäften 
zu vertreten. Jedoch bleibt es dem Consistorium überlassen, in 
solchen Fällen, in welchen eine Vertretung des Superintendenten 
in allen Superintendenturverrichtungen von Amtswegen angeordnet 
werden muss, insbesondere also in Vakanzfällen, auch 
die Synodalgeschäfte dem geordneten Vertreter der Superintendentur 
zu übertragen.“ (Gesetz-Sammlung 1861, S. 375; Aktenstücke aus 
der Verwaltung des Ev. Oberkirchenraths, Bd. V, S. 127.) In den im 
Auftrage des Ev. Oberkirchenraths zu dem genannten Erlasse gege- 
benen Grundzügen einer Geschäftsordnung für die Kreissynoden vom 
12. November 1861 aber hiess es: „Der geistliche Beisitzer hat den 
Superintendenten bei Verhinderungsfällen in allen Synodalgeschäften 
zu vertreten. Wird aber eine Vertretung des Superintendenten in 
23* 
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allen Ephoralgeschäften von Amtswegen angeordnet, so kann das 
Consistorium dem ernannten Vertreter desSuperintendenten (Super- 
intendenturverweser) auch die Synodalgeschäfte übertragen. “ 
(Actenstücke V, S. 214.) Diese Bestimmungen wurden dann auch 
auf die andern Provinzen übertragen, und zwar auf Posen unterm 
5. April 1862 (Ges.-Samml. S. 134), auf Pommern unterm 21. Juni 
1862 (Ges.-Samml. S. 223), auf Brandenburg, Schlesien und Sach- 
sen unterm 13. Juni 1864 (Ges.-Samml. S. 350). 

$ 54 der Gem.-.u. Syn.O. vom 10. September 1873 hat für 
die Vertretung des Synodalvorsitzenden lediglich das schon vorher 
geltende Recht beibehalten. — | 


Die Kirchenlasten im Fürstenthum Lüneburg und die 
altdeutsche Dorfmark. 


Von 


Landgerichtsrath von Hinüber in Lüneburg. 
I. 


Ueber die rechtliche Natur der Kirchenlasten in der Provinz 
Hannover und insbesondere im Fürstenthum Lüneburg — ob 
persönlichen oder dinglichen Charakters — ist seit Langem in 
Theorie und Praxis viel gestritten worden. In diesem Streite hat 
sich die Praxis der Gerichte unter Billigung des Reichsgerichts 
zuletzt dahin befestigt, dass diese Lasten als eine persönliche Ob- 
liegenheit der Parochianen erkannt sind, soweit nicht in dem in 
Frage kommenden Bezirk gewohnheitsrechtlich ein Rechtssatz sich 
ausgebildet hat, dass der in diesem Bezirk belegene Grundbesitz 
beitragspflichtig ist ohne Rücksicht auf die Zugehörigkeit der Be- 
sitzer zur Kirchengemeinde. Und es ist die Bildung eines solchen 
von der Regel abweichenden Gewohnheitsrechts selbst in dem denk- 
bar kleinsten Kreise der Parochie für zulässig befunden, auch in 
manchen Kirchspielen die Existenz solchen gewohnheitsrechtlichen 
Rechtssatzes für nachgewiesen erkannt. 

Seit dem 1. Octbr. 1879 haben über diese Frage und wesent- 
lich auf Grund der vorstehend angegebenen Rechtsanschauung allein 
im Bezirke des Landgerichts Lüneburg 26 grösstenteils sehr kost- 
spielige Prozesse, seit 1. April 1884 über die wesentlich gleich 
liegende Frage nach der rechtlichen Natur der Schullasten bei den 
Verwaltungsgerichten eine weitere Anzahl von Rechtsstreitigkeiten 
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stattgehabt. Eine fernere Anzahl derartiger Prozesse stehen gutem 
Vernehmen nach für die nächste Zukunft in Aussicht. 

Das Schicksal dieser bei Gericht anhängig gewesenen Prozesse 
ist ein verschiedenes gewesen. In einigen ist der angetretene Be- 
weis des abweichenden Gewohnheitsrechts nicht für geführt erkannt, 
für diese Prozesse also zwischen den streitenden Theilen die Regel 
der persönlichen Natur dieser Lasten rechtskräftig festgestellt. In 
andern Prozessen ist der Beweis im vollen Umfange dergestalt für 
geführt erkannt, dass der gesamte, Parochianen und Nicht-Paro- 
chianen gehörige, im Kirchspiel belegene Grundbesitz für beitrags- 
pflichtig erklärt worden ist, einerlei, ob er zum bebauten oder zum 
unbebauten Grundbesitz gerechnet werden muss, ob er aus Acker- 
land, Weiden, Forsten oder Eisenbahnen besteht. In einem dritten 
Theile von Prozessen endlich ist der Beweis des Gewohnheitsrechts 
nur mit der Einschränkung für geführt erkannt, dass danach beitrags- 
pflichtig sind lediglich bebaute und solche Grundstücke, welche gegen- 
wärtig oder wenigstens früher bebaut gewesenen Stellen angehören. 

Erfreulich kann dieser wechselvolle Ausgang so vieler Pro- 
zesse mit seinem heranziehenden Gefolge weiterer Prozesse für 
die Betheiligten sicher nicht sein. Um so weniger, wenn man 
bedenkt, dass viele dieser Prozesse lediglich zwischen einzelnen 
Personen und den Kirchenvorständen geführt sind, daher sehr wohl 
in demselben Kirchspiel eine andere Person den Prozess aufs Neue 
erheben und möglicher Weise ein anderes Urtheil als der erste 
Prozessbetheiligte erzielen kann, damit also zweierlei Recht für 
dieselbe Frage in demselben Bezirke festgestellt wird. Die Ver- 
wirrung kann sich noch vergrössern, seitdem mit dem 1. Oktober 
1884 in Betreff der bis dahin meist gleichen Schritts mit den 
Kirchenlasten abgeurtheilten Schullasten die Zuständigkeit der Ver- 
waltungsgerichte begründet ist, nun aber dem Anschein naclı das 
Öberverwaltungsgericht weniger bedenklich ist, ein Gewohnheits- 
recht in dieser Frage für konstatirt zu erachten, als wenigstens in 
letzterer Zeit das Oberlandesgericht Üelle. 

Es muss dies Ergebnis aber zugleich als auffallend bezeichnet 
'werden.. Freilich, will man dasselbe auf die grössere oder geringere 
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Sorgfalt der Parteien in Herbeischaffung der Beweise für das be- 
hauptete Gewohnheitsrecht zurückführen, so wäre dieser verschie- 
dene Ausfall der Prozesse weniger auffallend als unerfreulich. Aber 
‚ein allzugrosses Gewicht wird man auf dieses Moment nicht legen 
dürfen. Es kann den Kirchenvorständen wie auch den Anwälten 
eine grosse Umsicht und Gründlichkeit in diesen Rechtsstreitig- 
keiten um so weniger abgesprochen werden, als sie gerade auf 
diesem Gebiete viel Uebung und Erfahrung gewonnen haben und 
schliesslich ist es doch nach $ 265 der C.P.O, wesentlich die Thätig- 
keit des Gerichts selbst, welche bei der Ermittelung eines Gewohn- 
heitsrechts den Ausschlag giebt. Man wird also schon zu der An- 
nahme genöthigt sein, dass in der '[hat in dem kleinen Bezirk des 
alten Fürstenthums Lüneburg auf diesem Gebiete eine auffallend 
verschiedene Rechtsbildung sich entwickelt habe und sich nach einem 
Grunde für diese Verschiedenheit umsehen müssen. 

Man könnte ihn zunächst suchen in speziell dem Fürstenthum 
Lüneburg eigenthümlichen Verhältnissen. Zu beachten ist da zu- 
erst, dass die Bewohner dieses Landestheils nicht durchgängig Ge- 
nossen eines Stammes sind. Den grössesten und wichtigsten Theil 
freilich bildet der alte Bardengau mit seiner unzweifelhaft dem 
alten deutschen Stamme der Sachsen angehörigen Bevölkerung. 
Daneben aber wohnen besonders im Osten und Südosten Wenden, 
die sich in nicht ganz unerheblicher Zahl selbst bis in die Stadt 
Lüneburg hineingezogen haben. Und endlich sind die dem Fürsten- 
thum angehörigen Elbmarschen grossentheils erst später als das 
übrige Land von friesischen Kolonisten eingedeicht und in Kultur 
genommen. | 

Ebenso hat in kirchlicher Beziehung in der Zeit vor der Re- 
formation das Land niemals einem einzigen bischöflichen Kirchen- 
sprengel angehört. Die Bischöfe von Verden, Minden, Hildesheim, 
Halberstadt und Hamburg grenzten vielmehr im Lüneburgischen 
mit ihren Diöcesen an einander. Auch würde man irren, wollte 
man annehmen, es seien die Kirchen und Kirchspiele hier alle un- 
gefähr zu derselben Zeit gegründet und abgegrenzt. Wenn auch 
sehr viel urkundliches Material hierüber im unseligen dreissig- 
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jährigen Kriege zu Grunde gegangen ist, lässt sich doch mancher 
Orten Alter und Gründung der einzelnen Kirchen noch feststellen 
und weist dann auf verschiedene Zeit und Art der Gründung hin. 


Insbesondere waren es die zahlreichen, zum Theil sehr alten Lüne- 


burgischen Klöster, von welchen aus das kirchliche Leben in die 
nähere und weitere Umgegend ausging. Es war da vor Allem 
das mächtige Benedictiner-Kloster St. Michaelis zu Lüneburg, weiter 
das Franziskanerkloster daselbst; im Norden von Lüneburg die 
Stifter Bardowiek und Ramelsloh, das Gistercienser Mönchskloster 
Scharnebeck, das Franziskanerkloster zu Winsen a. d. Luhe. Des 
Weiteren hatten die Praemonstratenser das Kloster zu Heiligen- 
thal, die Cistercienser ein Kloster zu Oldenstadt, die Franziskaner 
eins zu Celle. Daneben lagen in diesem Bezirk die Benedictiner 
Nonnenklöster zu Lüne, Ebstorf, Walsrode, die Klöster der Cister- 
cienserinnen zu Wienhausen, Isenhagen und Medingen. 

"Alle diese geschichtlichen Thatsachen liegen nicht soweit zu- 
rück, dass ihr Einfluss auf die Gestaltung des Rechtszustandes der 
Gegenwart nicht an manchen Punkten klar erkennbar wäre. Davon 
aber, dass sie für die hier interessierende Frage nach der Ver- 
pflichtung zur Tragung der Kirchenlasten von irgend welcher Be- 
deutung gewesen seien, lässt sich in den bisherigen Untersuchungen 
und Beweisaufnahmen auch nicht die geringste Spur entdecken. 
Nicht nur dass die Schriftsteller, die gerichtlichen Entscheidungs- 
gründe, die Rechtsausführungen der Prozessparteien und die Aus- 
sagen der vernommenen Zeugen dieser Dinge keinerlei Erwähnung 
thun. Es ist auch im Prozesse für das eine Kirchspiel die per- 
sönliche Natur der Kirchenlasten in demselben gerichtlich festge- 
stellt, während für das benachbarte unzweifelhaft demselben Volks- 
stamme, derselben Diöcese angehörig gewesene und ursprünglich 
von demselben Kloster aus mit Geistlichen versehene Kirchspiel 
die dingliche Natur dieser Lasten anerkannt ist. Dazu kommt, 
dass nach den veröffentlichten Entscheidungen des Oberlandes- 
gerichts und früheren Oberappellationsgerichts Celle über das Ge- 
biet des alten Fürstenthums Lüneburg hinaus in andern Theilen 
der Provinz Hannover die Verhältnisse für unsere Frage wesent- 
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lich gleich liegen. In speziell lüneburgischen Verhältnissen ist 
daher der Grund dieser auffallenden Erscheinung nicht zu suchen. 

Man könnte ihn weiter vermuthen in andern dem deutschen 
Recht überhaupt eigenthümlichen Grundzügen. Man könnte darauf 
hinweisen, dass das ältere deutsche Recht eine feste Grenze zwi- 
schen öffentlichem und Privat-Recht nicht kannte, dass man Öffent- 
liche, insbesondere kirchliche Rechtsverhältnisse häufig durch pri- 
vatrechtlichen Vertrag mit dem Einen so, mit dem Andern anders 
ordnete, dass weiter ganz unzweifelhaft im öffentlichen Recht 
wurzelnde Leistungen und Abgaben nicht selten derart mit einem 
einzelnen Grundstück verknüpft worden sind, dass sie h. z. T. 
nicht anders als wirkliche privatrechtliche Reallasten aufgefasst 
werden können und dass durch dies Alles das buntscheckige Bild 
eines äusserst mannigfaltigen, jeder Ordnung spottenden Rechts- 
zustandes herbeigeführt sei. 

Es ist richtig, dass auf diese Eigenthümlichkeiten des deut- 
schen Rechts zurückgegangen werden muss und dass sie einen ge- 
nügenden Erklärungsgrund abgeben, wenn es sich darum handelt, 
die bunte Mannigfaltigkeit der einzelnen vorgefundenen concreten 
Rechtsverhältnisse aufzuhellen. Hier aber handelt es sich nicht 
darum, sondern um die Erklärung eines abstrakten Rechtssatzes. 
Es soll der Grund davon aufgefunden werden, wie es kommt, dass 
in einem verhältnismässig so kleinen Bezirke, wie das alte Fürsten- 
thum Lüneburg, die Rechtsüberzeugung der in rechtlicher Gemein- 
schaft Stehenden über eine so einfache Frage wie die: Wer hat 
die Kirchenlasten zu tragen? derart hat auseinandergehen können, 
dass man alle paar Stunden auf ein anderes Recht stösst. Und 
dazu hilft der Hinweis auf jene Eigentümlichkeit des deutschen 
Rechts gar nichts. 

Gegenüber dem oben hervorgehobenen, im Fürstenthum Lüne- 
burg vorhandenen trennenden Elemente ist denn doch auch auf 
das diesem Landestheile Gemeinsame hinzuweisen. Seit etwa 400 
Jahren, seit dem Regierungsantritt des Herzogs Heinrich des Mitt- 
leren im Jahre 1486 und seit Einführung der Reformation im 
Lüneburgischen unter Heinrichs Sohn, Ernst dem Bekenner, ist 
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die politische und kirchliche Geschichte dieses Landestheils eine 
durchaus gemeinsame gewesen. Und auf dem Gebiete des Privat- 
rechts hat die Ausbildung des Lüneburgischen Meierrechts zu einem 
für das ganze Fürstenthum wesentlich gleichen und einheitlichen 
Rechte geführt. Auch hier ist die Rechtsbildung weniger durch 
Gesetze und Verordnungen als durch Gewohnheitsrecht und wissen- 
schaftliche Thätigkeit erfolgt. Und auf diesem Gebiete war die 
Buntheit der concreten Rechtsverhältnisse noch weit grösser als 
auf dem Gebiete des Kirchenrechts. Waren es doch hier eine 
grosse Menge von weltlichen und geistlichen Grund- und Gutsherrn, 
die ihr Verhältniss zu den Hintersassen und Gutsangehörigen in 
der verschiedensten Weise durch Verträge aller denkbaren Art 
ordneten. Und trotzdem ist hier ein zwar jetzt zum Untergange 
neigendes, bis in die neuere Zeit aber wesentlich einheitliches Recht 
zur Entstehung gelangt. Wie erklärt sich dem gegenüber dies 
anscheinend planlose Auseinandergehen des Rechts in der hier in- 
teressirenden kirchenrechtlichen Frage? 


Die als zur Zeit geltend oben referierte Rechtsansicht hat sich 
über diese Frage keinerlei Kopfzerbrechen gemacht. Sie gründet 
sich, soweit ich habe ersehen können, von der einen Seite auf die 
Natur der Sache, insbesondere auf die Natur der Kirche als einer 
Gemeinschaft der durch denselben Glauben verbundenen natürlichen 
Personen, auf den Begriff des Pfarr- und Kirchensprengels — der 
Parochie — als eines durch das Kirchenregiment mit staatlicher 
Genehmigung der Regel nach örtlich abgegrenzten Wirkungskreises 
eines einer bestimmten Kirche zugewiesenen Pfarrers, endlich auf 
den gemeinrechtlich festgestellten Begriff des civilrechtlichen Domi- 
cils. Es ergab sich hieraus der der Gegenwart als durchaus ge- 
recht und billig gleichsam selbstverständlich erscheinende Rechtssatz, 

dass zu den Lasten einer bestimmten Kirche und Pfarre bei- 
tragspflichtig sind alle diejenigen derselben Confession ange- 
hörigen physischen Personen, welche ihren Wohnsitz in der 
betreffenden Parochie haben. | 

Auf der andern Seite liess sich nicht verkennen, dass diesem 
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a priori construirten Rechtssatze das wirkliche Recht, wie es that- 
sächlich im Leben namentlich in den ländlichen Gemeinden bisher 
geübt worden war, keineswegs durchgängig entsprach. Es wurden 
hier in den meisten ländlichen Gemeinden, wo überhaupt Kirchen- 
lasten aufzubringen waren, dieselben unterschiedslos mit den Staats- 
und Gemeindelasten der politischen Gemeinde nach dem sog. Contri- 
butions- oder Höfefuss$ aufgebracht. Es hatte diese Art der Auf- 
bringung der Lasten im ehemaligen Königreich Hannover für das 
Calenbergische sogar eine gesetzliche Grundlage, die Calenbergische 
Verordnung vom 4/5. 1733 und deren Declaration vom 15/7. 1747. 
Sie war aber nach der von Bruel: „Zur Dinglichkeit der Kirchen- 
und Schullasten im Königreich Hannover“ gegebenen statistischen 
Uebersicht weit über das Calenbergische hinaus in so überwiegen- 
dem Umfange seit langer Zeit ununterbrochen üblich, dass Bruel 
hauptsächlich darauf hin den von ihm und Andern aufgestellten 
Rechtssatz gründete: Im Königreich Hannover sind die kirch- 
lichen und Schullasten regelmässig dinglicher Natur und wer sich 
auf die persönliche Natur dieser Lasten beruft, muss solche als 
Ausnahme beweisen. 

Solcher Folgerung aus dem bestehenden Zustande nun ent- 
zogen sich zwar die Anhänger der hier referirten Rechtsansicht 
mit dem Hinweis, dass diese Art der Aufbringung nur den Ver- 
theilungsmassstab beziele, über die Frage, wer zur Tragung der 
Lasten verpflichtet sei, ob der Grundbesitzer als solcher oder nur 
der Parochiane, aber nichts enthalte. Völlig aufgeklärt oder gar 
in Zusammenhang gebracht mit ihrer prinzipiellen Rechtsansicht 
haben sie diese Thatsache nicht. 

Des Weiteren stiess diese Ansicht vielfach auf die langjährige 
Uebung, dass in den Kirchengemeinden derselben Confession an- 
gehörige Häuslinge niemals zu den Kirchenlasten herangezogen 
waren, eine immerhin auffällige Erscheinung, mochten die Häus- 
linge auch in früherer Zeit weniger zahlreich und: leistungsfähig 
gewesen sein als in neuerer Zeit. Ferner stiess man auf die zahl- 
reichen Vorkommnisse, dass wenn beitragspflichtig gewesene Güter 
von Parochianen in die Hände Andersgläubiger. gelangt waren, 
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wenn derartige Höfe lange Jahre in Concurs oder Sequester ge- 
wesen, wenn sie von den abwesenden und in der Parochie nicht 
domicilirten Eigenthümern im Ganzen oder parzellenweise ver- 
‘ pachtet worden waren, wenn sie für Verschollene oder für ab- 
wesende Mündel verwaltet wurden, die Kirchenlasten von solchem 
Grundbesitz ebenso beansprucht und geleistet waren wie vorher. 
Es wurde weiter hier und da wenn auch nicht überall durch die 
Beweisaufnahmen constatiert, dass die sog. Ausmärker oder Fo- 
rensen — Grundbesitzer ausserhalb der Parochie wohnend, aber 
innerhalb derselben Grundstücke besitzend — seit Langem von 
solchem Grundbesitz zu den Kirchenlasten contribuirt hatten. 
Während die Anhänger der dinglichen Natur der Kirchen- 
lasten aus allen diesen Momenten Beweise für die Richtigkeit ihrer 
Ansicht entnahmen, setzt die praktisch zur Geltung gelangte 
Rechtsansicht hier mit dem zweiten Theile ihrer Lehre ein, dass 
nämlich abweichend von der Regel der persönlichen Natur der 
Kirchenlasten ausnahmsweise 'gewohnheitsrechtlich der Rechtssatz, 
dass sie dinglicher Natur seien, sich innerhalb eines Bezirks bilden 
könne, bestehe dieser Bezirk auch nur aus einer einzelnen Parochie. 
Sie sieht den Beweis solchen Gewohnheitsrechts für den betref- 
fenden Bezirk als erbracht an, wenn innerhalb desselben zahlreiche 
Vorkommnisse der geschilderten Art als langjährig geübt darge- 
than werden ; die vernommenen Zeugen überdies bekunden , dass 
solches alles geschehen sei in der Ueberzeugung rechtlicher Noth- 
wendigkeit (opinione necessitatis). Sie stützt sich dabei auf die 
anerkannte Lehre, dass im Gebiete des gemeinen Rechts die Quelle 
des Gewohnheitsrechts überhaupt niemals verstopft worden ist und 
dass auf dem Gebiete des Kirchenrechts trotz allen geistlichen und 
weltlichen Kirchen-Regiments eine gewisse Autonomie der Kirchen- 
Gemeinden, ihre Verhältnisse selbständig zu ordnen, sich erhalten hat. 
Unvermittelt scheinen mir die beiden Theile dieser Rechtsan- 
sicht neben einander zu stehen. Die Lehre sieht aus wie ein Com- 
promiss zwischen der Rechtsansicht von der persönlichen und der- 
jenigen von der dinglichen Natur der Kirchenlasten oder zwischen 
dem Recht, wie es sein sollte und dem, wie es in Wirklichkeit 


, ESEL. Eger CE uiERNEe Tri. 
er in ng ri AG. | 


BE _ mn _ mög: mm iin mm le | „ mn ee” "mm 


v. Hinüber, Die Kirchenlasten im Fürstenthum Lüneburg. 357 


ist. Ihre Möglichkeit mag ja zugegeben werden, wenn gleich die 
Bedenken gegen ihre Richtigkeit offen zu Tage liegen. Der Be- 
griff der Parochie, der Kirchengemeinde, wie ihn diese Rechtsan- 
sicht nach dem obigen Referat annimmt, enthält keinerlei nähere 
Beziehung zum Grund und Boden als am Ende Alles, was auf 
diesem Planeten unter Menschen in Volk und Staat geschieht. 
Woher kommt denn nun mit einem Male diese engste Verbindung 
der Kirchenlasten mit dem Grundbesitz? Die Autonomie pflegt 
nach der gegenwärtigen Lehre nur den Mitgliedern der Korpora- 
tion, innerhalb deren sie anerkannt ist, Rechte zu geben und Ver- 
pflichtungen aufzuerlegen. Woher kommt denn nun gerade hier 
die weit über diesen Kreis des Kirchengemeinde-Mitglieder hinaus- 
greifende Wirksamkeit der Autonomie? 

Dass die geltende Rechtsansicht auf festem gesetzlichem Boden 
nicht fusst, geht schon aus vorstehender Darlegung ihrer Ent- 
stehung hervor, muss aber der Vollständigkeit wegen ausdrücklich 
hervorgehoben werden. Man hat in diesem Streit herangezogen 
von gemeinrechtlichen Gesetzquellen das Westphälische Friedens- 
Instrument Art. V, $ 31 und die Deutsche Bundesakte Art. 16; 
von particulär Hannoverschen Gesetzen die Calenbergische Kirchen- 
Ordnung vom Jahre 1615, die Lauenburgische vom Jahre 1585, 
die Osnabrückische vom Jahre 1670; ferner die Calenbergische 
Landesherrliche Verordnung vom 4. Dezbr. 1733 und deren De- 
claration vom Jahre 1747; des Weiteren die Kgl. Verordnung 
vom 28. Septbr. 1824 über die Rechtsverhältnisse der christlichen 
Religions-Parteien, das Landes-Verfassungsgesetz vom Jahre 1840 
und 5. Septbr. 1848, das Gesetz über die Kirchen- und Schulvor- 
stände vom 14. Octbr. 1848 nebst der dazu ergangenen Ministerial- 
Bekanntmachung, endlich die Kirchenvorstands- und Synodalord- 
nung vom 9. Octbr. 1864. 

Dass in allen diesen Gesetzen der Gesetzgeber zu der hier in 
Rede stehenden Frage eine bestimmte Stellung nicht genommen, 
höchstens die Möglichkeit der jetzt geltenden Rechtsansicht zuge- 
lassen, sie aber nicht direkt ausgesprochen oder bestätigt hat, 
kann nach den ausführlichen, die Frage von den verschiedensten 
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Seiten beleuchtenden Abhandlungen von Wachsmuth, Fachtmann, 
den beiden Bruel, Frank sowie nach Erkenntnissen des Celler Tri- 
bunals wie Tribunals-Entscheidungen VI, 6 für hinlänglich fest- 
gestellt erachtet werden. 

Eine Rechtsansicht aber, welche aus dem Gesetze unmittelbar 
sich nicht ableiten lässt, deren wissenschaftliche Begründung min- 
destens lückenhaft ist und die zu unannehmbaren Ergebnissen führt, 
wird zu verlassen sein, wenn es auch nur einigermassen gelingen 
sollte, die thatsächlichen Vorkommnisse, mit denen die geltende 
Ansicht auf die angegebene Weise sich abzufinden sucht, in anderer 
Weise einfacher und besser zu erklären. Der Hauptmangel der 
geltenden und der in den citirten Schriften überhaupt vertretenen 
Rechtsansichten ist m. E. darin zu erblicken, dass sie der Wurzel 
der in der Praxis wahrgenommenen Erscheinungen nicht tief genug 
nachgeforscht haben. Folge davon ist gewesen, dass der durch 
wissenschaftliche Forschung gewonnene, in seiner eigentlichen 
Wurzel nicht erkannte gewohnheitsrechtliche Rechtssatz eine zu 
allgemeine und ungenaue Fassung erhalten hat. Und Folge wie- 
derum dieser ungenauen mehrdeutigen Fassung ist es gewesen, 
dass man verkannt hat, wie h. z. T. der gefundene Rechtssatz 
sein Anwendungsgebiet wieder verloren hat, jetzt nicht mehr gilt. 

Es liegt nämlich die Wurzel der S. 355 ff. dargestellten Er- 
scheinungen tiefer, viel weiter geschichtlich zurück, als wo man 
sie bisher gesucht hat. Sie reicht, so verwunderlich es im ersten 
Augenblick auch klingen mag, in die vorchristliche Zeit zurück. 
Während die geltende Rechtsansicht davon ausgeht, dass die aprio- 
ristisch gesetzte persönliche Natur der Kirchenlasten das Ursprüng- 
liche und Regelmässige, die Dinglichkeit dieser Lasten die spätere 
und ausnahmsweise Gestaltung sei, geht die hier verfochtene Rechts- 
ansicht umgekehrt davon aus, dass die dingliche Natur der Kirchen- 
lasten die ältere und ursprünglich regelmässige Bildung, die persönliche 
Natur derselben die spätere zuerst ausnahmsweise vorkommende 
Gestaltung ist, die nach und nach immer mehr Boden gewonnen, bis 
sie h. z. T. zu der m. E. ausnahmlosen Regel geworden ist. 

Es hat nämlich die christliche Kirche wenigstens in dem hier 
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in Frage kommenden Theile Deutschlands ihre äussere Verfassung 
aufgebaut auf dem Fundament der vorgefundenen altdeutschen 
Dorfmarkverfassung ; sie hat, als im Laufe der Zeit diese Dorf- 
markverfassung immer mehr in Trümmer zerfiel, mit der ihr eigen- 
thümlichen Zähigkeit an die nachgebliebenen Trümmer dieser Ver- 
fassung sich angeklammert, und sie sucht, nachdem h. z. T. der 
letzte Baustein aus dem Fundamente dieser ehrwürdigen, mehr als 
1000 Jahre alten Dorfmarkverfassung gewichen ist, vergeblich 
gegenüber dem völlig geänderten, von den Anhängern der per- 
sönlichen Natur der Kirchenlasten richtig erkannten Rechtsbewusst- 
sein der Jetztzeit für ihren Bereich das unwiederbringlich verloren 
gegangene Fundament festzuhalten. 


II. 


Die Bedeutung des Grundbesitzes im alten Deutschland für 
alle Lebensverhältnisse, private und öffentliche, für Krieg und 
Frieden, nicht minder wie das.hohe, bis in die Taciteische Zeit 
hinaufreichende Alter der deutschen Mark- und Dorfmark-Ver- 
fassung wird:von den besten Kennern der vaterländischen Rechts- 
und Verfassungsgeschichte — Waitz, Walter, Maurer, Stüve, J. 
Möser — als historisch festgestellt erachtet; mag auch im Ein- 
zelnen Manches noch unerforscht und zweifelhaft sein. 

Die Eintheilung des gesammten von einem deutschen Volks- 
stamm eingenommenen Landes in die grösseren Bezirke der Marken 
und die hieran sich anschliessenden Rechtsverhältnisse können zu- 
nächst hier unerörtert bleiben, da sie für den Zweck dieser Aus- 
führung lediglich in einer einzigen weiter unten zu erwähnenden 
Beziehung in Betracht kommen. 

Die Dorfmark und zwar zunächst die privatrechtliche Seite 
derselben anlangend, so sei kurz daran erinnert, dass die altdeutsche 
Dorfmark aus 3 Bestandtheilen sich zusammensetzte. Es waren 
dies: 1) die Wohnungen der Dorfesgenossen, der Bauern, der 
Nahbauern oder Nachbarn, Höfe, casae, domus, mansus genannt; 
2) die bei der ersten Eroberung oder Ansiedelung den einzelnen 
Dorfmarkgenossen zugewiesenen Loose an Aeckern und Wiesen — 
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die Hufen, — die vorbehältlich des zu Gunsten der gemeinsamen 
Dorfesherde darauf ruhenden gegenseitigen Weiderechts in histo- 
rischer Zeit wenigstens zu gesondertem Privateigenthum übergeben 
wurden. Entweder erfolgte die Austheilung dieser Hufen un- 
mittelbar um die einzelne Wohnung herum wie in Westphalen, 
oder es bildeten die Wohnungen der Dorfmarksgenossen ein ge- 
schlossenes Dorf, dem sich dann in weiterem Umkreise die den 
Bauern zu Privateigenthum überwiesene Feldmark anschloss. In 
den Dörfern rein niedersächsischen Stammes pflegt dies geschlos- 
sene Dorf seltener eine im Allgemeinen feststehende Form zu haben ; 
sie richtet sich hier ganz nach Ort und Gelegenheit. In den Dör- 
fern wendischen Ursprungs ist durchgängig die Hufeisenform be- 
liebt, von welchem aus die einzelnen Hufen — bei den Wenden 
von der besonderen Art ihres Pfluges auch Haken genannt — sich 
strahlenförmig in die Feldmark erstrecken. Die Colonisten friesi- 
schen Stammes endlich pflegten ihre Wohnungen in langgestreckten 
geschlossenen Strassen dem Flusse und Deiche parallel zu bauen 
und lag die ausgewiesene Hufe vor und hinter dem Hofe, so dass 
die Grenzscheideu der einzelnen Hufen senkrecht auf Strasse, Deich 
und Fluss trafen ; 3) den letzten Bestandtheil endlich bildeten die 
zu gemeinsamer Nutzung der Dorfmarksgenossen ungetheilt ge- 
bliebenen Gemeinheiten oder Allmenden an Wald und Weide. 
Dies die Eintheilung des altdeutschen Dorfes, wie sie von den 
oben angeführten Geschichtsschreibern gegeben wird. Ihre Spuren 
sind aber auch im ganzen Lüneburgischen für jeden nur ober- 
flächlichen Kenner dieses Landestheils unverkennbar, und es macht 
dabei keinen Unterschied, ob die Dörfer rein niedersächsisch oder 
wendisch sind. Wenn den Wenden diese Eintheilung nicht schon 
von Haus aus eigen war, haben sie dieselbe von ihren Siegern, 
den Niedersachsen , annehmen müssen. Nur darüber bin ich im 
Zweifel, ob die friesischen Colonien, wie z. B. Hittbergen im Kreise 
Bleckede, Gemeinheiten gehabt haben. Die Verhältnisse dort sind 
mir nicht näher bekannt. Die friesischen Colonien weiter elbab- 
wärts in den Herzogthümern Bremen und Verden, wie z. B. das 
Alte Land, haben keine Gemeinheiten und scheinen sie niemals 
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gehabt zu haben. Zur Zeit als sie angelegt wurden, war wohl 
der Raum für Gemeinheiten nicht mehr vorhanden, auch liess ihre 
Lage und Art der Bewirthschaftung diesen Theil der Dorfmark 
weniger nothwendig erscheinen. Es kann dieser Punkt aber auf 
sich beruhen; für die Ausbildung des Rechts im Fürstenthum Lüne- 
burg überhaupt sind die Verhältnisse dieser wenigen friesischen 
Dörfer sicher von keiner Bedeutung gewesen. 

Die Benutzung und Verwaltung der Dorfesfeldmark unterlag 
in mannigfacher Weise der Beschlussfassung der Gemeinde unter 
Leitung des Vorstehers. Insbesondere erstreckte sich diese Ver- 
waltung auf den dritten Bestandtheil der Feldmark — auf die 
Gemeinheit, umfasste aber auch die Bewirthschaftung der einzelnen 
Hufen schon wegen des zu Gunsten der Gemeinde darauf ruhenden 
gegenseitigen Weiderechts. Ein zugewiesenes Ackerloos von 3—4 
Hufen bildete einen Vollhof und gewährte eine volle Berechtigung 
an allen Rechten der Dorfmark, insbesondere an der Beweidung 
der Hufen, während der offenen Zeit und an der Nutzung der 
Gemeinheit; während den Höfen von 2, 1 oder Y/a Hufen Grösse 
nur eine verhältnismässig geringere Berechtigung zustand. Die 
Grösse der einzelnen Höfe war in den verschiedenen Gegenden eine 
verschiedene. Als vollberechtigter Dorfmarkgenosse galt nun aber 
nur derjenige, welcher an allen 3 Bestandtheilen der Feldmark 
berechtigt war, in der Feldmark selbst wohnte (seinen eigenen 
Rauch hatte) und sein Gut selbst — also nicht etwa durch Pächter 
oder dgl. Leute — bebaute. Die Ausmärker, Personen die inner- 
halb der Dorfmark einen Hof oder ein Grundstück, ihren Wohn- 
sitz aber ausserhalb derselben hatten, waren ursprünglich an den 
Rechten und Nutzungen der Dorfmark überhaupt nicht berechtigt. 
Wenn sie jedoch ihr in einer benachbarten Dorfmark belegenes 
Gut selbst bebauten, so waren sie in späterer Zeit, wenigstens so 
lange sie dies Gut selbst bebauten, zumal ihr Grundstück ja dem 
Weiderecht der fremden Dorfmarksgenossen mit unterlag, auch be- 
rechtigt, ihr Vieh mit der Gemeindeherde auf die Hufen und die 
Gemeinheit dieser Dorfmark mitzutreiben. Weiter aber erstreckten 
sich ihre Rechte nicht. — Maurer, Deutsche Dorfverfassung, $ 52 


Deutsche Zeitschr, f. Kirchenrecht, I, 3. 24 
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An diese nach der heutigen Sprachweise zunächst dem Gebiete 
des Privatrechts angehörige Dorfmarkverfassung schloss sich zu- 
nächst der für die ältere Zeit wichtigste Theil des öffentlichen 
Lebens, die Kriegsverfassung, an. Nicht nach der Zahl der 
waffenfähigen Männer, sondern nach der Zahl der Grundstücke 
wurden die Kriegsdienste geleistet. So viele Hufen in einem Dorfe, 
so viele Krieger mussten zum Heere gestellt werden; für den Regel- 
fall hatte jeder Vollhof einen Krieger, 2 Halbhöfe zusammen oder 
abwechselnd ebenfalls einen Krieger zu stellen u. s..f. Nicht der 
Freigeborene als solcher, sondern gewissermassen als Repräsentant 
seines Gutes, war zum Heeresdienst verpflichtet. So lange der 
Sohn nicht eigenen Besitz und zwar Grundbesitz erworben hatte, 
blieb er im Mundium des Vaters. Nicht die Wehrhaftmachung 
allein entzog ihn demselben, erhob ihn zur vollen Selbstständigkeit 
dem Vater und dem übrigen Volk gegenüber. Es konnte aber im 
Kriegsdienst der waffenfähige Sohn den Vater vertreten ; es heisst 
in den späteren Bestimmungen nicht, dass der Herr der Hufe zu 
Felde ziehen soll, sondern nur, dass die Hufe den Krieger stellt. 

Waitz, Deutsche Verfassungsgeschichte, Bd. I, p. 31 ff. Und 
es hat sich bis zur Auflösung des Deutschen Reichs die Zahl der 
sog. Kriegsfussmänner nach der Anzahl der Hufengüter gerichtet. 
Maurer, Dorfverfassung, Bd. I, pag. 196. 

Als nächst wichtigster Theil des öffentlichen Lebens folgt das 
Gerichtswesen. Auch dieses baut sich auf auf dem Grund 
und Boden, insbesondere auf der Dorfmarkverfassung. Nur bei 
den vollberechtigten Dorfmarkgenossen war von Gerichtsfolge die 
Rede. Nur sie hatten als Schöffenbare die Befugniss, das Recht 
zu finden; nur sie Recht und Pflicht, vor Gericht zu erscheinen. 
Der nicht berechtigte Beisasse musste als Schutzgenosse vor Ge- 
richt durch einen vollberechtigten Dorfmarkgenossen vertreten wer- 
den. Maurer, 1. c. p. 191. — Ebenso hatte das Dorf oder die 
Bauerschaft im Dorfgerichte die Ausübung der Gerichtsbarkeit in 
erheblichem Umfange sowohl in freiwilliger wiein streitiger bürger- 
licher und Strafgerichtsbarkeit, wie wir es h. z. T. ausdrücken 
würden. Die Zuständigkeit dieser Gerichte ist im Sachsenspiegel 
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Theil I, Art. 13 $ 2 und Theil II, Art. 13 $ 1, 2, 3, geordnet. 
Die Bauerschaft hatte das Recht, ihren Vorsteher, den Bauer- 
meister oder Bauerrichter zu wählen und dieser die Gemeinde zun 
Echte-Ding oder Gohgericht — dem oberen Gerichte des grösseren 
Bezirks — bei der Gerichts- wie Waffenrufsfolge anzuführen. 

Die Bedeutung dieser Dorfmarkverfassung aber ging über das 
Recht Sprechen, Finden und Nehmen hinaus. Es hat die gesammte 
Gemeinde-Verfassung ursprünglich in aller und jeder Beziehung 
auf der Feld- und Markgenossenschaft beruht. Nur die eigent- 
lichen Bauern und die übrigen vollberechtigten Genossen hatten 
Zutritt zu den Gemeinde-Versammlungen, waren aktiv und passiv 
wahlberechtigt. — Maurer, 1. c. 189. — Ob in der Volksversamm- 
lung der wehrhaft gemachte Sohn den Vater vertreten konnte, 
ist zweifelhaft. Wenn der Sohn aber mütterliches Gut empfing 
und damit aus dem Mundium des Vaters austrat, so wurde er da- 
mit ein Mitglied der Gemeinde, in der er nun seinEigen zu ver- 
treten hatte, er erhielt damit Wahlrecht. Waitz, 1. c. p. 38. 

In diesen Versammlungen der Gemeinde und den grösseren 
Volksversammlungen, des Gaues und der Mark wurde insbeson- 
dere auch über alle zum Besten der Gemeinde und der Mark sowie 
des ganzen Stammes zu beschaffenden Dienste, Leistungen und 
Steuern beschlossen und auch diese auf den Grund und Boden 
vertheilt. Es konnte letzteres nicht wohl anders sein, denn es 
erschien dem deutschen Rechtsbewusstsein jede wahre Kopf- oder 
Personensteuer als ein Zins, den man dem Herrscher als seinem 
Herrn zu entrichten hatte, als eine Minderung der Freiheit als 
Zeichen einer gewissen Hörigkeit. Es hat sich daher das dentsche 
Volk so lange wie möglich gegen derartige Kopfsteuern gewehrt 
und die schliesslich wirklichfgehobenen lange noch als Bitte —- 
Bede — von der einen und als freiwillige Gabe von der andern 
Seite bezeichnet. — Waitz, Deutsche Verfassungsgeschichte II, 
S. 554 ff. Andererseits waren nach deutscher Rechtsanschauung 
alle Diejenigen dienst- und steuerfrei, welche in keiner Feld- und 
Markgenossenschaft aufgenoinmen waren. Es hing dies wiederum 
mit der das deutsche Recht im Gegensatz zum römischen Recht 

24 * 


364 Abhandlungen. 


durchgängig beherrschenden Ueberzeugung zusammen: Ohne Recht 
keine Pflicht und ohne Pflicht kein Recht. Maurer, Dorfverfas- 
sung I, $ 84. 

Da die Ausmärker, wie früher ausgeführt, keine vollberech- 
tigten Dorfmarkgenossen waren, blieben sie zunächst in der frem- 
den Feldmark auch dienst- und steuerfrei. Indem sie aber späterhin 
wenigstens manchen Orts in beschränkter Weise einzelne Rechte 
an den Nutzungen der fremden Feldmark gewannen, so wurden 
auch sie schliesslich, namentlich um die Zeit des Verfalls der alten 
Dorfmarks-Verfassung hier und da zu den Diensten und Steuern 
mitherangezogen, — Maurer, l.c. $ 86, Entscheidungen des Celler 
Tribunals VI, Nr. 147, S. 284 — während über ihre Theilnahme 
an den Beschlüssen der Gemeinde-Versammlung wenigstens für die 
ältere Zeit nichts constatirt ist. 

Bezieht sich diese Darstellung der Dorfmark-Verfassung im 
Wesentlichen auf die älteste Zeit, so sind ihre Spuren bis in die 
Gegenwart hinein für die praktischen Juristen doch unverkennbar. 
Auch bezeugt ihre Fortdauer zunächst Waitz, Deutsche Verfas- 
sungsgeschichte Bd. II, S. 307, der in Uebereinstimmung mit dem 
noch tiefer und genauer in den weiteren Verlauf eindringendenr 
Maurer ausführt: 

„Es liegt im Charakter des germanischen Volksstammes, dass 
er aller Orten, wohin er gelangt, in der alten und in der neuen 
Welt, die Institutionen zu erneuern bemüht ist, unter denen er 
sich an anderer Stätte wohl befunden hat. Ein Zug zwingender 
Nothwendigkeit treibt ihn, die alten Formen wieder zu suchen, 
die ihm für sein Leben unersetzlich sind. Während der Völker- 
wanderung wurde das enge Band, das zwischen Volk und Boden 
bestand, gelöst und nur die hierauf ruhende Gliederung des Heeres 
kam noch in Betracht. Aber so wie die neuen Sitze eingenommen, 
sehen wir alle Stämme dieselben oder doch ähnliche Verhältnisse 
neu begründen. Leicht kann Einiges mit dem fremden Lande auf 
den neuen Einwanderer übergehen. Doch betrifft dies mehr die 
Einrichtungen und die Lebensweise im Einzelnen und Kleinen. 
Alle wichtigen Verhältnisse, die Hufen, die Dörfer, die grösseren 


> m. (EEE ni — | — in. ne nn rn ne KTTL—_—_—_ ee ee ———,—iiie ei u 


v. Hinüber, Die Kirchenlasten im Fürstenthum Lüneburg. 365 


Verbände bildeten sich in den neuen Gebieten, wie sie in den alten 
gewesen waren. Nicht die Auswanderungen zahlreicher Volksge- 
nossen, nicht die Vereinigungen der Völkerschaften und Stämme 
zu grösseren politischen Körpern, am wenigsten die fränkische 
Herrschaft oder die Einführung des Christenthums haben auf die Ver- 
hältnisse der Dörfer irgend welchen unmittelbaren Einfluss gehabt. * 

Ebenso ist es an sich klar und wird keines besondern Be- 
weises bedürfen, dass manche andere Bildungen des Mittelalters, 
das Lehns- und Ritterwesen, die Theilung des Volkes in die ver- 
schiedensten Berufsstände, das Emporkommen der Städte, die Er- 
starkung der Landesherrschaft bei der Abnahme der königlichen 
Gewalt auf die Dorfmarkverfassung keinen irgend wesentlichen 
Einfluss ausübten. Es entwickelten sich alle diese Dinge im Grossen 
und Ganzen ausserhalb und oberhalb der davon nur indirekt be- 
troffenen Dorfesgemeinden. 

Nur eine derartige zum grössten Theil aber auch schon in 
die älteste Zeit zurückreichende Bildung hat tief in die Ver- 
hältnisse der Dorfmarkgenossenschaft, insbesondere auch im Lüne- 
burgischen eingegriffen und bedarf daher noch einer Berücksichti- 
gung. Es ist dies das Aufkommen der Grund- und Gutsherrschaft. 

Schon früher nämlich kam es auf und wurde vom deutschen 
Rechte, welches weniger Werth darauf legte, Alle gleich zu be- 
handeln als jedem Einzelnen die selbstständige Gestaltung seines 
Lebens zu ermöglichen, für zulässig erachtet, dass freie Grundbe- 
sitzer durch Einhegung oder Abmarkung ihres Grundbesitzes aus 
der Feld-, Weide- und Waldgenossenschaft des Dorfes ausschieden. 
Damit nahmen sie dann aber auch folgerichtig an den Nutzungen, 
Pflichten und Rechten dieser Dorfmark nicht weiter Theil, ge- 
hörten nunmehr nur noch dem grösseren Verbande der Mark und 
des Stammes an. Maurer, Dorfverfassung S. 188. 

Weiter ıst zu beachten, dass bei der ersten Ansiedelung eines 
Stammes häufig nicht die ganze Mark zur Austheilung an die ein- 
zelnen Dorfmarkgenossenschaften gelangte. Dieses ungetheilte von 
Niemandem in Besitz genommene Land galt als Land des Herr- 
schers, des Königs. Er war Grundherr der ganzen Mark, soweit 
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sie nicht ausgetheilt war und verlieh seinerseits wiederum Theile 
dieses Landes namentlich späterhin an die weltlichen und geist- 
lichen Grossen, die nun ihrerseits Grundherrn wurden, auf ihrer 
Grundherrschaft Frohnhöfe errichteten und das nicht selbst in Be- 
nutzung genommene Land weiter an Hintersassen vergaben. Wenn 
auch nicht immer und von allem Anfang an, so pflegten doch im 
Laufe der Zeit diese Grundherrn immer mehr von aller Verbin- 
dung zu der Dorfmark- und selbst zu der grösseren Markgenossen- 
schaft sich zu lösen. Maurer, Mark-, Hof-, Dorf- und Stadtver- 
fassung Bd. TI, S. 106 ff. 

Endlich wurde es in den fehdelustigen Zeiten des Mittelalters 
immer häufiger, dass freie Dorfmarkgenossen zum Theil oder sämt- 
lich ihren Grundbesitz benachbarten mächtigern Grundherrn frei- 
willig oder auch wohl halb gezwungen hingaben, um denselben 
unter dem Schutze dieses Grundherrn als unfreies Eigenthum zu- 
rückzuempfangen. Sie bildeten dann als Hintersassen oder Grund- 
holden eine von den übrigen Bauern unterschiedene Genossenschaft, 
sie behielten auch ferner Antheil an den Gemeindenutzungen, doch 
nicht aus eigenem Recht, sondern durch den Herren. Ihr Vor- 
steher hiess nicht mehr Bauermeister oder Bauerrichter, sondern 
Schultheiss oder Schulze. Er wurde nicht mehr von den Dorfes- 
genossen gewählt, sondern vom Grund- und Gutsherrn bestellt; 
sehr häufig das Schulzenamt erblich mit Hingabe eines Grundbe- 
sitzes (Schulzenland) vom Herrn verliehen. Das Dorfgericht hiess 
nicht mehr Bauerngericht, sondern Hägerding oder Hagengericht. 
So heisst z. B. der Besitzer eines Hofes in Nienhagen bei Üelle 
der „Hachmeister“, und sein Hof der Hachmeisterhof, weil wenig- 
stens der Tradition nach auf seinem Hofe schon vor über 600 Jahren 
stets das Hagengericht abgehalten wurde. In vielen Dörfern, wo 
nunmehr neben den freien auch gutsherrliche Bauern waren, gab 
es zwei Vorsteher, den Bauermeister und den Schulzen. Die auf 
der Grundherrschaft aufgebaute Verfassung wird im Gegensatz zur 
Dorfmarkverfassung die Höfeverfassung genannt und wo beide zu- 
sammentrafen , hat meist die letztere die erstere völlig verdrängt. 
Beide sind von einander zu scheiden und ist aus diesem Unter- 
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schiede manches Einzelne zu erklären. Die Grundzüge beider aber 
sind durchaus dieselben. Der wesentliche Unterschied besteht nur 
darin, dass der Grund- und Gutsherr mancherlei Einfluss auf die 
Dorfmarksverhältnisse gewann and dass seine Bauern ausser den 
übrigen Diensten und Lasten noch die an ihren Grundherrn abzu- 
führen hatten. Waitz, Deutsche Verfassungsgeschichte II, p. 314. 
— Maurer, Dorfverfassung $ 206 ff. — Walter, Deutsche Rechts- 
geschichte I, $ 300, 301. — 

Immer schärfer aber hob sich im Laufe der Zeiten die Stel- 
lung der Grund- und Gutsherrn von der Dorfmarkgemeinde ab, 
namentlich in Betreff der Tragung der Lasten und Steuern. Selbst- 
verständlich zunächst war es, dass da, wo sie Obereigenthümer der 
ganzen lediglich von ihren Gutsleuten bebauten Feldmark waren, 
sie als Herren von keinerlei Last und Abgabe getroffen wurden. 
Auch wo nur der grössere Theil einer Feldmark von den Hinter- 
sassen eines Grundherrn eingenommen wurde, war es nur natür- 
lich, dass der Letztere alle Last und Pflicht den Hintersassen aufer- 
legen, sich selbst nur Rechte vorbehalten konnte. 

Aber auch wo die Verhältnisse nicht so günstig lagen, der 
gutsherrliche Grundbesitz von geringerem Umfange war, musste 
es dem Gutsherrn auf Grund des deutschrechtlichen Grundsatzes, 
wonach jeder freie Grundbesitzer berechtigt war, aus der Dorf- 
marksgenossenschaft auszuscheiden, leicht werden, sich den Lasten 
und Pflichten der Dorfmark zu entziehen und es lag dies sehr nahe, 
sobald diese Lasten den Werth der Dorfmarknutzungen überstiegen. 

„Zur Regel wurde dieser Zustand aber nach Maurer, $ 85 
erst, als die Grundherrn sich einer rittermässigen Lebensart be- 
fleissigten und es daher unter ihrer Würde hielten, ihre Fronhöfe 
selbst zu kultiviren und vom Fronhof aus bebauen zu lassen. Nun 
erst wurden die Dorfmarkgemeinden wahre Bauerngemeinden, was 
sie vordem nicht waren. Zwar bezog sich die hiernach von den 
Grundherren beanspruchte Dienst- und Steuerfreiheit zunächst nur 
auf die Gemeindedienste und Lasten und späterhin erst, seitdem 
die ursprünglich sehr unbedeutenden öffentlichen Dienste und Steuern 
sich zu mehren begannen und nun ebenfalls auf die Dorfgemein- 
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schaften gelegt zu werden pflegten, auch auf diese. Die geist- 
lichen und weltlichen Grundherren, ohne deren Zustimmung keine 
landesherrlichen Steuern weder von ihnen selbst noch von ihren 
Hintersassen erhoben werden konnten, benutzten ihre Stellung als 
Landstände dazu, alle von ihnen bewilligten Steuern auf ihre 
Hintersassen zu legen; und da nach dem hergebrachten Rechte die 
Steuern ohnedies auf den Feld- und Markgenossenschaften ruhten, 
zu welchen die Grundherren nicht mehr gehörten, so fehlte es 
ihren Bestrebungen auch nicht an einem rechtlichen Schein. Auf 
diese Weise wurden denn auch die öffentlichen Dienste und Steuern 
auf den ohnedies nur zu schwer belasteten Bauernstand abgeladen. 
Der Grundbesitz der geistlichen und weltlichen Grundherrn oder 
des Adels blieb dagegen allenthalben steuerfrei.“ 

Dass diese allgemeine Schilderung vollkommen genau auf das 
Fürstenthum Lüneburg zutrifft, dafür ist zunächst eine Beweisur- 
kunde ersten Ranges vorhanden in dem im städtischen Archiv zu 
Lüneburg aufbewahrten Original-Landschatz-Register vom Jahre 
1450. In demselben sind mit dem Eingange: 

| Anno Domini 1450 ward unsen gnädigen Herrn Georg 

Friedrich und sine sonig eine gemeine landbeede ouergewen 

so dat de ploch (Pflug) schall gewen: 

Es folgen dann, geordnet nach Voigteien und Gohen (Ebbe- 
kestorp-Ebstorf, Hitzacker, Wustrow, Werbecke-Warpcke, Lüchow, 
Salzenhasen, Harburg, Pattensen, Acht zu Rameslo, Elbstrom und 
Winsen Binnenland, Nigenland (Neuland), Amelinghausen, Biene- 
büttel, Bardowiek, Bevensen, Moisedeburg-Moisburg, Knesebeck, 
Dannenberg) in 14 Registern die zugehörigen Dorfschaften und 
in der einzelnen Dorfschaft die Namen der Pflichtigen mit dem 
Zusatz: ein Pflug (in den sächsischen), ein Haken (in den wen- 
dischen Dörfern), eine Kohte und dem Vermerk entweder „dedit* 
oder „nihil“. In keinem Register ist ein Rittergut oder ein geist- 


liches Gut aufgeführt, obwohl deren zahlreiche in diesen Gegenden 


vorhanden waren. 
Es sollen von diesen Registern eine weitere Anzahl früher 
vorhanden gewesen sein; sie sind leider verschwunden. 
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Sodann beziehe ich mich auf die im Jahre 1887 von der 
philosophischen Facultät zu Göttingen preisgekrönte Schrift des 
Dr. Wrede: „Die Einführung der Reformation im Lüneburgischen “ 
Seite 22 f. Derselbe schildert dort die finanziell bedrängte 
Lage des Herzogs Ernst des Bekenners: Die eigenen Mittel des 
Fürsten waren durch die vielfachen Theilungen und Streitigkeiten 
der Welfen unter einander und nach Aussen, insbesondere zuletzt 
durch die Hildesheimische Stiftsfehde völlig erschöpft, der eigene, 
ursprünglich nicht unbedeutende Grundbesitz des Landesherrn tief 
verschuldet, grossentheils in Pfand gegeben. Der Stand der Prä- 
laten und Ritter war im Lande zahlreich und begütert. Ausser 
den oben angeführten 15 Klöstern und Stiftern werden damals 
gegen 200 Rittergüter im Fürstenthum gelegen haben. Noch jetzt 
zählt das Staatshandbuch für die Provinz Hannover 174 derselben 
und die Zahl hat gegen damals eher ab- als zugenommen. Nur 
die Prälaten, Ritter und Städte, von denen nur die Stadt Lüne- 
burg selbst wirkliche Bedeutung hatte, sassen im Landtage. Die 
im Lüneburgischen durchaus nicht verschwundenen, aber gerade 
hier vielleicht stärker als in andern Landestheilen durch das Ueber- 
wiegen der Höfeverfassung zur Seite gedrängten freien Bauern- 
gemeinden hatten es nicht verstanden und erreicht, Sitz und Stimme 
auf dem Landtage zu erhalten. Dieser aber hütete sich wohl, den 
Fürsten Mittel zu verschaffen durch Bewilligung von Steuern und 
dies jedenfalls nicht anders, als gegen Verleihung neuer Vorrechte 
und Privilegien und in keiner andern Weise, als dass er die be- 
willigten Steuern auf dem kurz zuvor beschriebenen Wege von 
sich ab auf die Dorfgemeinden wälzte. | 

In Betreff des weiteren geschichtlichen Verlaufs dieser Ver- 
hältnisse orientirt wohl am besten dasjenige, was Stüve, Verfas- 
sung der Landgemeinden im Königreich Hannover, S. 114 ff., sagt: 

„Die Bedeutung der Gemeindeverfassung wurde aber durch 
das Kontributionswesen des dreissigjährigen Kriegs zu einem grossen 
Uebel. Schon früher in den alten Fehdezeiten war es gewöhnlich 
gewesen, dass Gemeinden und Kirchspiele mit einem mächtigen 
Feinde handelten und dingten, um von Brand und Plünderung frei 
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zu bleiben. Diese Dingungen wurden im 16. Jahrhundert durch 
Heinrich den Jüngeren zumal systematisch über die Länder seiner 
alten Gegner verhängt. Noch mehr zur Regel wurden sie in den 
niederländischen Kriegen, die auf Westphalen wenigstens den 
grössten Einfluss übten. Die Kriegshäupter des dreissigjährigen 
Krieges, Herzog Christian, die Liguisten, Mansfeld, fanden das 


System vor und übten es nicht minder; Wallenstein gab ihm die 


grossartigste Ausdehnung, und in der zweiten Hälfte des Krieges 
war es das allgemeine System der Herrn, eine Menge kleiner 
Festen zu behaupten und aus diesen die umliegenden Lande — die 
Quartiere, wie man es nannte — zu solchen Kontributionen heran- 
zuziehen. Nicht selten musste dabei dieselbe Gegend zu mehreren 
Quartieren oft beider streitenden Theile kontribuiren. 

Diese Kontributionen liess man fast ganz in den Händen der 
Gemeinden, die solche nach Höfeklassen auf die roheste Weise ver- 
theilten. Als Exekutionsmittel wurden nicht selten die Waldungen 
niedergeschlagen. Durch ihren Druck ist am meisten das Land 
ruinirt, entvölkert und der Bauer in Verzweiflung von Haus und 
Hof getrieben. Zugleich aber haben sie den bis dahin oft schwan- 
kenden Höfeklassen überall den festen Abschluss gegeben und zu- 
gleich die Exemtionen vermehrt und befestigt. Wo es zweifelhaft 
gewesen, ob ein Hof zu der Klasse der vollen oder der halben 
Bauern oder der Köthner gehört habe, da entschied jetzt augen- 
blicklicher Wohlstand oder Armuth. Die alten Gründe der Ein- 
theilung wurden ohnehin vergessen. Man theilte die Klassen mehr 
als bisher, stellte die Pflichtigen aus einer Klasse in die andere. Die 
neuen Klassen wirkten aber im Laufe der Zeit auf die Gemeinde- 
nutzungen zurück. So ist es gekommen, dass man vielfach die 
Klassen auf das alte Hufensystem nicht mehr zurückführen kann, 
ohne dass darum dessen Bedeutung als erste bestimmende Ursache 
geschwächt wäre. | 

Nach dem Kriege gingen die Kontributionen in das System 
der Länder über mit allen den Rohheiten und Willkürlichkeiten, 
welche sich bei einer so gewaltsamen Entstehung nothwendig hatten 
entwickeln müssen. Man suchte wohl an den Verkehrtheiten zu 
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mildern, aber ohne Energie. In den Herzogslanden behielt man 
das System bei, den Betrag der Kontribution auf die Dörfer zu 
schlagen und diesen die Beibringung als Gemeindepflicht aufzu- 
legen, wodurch die Gemeinde zwar eine neue Bedeutung, aber in 
der That eine desto grössere Last überkam, je unerfreulicher das 
Geschäft und je geringer die Kraft dazu war. Dazu war die Ver- 
theilung auf die einzelnen Dörfer von Anfang an sehr ungleich. 
Nichtsdestoweniger ist das Kontributionssystem tief eingedrungen, 
ist noch jetzt vielfach die Grundlage des Gemeindeverhältnisses und 
an dasselbe knüpfen sich noch Einrichtungen und Missbräuche, 
die selbst bis zu unserer Zeit sich forterhalten haben. 


III. 


Der Gang der Untersuchung hat es nicht vermeiden können 
und wollen, in diese Schilderung schon Züge der späteren Zeit mit 
aufzunehmen, hoffentlich ohne das Bild der älteren Dorfmarkver- 
fassung gar zu sehr zu verdunkeln. Diesen Zustand nun, die Be- 
herrschung des gesammten Lebens durch das Recht an Grund und 
Boden, diese altdeutsche Dorfmarkverfassung fand die christliche 
Kirche vor, als sie in Deutschland und insbesondere in Sachsen 
eingeführt wurde. Und es wurde das Christenthum unter Karl 
dem Grossen bei den Sachsen nicht als ein nach und nach von 
den Einzelnen aus innerer Ueberzeugung von der Wahrheit der 
christlichen Heilslehre freiwillig angenommenes Gut erworben. 
Vielmehr wurde dasselbe von dem mächtigen fränkischen Eroberer, 
dem sog. Schwertapostel, mit der Gewalt der siegreichen Waffen 
dem besiegten Stamme und Lande der Sachsen als eine zunächst 
rein äussere Institution mit einem Male aufgezwungen,, wie das 
auch äusserlich seinen klaren Ausdruck fand in der Zerstörung 
der heidnischen Irmensul bei Paderborn, in der in Gegenwart Karls 
vollzogenen Taufe des Sachsenherzogs Wittekind und in der Ent- 
hauptung von 4500 Sachsen bei Halsmühlen a. d. Aller. 

Es wäre wunderbar gewesen, wenn die Kirche mit ihren In- 
stitutionen sich an diesen vorgefundenen Zustand nicht sollte an- 
geschlossen haben, zumal dieser Zustand ja auch den Franken als 
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deutschem Volksstamme nicht unbekannt war. Wo anders als 
inmitten der einzelnen sächsischen Dörfer sollten wohl die Gottes- 
häuser erbaut werden? Von wem anders als den Dorfmarkge- 
nossen sollte Bau und Unterhaltung dieser Kirchen und Pfarr- 
wohnungen beschafft werden? Welchen vernünftigen Zweck sollte 
es gehabt haben, wenn die Kirche entgegen dem deutschen Rechts- 
bewusstsein, welches in der Erhebung einer Personalsteuer eine 
Minderung der persönlichen Freiheit empfand, ihrerseits nun eine 
solche eingeführt hätte, statt die zu ihren Zwecken erforderlichen 
Abgaben gleich allen andern mit dem Grundbesitz der Dorfmarks- 
genossen zu verknüpfen und in das solchen Grundbesitz umspan- 
nende Netz der mannigfaltigsten Rechte und Pflichten mit hinein- 
zuflechten ? 

Dass der Hergang in der That so gewesen, wird insbesondere 
wieder von Maurer, 1. c. S. 110 ff. ausgeführt: 

„Die alten Marken pflegten auch in religiöser Beziehung eine 
Genossenschaft zu bilden und es waren die Bauerschaften und 
Nachbarschaften (Dörfer) ursprünglich Kirchspiele und konnten 
daher auch so genannt werden. Zwar sind die Kirchspiele, da sie 
mit der Erbauung christlicher Kirchen zusammenhängen, dem 
Namen nach erst späteren Ursprungs. Der. Sache nach sind sie 
jedoch weit älter als die christlichen Kirchen selbst und sie hängen 
mit den ersten Ansiedelungen unserer heidnischen Vorfahren zu- 
sammen. Bei jeder neuen Ansiedelung wurde ein sog. Götterhof 
errichtet. Zu jedem solchen Hof. gehörte auch ein heiliger Wald 
oder ein anderes Besitzthum und ein Bezirk, dessen Bewohner zur 
Unterhaltung des Hofes und zur Bestreitung der Opfer eine Ab- 
gabe entrichten mussten. Aus diesen Götterbezirken und Götter- 
orten, die meist mit den alten Dorfmarken und Gemeindebezirken 
zusammenfielen, sind nun die späteren Kirchspiele hervorgegangen. 
Um dem Christenthum leichteren Eingang zu verschaffen, wurden 
die germanischen Götterhöfe in christliche Kirchen, die alten Götter- 
bezirke in Kirchspiele verwandelt. 

Ebenso wie zur heidnischen Vorzeit wurde es aber seit Ein- 
führung des Christenthums bei jeder neuen Ansiedelung gehalten, 
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nur dass statt des Götterhofes eine neue Kirche gebaut worden 
ıst. Daher findet man in den alten grossen Marken sog. Gau- 
oder Markkirchen und aus demselben Grunde z. B. in Dänemark 
und Westphalen die alten Kirchspielskirchen gerade in denjenigen 
Dörfern, welche man den Umständen nach für die Vordörfer halten 
muss. Die Kirche eines solchen Vordorfs pflegte nämlich schon 
zu einer Zeit’ erbaut zu werden, als sich noch kein anderes Dorf 
in der Nähe befand. Das Vordorf wurde dann Sitz des ganzen 
aus mehreren Dörfern bestehenden Kirchspiels, nachdem in der- 
selben Mark nach und nach andere Dörfer mit oder ohne Kirchen 
gebaut waren. Mit der Bevölkerung haben sich auch die Haupt- 
oder Kirchspielskirchen und mit diesen die Pfarreien und Kirch- 
spiele selbst vermehrt. Die Errichtung einer Pfarrei hing ur- 
sprünglich wenigstens mit der Abmarkung der Dorfmark und der 
damit verbundenen Ausscheidung aus der grösseren Mark zusammen. 
Jedes Kirchspiel bildete nicht bloss eine Kirchengemeinde, sondern 
zugleich eine Dorfmarkgemeinde, daher hatte ursprünglich auch 
jedes Kirchspiel seine eigene ungetheilte Dorfmark. Daher sind 
die Worte „Pfarrei, Kirchspiel, Bauerschaft, Nachbarschaft“ ebenso 
gleichbedeutend wie die Worte „Vicini, Nachbarn, Kirchspiel- 
leute — Caspellüde“. | 

Der andere Gewährsmann für dies völlige äusserliche und 
innerliche Zusammenfallen von Kirchspiel und Dorfmark ist Justus 
Möser, der ın seinen Patriotischen Phantasien Bd. III, S. 304: 
„Der Bauernhof als Actie betrachtet“ ausführt: „Die Verpflich- 
tungen der Actie sind der Natur der Sache nach oder nach den 
ursprünglichen und nothwendigen Ansprüchen der Gesellschaft die- 
selben geblieben, es möge sie ein Jude oder Christ besessen haben. 
Das wahre Maass der Actie, ihre Erhaltung, die Verhütung ihrer 
Zersplitterung, ihre Wiederergänzung, wenn sie zersplittert worden, 
ihr Bau und ihre Gewer, ihre Gerechtsame in der Mark, ihre 
Holzung, ihre Beschwerden, ihre Verbindlichkeit gegen den Staat, 
das Amt, das Kirchspiel und die Bauerschaft, Alles dies gehört 
zum Sachenrecht und muss bestimmt und beurtheilt werden ohne 
die geringste Einmischung der Person, welche die Actie besitzt.“ 
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Und weiter: „Da die Stellung von Kriegern und Pferden und die 
Leistung von Spanndiensten sich in natura nicht wohl ins Unend- 
liche hat theilen lassen, so ist dies der Grund gewesen, dass die 
Markkötter, Brinksitzer und andere geringe Leute, so kaum "/s 
Actie und oft kaum "as derselben besassen, zunächst nicht in die 
Compagnie aufgenonmen sind, sondern ihren Rang zunächst in 
der Klasse der Knechte angewiesen erhalten haben, dass man ihren 
Rang und Stand jedoch einigermassen über andere Knechte erhöht 
hat, wenn sie eine Urkunde, z. E. ein Pfund Wachs in die Kirche 
der Compagnie, eine gemeine Brieftracht zum Dienst derselben, eine 
Flussräumung, eine Galgenvorrichtung oder sonst etwas übernahmen. 

Möser also nennt die Kirche „Kirche der Compagnie“ und 
nimmt an, dass ein Grundbesitzer durch Uebernahme von Lasten 
und Diensten nicht bloss zum Besten der Feldmark (Flussräumung) 
oder des gemeinen Wohls (Galgenvorrichtung), sondern auch gerade 
zum Besten der Kirche (Pfund Wachs oder Botendienst) Rechte 
an den Nutzungen der Dorfmarkgenossenschaft gewonnen haben. 

Die Nachforschungen, ob diese mehr für Deutschland im All- 
gemeinen gegebene Darstellung speciell für das Fürstenthum Lüne- 
burg zutreffe, haben, wie ich nicht verkennen kann, bislang nur 
dürftige Ergebnisse gehabt. Ä 

Indess wird mir einmal dankenswerth mitgetheilt, dass das 
Kirchspiel Gr. Hehlen im Gegensatz zu dem der Diöcese Hildes- 
heim angehörigen Kirchspiel Celle, im bischöflichen Sprengel von 
Minden gelegen, ein uraltes Kirchspiel sei. Die Schreibweise des 
Orts sei in älterer Zeit „Helen“, „Helende“ vermutlich auch „He- 
linga“ gewesen und es wird weiter vermuthet, dass in der Urkunde 
vom 10. Juli 1033, in welcher König Konrad II. dem Bischof 
Sigbert von Minden die Stiftung des Klosters St. Martini gestattet 
und die Schenkung der dem neuen Kloster beigelegten Güter, da- 
runter auch Helinga Burstalla bestätigt, mit diesem letzteren das 
landtagsfähige Gut Borstel im Kirchspiel Helinga oder Hehlen 
gemeint sei. Im Kirchspiel Hehlen nun soll in vorchristlicher 
Zeit eine Kultusstätte für die Göttin „Hela“ bestanden haben, und 
es wird dies einmal aus dem Namen, dann aus dem Umstande 
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geschlossen, dass für das benachbarte Dorf Osterlo Steffeus in 
seinen historischen und diplomatischen Abhandlungen der Stadt 
Celle S. 69 eine vorchristliche Kultusstätte für die Göttin Ostra 
nachgewiesen haben will. 

Eine ähnliche Vermuthung wird von anderer Seite für das im 
Kreise Dannenberg belegene Kirchspiel Quickborn ausgesprochen. 
Jedenfalls ist Quickborn in alten Zeiten ein Vordorf, sein Kirch- 
spiel ein Gau- oder Markkirchspiel gewesen. Es war lange Zeit 
dort die einzige Kirche zwischen Gartow, Lüchow und Dannen- 
burg. Noch nach der Reformation gehörten dazu die später da- 
von gelösten Kirchspiele Langendorf und Damnatz. Die Abtren- 
nung des letzteren Kirchspiels hat um das Jahr 1678 stattgehabt. 
Denn in dem ältesten Kirchenbuche, welches mit dem Jahre 1674 
beginnt, steht in dem Theile: „Was sich Notabeles begeben“ ge- 
schrieben: „Den 7ten 7bris bin ich (Name des Pastors unbekannt) 
von Celle wieder kommen und habe die Zubusse wegen Abgang 
Damnatzens erhalten, als von jeglichem Hauswirth jähr- 
lich 4 Fass Korn, so in perpetuum, und dann 22 Thlr. von 
den Kirch-Intraden, so ad dies vitae meae sich erstrecken.“ — 
Unter Hauswirth wird auch nach heutigem Sprachgebrauch nur 
der Reihestelle- oder Hofbesitzer verstanden, zu damaliger Zeit also 
der vollberechtigte Dorfmarkgenosse verstanden sein. Ich fasse die 
Bemerkung dahin auf, dass es die Damnatzer Dorfmarkgenossen 
waren, welche die Last an die Pfarre zu Quickborn abzuführen 
hatten und sehe darin ein Zeichen, wie einmal die alte Markge- 
nossenschaft stark genug war, trotz des Ausscheidens aus der Kirch- 
spielgenossenschaft und dem Parochialverbande die alten ausschei- 
denden Träger der Lasten daran festzuhalten, und wie andererseits 
ursprünglich im öffentlichen Rechte — in der Dorfmark- und 
Kirchspielgenossenschaft wurzelnde Rechte, Pflichten und Lasten 
sich in rein privatrechtliche Reallasten fast unmerklich umwan- 
delten. Denn als etwas anderes als rein privatrechtliche Reallasten 
gegenüber der Pfarre zu Quickborn wird man diese Verpflichtungen 
der Damnatzer Hauswirthe h. z. T. nicht auffassen können. 

Weiter besitzt in Lüneburg schon eine grosse Anzahl von 
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Pfarren eine Hufe Landes, nicht selten daneben die Kirche selbst 
eine weitere Hufe. Ich glaube dies zum Theil wenigstens zurück- 
führen zu dürfen auf die Verordnung Kaiser Ludwigs des From- 
men, wonach jede Dorfkirche eine mansus als Kirchengut erhalten 
sollte. Mögen auch in späterer Zeit vielfach geistliche und welt- 
liche Grundherrn, Klöster und Adel, Kirchen und Pfarren gegründet 
und mit Grundbesitz dotirt haben, so gehören derartige Gründungen 
eben mehr der späteren Zeit an. In den ersten Zeiten des Christen- 
thums in Deutschland aber war von solcher Grundherrschaft noch 
' wenig die Rede. Wenn damals die Kirchen und Pfarren mit Hufen 
ausgestattet wurden, so war Niemand in der Lage, dies zu können, 
‚als die allein zur Verfügung über die ganze Feldmark berechtigte 
Dorfmarkgenossenschaft. Es ist nun zwar oben gesagt, dass sich 
urkundlich das Alter der Kirchen im Lüneburgischen nicht genau 
feststellen lasse und mag es daher auf sich beruhen, ob z.B. die 
Kirche zu Stederdorf, von welcher es behauptet wird, wirklich 
unter Karl dem Grossen erbaut sei. Dagegen sind im Fürsten- 
thum Lüneburg eine grosse Menge Kirchen entweder noch h.z.T. 
in altsächsischer Weise aus unbehauenen Feldsteinen gebaut, oder 
sie sind zwar jetzt, wie z. B. der Dom zu Bardowiek und die St. 
Johanniskirche zu Dahlenburg aus Backstein aufgeführt; es zeigt 
sich aber bei genauerer Untersuchung, dass ein Theil ihrer Mauern 
noch jetzt aus solchen unbehauenen Feldsteinen besteht, die jetzige 
Kirche also über der alten vielleicht im dreissigjährigen Kriege 
oder sonst zerstörten aufgeführt ist. Der Bau dieser Feldstein- 
kirchen aber wird von den Bauverständigen jedenfalls frühestens in 
das 11. Jahrhundert möglicherweise aber noch viel weiter zurück- 
verlegt. Wenn derartige Kirchen und Pfarren mit Hufen ausge- 
stattet sind, wie es nicht selten der Fall ıst, so müssen sie ihnen 
von den alten Dorfmarkgenossenschaften ausgewiesen sein. 
Erinnert sei noch daran, dass auch hier im Lüneburgischen, 
wie in mancher andern Gegend, die Gemeindeversammlungen der 
Dorfmarksgenossen vielfach auf dem Kirchhofe und selbst in der 
Kirche abgehalten zu sein scheinen und dass die Vorladungen und 
Bekanntmachungen der Gemeindebeschlüsse nicht selten in der 
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Kirche erfolgten. — Ebenso war jeder Dorfmarkgenosse gehalten, 
seinen kirchlichen Verbindlichkeiten nachzukommen, insbesondere 
mit zur Prozession zu gehen, die Feiertage zu halten und den 
Dorfmarkgenossen mit zu begraben. Die Uebertretung dieser Vor- 
schriften wurde nicht von der Kirche sondern vom Dorfgericht 
gestraft. — Maurer, 1. c. $ 149 und 137. 

Wendet man sodann den Blick auf die gesetzlichen Bestim- 
mungen benachbarter Gebiete, so bestimmt die Lauenburgische 
Kirchen-Ordnung vom Jahre 1585, Theil II Nr. XIV unter der 
Ueberschrift:: 

Von dem Kirchspiels-Volke, wie sich dasselbige gegen 
Gottes heiliges Wort und die hochwürdigen Sakramente en 
und erzeigen soll: 

„Derhalben die Kirchspielleute ihren Pastoren willig 
zu jeder Zeit ohne Verzug entrichten und bezahlen sollen, was sie 
ihm Jährliches zur gebührlichen Pflicht zu geben schuldig sein:“ 

Folgen nun die einzelnen festen Leistungen ; dann schreibt die 
Kirchen-Ordnung weiter vor: 

„Was auf der Wedemen, Kirchen und Küstereien Erbauung 
„und Nothdurft gehöret, soll von den Kaspelleuten willig er- 
„legt werden und wo der Pastor oder Küster zur Nothdurft etwas 
„verbaut hätten, soll ihnen zur Billigkeit wieder von den Kirch- 
„spielleuten bezahlt werden. Dem Pastor und Küster sollen 

„auch die nee ihren Zaun zu halten und zu bes- 
„sern schuldig sein.“ 

„Die Häuslinge sollenhinfort jeder dem Pastori 4 schil- 
linge, dem Küster 2 schillinge geben.“ 

„Der Adel soll mit gutem Exempel vorgehen.“ 

In dieser Verordnung werden Kirchspielleute, Häuslinge und 
Adel unter der Ueberschrift mit dem allgemeinen Namen „Kirch- 
spielvolk* zusammengefasst. Der Ausdruck populus oder populus 
plebis umfasst auch nach canonischem Sprachgebrauch das ge- 
sammte Laien-Element in der Kirche im Gegensatz zum clerus. 
Die rechtliche Behandlung dieser 3 Theile ist aber eine ganz ver- 
schiedene: 
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Den Kirchspielleuten, also nach Obigem den Dorfmarkgenossen, 
liegt die wirkliche Last ob und die Worte der Verordnung lauten 
in Betreff ihrer offenbar so, dass es nur darauf ankam, aufzuführen 
und festzustellen, was ihre längst ihnen obliegende Pflicht ge- 
wesen war. 

Den Häuslingen, als den im Stande Niedrigern, ausserhalb 
der Dorfmarkgenossenschaft Stehenden, wird eine nach altdeutschem 
Rechtsbewusstsein mit einem Makel verbundene geringe Kopfsteuer 
auferlegt. Erschienen ja doch die Häuslinge nach Bülow und Hage- 
mann (Prakt. Erörterungen IV, Nr. 19) sich nur der Regel nach 
einigermassen kenntlich von den Vagabunden abzuheben und wird 
es diesem Praktiker a. a. O. offenbar noch schwer, sie unter den 
Begriff der Eingepfarrten, der Parochiane ilberhaupt zu bringen. 
Das Wörtchen „hinfort“ in der Verordnung deutet darauf hin, 
dass diese den Häuslingen auferlegte Abgabe eine neue ist. 

Dem Adel endlich wird in der Verordnung gar nichts aufer- 
legt, ihm nur die Mahnung ertheilt, freiwillig den Pflichtigen mit 
gutem Exempel voranzugehen. 

Auf der andern Seite des Fürstenthums Lüneburg bestimmt 
für das Calenbergische die im Anfang der Abhandlung citirte De- 
claration vom 15/7 1747 in Betreff der Kirchenlasten : 

„dass ratione der contribuabelen Unterthanen auf vormalige 
„Gewohnheiten, transactiones, res judicatas und dergleichen 
„nicht weiter reflectirt, sondern der Beitrag nach dem Fusse 
„der Contribution bei allen Gemeinden geschehen soll.“ 

Dieser Contributionsfuss ist eben kein anderer als der zuvor 
in seiner geschichtlichen Entwickelung insbesondere von Stüve ent- 
wickelte, und die contribuabelen Unterthanen sind wieder unsere 
alten Freunde, die Dorfmarkgenossen. Die Declaration unterscheidet 
aber zwischen contribuabelen und nicht contribuabelen Unterthanen 
und hierauf aufmerksam zu machen ist von Wichtigkeit. Nur für 
erstere trifft die Declaration Bestimmungen, offenbar weil keine 
Veranlassung vorlag, für die nicht contribuabelen etwas zu bestimmen. 
Denn nur erstere, aber auch sie alle, waren als Dorfmarkgenossen 
verpflichtet, wie zu den Gemeinde- und Staatslasten so auch zu den 
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Kirchenlasten zu contribuiren. Hatten ausserhalb der Dorfgemeinde 
stehende Personen auf Grund privatrechtlichen Titels es übernom- 
men, zu diesen Lasten beizutragen, so mochte es rücksichtlich ihrer 
bei den alten Transactionen, Urtheilssprüchen u. dgl. sein Be- 
wenden behalten. 

Für das Fürstenthum Lüneburg nun enthält die Kirchen- 
Ordnung vom Jahre 1619 bezw. 1643 nichts, woraus für unsere 
Frage auf den Willen des Gesetzgebers ähnlich wie im Lauen- 
burgischen oder Calenbergischen geschlossen werden könnte. Es 
ist hier alles der gewohnheitsrechtlichen Bildung und der wissen- 
schaftlichen Ermittelung überlassen. v. Bülow und Hagemann, 
Prakt. Erörterungen III, Nro. 18 und 19. Um so sorgfältiger 
wird man daher gerade hier das Ergebniss der Prozesse zu durch-. 
forschen haben. 

"1. Da springt zunächst in die Augen, dass, von Dannenberg 
abgesehen, kein Kirchenvorstand einer wirklichen Stadt am Pro- 
zesse betheiligt ist. Von der hier vertretenen Rechtsansicht aus 
erklärt sich diese Thatsache einfach daraus, dass die Städte ent- 
weder überhaupt niemals die alte Dorfmarkverfassung gehabt, oder 
wenn sie dieselbe in alten Zeiten jemals gehabt haben sollten, 
diese Periode als spurlos überwunden in der Gegenwart längst 
hinter ihnen liegt. Dannenberg insbesondere zeigt auch in anderer 
Beziehung, deren nähere Darlegung hier zu weit führen würde, 
noch Spuren einer bis in die neuere Zeit noch fortwirkenden Dorf- 
markverfassung. Im Uebrigen ist diese Frage in den Städten 
offenbar nach andern Grundsätzen geordnet. Warum hier nicht 
irgendwo einmal der Rechtssatz der Dinglichkeit der Kirchenlasten 
prozessualisch zur Geltung gebracht sein sollte, dafür die richtige 
Antwort zu finden, wird den Anhängern der Lehre der allgemeinen 
Dinglichkeit der Kirchenlasten schwer fallen. 

2. Dagegen werden die Anhänger der persönlichen Natur der 
Kirchenlasten die Antwort schuldig bleiben, wenn es sich um die 
Erklärung der Thatsache handelt, dass in so vielen Prozessen die 
Zeugen bekunden, dass wenigstens in älteren Zeiten die Häuslinge ° 
in den Dorfgemeinden niemals zu diesen Lasten herangezogen sind. 
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Der Grund ist m. E. darin zu finden, dass die Häuslinge keine 
Mitglieder der Dorfmarkgemeinde, daher weder an deren Nutzungen 
berechtigt, noch zu deren Lasten und Diensten verpflichtet waren. 
3. In einem in der Juristischen Zeitung für Hannover Jahr- 
gang 1845, Heft 2, Seite 77 referirten Prozesse wurden An- und 
Neubauern, die bis zum Jahre 1766 bezw. 1768 Häuslinge gewesen 
waren, vom Kirchenvorstande zu den Kirchenlasten herangezogen. 
Die Klage ist in beiden Prozessen zurückgewiesen, weil im Prozesse 
constatirt wurde, dass bis in die neueste Zeit hinein die fraglichen 
Beiträge nur von den Inhabern der älteren Colonate, nicht aber von 
den An- und Neubauern erhoben, diese vielmehr in der fraglichen 
Hinsicht überhaupt nur als Häuslinge behandelt worden sind. 
Der Schlüssel zur Erklärung dieser Erscheinung liegt m. E. 
darin, dass die An- und Neubauer in der betreffenden Gemeinde 
noch nicht als vollberechtigte Dorfmarksgenossen aufgenommen 
waren, noch keine Rechte an der Gemeinheit gewonnen hatten, 
daher auch zu keinerlei Leistung an die Dorfmark, an die politische 
und an die Kirchengemeinde verpflichtet waren. Schwer dürfte 
es halten, dies Vorkommniss von irgend einer der anderen Rechts- 
ansichten aus zu erklären. Der Unterschied von bebautem und 
unbebautem Grundbesitz dürfte hier jedenfalls nicht ausreichen. 
denn bebaut waren diese Grundstücke doch bereits seit etwa 80 
Jahren. Und hinwiederum dieser Begriff des bebauten Grundbe- 
sitzes, welcher allerdings mehrfach in Urtheilen als gewohnheits- 
rechtlich festgestellte Grenze für eine eben dadurch beschränkte 
Dinglichkeit der Kirchenlasten erkannt ist, ist ein ausserordentlich 
vieldeutiger. Sollte er wirklich Theil eines gewohnheitsrechtlichen 
Rechtssatzes sein, so wäre sicher seine Bedeutung durch die Uebung 
mehr ins Klare gestellt, als es in jenen Erkenntnissen und den 
voraufgegangenen Beweisaufnahmen geschehen ist. Denn was heisst 
bebautes Grundstück? Genügt es, wenn das Grundstück mit einer 
Mühle, einer Fabrik, einem Bahnhof bebaut ist? Muss es ein 
Wohnhaus überhaupt oder ein solches sein, von welchem aus irgend 
welcher Betrieb oder gerade der Betrieb einer Landwirthschaft 
ausgeübt wird? Ruht die Belastung, wenn und so lange das Ge- 
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bäude zerstört ist? Muss das Grundstück gerade zur Zeit der 
Einziehung oder Veranlagung der Last bebaut sein, oder genügt 
es dass es in früherer Zeit einmal und bis wann alsdann bebaut 
ggewesen ist? Das alles sind Fragen, die sich in der Praxis sofort 
aufwerfen und deren Beantwortung die in den bisherigen Prozessen 
dargelegte Uebung schuldig bleibt. Nach meiner Meinung be- 
kundet sich in allen diesen Zeugnissen, dass nur bebaute Grund- 
stücke herangezogen seien, die schwache und ungenaue Erinnerung 
der Zeugen, dass es die Höfe der alten Dorfmarkgenossen sind, 
welche die Kirchenlasten trugen. | 

4. In keiner Weise auffallen kann es, dass die von oder gegen 
die Ausmärker geführten Prozesse einen verschiedenen Ausgang 
genommen haben. Wo und soweit sie entgegen dem Geiste der 
alten Dorfmarkverfassung in der fremden Dorfmark Nutzungsrechte 
erworben hatten, da wurden sie regelmässig zu den Diensten und 
Lasten der fremden Feldmark überhaupt und so insbesondere zu 
den Kirchenlasten mit herangezogen. Wo dagegen die alte Dorf- 
markverfassung sich kräftiger in ihrer ursprünglichen Bedeutung 
erhalten hatte, da waren ihnen auch keine Rechte in der fremden 
Feldmark eingeräumt, mithin auch keine Verpflichtung auferlegt, 
zu den Lasten überhaupt und insbesondere zu den Kirchenlasten 
beizutragen. 

5. Wieder und wieder — beinahe möchte ich sagen in allen 
Prozessen — bekunden die Zeugen, dass bisher die Kirchenlasten, 
wie sie nicht anders wissen, von jeher nach dem sog. Contribu- 
tions- oder Höfefuss gehoben seien zusammen mit und gleich den 
andern Gemeinde- und Staatslasten. Und eine grosse Menge an- 
dersgläubiger oder aus andern Gründen ausserhall» des Parochial- 
Nexus stehender Personen bezeugen, dass sie sich rechtlich ver- 
pflichtet gehalten haben, eben wie diese andern aus den weltlichen 
Verbänden entspringenden Steuern, so auch die dem kirchlichen 
Verbande zukommenden Beiträge zu bezahlen , weil bisher in der 
Gemeinde in diesen Dingen kein Unterschied gemacht worden sei. 
Sie schliessen dann meist mit der vielleicht hier und da ihnen 
etwas in den Mund geschobenen Erklärung, dass sie die Kirchen- 
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lasten in dem betreffenden Kirchspiel für dinglichen Charakters 
halten. | 

Wie oben hervorgehoben, verwerthen die rechtsgelehrten Ver- 
treter der dinglichen Natur der Kirchenlasten diese Zeugnisse als 
Beweis für die Richtigkeit ihrer Ansicht. Ihre Gegner führen da- 
gegen aus, der Contributions- oder Höfefuss enthalte lediglich einen 
Vertheidigungsmassstab, beweise nichts für den Umfang und Grund 
der Verpflichtung. Die auf Grund solcher Rechtsanschauung er- 
folgten Zahlungen Andersgläubiger ete. könnten zu keiner Schluss- 
folgerung benutzt werden. Die Zahlenden hätten sich in einem 
Rechtsirrthum befunden, die Natur des kirchlichen Verbandes ver- 
kannt, denselben unzulässiger Weise mit den weltlichen Verbän- 
den vermengt, eine wirkliche opinio necessitatis habe hier nicht 
vorgelegen u. s. f. . | 

Wer viel mit dieser Materie befasst gewesen, der wird un- 
schwer den Entscheidungsgründen einzelner Urtheile anmerken, 
dass sich die Verfasser desselben diesem häufig als Hauptergebniss 
der ganzen Beweisaufnahme erscheinenden Zeugniss-Material gegen- 
über keineswegs behaglich und sicher gefühlt haben. Und das 
ist nicht zu verwundern; haben sie doch wenigstens m. E. mit 
ihrem Urtheil zugleich Recht und Unrecht: Recht dem Gegner 
gegenüber; Unrecht dem wirklichen objectiven Recht gegenüber. 
‘ Die Anhänger der Dinglichkeit schiessen über das Ziel hinaus, 
wenn sie in diesen Zeugen-Aussagen den Beweis dafür sehen, dass 
in dem betreffenden Kirchspiel die Uebung und Rechtsüberzeugung 
herrsche und geherrscht habe, wonach jeglicher Grundbesitz im 
gesammten Kirchspiel unterschiedslos dem kirchlichen Besteuerungs- 
recht unterliege. Soweit gehen die Zeugenaussagen nicht. Un- 
recht aber haben ihre Gegner, wenn sie der Veranlagung und He- 
bung der Kilchenlasten nach dem Contributionsfuss jegliche weitere 
Bedeutung als der eines blossen willkürlich gewählten Vertheilungs- 
massstabes absprechen. 

Die Vereinigung der entgegenstehenden Rechtsansichten und 
die richtige Deutung der Zeugenaussagen ist m. E. in der bisher 
gegebenen geschichtlichen Entwickelung zu suchen. Die Zeugen 
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bekunden mir deutlich genug, dass in dem betreffenden Kirchspiel 
zıur die Contributionspflichtigen, die im alten Landschatz-Register 
von 1450, in dem Stüve’schen Contributions-Verzeichnisse -aufge- 
führten Hofbesitzer, also die alten Dorfmarkgenossen , diese aber 
auch ohne Ausnahme, einerlei ob derselben Confession angehörig 
oder nicht, in früheren Zeiten zu den Kirchenlasten herangezogen 
sind und zwar deshalb, weil sie der auf dinglicher Grundlage be- 
ruhenden, das ganze öffentliche und kirchliche Leben zugleich um- 
fassenden Dorfmarkgenossenschaft angehörten. Der Contributions- 
fuss enthält also in der That mehr als einen blossen Vertheilungs- 
massstab ; er giebt zugleich die Grenze für die Verpflichtung und 
den Grund derselben an. Richtig aber ist, dass diese alte Dorf- 
markverfassung überhaupt und insbesondere auch gänzlich aus der 
Erinnerung der Zeugen geschwunden ist; und die Zeugen nunmehr 
irrig und unzutreffend als Grund der Verpflichtung statt Ange- 
hörigkeit zur alten Dorfmark Dinglichkeit der Lasten angeben. 

Es ist an diesem Punkte, wo es mir zuerst klar geworden 
ist, dass Etwas in der herrschenden Lehre nicht in der Ordnung 
sei. Und noch jetzt entnehme ich diesen Zeugen-Aussagen und 
ihrer ungenügenden Deutung durch die bisherigen Rechtsansichten 
den vornehmlichsten Beweis für die Richtigkeit der hier vertre- 
tenen Rechtsansicht: 

dass der gewohnheitsrechtlich zur Entsteh- 
ung gelangte, heut zu Tage aber wieder unter- 
gegangeneRechtssatz richtig gefasst so lautet: 
Die Dorfmarksgenossen als solche und nur 
diese sind zu den kirchlichen Lasten des Kirch- 
spiels verpflichtet. 

6. Von Interesse ist die von Wachsmuth im Magazin für 
Hannov. Recht Bd. 8 Seite 251 mitgetheilte anscheinend rechts- 
kräftig gewordene Entscheidung des grossen Senats des Obergerichts 
Lüneburg vom Jahre 1856 in Sachen des Kirchenvorstandes zu 
Moisburg c. S. Domanium wegen Kirchen- und an und 
zwei Entscheidungsgründe des Urtheils. 

Die Entscheidung geht dahin: 
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„Der Beweis der gewohnheitsrechtlichen Dinglichkeit der be- 
fraglichen Baulasten in der Parochie Moisburg wird für vollständig 
geführt erkannt und demgemäss kgl. Domainenkammer schuldig 
verurtheilt, ihre Verpflichtung zur Konkurrenz zu den der Kirchen- 
und Schulgemeinde Moisburg als solcher obliegenden Baulasten 
anzuerkennen und zu denselben nach dem vom kgl. Consistorio im 
Einverständnisse mit kgl. Landdrostei eventuell bereits festgesetzten 
Beitragsfuss beizutragen.“ 

Die zwei hier interessirenden Entscheidungsgründe lauten : 

„In Erwägung, dass wenn auch die für erwiesen zu erachtende 
Heranziehung dreier Grundbesitzer zu den befraglichen Baulasten, 
von denen zwei Nichtlutheraner und der dritte z. Z. ausserhalb 
der Parochie wohnt, sowie die ununterbrochene Beitragsleistung 
Königlicher Domainenkammer für die mit der Domaine Moisburg 
vereinigten Grundstücke des Podendorfer Hofes an sich noch nicht für 
sichere Merkmale der zu erweisenden gewohnheitsrechtlichen Ding- 


lichkeit gehalten :werden können, solches doch der Fall ist mit 


dem Umstande, welcher durch die beiden in der Sache wesentlich 
nicht betheiligten Zeugen, Landesökonomierath v. Hinüber und 
Kirchenreehnungsführer Lichtenberg in Verbindung mit dem vom 
Anwalt der Beklagten als dasjenige, nach welchem die Beiträge 
zu den befraglichen Kirchenlasten bisher herkömmlich geleistet 
worden sind, anerkannten sog. Contributions-Verzeichnisse ausser 
Zweifel gestellt ist, dass nämlich ausser Königlicher Domainen- 
kammer und zwar auch dieser nur in Betreff der Domaine selbst, 
bisher in der Parochie Moisburg kein Grundbesitzer von der be- 
fraglichen Verpflichtung befreit, und kein Parochiane, welcher 
dieser Klasse nicht angehört, derselben unterworfen ist;“ ...... 

„in Erwägung, dass endlich bei den Gemeinden des Fürsten- 
thums Lüneburg rücksichtlich der denselben als solchen obliegenden 
Lasten und Leistungen der Grundsatz der Dinglichkeit sich als der 
vorzugsweise herrschende ausgebildet hat, das ursprüngliche Ver- 
hältniss der Kirchengemeinde aber als einer Vereinigung von Per- 
sonen sich im Volke nicht lebendig erhalten haben möchte, so u. s. w.“ 

Da bis zum Höfegesetz vom 2. Juni 1874 es im Lüneburgischen 
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xıur geschlossene Höfe gab, von den andern bisherigen Rechtsan- 
sichten aus es auch gar nicht darauf ankam, zwischen Hof- und 
zaundern Grundbesitzern zu unterscheiden, so ist es entschieden nicht 
fehlsam, in jenem, wie in vielen andern auch noch späteren Er- 
Kenntnissen statt Grundbesitzer Hofbesitzer , Reihestellebesitzer, 
also alter Dorfmarkgenosse zu lesen. Es ist das hier jedenfalls 
um so eher gestattet, als es sich nach den Entscheidungsgründen 
um Grundbesitzer handelte, die im Contributions-Verzeichnisse auf- 
geführt waren, in diesem aber nach dem oben Mitgetheilten nur 
wirklich alte Dorfmarkgenossen aufgeführt waren. 

Durch die Beweisaufnahme war also ermittelt, dass bislang 
zu den fraglichen Lasten beigetragen hatten 2 nichtlutherische und 
1 in einer anderen Parochie wohnhafter Moisburger Hofbesitzer, 
das Domanium auch nur wegen eines mit demselben vereinigten 
alten Moisburger Hofes, dass in der Gemeinde ein Contributions- 
Verzeichniss geführt, dass danach kein Hofbesitzer des Contribu- 
tionsverzeichnisses von der Verpflichtung befreit, kein Parochian, 
welcher dieser Klasse nicht angehörte, derselben unterworfen war. 
Ich meine, klarer als in diesem Prozesse konnte der Beweis nicht 
geführt werden, dass in der Parochie Moisburg die alte Dorfmark- 
genossenschaft und nur diese es war, welche die Kirchen- und 
Schullasten bisher getragen hatte. Nicht aber ist es meines Da- 
fürhaltens gerechtfertigt, aus dem Ergebnisse dieser Beweisauf- 
nahme die uneingeschränkte gewohnheitsrechtliche DIngucaneit 
der fraglichen Lasten abzuleiten. 

Der zweite Entscheidungsgrund müsste, wenigstens wenn die. 
hier gegebene geschichtliche Entwickelung einigermassen richtig 
ist, um richtig zu sein, geradezu dahin umgekehrt werden, dass 
sich nämlich in den Gemeinden des Fürstenthums Lüneburg der 
Grundsatz der Verbindung der Kirchenlasten mit dem Grundbe- 
sitz, richtiger mit der Dorfmarkgenossenschaft,. noch lebendig er- 
halten, das Verhältniss der Kirchengemeinde als einer Vereinigung 
von — glaubensverwandten — Personen dagegen noch nicht klar 
und lebendig genug herausgebildet habe. 

7. Es wird einer näheren Darlegung nicht bedürfen, sondern 
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nach der hier vertretenen Ansicht nur natürlich erscheinen, dass 
von Höfen, auch wenn sie im Besitze Andersgläubiger, juristischer 
Personen, wie des Fiscus oder der Klosterkammer sich befanden, 
sowie von Höfen, die im Concurse oder im Sequester sich befanden, 
oder für Verschollene, für abwesende oder nicht in der Parochie 
wohnhafte Mündel verwaltet wurden, nach dem Ergebnisse vieler 
Beweisaufnahmen in zahlreichen Kirchspielen die Kirchenlasten in 
früherer Zeit ununterbrochen und unweigerlich abgeführt sind. 
Es handelte sich eben um Höfe früher vollberechtigter Dorfmark- 
genossen, deren Besitzer als solche und ebenfalls nur als solche 
— unangesehen ihre Parochialangehörigkeit — zu den Kirchen- 
lasten nach altem Recht verpflichtet waren. 

In Betreff der Andersgläubigen zunächst haben die Anhänger 
der persönlichen Natur der Kirchenlasten sich mit diesen That- 
sachen in zwiefacher Weise abzufinden gesucht. In Betreff der 
. Juden haben sie sich auf den Beschluss des Concils zu Wien vom 
Jahre 1247 berufen: Ut Judaei sacerdoti parochiali, infra cujus 
parochiae terminos manserint, pro eo quod loca, in quibus Chri- 
stiani habitare deberent, occupant, juxta quantitatem damni, quod 
ex hoc inferunt, ad arbitrium Diöcesani locı omnes proventus, quos 
ex Christianis, si ibidem manerent, sacerdos perciperet, refundere 
compellantur. Die Stelle kann, das mag zugegeben werden, auf 
die hier fraglichen Lasten bezogen werden. Sie hat daneben aber 
einen guten und, wie ich meine näher liegenden Sinn, wenn man 
sie von den aus dieser Betrachtung gänzlich ausscheidenden sog. 
Stol-Gebühren bezieht, die im ehemaligen Königreich Hannover 
vielerorts von den Juden eingezogen worden sind, bis das Hannov. 
Gesetz vom 4. Juni 1850 diese Verpflichtung gegen eine den da- 
maligen Inhabern der berechtigten Stellen aus der Landeskasse zu 
gewährende Entschädigung aufhob. 

In Betreff der verschiedenen Confessionen christlichen Glau- 
bens stützten sie sich auf das Instrumentum pacis Osnab. Art. V 
$S 831: quod manere debent statuum Catholicorum subditi Augsburg. 
_Confessionis qui anno 1624 publicum exereitium suae religionis 
habuerunt, in possessione templorum cum omnibus reditibus 
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et accessionibus und auf den wohl gerade mit hierauf für 
Katholiken und Evangelische gleichmässig ausgebildeten Begriff 
des sog. Pfarrzwanges. Jeder wird zugeben müssen, dass diese 
Stelle durchaus nicht nothwendig auf die Verpflichtung zur Tra- 
sung der Kirchenlasten bezogen zu werden braucht. Und in Be- 
treff des Pfarrzwanges hat Frank, Magazin für Deutsches Recht 
IV, Seite 804 ff. überzeugend nachgewiesen, dass durch die im 
Anschluss an Art. 16 der deutschen Bundesakte erlassene und 
schliesslich in ihrem Rechtsbestande nicht weiter angefochtene 
kgl. Verordnung vom28. Septbr. 1824 jeglicher gegenseitiger Pfarr- 
zwang aufgehoben sei, alle Vorkommnisse nach dem Jahre 1824 
mithin nicht aus solchem Pfarrzwange erklärt werden können. 
In Betreff der übrigen unter 7 aufgeführten Erscheinungen 
haben die Anhänger der persönlichen Natur der Kirchenlasten 
meines Wissens eine Erklärung überhaupt nicht zu geben vermocht. 
Zuzugeben ist, dass vom Standpunkt der Vertheidiger der un- 
begrenzten Dinglichkeit der Kirchenlasten alle diese Dinge sich 
ebenfalls ungezwungen erklären lassen; nur dass sie für die Grund- 
lage ihrer Ansicht, das dingliche Besteuerungsrecht der Kirche, 
keinen ausreichenden vernünftigen oder historischen Grund angeben, 
sich in dieser Beziehung vielmehr beschränken auf eine m. E. 
nicht genugsam eingehende statistische Uebersicht des bis dahin 
bestandenen Rechtszustandes. Eine völlig klare Auseinandezsetzung 
mit ilınen, wenn überhaupt noch erforderlich, wäre nur möglich, 
wenn, wie es bislang nicht geschehen, bei jenen Beweisaufnahmen 
Gewicht darauf gelegt wäre, ob die Kirchenlasten entrichtet sind 
nur von reihepflichtigen Höfen der alten Dorfmarkgenossen oder 
auch von anderem Grundbesitz und wenn weiter die Beweisauf- 
nahme klar ergeben hätte, dass das eine oder das andere der Fall 
gewesen. Es wird aber auch in Zukunft von einer solchen Be- 
weisaufnahme kaum ein sicheres Ergebniss zu erwarten sein, da 
bis in die neueste Zeit, wie schon gesagt, im Fürstenthum Lüne- 
burg nur geschlossene Höfe vorhanden waren, es sich bei den 
Zeugen-Aussagen über die Vergangenheit daher immer noch im 
Wesentlichen um solche handeln wird. 
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Die zur Geltung gelangte Rechtsansicht erklärt diese Erschei- 
nungen einfach aus der Annahme eines der Regel entgegen local 
entstandenen Gewohnheitsrechts. Ich glaube, es ist kein unbilliges 
Verlangen, wenn man dann von ihr auch den Nachweis fordert, 
wie dann der gerade auf einer völlig entgegengesetzten Rechts- 
anschauung beruhenden Regel entgegen die locale Ausnahme sich 
habe bilden können und gebildet habe. Bis zu erbrachtem derartigem 
Beweise darf an der hier vertretenen Ansicht festgehalten werden. 


IV. 


Es erübrigt der in der bisherigen Ausführung bereits einiger- 
massen vorbereitete Beweis, dass der so in seiner geschichtlichen 
Entstehung und Bedeutung dargelegte gewohnheitsrechtliche Satz : 
„Die Dorfmarkgenossen als solche und nur.»diese sind zur Tragung 
der kirchlichen Lasten des Kirchspiels verpflichtet“ h. z. T. nicht 
mehr gilt, wieder untergegangen ist. Giebt man zu, dass der 
Rechtssatz vorstehend richtig gefasst ist, so ergiebt sich seine 
Aufhebung als selbstverständlich eigentlich von selbst. Er gilt 
eben nicht mehr, weil es die alte Dorfmarkgenossenschaft nicht 
mehr giebt. Sie ist nicht durch einen einzelnen Akt der Gesetz- 
gebung aufgehoben, vielmehr im Laufe der Jahrhunderte durch 
die Veränderung des gesammten Öffentlichen und privaten Lebens, 
durch mannigfache Akte der Gesetzgebung und weniger in die 
Augen fallende Bildungen des Gewohnheitsrechts ihrem allınäh- 
lichen Untergange so gründlich entgegengeführt, dass ich wenig- 
stens h. z. T. wirklich auch nicht mehr die geringste Spur von 
ihr zu finden vermag. 

Die Dorfmarkgenossenschaft war die ursprüngliche Grundlage 
des deutschen Kriegswesens. Das Aufkommen des Ritterthums, 
des Landsknechtswesens, der geworbenen Soldtruppen bis hin zur 
Bestimmung in Art. 57 der deutschen Reichs-Verfassung: „Jeder 
Deutsche ist wehrpflichtig und kann sich in Ausübung dieser Pflicht 
nicht vertreten lassen“ vernichtete diese Seite der Dorfmarkge- 
nossenschaft vollständig, mochte sich auch wirklich noch bis zur 
Auflösung des alten deutschen Reichs eine schwache Erinnerung 
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ar sie in der Bemessung der Contingente der einzelnen Reichs- 
stände nach der Zahl der Hufen erhalten haben. 

Nicht minder bedeutungsvoll war die allmählich gewohnheits- 

rechtlich durchdringende Reception des römischen Rechts. Sie 
hatte zunächst zur Folge, dass in ganz Deutschland mit geringen 
Ausnahmen, im Fürstenthum Lüneburg vielleicht ohne jede Aus- 
xnahme, die Laien aus den Gerichten verdrängt und diese mit rechts- 
&elehrten Richtern besetzt wurden. Es wurde dadurch die alt- 
deutsche, an die Dorfmark sich anschliessende Gerichtsverfassung 
gänzlich beseitigt. 

Wichtiger noch war es, dass gerade hier, wenn auch zunächst 
vielleicht unbewusst, Hauptgegensätze in den Grundanschauungen 
des deutschen und römischen Rechts aufeinanderstiessen und dass 
ın diesem Kampfe die Romanisten die Oberhand behielten. 

Das römische Recht kannte keine Verquickung des öffentlichen 
und Privatrechts; es widerstrebte ihm 'das über das Gebiet der 
Servituten hinausgehende Anknüpfen von Rechten und Verbind- 
lichkeiten einer Person an den Besitz eines Grundstücks; ihm war 
ebenso fremd der deutschrechtliche Grundsatz: „ohne Recht keine 
Pflicht, ohne Pflicht kein Recht“. Scharf und bestimmt hielt dieses 
Recht das Gebiet des öffentlichen und des Privatrechts auseinander. 
Klar und stets überein stellte es den Begriff des Eigenthums als 
der ausschliesslichen, durch keinen fremden Willen eingeschränkten 
Herrschaft über die Sache hin; und völlig getrennt davon ent- 
wickelte sich nach römischem Recht das Recht der Schuldverhält- 
nisse, die Rechte und Verbindlichkeiten der Personen zu einander. 
Da war von einem Durchgang der Rechte und Pflichten durch 
den Besitz einer Sache ebensowenig die Rede wie von einem steten 
Correspondiren zwischen Recht und Pflicht. Liess doch die Grund- 
form der römischen Obligation, die stipulatio, keinerlei Raum für ein 
dem Recht des Gläubigers gegenüberstehendes Recht des Schuldners. 

Folge dieses Gegensatzes ist auf der einen Seite gewesen, 
dass die Romanisten dieser Bildung der Dorfmarkgenossenschaft 
wenig liebevolles Verständniss entgegengebracht, vielfach dieselbe 
in der Praxis falsch beurtheilt und das Ihrige dazu beigetragen 
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haben, dieses Institut zu verdunkeln, bei Seite zu schieben und 
in seiner Entwickelung zu hemmen. Auf der andern Seite — und 
das Verdienst soll ihnen auch nicht von uns  verkümmert werden 
— ist es dem Einfluss der Romanisten und den schärferen Be- 
griffen des römischen Rechts zuzuschreiben, dass das Netz der 
vielen Rechte und Pflichten, welches immer enger und verwickelter 
den Grundbesitz umspannte, allmählich mehr entwirrt und gelüftet 
wurde, dass insbesondere die unterschiedslos in der Dorfmarkge- 
nossenschaft zusammenruhenden Seiten ihrer privatrechtlichen, öf- 
fentlichrechtlichen und kirchenrechtlichen Bedeutung klarer und 
fester auseinandergehalten wurden. Eben diese Scheidung ihrer 
verschiedenen Seiten aber hat zugleich die Dorfmarkgenossenschaft 
als solche ihrem Untergange entgegengeführt. 

Die Vermehrung der Bevölkerung, die sich daraus ergebende 
intensivere Bewirthschaftung des Grund und Bodens, andere volks- 
wirthschaftliche Grundsätze in Verbindung wieder mit römisch- 
rechtlichen Anschauungen führten zu vielfachen Theilungen der 
Gemeinheiten, die namentlich nach den im Anfang dieses Jahr- 
hunderts für das Gebiet des ehemaligen Königreichs Hannover er- 
lassenen Theilungs-Ordnungen einen immer grösseren Umfang ge- 
wannen. Mit der Verkleinerung, hier und da der fast gänzlichen 
Auftheilung dieser Gemeinheiten lockerte sich das für das Zusammen- 
halten der Dorfmarksgenossen wichtigste Band. Zahlreiche Neu-, 
An- und Abbauereien mit regimineller Genehmigung auf den 
Gemeinheiten oder abgetrennten Theilen alter Dorfinarkstellen er- 
richtet, entstanden innerhalb der Feldmarken, und ihre Verhältnisse 
wurden nicht immer klar und übereinstimmend zu der Dorfmark- 
genossenschaft geordnet. 


Aehnliche Motive zusammen mit dem immer mehr erstarkenden | 


Staatsbewusstsein und dem immer mehr zur Geltung gelangenden 
Grundsatze der Gleichheit Aller vor dem Gesetz, führte wenig 
später dazu, die mit der Dorfmarkverfassung eng zusammenhängende 
Höfeverfassung in ihrer privatrechtlichen und gerichtsherrlichen 
Grundlage aufzuheben. Die Ablösungsgesetze vom 10. Nov. 183] 
und 23. Juli 1833 gaben Gutsherrn und Gutspflichtigen das Recht, 
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das bisherige Abhängigkeits- und Dienstverhältniss zu lösen; und 
ist solche Ablösung in dem darauf folgenden Menschenalter im 
Wesentlichen vollendet; während das Gerichtsverfassungsgesetz vom 
8. Nov. 1850 $ 8 alle Patrimonialgerichtsbarkeit der Gutsherrn 
aufhob. Damit schwand wenigstens für die gutsherrlichen Dorf- 
gemeinden — und diese waren im Fürstenthum Lüneburg gerade 
sehr zahlreich — ein weiteres Band des Zusammenhalts. Völlig 
vernichtet aber wurde die privatrechtliche Seite der Dorfmarkge- 
nossenschaft durch das Höfegesetz vom 2. Juni 1874. Dasselbe 
hob die bisherige Geschlossenheit der Höfe auf und führt, soweit 
es nicht schon geschehen, unausbleiblich in der Zukunft zur Bil- 
dung von kleineren und grösseren Landgütern, die mit den Höfe- 
klassen der alten Dorfmarkgenossen nichts mehr gemein haben. 
Es ist.dieses Gesetz dann in der That auch der Ausgangspunkt 
vieler Prozesse des letzten Jahrzehnts geworden. Die Kirchenvor- 
stände nahmen wahr, dass ihnen mit Einschlachtung von Höfen 
steuerpflichtige Subjecte entzogen wurden, fürchteten dergleichen 
noch mehr für die Zukunft und gingen, wie sie es nannten, vom 
Höfe- zum Grundsteuerfusse über, um dieser Gefahr vorzubeugen. 
Indem sie nun allen Grundbesitz des Kirchspiels, einerlei ob Pa- 
rochianen oder Nichtparochianen, ob alten Dorfmarksgenossen oder 
bisher exemten Personen gehörig nach der Grundsteuer-Mutterolle 
heranzogen, stiessen sie hier auf Widerstand, der Anlass zum Pro- 
zesse wurde. 

Parallel diesen Aenderungen und der schliesslichen Vernich- 
tung der privatrechtlichen und volkswirthschaftlichen Seite der 
Dorfmarkgenossenschaft,, vollzog sich die Umgestaltung dieser 
Bildung auch nach der öffentlichen, sowohl der politischen als der 
kirchlichen Seite hin. Dem in der römischen Schule gebildeten 
Rechtsbewusstsein entsprach immer weniger die in der Dorfmark- 
.genossenschaft liegende, nach und nach immer verwirrter gewor- 
dene Verknüpfung des öffentlichen und Privatrechts. Dem erstar- 
kenden Staatsbewusstsein konnte ein Zerfallen des gesammten 
Staatsgebietes in die Gebiete der alten Dorffeldmarken und die 
völlig zusammenhanglos danebenliegenden Gutsbezirke sog. exemter 
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Personen (Adel, Geistlichkeit, Fiscus, Klosterkammer) immer we- 
niger gefallen. Die aus der französischen Revolution herüberge- 
kommenen Ideen des allgemeinen und gleichen Staatsbürgerrechts 
konnte ein Auseinandergehen der Staatsangehörigen und eine ver- 
schiedene rechtliche Stellung derselben nach Ständen, wie solches 
gerade in der alten Dorfmarkverfassung sich verkörperte, nicht 
mehr entsprechen. Den Abschluss für das Gebiet des ehemaligen 
Königreichs Hannover fand diese Entwickelung im Landesverfas- 
sungsgesetz vom 5. Septbr. 1848: 

$ 12. Jeder Landeseinwohner, jedes Grundstück und jedes 
Haus muss in Beziehung auf die öffentlichen Verhältnisse einer 
Gemeinde angehören. ...... 

Das Stimmverhältniss der Mitglieder der Gemeinden soll durch 
die Gesetzgebung festgestellt werden. . 

$ 14. Alle Real- und Personal-Befreiungen von Gemeinde- 
lasten fallen ohne Entschädigung hinweg. 

$ 15. Haben die Befreiten oder Hinzugetretenen gewisse 


Lasten zu Gunsten der Gemeinde getragen, oder die Pflichtigen in 


Rücksicht auf die von ihnen getragene Last den Genuss von Vor- 
theilen gehabt, so soll eine Ausgleichung der Lasten und Vor- 
theile eintreten. 

Zur Ausführung dieser Bestimmungen des Verfassungsgesetzes 
ergingen sodann die Landgemeinde-Ordnungen vom 4. Mai 1852 
und 28. April 1859, deren hier besonders interessirende Vor- 
schriften lauten: 

$ 1 des letzteren Gesetzes: 

Gegenstand dieses Gesetzes sind die öffentlichen Verhält- 
nisse der Landgemeinden. 

$ 8. Als stimmberechtigt gelten: 

1) Alle, welche in der Gemeinde ein Gut, einen Hof oder ein 
für sich bestehendes Wohnhaus eigenthümlich oder niessbräuchlich. 
besitzen ; 

2) Alle Männer, welche in der Gemeinde wohnberechtigt sind 
und in derselben einen eigenen Haushalt führen, sofern u. =. £. 

Wegen des Stimmrechts der Ausmärker vgl. $ 65.* 
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Es folgen dann weitere Vorschriften über Vertheilung, Be- 
rechnung und Ausübung des Stimmrechts. 
Durch diese Bestimmungen ist nach meiner Meinung die po- 
litische Landgemeinde von der alten Dorfmarkgemeinde völlig los- 
gelöst; die neue politische Gemeinde selbst auf ganz anderen Grund- 
sätzen als die alte Dorfmarkgenossenschaft aufgebaut. Es lehnt 
sich, wie alles im Leben neu Entstehende an bereits Vorhandenes, 
so auch die neue politische Gemeinde an die alte Dorfmarkge- 
meinde an; sie ıst aber weder die letztere selbst, noch deren 
Rechtsnachfolgerin. Sie ist etwas durchaus Selbstständiges, Anderes. 
Ebenso schwand im Laufe der Zeit, was hier hauptsächlich 
interessirt, immer mehr der untrennbare Zusammenhang zwischen 
Kirchen- und Dorfmarksgemeinde. Schon mit der gelegentlich der 
Reception des römischen Rechts gleichzeitig erfolgten Einführung 
des canonischen Rechts hatte auch in den einzelnen Kirchspielen die 
Verwaltung der kirchlichen und weltlichen Angelegenheiten begonnen 
sich mehr als bisher von einander zu trennen. Mehr noch musste 
dies der Fall sein, als mit der Reformation zwei grosse kirchliche 
Parteien in Deutschland entstanden, deren jede in nicht seltenen 
Fällen auch in den einzelnen Dorfgemeinden vertreten war. 
Zugleich fing in beiden Kirchen, wenn auch vorzugsweise in 
der evangelischen, ein Zug der Innerlichkeit an sich zu regen, der 
mehr von der Kirche als rein äusserer Institution absah und das 
Hauptgewicht auf das gemeinsame Glaubensbekenntniss und die 
freiwillige Theilnahme der einzelnen Glieder am kirchlichen Leben 
legte. So sollten nach den Bestimmungen des Tridentiner Concils 
die Parochianen nur noch mit freiwilligen Beiträgen zur kirch- 
lichen Baulast herangezogen werden. Es bildete sich in wesent- 
licher Uebereinstimmung für beide Kirchen der Begriff des Paro- 
chianen aus, der: mit dem eines Dorfmarkgenossen nichts mehr zu 
thun hat. So sagt J. H. Böhmer: Parochianus est persona, pa- 
‚rocho illus parochiae, cui subest, pro beneficiis spiritualibus ab 
ipso acceptis et accipiendis obligata ad varias praestationes, ad 
parochi sustentationem et ipsius parochiae conservationem constitutas. 
So auch lehrt Pufendorf, Observ. I, Nr. 229: 
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Neque ab eo onere (sc. reparandae ecclesiae) nobiles parochiani 
eximendi sunt, sive bona feudalia, sive allodialia teneant quia obligatio 
haec non in qualitate bonorum sed in respectu parochiani fundata est. 

Den gesetzgeberischen Abschluss für die lutherische Kirche 
innerhalb des ehemaligen Königreichs Hannover fand diese Ent- 
wickelung in dem Kirchen- und Schulvorstandsgesetz vom 14. 
Öctbr. 1848 und in der Kirchenvorstands- und Synodal-Ordnung 
vom 9. Octbr. 1864. Der $ 10 des letzteren Gesetzes erklärt für 
wahlberechtigt in der Kirche alle volljährigen männlichen Mit- 
glieder der Kirchengemeinde, welche im Pfarrsprengel Wohnrecht 
haben. Der Gesetzgeber giebt allerdings nicht ausdrücklich, aber 
doch durch den ganzen Inhalt des Gesetzes unzweideutig zu erken- 
nen, dass er unter Kirchengemeinde-Mitgliedern (Parochianen) nur 
die der lutherischen Confession angehörigen physischen Personen 
der Hannov. Landeskirche verstehen will.e Und den durch diese 
wahlberechtigten Personen gebildeten Kirchenvorständen gewährt 
das Gesetz durch Bezugnahme auf $ 19 des Gesetzes vom 14/10 
1848 das Recht, unter vorgängiger Zustimmung der vorgesetzten 
Behörde von den Gemeindemitgliedern eine nicht schon feststehende 
Leistung zu fordern oder den Beitragsfuss abzuändern. Auch hier 
kann es nach der Fassung dieses $, dem übrigen Inhalt des Ge- 
setzes, dem Begriffe der Autonomie und der ganzen bisherigen 
Rechtsentwickelung entsprechend als Wille des Gesetzgebers nur 
erkannt werden, dass die Kirchenvorstände berechtigt sein sollten, 
lediglich für die Glieder der Kirchengemeinde und zwar der eben 
definirten Kirchengemeinde neue Auflagen zu fordern und die Ver- 
theilung der alten zu ändern. Nicht aber sollten auf Grund dieser 
Bestimmungen über diesen Kreis hinaus andere im Pfarrsprengel 
domicilirte oder wohnberechtigte Personen zur Tragung der Kirchen- 
lasten neu oder anders herangezogen werden, abgesehen natürlich 
von etwaigen besonderen auf rein privatrechtlichem Titel etwa be- 
ruhenden Verpflichtungen. Allerdings bestimmt $ 30 des Landes- 
Verfassungsgesetzes vom 5. September 1848: 

„Die Bestimmungen dieses Gesetzes über die Befreiung von 
Gemeindelasten finden ebenfalls auf Leistungen oder Lasten der 
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Kirchen-, Pfarr- und Schulgemeinden zu Kirchen-, Pfarr- und 
>Schulzwecken Anwendung.“ Und es wird damit auch für das 
Giebiet der Kirche insbesondere der $ 15 des Landesverfassungs- 
gesetzes zur Geltung gebracht, „wonach eine Ausgleichung der 
Lasten und Vortheile eintreten soll“, wenn die bisherigen Träger 
der Last dafür den Genuss von Vortheilen gehabt haben. 

Und es schreibt weiter $ 10 der Kirchenvorstands- und Sy- 
nodal-Ordnung vom 9/10 1864 vor: „Bei beschränkter Leistung 
eines Theils der Wahlberechtigten in einer Kirchengemeinde kann 
für solche, welche nicht schon volles kirchliches Stimmrecht gehabt 
haben, eine verhältnissmässige Beschränkung des Wahlrechts durch 
die Kirchenregierung nach Vernehmung der Kirchengemeinde und ihres 
Vorstandes, sofern ein solcher bereits vorhanden, angeordnet werden. 

Solche, welche bisher weder kirchliches Stimmrecht gehabt, 
noch kirchliche Beiträge geleistet haben, bleiben vom Wahlrecht 
ausgeschlossen , bis nach ihrer Vernehmung der Umfang ihres 
Wahlrechts in Verbindung mit demjenigen ihrer Beitragsleistung 
auf demselben Wege geordnet ist.“ 

Zweifelsohne liegt in diesen Bestimmungen bis zu einem ge- 
wissen Grade die Anlehnung an den bisherigen, aus der alten 
Dorfmarkgenossenschaft sich ergebenden Rechtszustand und die 
Anerkennung, dass dieser Zustand auch für die Zukunft nicht ohne 
Weiteres alle Wirkungen verlieren solle. Nach $ 10 der Synodal- 
Ordnung, 2. Absatz sollen die bisher kirchenrechtlich weder Be- 
rechtigten noch Verpflichteten (die Häuslinge) nicht ohne Weiteres 
die Berechtigungen des neuen Gesetzes (besonders Wahlrecht) er- 
halten. Zuvor soll ihre künftige Beitragsleistung geordnet sein. 
Nach $ 10 daselbst Absatz 1 soll die aus der bisherigen Dorf- 
markverfassung herübergenommene Abstufung der Beitragspflicht 
und Wahlberechtigung nach den Klassen der Voll-, Halb-Höfner, 
Köthner u. s. f. auch in der neuen Kirchengemeinde nicht ohne 
Weiteres von der Bildfläche verschwinden. — Und aus den $$S 30 
und 15 des Landesverfassungsgesetzes lese ich als Willen des Ge- 
setzgebers den für das hier fragliche Gebiet der Kirchenlasten 
freilich nicht verwirklichten Rechtssatz heraus: „dass weil bisher 
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die Dorfmarkgenossen allein die Kirchenlasten getragen haben, von 
nun an aber bisher nicht herangezogene und exemte Personen 
(Häuslinge, Grund- und Gutsherrn) mit dazu beitragen sollen, letz- 
teren von ersteren eine Entschädigung durch Gewährung etwa von 
Vortheilen an der Gemeindenutzung gegeben oder eine Ausgleichung 
in anderer Weise etwa durch stärkere Heranziehung der alten 
Dorfmarkgenossen auch für die Zukunft habe erfolgen sollen. 
Dies alles aber sınd, wie unschwer aus der Ausdrucksweise 
des Gesetzgebers zu erkennen, Uebergangsbestimmungen, die er- 
forderlich waren, um eine schonende Ueberleitung aus dem alten 
Zustand in die neue Bildung zu ermöglichen. Und sie enthalten 
nicht den wirklichen dauernd für die Zukunft massgebenden gesetz- 
geberischen Willen, welcher m. E. wie oben geschehen zu fassen ist. 
Diesen speziell hannover’schen Gesetzen trat endlich noch hinzu 
das für den ganzen preussischen Staat erlassene Gesetz vom 14. Mai 
1873 betreffend den Austritt aus der Kirche. Es muss zugegeben. 
werden, dass im $ 3 dieses Gesetzes die Möglichkeit eines ding- 
lichen Besteuerungsrechts der Kirche innerhalb eines Bezirkes an- 
erkannt ist. Im Uebrigen ist es gerade der Wille des Gesetzgebers, 
klarzustellen, dass und von welchem Zeitpunkt ab Nichtparochianen 
. nicht weiter zu den Kirchenlasten sollen herangezogen werden dürfen. 
Ist sonach die alte Dorfmarkgenossenschaft selbst, wie ich 
meine, nach aller und jeder Seite hin verschwunden, so hat sie 
auch als solche wenigstens für unsere Frage keine Rechtsnachfolge 
gehabt. Insbesondere kann nicht die jetzt sog. Realgemeinde als 
ihre Rechtsnachfolgerin angesehen werden. Ich will mich nicht 
darauf berufen, dass in manchen Dörfern nach völliger Auftheilung 
der Gemeinheiten in der That auch eine Realgemeinde nicht mehr 
existirt; dass in andern durch die Art der Eintragung des Grund- 
besitzes der Realgemeinden in die Grundbücher der noch bis dahin 
existirende Rest einer Realgemeinde zerstört ist, dass es endlich 
noch eine durchaus offene Frage ist, wie weit eine Wiederbelebung 
dieser lange von Wissenschaft und Gesetzgebung vernachlässigten 
privatrechtlichen Gebilde durch das preussische Gesetz vom 5. Juni 
1888 betr. die Verfassung der Realgemeinden in der Provinz Han- 
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ııover eintreten möchte. Auch wo wirklich in einem Dorf eine 
Realgemeinde noch unangefochten besteht, da ist sie doch, wie 
dargethan, aller öffentlichen Befugnisse und Pflichten der alten 
Dorfmarkgenossenschaft entkleidet. Und auch privatrechtlich und 
volkswirthschaftlich steht die Realgemeinde anders als die alte 
Dorfmarkgemeinde da. Letztere gebot in ihrer Gesammtheit unbe- 
schränkt über das ganze Gebiet der Feldmark. Die Realgemeinde 
steht dagegen klein und unbedeutend häufig in der Feldmark da, 
nachdem innerhalb derselben zahlreiche An-, Ab- und Neubauereien 
entstanden, denselben ganze Güter zugelegt und von den alten 
Höfestellen auf Grund der freien Theilbarkeit der Höfe zahlreiche 
Grundstücke abgesplittert und mit andern Stellen verbunden sind. 
In Wirklichkeit denkt aber auch wohl Niemand daran, die Real- 
gemeindemitglieder als alleinige Träger der Kirchenlasten im Kirch- 
spiel noch jetzt anzusehen. Mit ebensowenig Recht aber kann 
man als solche Rechtsnachfolger der alten Dorfmarkgenossenschaft 
— und daran hat man nur zu sehr gedacht — entweder die Ge- 
sammtheit der Grundbesitzer eines Kirchspiels oder die Gesammt- 
heit der Eigenthümer bebauten Grundbesitzes innerhalb des Kirch- 
spiels zu den Kirchenlasten heranziehen. Ein grosser Theil dieses 
Grundbesitzes hat zu keiner Zeit in irgend welcher Beziehung zur 
alten Dorfmarkgenossenschaft gestanden und ist auch durch die 
neueren Gesetze nicht der alten Dorfmarkgenossenschaft, sondern 
der auf andern Grundsätzen beruhenden neuen politischen Gemeinde 
zugewiesen. Am allerwenigsten wird man dies Ziel auf dem Wege 
‚erreichen dürfen, dass man sagt, man kümmere sich nicht um die 
geschichtliche Entwickelung, und ob die Zeugen darüber sich im 
Irrthum befunden haben. Es gnüge die von den Zeugen vielbe- 
kundete Uebung ‘und deren Ueberzeugung, dass solche Uebung 
hervorgegangen sei aus der im betreffenden Bezirk herrschenden 
Meinung, die Kirchenlasten daselbst seien dinglicher Natur. Da- 
durch sei die Uebung zum Recht geworden. Eine solche Ansicht 
würde doch gar zu sehr der l. 39 D. de leg. 1,3 Hohn sprechen. 
Quod non ratione introductum , sed errore primum deinde con- 
suetudine obtentum est, in aliis similibus non obtinet. 
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Würde diesem Allem nach der Nachweis gelungen sein, dass 
wenigstens auf Grund des bisher beigebrachten Materials die Exi- 
stenz eines abweichenden gewohnheitsrechtlichen Satzes im Fürsten- 
thum Lüneburg nicht nachgewiesen ist, auch nicht für den Bezirk 
, eines einzelnen Pfarrsprengels, so würde die Rechtsentwickelung im 
alten Fürstenthum Lüneburg klar dahin zum Abschluss gelangt sein, 

| dass abgesehen von rein privatrechtlichen Titeln zu den 
Lasten einer bestimmten Kirche und Pfarre beitragspflichtig 
sind alle diejenigen derselben Confession angehörigen Per- 
sonen, welche ihren Wohnsitz — Wohnrecht — innerhalb 
der betreffenden Parochie haben. 

Ist, so darf am Schluss wohl gefragt werden, diese Entwicke- 
lung erfreulich oder zu beklagen? Gewiss stimmt es ernst und 
mahnt an die Hinfälligkeit alles Irdischen, wenn man eine mehr 
als 1000jährige, später gewiss vielfach missbrauchte, in ihren An- 
fängen aber aus dem ureigensten Wesen des deutschen Volks her- 
vorgegangene Verfassung ins Grab sinken sieht. Wohl mag auch 
die Frage berechtigt und die Antwort zweifelhaft sein, ob Alles 
und Jedes, was an deren Stelle getreten, das wirklich Bessere sei. 
Für das Gebiet des kirchlichen Lebens dagegen ist m. E. diese 
Entwickelung freudig zu begrüssen. Mag die Kirche bei dem 
gegenwärtig ermittelten Rechte hier und da, namentlich in Gegen- 
den, die ihr schon entfremdet sind, oder sich ihr zu entfremden 
im Begriffe stehen, auf vorübergehende Schwierigkeiten stossen. 
Dafür ist Klarheit gewonnen. Und vor Allem: Es entspricht dem 
wahren Wesen der Kirche mehr und ist ihrer würdiger, ihre äus- 
seren Bedürfnisse durch freiwillige, wenn auch kirchenregiment- 
lich geordnete Beiträge ihrer wirklich zu ihr sich bekennenden 
Anhänger zu beschaffen, als ängstlich am Erdboden zu kleben und 
von zum Theil ihr fremden, oft gar feindlichen Elementen wider- 
willig sich die äussere Existenz gewähren zu lassen. 

Mag auch das äussere Fundament, auf dem sie in 1000Jjähriger 
Geschichte in Deutschland sich aufgebaut hat, gefallen sein; die 
Kirche selbst wird bestehen und zunehmen. Denn sie hat für sich 
die göttliche Verheissung dieses und des zukünftigen Lebens. 


' 


| 
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Neuere Literatur über kanonisches Eherecht. 


1. Scherer, im Archiv für kathol. Kirchenr. 1891. S. 353 f.; 2. Es- 
- mein, Le Mariage en droit canonique. Paris 1891. Tom. I-II. 3. v. Hör- 
mann, Die Desponsatio impuberum. Innsbruck 1891. 4. Scherer, Hand- 
buch des Kirchenrechts. II. 2. Graz und Leipzig. 1891. 


Besprochen von 


Emil Sehling. 


Die Behandlung der Geschichte des Eherechtes, insbesondere 
des kanonischen Eherechtes hat in neuerer Zeit einen erfreulichen 
Aufschwung genommen und eine Reihe gediegener Arbeiten ist 
zu verzeichnen. 

Wer dächte hier nicht zunächst an das umfangreiche Werk 
Freisens „Geschichte des kanonischen Eherechtes bis zum Verfall 
der Glossenlitteratur, Tübingen 1888“, welches wir die erste‘ um- 
fassende Darstellung der Geschichte des kanunischen Eherechtes 
nennen müssen. Allerdings ist es bekannt, dass die Grundanschau- 
ung Freisens von der ehewirkenden Kraft der copula insbesondere 
auch vom Verfasser dieses Aufsatzes bekämpft worden ist, und 
gegenwärtig auch wohl nirgends mehr allgemein angenommen wird. 
Vgl. namentlich die ausführliche Kritik von Meurer, in der Kri- 
tischen Vierteljahrsschrift, N. F. Bd. XIII, 8.4; vgl. auch die 
Abhandlung des Unterzeichneten in dieser Zeitschrift 1, 252 ff. — 
Neuerdings hat Scherer im Archiv f. kathol. Kirchenr. 1891, S. 353 ff. 
dem Werke eine eingehende Würdigung widerfahren lassen. In 
dieser gediegenen, einen selbstständigen Charakter tragenden Unter- 
suchung hat sich Scherer nicht nur bezüglich Sakramentalität, 
Eheschliessung, Ehetrennung u. s. w. gegen Freisen ausgesprochen, 
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sondern auch, worauf ich besonders aufmerksam machen möchte, 
gegen verschiedene andere der Freisen’schen Ergebnisse. — Aber 
auch, wo bisher Freisen noch nicht ausdrücklich widersprochen 
worden ist, möchte ich vor einer einfachen Annahme seiner Sätze 
warnen. Die Nachprüfung aller Einzelheiten würde allerdings 
einer völlig neuen Abfassung der Geschichte des kanonischen Ehe- 
rechts gleich kommen, wozu an dieser Stelle nicht der Raum ist. 

II. Ein sehr umfangreiches Unternehmen kündigt an A. Es- 
mein, Professor an der juristischen Fakultät zu Paris. Er will 
unter dem Gesammttitel: „Etudes sur !’'histoire du droit canonique. 
prive“ eine Geschichte des kanonischen Rechtes liefern, allerdings 
nicht in vollem Umfange, sondern nur mit Bezug auf diejenigen 
Theile des Privatrechts, deren Bildung es wesentlich beeinflusst 
hat; der Verfasser will behandeln „Eherecht, die Obligationen, 
den Besitz, Verjährung und Testamente“. Die Prozesse schliesst 
er aus. Von diesem weıt ausschauenden, interessanten Unterneh- 
men legt er uns zwei stattliche Bände vor „Le mariage en droit 
canonique“ Paris 1891. Der Verfasser hat mit Fleiss seinem Werke 
obgelegen, die Literatur, namentlich die deutsche, ist gründlich 
benutzt, einige Abhandlungen in der Zeitschrift für Kirchenrecht 
hätten noch verwerthet werden können. Das Ganze stellt sich dar 
als eine frisch zu lesende, geistvoll geschriebene Zusammenfassung 
der Ergebnisse der neueren Forschung. Inden wesentlichen Punkten 
schliesst auch dieser Verfasser den Freisen’schen Untersuchungen 
sich nicht an. Er unterscheidet drei Perioden, die erste geht bis 
zur Mitte des 12. Jahrhunderts, die zweite beginnt mit Lombardus 
und Gratian (Verf. führt richtig aus II. partie, titre Il, ch. 1, 
section 2, no. 3,. dass Gratian den Lombardus benützt habe) 
und rechnet sie bis zur Mitte des 16. Jahrhunderts, eine Periodi- 
sirung, die sich wohl rechtfertigen lässt. Seine Darstellung be- 
ginnt sofort mit der zweiten Periode. Einen interessanten Anlauf 
nimmt der Eingang des Buches, wo die Prinzipien des kanonischen 
Eherechts zu erörtern unternommen wird. Die Hindernisse theilt 
Verf. in drei Gruppen, in generelle, solche, welche auf Mängeln 
des Consenses beruhen und relative. Wenn er zu den ersten auch 


Sehling, Neuere Literatur über kanonisches Eherecht. 401 


die Impotenz zählt, so kann doch gerade diese relativ sein; und 
die Mängel des Konsenses müssen doch auch entweder unter den 
Begriff absoluter oder relativer Hindernisse fallen. Richtiger ist 
es ferner die Eheschliessung nach den Ehehindernissen zu behan- 
deln. Der. letzte Theil des Werkes schildert das Recht seit dem 
Tridentinum. Auch dieser ist flüssig und angenehm geschrieben. 
— 7um Schlusse wird eine interessante Urkunde betr. den Cölibat 
mitgetheilt. — | 

II. Wenig Zustimmung können wir äussern zu der Schrift 
von Walther v. Hörmann, Die Desponsatio impuberum. Die Schrift 
behandelt ein interessantes Thema. Um so interessanter, als es 
mit verschiedenen Grundfragen des Eherechts im engsten Zusammen- 
hange steht. Verf. hat daher auch versucht, auf breiter Grundlage 
aufzubauen. 

Nach einer etwas weitschweifigen und vielfach Selbstverständ- 
liches bringenden Einleitung wird zunächst das jüdische Recht 
behandelt, dann das deutsche, beides in anfechtbarer Weise. Ver- 
wirrt ist die nun folgende Darstellung des römischen Rechts. 

Hieran schliesst sich das eigentliche Thema, das kanonische 
Eherecht. Hier hat nun Verf. geglaubt (wie er dies ausdrück- 
lich ausspricht S. VIII) die ganzen Grundfragen des Eheschlies- 
sungsrechts einer neuen Behandlung unterziehen zu müssen. Im 
Allgemeinen besteht — das kann man wohl sagen — heutzutage 
über die wichtigsten Fragen des kanonischen Eherechtes Klarheit 
und Einmüthigkeit. Verf. hebt auf S. XIII hervor, dass seine 
Untersuchungen „auch hinsichtlich der Beurtheilung der allge- 
meinen kanonisch-rechtlichen Eheschliessungslehre® in mancher 
Richtung ein neues Resultat ergeben hätten. Das Neue, was 
der Verf. bringt, ist aber längst Aufgegebenes, und das erklärt 
sich wohl daraus, dass Verf. die neuere Spezialliteratur nicht ge- 
kannt hat. Ein Blick in eines der gebräuchlicheren Lehrbücher, 
z. B. Friedberg, oder die verschiedenen Kritiken, z. B. Meurer 
(s. 0.), oder den citirten Aufsatz Scherers im Archiv u. s. w. hätten 
übrigens in dieser Richtung genügt. Hätte der Verf. sich hier 
umgeschaut, so hätte er nicht wieder den Grundirrthum von den 
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verschiedenen Eheschliessungslehren der Kanonisten vorgebracht 
und übersehen, dass es sich um eine der verschiedenen Sakraments- 
lehren mit ihren Folgen handelt. Von der Sakramentalität der 
Ehe wird in seinem Buche nirgends gesprochen. 

In Folge dessen kann es uns nicht wundern, dass er die Ent- 
wicklung des kanonischen Eheschliessungsrechts missverstanden hat, 
dass er über den Begriff „desponsatio* zu einer Klarheit nicht 
gelangt ist. Seine ganze Darstellung nimmt dadurch einen schwan- 
kenden Charakter an und Widersprüche ziehen sich durch das 
ganze Buch, ich nenne nur die Seiten 50, 75, 77, 80, 84, 94, 182, 
241 , 260, insbesondere aber 256 oben, 257, 213 und andere 
mehr. Man müsste das ganze Buch im Einzelnen widerlegen. 

Auch sonst fehlt es nicht an Widersprüchen. Ein Beispiel: 
Auf S. 7 stellt Verf. die (übrigens unrichtige) Behauptung auf, 
dass das ältere kirchliche Recht sich an das mosaische angelehnt 
habe, auf der nächsten Seite wird gelehrt, dass das ältere kirch- 
liche Recht sich an das deutsche Recht angelehnt habe, auf S. 15 
aber steht der Satz: „das Recht der Kirche ist hauptsächlich mit 
dem römischen in Berührung gekommen‘. 

Die Darstellung ist zu breit angelegt, weil jeder Kanonist 
einen eigenen Abschnitt erhält, was doch nur bei den wichtigeren 
nöthig gewesen wäre. Durch die Aufnahme der Belegstellen in 
den Text wird die Lektüre auch nicht erleichtert. Dabei werden 
Quellenstellen zum Abdruck gebracht, die jeder Leser derartiger 
Bücher zur Hand hat, wie z. B. lange Citate aus dem Corpus-iuris. 

Wenig Sorgfalt bei der letzten Durcharbeitung verrathen die 
mehrfachen Wiederholungen, wie in der Vorrede, 8.25 u. a. mehr, 
um von den Druckfehlern abzusehen. 

Der Literaturbenützung haben wir schon gedacht. Doch will 
ich noch eins hervorheben. Von römisch-rechtlichen Schriftstellern 
wird fast ausschliesslich Glücks, Pandekten-Commentar, eitirt! 

Diese Mängel sind um so bedauerlicher, als die Arbeit aner- 
kennenswerthen Fleiss zeigt und dem Verf. werthvolles hand- 
schriftliches Material zur Verfügung gestanden hat (z. B. bei Hu- 
guccio). Wenn Verf. aber es als etwas ganz neues hervorhebt 
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(und zwar wiederholt, S. 1 und 8. 36), dass er die Briefe des Ivo 
verwerthe, so ist das ein ebensolcher Irrthum, wie wenn er auf 
S. 42 ff. und in der Vorrede auf seine Ausführungen über Hugo 
von St. Victor als etwas ganz neues verweist. Auch hier hätte 
er sich unschwer vom Gegentheil überzeugen können. 

IV. Scherer, Handbuch des Kirchenrechts, 2. Band, 2. Ab- 
theilung. Von diesem allgemein als trefflich anerkannten Werke 
ist eine neue Abtheilung erschienen, und über dieselbe zu referiren 
bereitet mir eine wahre Freude. Sie behandelt das Verwaltungs- 
recht und zwar die Verwaltung der Lehrgewalt und der kirch- 
lichen Weihegewalt. Der erste Theil beschäftigt sich mit Erhal- 
tung der Lehre (Censur, Index u. s. w.), und Bekenntniss der 
Lehre (Regelung der Verhältnisse der Confessionen, was etwas knapp 
gerathen ist, Regelung der Kindererziehung), Verbreitung der Lehre 
und dem kirchlichen Schulwesen. Obwohl der Standpunkt des 
Verf. durchaus der offiziell-katholische ist, so ist doch die Selbst- 
ständigkeit des Urtheils, die sich in schwierigen Fragen offenbart, 
sehr erfreulich, wie der Darstellung auch der Charakter der Ob- 
jektivität nicht versagt werden kann. 

Der bei weitem grösste Theil (von S. 65 an) beschäftigt sich 
mit der kirchlichen Weihegewalt, bespricht zunächst die Sakra- 
mente im Allgemeinen, die Taufe im Speziellen und geht dann 
von 8. 84 ab bis zum Schlusse zum Eherecht über. Da dieses 
somit den erdrückenden Inhalt des neuen Bandes bildet und dem 
prinzipiellen Standpunkte des Verf. entsprechend, nur katholisch- 
kirchliches Eherecht dargestellt wird, so halten wir uns für be- 
rechtigt, die Besprechung den vorangegangenen Referaten anzureihen. 

Scherers Darstellung des kirchlichen Eherechts steht durchaus 
auf der Höhe der Wissenschaft. Mit den Resultaten können wir 
uns fast überall einverstanden erklären. Um einige besondere 
Punkte herauszugreifen, so sind ganz vortrefflich die Ausführungen 
des Verf. über Sakrament und Eheschliessung, in denen er sich 
gegen Freisen wendet; sehr richtig die Bemerkungen über den 
Einfluss des römischen Rechts auf dasjenige der Kirche, den ge- 
ringen Einfluss des deutschen Rechtes (gegen Sohm) und den ver- 
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schwindenden des jüdischen Rechtes (gegen Freisen. Dieser ist 
in seinem oben erwähnten Buche S. 55 sogar so weit gegangen, 
die Ehe ad morganaticam von dem hebräischen mohar = Kauf- 
preis abzuleiten); richtig die Polemik gegen Welschinger bezüglich 
der Ehetrennung Napoleons (S. 100), richtig die Bemerkungen 
über die Einsegnung der Verlöbnisse (S. 120), richtig die Aus- 
führungen über das römische Eheschliessungsrecht (S. 163), über 
c. 26X4.1(S. 165), durchaus zu billigen die Ausführung über 
Bedingungen bei der Ehe (S. 187) über die Geltung des Triden- 
tinum S. 200 ff. u. s. w. 

Nicht völlig zustimmen können wir dagegen dem System des 
Verf. In $ 112, welcher überschrieben ist „Wesentliche Form 
der Eheschliessung“ wird auch dargestellt die Handlungsfähigkeit, 
der Einfluss von Zwang und Furcht, Irrthum, das Hinderniss der 
Sklaverei u. s. w. Das sind aber nicht „Formen“, sondern „Vor- 
aussetzungen“ der Ehe. Das Brautexamen gehört nicht in den 
$ 113, denn es ist keine unwesentliche „Form“ der Eheschliessung. 
Die eigentlichen Hindernisse behandelt Verf. in vorliegendem Bande 
überhaupt noch nicht. 

Auch in Einzelpunkten stimmen wir nicht immer überein. 
So glauben wir nach wie vor, dass Gratian des Lombardus Distinktion 
verschwiegen habe. Dass. einer den andern benützt haben muss, 
ist bei der zum Theil wörtlichen Uebereinstimmung über allen 
Zweifel erhaben. Wer war also das Vorbild? Nach unseren Aus- 
führungen (vgl. neuerdings in dieser Zeitschrift 1, 254. 259 ff., 
vgl. auch Esmein im gegenwärtigen Aufsatze unter IL) werden 
wir wohl an Lombardus als Vorbild festhalten dürfen. Auch be- 
züglich des Irrthums in der Person (S. 180 Anm. 68) pflichten 
wir nicht vollkommen bei (vgl. unsere Abhandlung in dieser Zeit- 
schrift 1, 51 f.). 

Doch was wollen diese Ausstellungen besagen gegenüber den 
Vorzügen der Schrift. Ich will hier nicht nur die Korrektheit der 
Darstellung, die juristische Schärfe, mit der das Material bis ins 
Detail durchforscht ist, hervorheben, sondern namentlich auch die 
ausserordentliche Beherrschung des Stoffes, die uns überall ent- 
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gegentrit. Was in den Anmerkungen bewältigt ist, was dort- 
selbst verarbeitet (verarbeitet und nicht bloss gehäuft) ist, ist ge- 
radezu bewundernswerth! 

Möge das widrige Geschick, welches den Verf. seiner Mit- 
theilung in der Vorrede zufolge bei Ausarbeitung dieses Theiles 
betroffen hat, demselben in Zukunft fern bleiben, damit er uns 
recht bald mit der Fortsetzung des Eherechts in demselben Maasse 
erfreuen möge, wie er es mit dem vorliegenden Bande gethan hat. 
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II. Miscellen. 


Von Melanchthons Hand geschriebenes Bedenken in 
der Ehesache des Grafen Ladislaus zu Haag (1556). 
Mitgetheilt 


Archivrath Dr. Th. Distel in Dresden. 


Im ersten Bande der neuen Folge des Werkes Karl von 
Webers: Aus vier Jahrhunderten (N. F. 1861, 30—38) 
ıst ein Artikel mit der Ueberschrift: Eine welsche Heirath, 
1554, enthalten. Dort ist auch (S. 37) das auf Ansuchen des Grafen 
Ladislaus zu Haag!) vom Kurfürsten August zu Sachsen in 
seiner Ehesache (seine Gemahlin war Emilie, Tochter der Signora 
LucretiakKoverella (Referela) de Pia) unterm 9. Januar 1556 
von Trient aus erbetene Gutachten, welches von namhaften Theologen 
und Juristen gefällt und unterschrieben, sowie von Melanchthons 
Hand und unter seinem Namen ausgefertigt vorliegt, — leider 
jedoch mit mehreren Fehlern —, abgedruckt 

Das denkwürdige, überaus kurze Schriftstück sei deshalb hier 
genauer mitgetheilt, zu demselben aber auf den angezogenen Auf- 
satz verwiesen: 

„Wir haben die Acta belangend den wolgebornen Grauen vnd 


'!) Die Grafschaft gehört jetzt zu Baiern. Nach Zodler: Grosses Uni- 
versallexikon XII. Bd. (1735), Sp. 8 starb L. als der Letzte seines Geschlechtes 
1566. Er selbst schreibt es auch unterm 29 October 1556 in den nachher 
angezogenen Akten I, 17 (Orig.). 
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herrn, herrn Ladißlao Grauen zum Hag vnd seine gemahl frawe 
aemylia etc. durchlesen vnd befinden daraus nicht so viel Erscheinend, 
das ehr von gedachter seiner gemahl aemylia, ledig mag gesprochen 
werden. Datum vff den newnzehenden tag Februarii anno 1556. 


Philippus Melanthon Georgius Maior. D. 

manu propria. manu propria. 
Laurentius Lindeman. D. Johan: Pfeffinger. D. 
Johannes Schneydeweynn. D. Wolfgangus Crellius. D. 
Georgius Cracovius. D. Johannes Reyffschneytter. D.!)“ 


(K. S. Hauptstaatsarchiv: Locat 8306* insbesondere Bl. 52 
in Verb. m. Locat 8301 I, 15 ff. und II, 134/5). 


!) Sein Name dürfte in der A. D. Biogr. nicht fehlen. Nach Stopners 
Inscriptiones starb er am 23. August 1591. 
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Eine Taufe mit Milch in Kursachsen vor dreihundert 
Jahren. 
Mitgetheilt 


von 


Archivrath Dr. Th. Distel in Dresden. 


Bei amtlicher Arbeit, welche III, 24 des K. S. Hauptstaats- 
archivs betraf, kam ich Fol. 2, No. 9a (Bd. IV, 247 ff.) auf Nach- 
richten über eine in der Nacht zum 12. April 1592 zu Beierfeld 
in der Amtshauptmannschaft Schwarzenberg vollzogene Taufe mit 
Milch. Die Kirchenordnung des Kurfürsten August zu Sachsen 
vom 1. Januar 1580!) hatte noch ausdrücklich betont, dass selbst 
die Nothtaufe nur mit Wasser vollzogen werden könne „und nicht, 
„wie etwan in solcher Noth geschehen , was sie ergreiffen, als 
„Wein, Essig, Milch darzu gebrauchen, weil Christus mit ausdrück- 
„lichen Worten allein Wasser darzu verordnet hat, welches man 
„auch jederzeit zu solehen Nothfällen haben kann“. Der Superin- 
tendent Mag. Albert Lyttichius zu Annaberg berichtete, auf An- 
zeige des Ortsgeistlichen, Johann Sturtze, das Vorkommniss an das 
Konsistorium zu Meissen, indem er u. A. anführte, der Vater des 
Täuflings, Paul Otte, habe den Pastor erfordern lassen, als dieser 
jedoch nicht gleich gekommen sei, habe die (nicht vereidete) Weh- 
frau, Dorothea Kaspar Grossschuppin, die Handlung vorgenommen 
und das Kind im Namen der heiligen Dreieinigkeit „Susanna“ 
‚getauft, wozu in der Eile anstatt Wassers Milch verwendet 


” 


worden seı. 


') Man vergl. Codex Augusteus I (1724), 475/6 f., insbesondere 670/1 
(Gener.-Art. 6) und Herzog-Plitt-Hauck: Realencyklopädie für een 
Theologie u. Kirche XI (1885), S. 218 ff. | 
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Als hierauf Sturz mit dem Küster erschienen war, „fehret er 
fort vermög der Agenda“, bis er „höret“, was geschehen sei, „doch 
„weiss er auch in eil und schrecken selbst keinen bessern rath 
„und folget also nach auch mit den anderen gebetlein. Am morgen 
‘„aber kompt des kindes vater und wil sein kind anders getaufft 
haben“. Der Pfarrer weiss nun nicht, was er thun soll. 

Das Meissner Konsistorium bittet in dem mir vorliegenden, 
von Dr. Baltasar Sartorius und Mag. Bartholomaeus Heiderich 
eigenhändig unterzeichneten Originalvortrage vom 17. April 1592 
den Administrator Kursachsens, Herzog Friedrich Wilhelm zu 
Weimar, um Resolution, wartet aber am 3. Juni noch auf die- 
selbe. Weiteres über den Verlauf der Sachen hat sich nicht er- 
mitteln lassen, als dass unterm 5. Juli genannten Jahres die Re- 
gierung dem erwähnten Landesherrn in einem von Dr. David 
Peiser unterzeichneten Schreiben räth?!), ein Gutachten von der 
theologischen Fakultät zu Leipzig einzuholen. — 


!) Das Original liegt ebenfalls bei den angezogenen Akten. 
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Frage bejahenden herrschenden Meinung. Danz. 91. 
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rechts. Berl. 91. F. Heinicke. 3 Mk. 

Das Buch von Boche ist veraltet, und ein neues, die Pfarrer über 
die Rechtsverhältnisse der Kirche orientirendes Werk ein Bedürfniss. 
Das vorliegende Buch in seiner knappen und sachgemässen Darstellung 
wird dasselbe einigermassen befriedigen. Aber wir hätten es vielfach 
anders gewünscht. Der Verf. ist juristischer Praktiker und scheint 
doch in der Wissenschaft des Kirchenrechts nicht hinreichend beschlagen 
zu sein. Schon die Systematik ist keine gute. Der ganze Stoff wird 
in Personen- und Sachenrecht getheilt, und zu dem ersteren Abschnitt 
gehören der König, Oberkirchenrath, der Kirchenpatron, die Presby- 
terial- und Synodalorgane. Am meisten beklagen wir, dass der Verf. 
seine Leser nicht über die einschlagende Literatur zu unterrichten unter- 
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29. Matzen og Timm, Handbog i den danske kirkeret 7 Heft. 
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Preussens nach Erlass des Ges. v. 20/6 1875. Köln, Bachem s. a. 
zweite umgearbeitete Aufl. Mk. 3. 

Nach einer kurzen orientirenden Einleitung, die nicht tief geht und 
“ manche nicht zutreffende Bemerkungen enthält — dass die alten Gemein- 
den als collegia funeraticia Eigenthum besessen hätten, ist nur eine 
ausnahmsweise Erscheinung gewesen, dass die Kirche niemals mit dem 
Vermögensrecht Seitens des Staates beliehen worden sei, ist durchaus 
unrichtig — giebt Verf. den Text des Gesetzes und die dazu gehören- 
den Verordnungen mit einem zusammenhängenden Kommentar, der alle 
einschlagenden Fragen erörtert. Das Buch erhebt auf wissenschaftliche 
Bearbeitung keinen Anspruch, ist aber für die Zwecke der Praxis brauch- 
. bar und empfehlenswerth. E. Fr. 
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69. Conrat (Cohn), Gesch. d. Quellen u. Literat. d. röm. Rechts 
im früheren Mittelalter Bd. 1. (complett durch die 1891 erschienene 
4. Abth. des Werkes.) 

70. Digard, La Papaute et l’etude du droit romain au XIII® siecle 
Par. 1890. Auch Bibl. de l’Ecole des chartes 51, 381. 

71. Fournier, L’eglise et le droit romain, in Nouv. Revue hist. 
14, 50; 15, 134. 

72. Peries, La faculte de droit dans l’anc. Univ. de Paris (1160 
—1793). Par. ®%. 

73. Wegele, Deutsche Dantestudien des letzten Jahrzehnts, in 
Ztsch. f. vergleich. Literat.gesch. N. F. 2, 248 nimmt S. 307 die Entsteh- 
ungszeit der Monarchia gegen Scheffer-Boichorst,, der dieselbe in die 
letzten Lebensjahre des Dichters verlegt, in der Periode des Römer- 
zuges Heinrichs VII. an. Diese Meinung habe ich selbst ausführlich be- 
gründet. Z. f. K.R. 8, 76. | 

74. Maass, Dante’s Monarchie. Hamb. 71. (spricht Dante die 
Autorschaft jenes Werkes ab.) Dagegen Wegele D. 2.f. Gesch. Wiss. 
6, 78. 
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76. Lossen, Zwei Streitschriften d. Gegenreform.: die Autonomia; 
d. Incendium Calvinisticum. Sitz.Ber. d. Münche n. Akad. 1891. 1, 128. 

77. Blumenstock, Zwei unbekannte Wer ke Thomassins, Arch. 
f. k. K.R. 64, 366. In der frz. Nationalbibl. Nr. 4285 fonds franc. des 
nouv. acq.: Remarques sur le Decret de Gratien pour corriger les fautes 
de l’autheur et pour servir d’introduction au droit canon. Cod. lat. 
12454. 12455: Paratitla in quinque libr. decret. Greg. IX. sec. ordinem 
temporum et usum eccl. Gall. — (Scherer A.65, 352 weist aber darauf 
hin, dass die erstere Schrift schon in den Analecta Jur. Pontif. Bd. 16. 
17. veröffentlicht worden sei.) 

78. Die Handschr. d. grossh. Bad. Hof- u. Landesbibl. 
in Karlsruhe. Beil. 1. Karlsr. 91. Inhalt: Hermann v. d. Hardt 
in seinen Kreisen u. seinen Beziehungen z. Braunschweig. Hofe, zu 
Spener, Franke u. d. Pietismus v. F. Lamey. 

79. Occioni-Bonaffons, La cattedra di jus publico ecelesiastico 
e il prof. Angelo Anton. Fabro. Venezia 1889. (Atti del R. Instit. 
Veneto di scienze vol. VII. ser. 6.) 

80. Schuermans, La pragmat. sanct. de St. Louis, in La Belgi- 
que judic. 1890 no 41 (für Aechtheit). 

81. Mayer, Quellen z. Behörden-Geschichte Bayerns. Die Neu- 
organisation Herzog Albrechts V. Bamb. %. 3. 87 ff. (Verf. ist un- 
genügend in der Literatur unterrichtet.) 

82. Iken*, Die bremische K.O. v. 1534. Bremen (Müller) 91. 

Der Wiederabdruck der 1533 gedruckten und nur in wenigen 
Exemplaren erhaltenen K.O. ist noch dankbarer hinzunehmen, als der 
der Braunschweigischen durch Hänselmann (Wolfenb. 85) oder der Ham- 
burger durch Bertheau (1885), da jene bei Richter nur auszugsweise 
wiedergegeben ist. Der Herausgeber hat eine allgemein orientirende 
Einleitung vorausgeschickt, welche den Aufsatz von Kühtmann (Brem. 
Jahrb. 8, 114 ff.) nach allen Richtungen hin ergänzt. Als Verf. wird 
Johann Timann nachgewiesen. Die Erörterungen über die Frage, ob 
die K.O. noch heute gelte, sind zutreffend. Bemerkenswerth erscheint 
ein Hinweis auf die von Hölscher, Reformat.Gesch. d. Stadt Herford 
(Gütersloh 88) abgedruckte Herforder K.O. v. 1533, da sie bei Richter 
gar nicht erwähnt wird. E. Fr. 

83. Loesche*, Die Kirchen-, Schul- u. Spitalordnung von Joa- 
chimsthal. Ein Cultus- u. Culturbild a. d. Reformationszeit Böhmens. 
Dekanatsrede in erweiterter Gestalt. (Sep.-Abdr. a. d. Jahrb. d. Ge- 
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sellsch. f. d. Gesch. d. Prot. in Oesterr. XII. H. 1) s. oben IX, 3. 
Wien 91. Manz. 

Mit Recht weist der Verf. darauf hin, dass für Oesterreich noch 
eine Fülle von Kirchen ordnungen aus dem XVI. Jahrh. vorhanden ist 
(Freudenthal, Goldens tein, Iglau, Sternberg, in Mähren, Inner- u. Nieder- 
Oesterreich) welche bis jetzt theils gar nicht, theils ungenügend berück- 
sichtigt worden sind. Zu diesen gehört auch die in der Ueberschrift 
genannte, welche von Mathesius i. J. 1551 verfasst worden ist. Der 
Verf. nimmt leider von dem Abdruck des umfangreichen Aktenstückes 
Abstand, verheisst aber dasselbe der beabsichtigten Monographie über 
Mathesius hinzuzufügen. Darum giebt er nach einer kurzen geschicht- 
lichen Einleitung nur eine Lebersicht über den Inhalt, welcher die 
Eigenart der K.O. gut erkennen lässt. Dagegen ist die Darstellung 
des Kirchenrechtes, soweit sie das allgemein geltende und Luthers An- 
sichten herbeizieht, nicht ganz klar, und lässt eine Bekanntschaft mit 
der einschlagenden Literatur vermissen. E. Fr. 

84. Rutgers, Acta van de Nederl. Synoden d. 16 eeuw. Gravenh. 89. 

85. Golay, Etude sur le vieux droit genevois, les &dits civils et 
les ordonn. eceles. de 1576. Gen. 1888. 

86. Bachmann, Corpus iuris Abessinorum T. I. Jus connubii. 
Berl. 1890. (Rechtsbuch c. 1290 in arabischer Sprache verfasst, dann 
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100. Hoogweg, D. Paderb. Bischofswall i. J. 1223. Ztschr. f. 
vaterl. Gesch. u. Alttlık. 2, 92. 

101. Woker, D. Bischofswahlen v. Münster i. d. J. 1706 u. 1719. 
Katholik 1888, 141. 

102. Imbart de la Tour*, Les &lections &piscopales. Paris. 
Hachette et Cie. 91. (siehe oben V. No. 63 (S. 291.) 

Eine sehr sorgfältige, durchaus quellenmässige Arbeit, welche wir 
der Aufmerksamkeit der Fachgenossen dringend empfehlen. Der Verf. 
ist mit der einschlagenden, auch deutschen Literatur wohl vertraut — 
Blumenstock, der päpstliche Schutz ist ihm entgangen — übt sichere 
Kritik, und hat einen objektiven, unbefangenen Standpunkt. Die Dar- 
stellung ist gewandt und hätte nur etwas mehr zusammengefasst werden 
sollen. Gegen die Ergebnisse der Schrift finden wir nichts \Vesent- 
liches einzuwenden. E. Fr. 

103. Lossen, D. Anfang d. Strassburg. Kapitelstreites.. Münch. 
1889. (Abh. d. Bayer. Akad. III. Cl. Bd. 18. Abth. 3.) 
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1814. Par. 90. 

65. Chamard, La R£volut., le Concordat et la liberte religieuse 
Par. 91. 

66. Mesdach de ter Kiele, Du droit d’amortisation. Brux. 90. 
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77. Smith, The question of disestablishment, in The ninteenth 
century 1891, 521. 

78. Angerstein, D. Conflict d. poln. K. Boleslaus III. mit d. 
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Gehaltszuschüsse — zunächst im Reg.-Bez. Merseburg. Arch. f.K. K.R. 
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46. Robert, Les signes d’infamie au moyen age. Juifs, sarrasins, 
herötiques, l&preux, cagots et filles publiques. Par. 91. | 

47. Medina, historia del Tribunal del S. Officio de la Inquisicion 
en Chile. II. Santiago de Chile 90. 

48. Lea, Chapters from the religious hist. of Spain connected with 
the Inquisition. Philadelphia 90. 
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49. Ueber Henner Beitr. z. Organisat. d. Ketzergerichte (oben X,11). . 
Recens.: Loserth in Mitth. d. Instit. f.‚Oesterr. Gesch.-Forschg. 12, 661. 

50. Sachsse*, Ein Ketzergericht. Vortrag. (Sep.-Abdr. aus: Halte 
was du hast.) Berl. 91. 

Populärer Vortrag, der in anschaulicher Weise auf Grund der 
Practica des Bernardus Guidonis das Inquisitionsverfahren schildert. 

5il. Sachsse*, Bernardus Guidonis Inquisitor u. d. Apostelbrüder. 
Ein Beitr. z. Entstehungsgesch. der Practica. Rost. 91. 

Weist nach, dass das bei Muratori, SS. 9,425 ff. gedruckte Addita- 
mentum zur Historia Duleini von Bernardus verfasst und später ver- 
mehrt in dessen Practica aufgenommen worden ist. Die Entstehungs- 
zeit der letzteren wird in das Jahr 1323 verlegt. Endlich erörtert der 
Verf. hier die Frage, ob der Anhang der Practica zum ursprünglichen 
Werke gehöre. E. Fr. 

52. G. B—-t, Das Blutgericht zu Rottenburg a. Neckar (Wieder- 
täufer) d. christl. Welt. 1891, 501. 525. 

53. Berliner, Censur u. Confiscation hebräischer Bücher im Kir- 
chenstaate. Auf Grund der Inquisitionsakten in der Vaticana u. Vali- 
cellana dargestellt. Frankf. a. M. 91. (vgl.theol. Lit.2. 1891. S. 405. 

54. Burghard, D. Gegenreform. auf d. Eichsfelde v. J. 1574—9. 
Vom Regensburger Kurtage 1575 bis z. J. 1579. Leipz. 91. (vgl. oben 
X, 20.) 


XI. Eherecht. 


54. Limousin, Des Causes du divorce Angouleme 89. 

55. Recueil periodique et critique de la jurisprud. francaise et belge 
en matiere de divorce et de separation de corps publi& par Gst. Smets. 
Par. 87 ff. 

56. Allegre, Le mariage religieux et la loi franc., in Congres 
scientif. internat. des cathol.tenu & Paris 1888. Par. 89. 2, 101. 

57. Coulon, Le divorce et la separat. de corps. 1—3. Par. 1890. 

58. Morael, Trait& hist. et prat. de la conversion de la sepa- 
ration de corps en divorce. Par. 88. 

59. Toulle, Le nom de la femme divorcee ou separede de corps. 
Par. 87, 

60. Harrison, An Epitome of the law of Probate and Divorce. 
Lond. 91. 

61. Bishop*, New Commentaries on Marriage, Divorce and Sepa- 
ration as to the law, evidence, pleading, practice, form and the evi- 
dence of Marriage in all issues on a new system of legal exposition. 
Chicago Flood u. Co. 91. 1. 2. (Besprechung folgt.) 
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62. Marescalchi,Ildivorzio e la istituzione sua in Italia. Roma 89. 

63. Monferini, Divorzio: idee e proposte. Roma 90. 

64. Bartoli, Del divorzio.. Firenze 91. 

65. Fiore, Sulla controversia del divorzio in Italia. Considera- 
zioni. Torino 1891. Gegen Einführung der Scheidung. Ebenso Fu- 
sinato, in Riv. per le scienze giurid. 11, 122, der die Zahl der fran- 
zösischen Ehescheidungen nach der officiellen Statistik mittheilt: 1885 : 
4227, 1886: 2949; 1887: 3636; 1888: 4708. Gegen Ehescheidung 
auch: Rassegna nazionale 1. nov.1890. 16.nov. 16.dic. (Manganotti). 

66. Tempia, La riforma del matrimonio :: del divorzio. Roma RX. 
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68. Natali, Brevi osservazioni sul divorzio.. Macerata 91. 
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1884, betr. die Ehescheidung. Gutachten, dem eidg. Justiz- u. Polizei- 
departement erstattet. Bern 88. 

70. Morel, D. Gerichtsstand in Ehescheidungssachen u. d. Vollzug 
ausländ. Scheidungsurtheile nach Schweiz. Recht. Ztschr. f. Schw. R. 
1889. 30, 381. 

71. Koffka, Ueber die Berufung gegen Ehescheidungsurtheile 
lediglich wegen der Schuldfrage. Z. f. d. Civil-Proz. 16, 279. 

72. Hahn, Die Anerkennung eines unehel. Kindes, ihre Beurkun- 
dung im Standesregister u. deren Berichtigung. Beitr. z. Erläut. d. 
deutsch. R. 35, 347. 

73. Massonie, Delareconnaissance des enfants illegitimes. Par.90. 


74. Lusignoli, I figli adulterini e incestuosi nel Codice patrio. 


Studio storico, esegetico e critico. Firenze 91. 
75. Diena, Dei figli di donna legalmente separata dal marito, nati 
dopo la separazione. Venezia 91. 


XI. Schule. 


19. Crilet, Sur la nouvelle loi holland. sur l’enseignement pri- 
maire, in Bullet. de la societe de legislat. compar6e 21, 364. 

20. Geigel, Schule u. Kirche in Holland, Luxemburg u. Belgien. 
A.f. K. KR. 66, 49. | 

21. Richter, D. französ. Volksschulwesen. Auf Grund d. gesetzl. 
Bestimmungen u. d. behördl. Anordnungen m. bes. Berücksichtigung d. 
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22. Kehrbach*, Mitteilungen d. Gesellsch. f. deutsche Erziehungs- 
u. Schulgeschichte. Jahrg. 1, H. 1. Berl. 91. 
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Durch Beschluss der 39. Philologenversammlung ist die Gesellschaft 
für deutsche Erziehungs- und Schulgeschichte gestiftet worden. Dieselbe 
bewirkt einerseits die Veröffentlichung der Monumenta Germaniae Paeda- 
gogica und andererseits der oben genannten Mitteilungen. Die letzteren 
sind kein buchhändlerisches Unternehmen, doch werden die einzelnen 
Hefte gegen Aufschlag im Buchhandel käuflich sein. Das vorliegende 
Heft I enthält: Widmung. Aufruf. Gründung der Gesellschaft, Sat- 
. zungen, Geschäftsordnung. I Zur Geschichte der Erziehung und des 
Unterrichts im Wittelsbachischen Regentenhause. Von Gymnasialprof. 
Dr. Friedr. Schmidt in München. II Die Verdienste des bayer. 
Bischofs Klemens Wenzeslaus um d. Erziehungs- u. Unterrichtswesen. 
Von Dr. Ludwig Muggenthaler in München. III Das erste Lese- 
buch des Triviums in den Kloster- und Stiftsschulen des Mittelalters 
(11—15. Jahrh.). Von Prof. Dr. Ernst Voigt in Berlin. IV Zum 
Schulwesen Münchens im Jahre 1560. Von Prof. Daisenberger in 
Dillingen (Bayern). V Archivalische Beiträge zur Geschichte der Schul- 
komödie in München (1549—1618). Von Dr. Karl Trautmann in 
München. VI Eine Schulordnung der Lateinschule zu Memmingen aus 
dem 16. Jahrhundert. Von Gymnasialprofessor Dr. Emil Reichen- 
hart in Nürnberg. VII Ein Stundenplan der Landschule zu Schleu- 
singen (um 1580). Von Prof. Dr. Georg Müller in Dresden. VIII 
Ein Lehrerzeugnis aus dem Jahre 1593. Von Prof. Dr. Georg Müller 
in Dresden. IX Eine Berufungsurkunde für den Lehrer zu Hammer- 
stadt (Oberlausitz) aus dem Jahre 1780. Von Neumann in Hammer- 
stadt. X Frequenz-Verhältnisse einer Dorfschule aus dem Jahre 1747 
— 1748. Von Stadtschulinspektor Dr. L.H. Fischer inBerlin. XI Ein 
badischer Schulreformator und die Bankerottierer. Von Gymnasialpro- 
fessor Heinrich Funck in Karlsruhe. XII Zwei alte ABC-Bücher 
(1534 und 1788). Von Seminar-Oberlehrer Fechner in Berlin. XIII 
Aus pädagogischen Bibliotheken. Bibliothek des Königl. Seminars für 
Stadtschullehrer in Berlin. Das deutsche Schulmuseum. Lehrmittel- 
Ausstellung im deutschen Schulmuseum. (Zur Methodik des Geschichts- 
unterrichts.) Von R.Aron in Berlin. XIV Vorlesungen über deutsche 
Erziehungs- und Schulgeschichte an deutschen Universitäten im Winter- 
semester 1890—91 und Sommer-Semester 1891. Mitgeteilt von F. 
Ascherson. XV Aus neueren Rezensionen der Monumenta-Bände. 
XVI Vereinswesen. XVIL Aufrufe. XVIII Uebersicht der seit dem 
1. Januar 1891 in Zeitschriften erschienenen Abhandlungen zur Ge- 
schichte der Erziehung und des Unterrichts. XIX Uebersicht der seit 
dem 1. Januar 1891 im Buchhandel erschienenen Werke zur Geschichte 
der Erziehung und des Unterrichts. 
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23. Scheuffgen u. Layer, D. Domcapitel zu Trier in s. Verh. 
z. dort. Bantusseminar. Köln 91. (gegen Endres.) 

24. Schweizer, Die Berner Katechismen d. XVI. Jahrh., in Meili, 
Theol. Ztschr. a. d. Schweiz. 1891, H. 2. 

25. Eine reichsstädtische (Memminger) Schulordnung v. 1596, in 
Süddeutsch. Schulbote 1891. No. 4. 

26. Koldewey, Gesch. d. Schulwesens in Braunschweig v. d. 
ältest. Zeiten bis zum Regierungsantritt d. Herz. Wilhelm i. J. 1831. 
Wolfenb. 91. ' 

27. Warner, Die Schulvisitat. im Mediascher Kapitel v. J. 1765. 
Ein Beitrag z. Gesch. d. sächs. Volksschule. Arch. d. Ver. f. siebenb. 
Landesk. N. F. 23. H. 1. 

28. Kähler, D. Universitäten u. d. öffentl. Leben. Halle 91. 
(Auch über Ev. K. u. theol. Fakultäten.) 

29. Orterer, Z. Gesch. d. Universitäten im M.Alter. Hist. Jahrb. 
12, 561. 

30. Hübsch, D. Reformen u. Reformbestrebungen auf dem Ge- 
biete der Volksschule im ehemal. Hochstift Bamberg unter dem Fürst- 
bischof Adam Friedr. v. Seinsheim (1757—79) u. Franz Ludw. v. Erthal 
(1779—95. Bamb. 91. 
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20. Congreg. Coneilii Causa Vratislav. 9. Aug. 1890. DerB. 
v. Breslau fragt an, ob die Theilnehmer und Sekundanten an studen- 
tischen Duellen wie nach bisheriger Breslauer Praxis irregulares seien 
ex defectu perfectae lenitatis oder ex defeetu famae. Die Congreg. ent- 
scheidet in letzterem Sinne. Acta S. Sed. 23, 234. 

21. Ueber imped. vis ac metus: Congreg. Conc. Causa Venet. 4/5 
1889. Acta S. Sed. 22, 85. 

22. Ueber imped. raptus: Congr. Concilii 16/2 1889. Acta S. 
Sed. 21, 593. 

23. Dispensationen von einem matrimonium ratum non consummatum : 

Causa Paris. 25/1 90. Acta S. Sed. 22, 610. Scepusiens. ib. 648. 
Magno-Varadiens. 25/1 90. ib. 665. Wladislav. 22/2 90, ib. 729. 

In den beiden ersten Fällen wird die Nichtkonsummation der Ehe 
durch Septima manus propinquorum erhärtet. Nicht im dritten Fall. 

24. Dispensation von einem matrimonium non consummatum: Congr. 
Coneilii Causa Panormitana 12. Juli 1890. Acta S. Sed. 23, 277, 

25. Dispensation von einem matrimonium consummatum, obgleich 
die Annullation derselben Ehe ex capite impotentiae abgewiesen war: 
Congreg. Conc. 8/6 89. Acta S. Sed. 22, 262. 

Umgekehrt wird sie verweigert, weil die Nichtkonsummation der 
Ehe nicht bewiesen werden konnte. 6/7 89. ib. 286. 

26. Congreg. Conc. Causa Luceorien. Zytomirien. 9. Aug. 1890. 
Es war die Nullititätsklage wegen Impotenz des Mannes angestrengt 
worden. Es ergab sich die Virginität der Frau (mit septima manus 
‚propinquorum), nicht indessen die unheilbare Impotenz des Verklagten 
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Darum wurde auf experimentum triennii erkannt. Darauf richtete Klä- 
gerin an den Papst das Gesuch um dispensatio a matr. rato et non 
consummato, welchem entsprochen wurde. Acta S. Sed. 23, 476. 

27. Bei der Frage, ob ein Ehegatte todt sei, braucht kein defensor 
matrimonii mitzuwirken. Congr. Conc. 14/12 84. Acta S. Sed. 22, 546. 

28. Eine Ehe, die unter einer Bedingung geschlossen wird, contra 
bonum matrimonii, z. B. dass der eine Contrahent nur eine lösliche 
Ehe schliessen will, lässt in foro interno keine Ehe zu Stande kommen, 
auch wenn die Bedingung bei der Eheschliessung nicht ausdrücklich 
ausgesprochen wurde. Dagegen ist sie in diesem Falle in foro externo 
gültig, da die Präsumption Platz greift, die Contrahenten hätten doch 
eine Ehe, wie sie Christus eingesetzt, schliessen wollen. Congreg. 
Conce. Parisiens 31/1 91. Acta S. Sed. 23, 711. | 

29. Ueber die Publikat. des Decretes Tametsi. Congreg. Conc. 
C. Limburgens. 1%1 1889. Acta S. Sed. 21, 648. 

30. In Mühlhausen ist das Decret Tamtesi nicht publicirt worden. 
Indessen haben die Katholiken dort ihre Ehen seit lange in triden- 
tinischer Form geschlossen, in der Meinung, dass dies die katholische 
Eheschliessungsform sei. Die Congreg. inquisitionis erkannte 
durch Decr. v. 1/5 1887, dass demnach eine ohne trident. Form ge- 
schlossene Ehe nichtig sei. Acta S. Sed. 23, 749 ff. 

31. Ehe geschlossen vor dem Pfarrer des Landaufenthaltes ist 
clandestinum. (Für Frankreich) Congreg. Conc. 14/12 89. Acta S. 
Sed. 22, 477. | 

32. Eine von beiden Theilen zum Scherz geschlossene Ehe ist nichtig. 
Congreg. Conc. 14/12 89. Acta S. Sed. 22, 529, 

33. Congreg. Conc. Causa Mechlien. 12. Juli 1890. Der Papst 
legitimirt durch Rescript zwei Kinder, welche der bürgerlich geschlos- 
senen Ehe eines Katholiken mit einer Evangelischen entsprossen sind. 
Die ev. Mutter war zum Katholicismus übergetreten und bedingt ka- 
tholisch getauft worden. Der Ehemann war unheilbar geisteskrank 
geworden, so dass die Vornahme der tridentischen Eheschliessung aus- 
geschlossen war. Acta S. Sed. 23, 332, 


Gerichtssprüche. 
26. Ein Angeklagter‘, welcher mit der unehelichen Tochter seiner 
verstorbenen Ehefrau konkumbirt hat, wird verurtheilt nach St.G.B. 
8 173, 2. Erk. d. R.Ger. IV. Strafsen. 31/1 90. Erk. d. R.Ger. 20, 239. 
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27. Im Falle der Verleitung einer Ehefrau zur Gestattung des Bei- 
schlafes durch Erregung oder Benutzung eines Irrthums, in welchem 
sie den Beischlaf für einen ehelichen hielt, ist nur sie selbst, nicht ihr 
Ehemann, zur Stellung eines Strafantrages berechtigt. Erk. d. R.Ger. 
IV. Strafsen. 16/4 89. Entsch. 19, 250. 

28. Erfüllungsort des Verlöbnisses ist derjenige, wo der betr. Ver- 
lobte den Akt der Eheschliessung mit dem anderen vorzunehmen ver- 
pflichtet ist. „Es ist aber auch an sich unrichtig, die Herstellung des 
gemeinsamen ehelichen Lebens als die Erfüllung des Verlöbnisses auf- 
zufassen. Von einer „Erfüllung des Verlöbnisses kann man selbstver- 
ständlich überhaupt nur reden, insofern man esals obligatorischen 
Vertrag betrachtet, und die Natur eines solchen wiegt auch in der That 
bei ihm vor, obgleich durch dasselbe daneben auch ein dauerndes per- 
sönliches, mit einigen Rechtswirkungen versehenes Verhältnis begründet 
wird. Die Handlung, auf welche jener obligatorische Vertrag gerichtet 
ist, besteht aber eben nur in dem Abschlusse eines anderen Vertrages, 
der Eheschliessung, welcher seinerseits, obwohl er mittelbar gleichfalls 
zu vielen beiderseitigen Leistungen verpflichtet, doch kein obligatorischer 
sondern ein familienrechtlicher Vertrag anderer Art ist, der zu seiner 
unmittelbaren Rechtsfolge nur die Begründung des dauernden persön- 
lichen Verhältnisses der Ehe hat; in diesem letzteren Punkte liegt die 
Besonderheit des Verlöbnisses, soweit es obligatorischer Vertrag ist, im 
Vergleiche mit den gewöhnlich e. g. pacta de contrahendo, denen es sich 
im übrigen völlig anreiht. Erk.d. R.G. IV. Civ.Sen. 28/2 89. Entsch. 
23, 172 ff. — Die Entsch. d. R.Ger. II. Sen. (Entsch. 20, 335) u. IV. 
Sen. (Rep. IV. 70/87) welche als Erfüllungsort des Verlöbnisses den in 
Aussicht genommenen ersten ehelichen Wohnsitz annehmen, beziehen 
sich die erstere auf Rhein. Recht, die andere auf Preuss. L.R. 

29. E. d.O.L.Ger. Darmstadt, 8/7 90. Die Entschädigung wegen 
Verlobungsbruches fällt fort, wenn der klagende Theil auf die nach- 
trägliche Bereiterklärung des anderen zur Eingehung der Ehe sich gegen 
diese, wenn auch aus einem zutreffenden Grunde weigert. Seuffert, A. 
46, 311 (Nr. 196.) 

30. Bayern. Minderjährige können Verträge über die religiöse 
Erziehung der Kinder abschliessen. Dazu genügt nach Bayer. L.R. die 
Zustimmung des Vormundes. Entsch. d. Verwalt.Gerichtshofs I. Sen. 
1/12 89. Samml. v. Entsch. 11, 525 (1890). 

31. E. d. 0.A.G. Jena 1912 89. Ein Vertrag, durch welchen 
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der Ehemann der Frau gegenüber auf die freie Wahi des Wohnsitzes 
der Ehegatten verzichtet, ist nach gemeinem Rechte unwirksam. Bl. f. 
R.Pflege in Thür. 38, 41. | 

32. Die richterliche Ergänzung d. älterl. Einwilligung gehört vor 
die ordentlichen Gerichte und zwar auf gerichtliche Klagehin. Reichsger. 
III. Civ.Sen. Erk. 8/5 1888. Bl. f. Rechtspflege in Thür. 36, 162. 

33. Der Ehemann stellt die Ungültigkeitsklage wegen mangelnder 
Jungfräulichkeit an, hat aber selbst mit der Frau vor der Ehe fleisch- 
liche Gemeinschaft gepflogen. Der Richter hat zu prüfen, ob der Mann 
trotz seiner Kenntnis vom Zustande der Frau sich auf seine Unkenntniss- 
berufen darf, dass diese vorher mit Dritten Umgang gehabt hat, z. B. 
wenn zur Zeit seines ersten unehelichen Beischlafes er schon mit der: 
Frau verlobt war, oder wenigstens die ernste Absicht der Eheschlies- 
sung vorhanden war. Ev. muss der Richter die Einrede berücksichtigen. 
Erk. d. R.G. Ill. Civ.Sen. 2/5 90. Entsch. 25, 192. 

34. Erk. d. R.G. 912 90. III. Civ.Sen. Eine Ehe gilt im Sinne 
des $ 41 A. L.R. II, 1 als nicht „fortgesetzt“, wenn der eine Ehegatte 
nach entdecktem Irrthum sich thatsächlich von dem anderen Ehegatten 
getrennt hat, sondern nur, wenn eine Klage auf Ungültigkeitserklärung 
der Ehe angemeldet ist. Entsch. 27, No. 54. 

35. Erk. d. R.Ger. 13/1 91. III. Civ.Sen. Eine Ehe ist nach ge- 
meinem Recht nicht wegen Irrthums anfechtbar, weil der andere Ehe- 
gatte mit der Anlage zur Geistesstörung erblich belastet und schon 
vorübergehend vor und nach der Eheschliessung in Geistesstörung ver- 
fallen war. Entsch. 27. No. 38. 

36. Erk. d. II. Civ.Sen. R.Ger. 4/6 1889. (Entscheid. 23, 332.) 

Kläger lernte seine spätere Ehefrau am 3. Dezember 1887 kennen. 
Am 18. Dezember fand die Verlobung und an demselben Tage der erste 
geschlechtsvertrauliche Verkehr statt. Die Ehe wurde am 28. Februar 
1888 im Gebiete des gemeinen Rechtes abgeschlossen, nachdem vorher- 
Beklagte dem künftigen Ehegatten Kenntniss von ihrer Schwangerschaft. 
gegeben hatte. Die Eheleute nahmen ihren Wohnsitz zu O. im Ge- 
biete des rheinischen Rechtes, und hier wurde am 15. Juni 1888 die 
Ehefrau von einem ausgetragenen Kinde entbunden. 

Unter der Behauptung eines wesentlichen Irrthumes klagte der 
Ehemann auf Ungültigkeitserklärung der Ehe. Vom Landgerichte ab- 
gewiesen, legte er Berufung ein, und klagte gleichzeitig auf Eheschei- 
dung wegen schwerer Beleidigung. Seiner Klage auf Verleugnung des. 
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Kindes war in erster Instanz stattgegeben, dagegen aber Berufung 
erhoben worden. Das Berufungsgericht erkannte auf Zurückweisung 
sämmtlicher Klagen, und die Revision wurde zurückgewiesen. 

Aus den Gründen: 

„Mit Recht gehen die Vorinstanzen davon aus, dass sowohl die 
Klage auf Ungültigkeitserklärung als auf Scheidung der Ehe ($ 592 
C.P.O.) nach rheinischem Rechte zu beurtheilen seien. Die Ehe ist 
zwar im Gebiete des gemeinen Rechtes abgeschlossen worden, aber der 
erste und einzige Wohnsitz der Ehegatten liegt im Gebiete des rhei- 
nischen Rechtes. Dieses ist daher, wie von Rechtslehre und Rechtsprechung: 
übereinstimmend angenommen wird, nach der Natur des ehelichen Ver- 
hältnisses für die Wirkungen der Ehe ausschliesslich massgebend. Es 
kann demnach unerörtert bleiben, ob der Richter, wie das angefochtene 
Urtheil ausführt, wegen des streng positiven Charakters der die Gültig- 
keit oder Scheidung betreffenden Rechtsnormen unter allen Umständen 
nur die Gesetze seines Landes anzuwenden habe. 

1. Die Klage auf Ungültigkeitserklärung der Ehe stützt 
sich lediglich auf die nach dem Thatbestande nicht mehr streitige Be- 
hauptung, die Beklagte sei zur Zeit der Eheschliessung von einem an- 
deren Manne schwanger gewesen und Kläger habe sich in dem nach 
Art. 180 des bürgerl. Gesetzbuches die Ungültigkeit rechtfertigenden 
Irrthume über die ausschlaggebende, nach dem sittlichen Charakter der 
Ehe vorauszusetzende Eigenschaft der geschlechtlichen Unbescholtenheit 
seiner Braut befunden. | 

Allerdings wird von zahlreichen Rechtslehrern und Gerichten die 
Ansicht vertreten, dass schon ein Irrthum über die wesentlichen Eigen- 
schaften der Person die Ungültigkeitsklage begründe, der Richter der 
That also zu würdigen habe, ob nach Lage der Umstände der Irrthum 
eine wesentliche zum sittlichen Bestande des Ehebundes voraussetzbare 
Eigenschaft betreffe. Dieser Ansicht aber, welche in bedenklicher Weise 
die Aufrechterhaltung der Ehe in dasrichterliche Ermessen stellt, stehen 
die klaren Bestimmungen des französischen Gesetzbuches entgegen. 

Als einziger Grund für die Ungültigkeitserklärung wird im Art. 
180 des bürgerl. Gesetzbuchs der Irrthum in der Person bezeichnet, 
das Gesetz schliesst also schon nach seinem Wortlaute den Irrthum 
über Eigenschaften aus. . Diese Auffassung findet ihre Bestätigung darin, 
dass sich die französische Gesetzgebung an das in Frankreich bis dahin 
geltende kanonische Recht anschloss, welches grundsätzlich nur den 
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Irrthum über die Identität der Person als Ungültigkeitsgrund aner- 
kannte. Bei der Berathung über das Gesetz wurden zwar von einzelnen 
Rednern Aeusserungen gemacht, welche für die entgegengesetzte An- 
sicht sprachen, der Gesammteindruck der Verhandlungen lässt aber 
keinen Zweifel, dass das Gesetz sich an das bestehende Recht anschliessen 
sollte. Die von Einzelnen gemachten abweichenden Bemerkungen haben 
in dem Gesetze selbst keinen Ausdruck gefunden. 

Wollte man aber auch ausser dem Irrthume über die Identität 
auch den Irrthum über den Civilstand und selbst über diejenigen phy- 
sischen , moralischen und gesellschaftlichen Eigenschaften, welche als 
wesentliche vorausgesetzt werden durften, zur Begründung der Klage 
für ausreichend erachten, so würde im vorliegenden Falle dem Antrage 
des Klägers nicht stattzugeben sein ; denn nach den bezüglich der gleich- 
zeitigen Verleugnungsklage getroffenen thatsächlichen Feststellungen 
hatte Kläger im Augenblicke der Elıeschliessung Kenntniss von der 
Schwangerschaft seiner Braut, befand sich also nicht im Irrthum über 
deren geschlechtliche Unbescholtenheit. 

2. Kläger hat in zweiter Instanz neben der Klage auf Ungültigkeit 
die Klage auf Ehescheidung wegen schwerer Beleidigung gemäss 
Art. 231 des bürgerl. Gesetzbuchs erhoben. Die Annahme des Be- 
rufungsrichters, dass diese Klage zulässig sei, ist der Nachprüfung 
nicht entzogen; denn der Richter erklärt nicht in einer nach & 242 
C.P.O. für die höhere Instanz bindenden Weise, dass eine Klagänderung 
nicht vorliege; vielmehr wird ausdrücklich anerkannt, dass die neue 
Klage ihrem Grund und ihrem Begehren nach von der in erster Instanz 
angestellten Klage verschieden sei. Die Ausführung des Berufungs- 
richters aber, dass die Erhebung der Klage in zweiter Instanz durch 
die besonderen Bestimmungen des $& 574 C.P.O. gerechtfertigt werde, 
war nicht für zutreffend zu erachten. Allerdings hat der Gesetzgeber 
in der Absicht, der Vervielfältigung der Eheprozesse entgegenzutreten, 
in Abweichung von den allgemeinen Vorschriften der $$ 240. 489 die 
Zulassung neuer Klagegründe gestattet. Durch diese Ausnahme- 
bestimmungen wird aber der $ 491 Abs.2 nicht berührt, nach welchem 
neue Ansprüche nur insoweit zugelassen werden, als sie den Cha- 
rakter einer Erweiterung eines Klagantrages in der Hauptsache oder 
in Betreff von Nebenforderungen an sich tragen. Diese von dem Reichs- 
gerichte wiederholt, 
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vgl. Entsch. d. R.G.s in Civils. Bd. 11 S. 351 und Seuffert, 
Archiv Bd. 38 Nr. 364, 
ausgesprochene Auffassung führt gemäss $ 526 C.P.O. zur Zurückwei- 
sung der Revision auch hinsichtlich der als unzulässig zu erachten- 
den Ehescheidungsklage. 

Uebrigens würde, wenn in die Sache einzugehen wäre, die Ehe- 
scheidungsklage mit dem Berufungsrichter zurückgewiesen werden müssen. 
Nach Art. 231 des bürgerl. Gesetzbuches können nur solche Misshand- 
lungen oder Beleidigungen die Ehescheidungsklage begründen , welche 
nach dem Abschlusse der Ehe begangen worden sind. Nach dem 
Klagevorbringen aber hat der vertrauliche Umgang mit anderen Per- 
sonen vor dem Abschlusse der Ehe stattgefunden, und es wird nicht 
behauptet, dass Beklagte während der Ehe eine Handlung begangen 
habe, welche die Scheidung rechtfertigen könnte. Die Geburt des vor 
der Ehe empfangenen Kindes und das dadurch entstandene Gerede der 
Leute sind keine freiwilligen Handlungen der Beklagten, sondern nur 
die unvermeidlichen Folgen des vor der Ehe begangenen Fehltrittes. 

Vgl. Entsch. d. R.G. in Civils. Bd. 11 S. 351. 

3. Auch bezüglich der Verleugnungsklage war die Revision nicht 
für begründet zu erachten. Die Voraussetzung der Verleugnungsklage 
nach Art. 314 des bürgerl. Gesetzbuches liegt zwar vor, dass das Kind 
vor dem 180. Tage nach der Eheschliessung geboren worden ist, die 
Klage ist auch binnen der in Art. 316 bestimmteu Monatsfrist erhoben 
worden. Dieselbe ist aber nach der angeführten Gesetzesbestimmung 
ausgeschlossen, wenn dem klagenden Ehemanne vor Eingehung der Ehe 
die Schwangerschaft bekannt war. 

Nach den Feststellungen des Berufungsrichters hat Kläger bereits 
am Verlobungstage, dem 18. Dezember 1887, mit seiner späteren Ehe- 
frau geschlechtlich verkehrt und hat von derselben einige Wochen 
später die Mittheilung erhalten, dass sie schwanger sei, sich aber durch 
diese Mittheilung, obwohl er derselben Glauben schenkte, nicht abhalten 
lassen, am 28. Februar 1888 die Ehe abzuschliessen. 

Nach dieser ohne Rechtsirrthum getroffenen, daher der Nachprüfung 
entzogenen Feststellung ist das Klagerecht verloren, da das Gesetz den 
Verlust nicht an die Voraussetzung knüpft, dass der Eheschliessende 
sich mit Recht oder Unrecht für den Urheber der Schwangerschaft an- 
gesehen habe. 

Die Revision führt aus, der Berufungsrichter habe den erbotenen 
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Beweis erheben müssen, dass sich Kläger, welcher seine spätere Ehefrau 
zum ersten Male am 3. Dezember 1887 gesehen, wegen Abwesenheit in 
der physischen Unmöglichkeit befunden habe, der Beklagten zwischen 
dem 300. und 180. Tage vor der Geburt des Kindes beizuwohnen, da 
dieser Beweis nach Art. 312 des bürgerl. Gesetzbuches die Verleug- 
nungsklage selbst in dem Falle zu begründen geeignet sei, wenn das 
Kind während der Ehe empfangen worden wäre. Diese Ausführung ist 
nicht als zutreffend zu erachten, denn die Verleugnung des vor der Ehe 
empfangenen Kindes ist nicht nach Art. 312, sondern allein nach Art. 
314 zu beurtheilen, und der an die Kenntniss der Schwangerschaft ge- 
knüpfte Verlust des Klagerechtes beruht auf der gesetzlichen Vermutung, 
dass derjenige, welcher mit einer Schwangeren in Kenntniss dieses 
Umstandes die Ehe eingegangen ist, auf die Verleugnungsklage ver- 
zichtet habe.“ 

37. Desterreich. Urth.d. Oberst. Ger.H. 10/2 91. Eine zwischen 
einem österr. Juden und einer ursprünglich christl. Ungarin vor dem 
Bremer Rabbiner abgeschlossene Ehe ist ungültig, da Ungarn nicht 
zum Judenthum übertreten dürfen. Jur. Bl. 1891. S. 203. 

38. Sachsen. Die Klage des Ehemannes auf Herstellung des 
ehelichen Lebens ist abzuweisen und gleichzeitig Kläger auf die Gegen- 
klage des Beklagten zur Fortsetzung der Ehe zu verurtheilen, wenn 
es Kläger an dem ernstlichen Willen, die Ehe fortzusetzen, fehlt. Dies 
ergiebt sich aber aus seiner Weigerung, eine für beide Ehegatten taug- 
liche Wohnung bereit zu stellen. E. O.L.G. Dresden V. Sen. 27/3 90. 
Annal. d. Sächs. O.L.G. 12, 253. 

39. Der gegen die Klage auf eheliche Folge erhobene Einwand, 
dass der klagende Ehemann keine für die gemeinschaftliche Wirthschaft 
geeignete Wohnung besitze, darf nicht der Verhandlung und Entschei- 
dung in der Executionsinstanz vorbehalten werden. Die bez. Pflicht 
des Mannes gehört nicht zum Klaggrunde, so dass er ilıre Erfüllung 
zu behaupten und nachzuweisen hätte. Sie bildet vielmehr eine Einrede 
der Frau gegenüber der aus der allgemeinen Natur der Ehe für sie 
sich ergebenden Pflicht der Folge, durch welche sie von der Erfüllung 
dieser Pflicht befreit zu sein behauptet, und welche sie darzulegen und 
zu beweisen hat. Erk. R.Ger. III. Civ.Sen. 3/6 89. Entsch. 23, 102. 

40. Auch nach kath. K.R. ist die Klage auf Herstellung des ehe- 
"lichen Lebens zulässig. Dagegen kann als Einrede das unsittliche Ver- 


A. dimme. mini ei, _ | GE EEE Genie en. , ‚isn ein, EEE il Enge en  _ mm | nn. mm : 


IR 


Gerichtssprüche. 431 


alten des anderen Theiles vorgeschützt werden. O.L.G. Stuttgart 
41/5 1884. Seuffert, Arch. 45, No. 112. 

41. Der Anspruch der Ehefrau auf Unterhalt ausser dem Hause 
«des Mannes ist von richterlicher Ermächtigung zur Trennung oder von 
gleichzeitiger Erhebung der Klage auf Wiederherstellung des ehelichen 
Lebens nicht abhängig. Vorbehaltlich des Rechtes jedes der Ehegatten 
auf Wiederherstellung des ehelichen Lebens zu klagen und des Rechtes 
des Beklagten, durch ordnungsmässige Wiederaufnahme der Klägerin 
in sein Haus sich von der weiteren Verpflichtung zur Zahlung von Ali- 
:menten ausser dem Hause zu befreien. — So früher gemeinrechtl. Praxis 
Seuffert 26, No. 243 f. 21, No. 231 u. Preuss. A. L.R. Erk. R.Ger. 
III. Civ.Sen. 28/2 1890. Entsch. 25, 149. 

42. Nach dem Personenstandsgesetze hat der Eheschliessung ein 
Aufgebot voranzugehen, über dessen Vollziehung die Gemeindebehörden 
bescheinigen. Diese Bescheinigung ist kein formales Erfordernis und 
hat auch nicht den Charakter eines ausschliesslichen Beweis- 
‚mittels. Vielmehr hat der Standesbeamte zu prüfen, ob das Aufgebot 
in vorgeschriebener Weise wirklich erfolgt sei. E.d. R.G. IV. Strafsen. 
15/10 1889. Ztschr. f. Proz. u. Gesetzgebg. 12, 179. 

43. Bayern. Die formale, gesetzmässig geschlossene Ehe einer 
Bayerin mit einem Ausländer bewirkt für erstere Verlust der Staats- 
angehörigkeit, selbst wenn die Ehe später für nichtig erklärt wird. 
Die Putativehe hat für die gutgläubige Ehefrau den Verlust ihrer 
früheren Heimath zur Folge. Entsch. d. Verw.Ger. III. Sen. 23/12 89. 
Sammlg. v. Entsch. 12, 1. 

44. Erk. d. R.Ger. 26/2 91. IV. Civ.Sen. In Konsulargerichtsbe- 
zirken gilt die Civilehe vor dem Reichskonsul fakultativ neben der im 
Bezirk sonst geltenden Eheschliessungsform. In der Türkei besteht nun 
zwar keine gesetzliche für nicht-muhamedanische Nichtunterthanen der 
Pforte bestimmte Eheschliessungsform, wohl aber steht das dortige 
Recht der Bildung eines diesbezüglichen Gewohnheitsrechtes nicht ent- 
gegen. Als solches ist aber die kirchliche Trauung anzutehen, welche 
auch die gesetzlich anerkannte Eheschliessungsform für christliche tür- 
kische Unterthanen ist. Dabei fällt die Zuständigkeit des trauenden 
Geistlichen nicht ins Gewicht. Entsch. 27 No. 24. 

45. Der Ehescheidungsrichter hat das Recht zur Anwendung zu 
bringen, welches in seinem für die Klage zuständigen Gericht zur Zeit 
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der Klage gilt, also unter dessen Herrschaft die Ehe zur Zeit der Klage 
steht. München, Oberstes L.Ger. 26/4 90. Seuffert 46, No. 27. 

46. Die Ehescheidung einer Schweizerbürgerin, die sich mit 
einem Heimathlosen verheirathet hat, ist vor schweizerischem Gerichte 
zulässig. En tsch. d. Schw. B.Ger. 13/3 91. Ztschr. f. Schweiz. R. 32, W. 

47. Nach Art. 58 des Schweiz. Ges. v. 24/12 74 können Ehen 
von Ausländern nur geschieden werden, wenn nachgewiesen wird, dass 
derStaat, dem die Eheleute angehören, das zu erlassende Urtheil anerkennt. 

Ein solches Zeugniss wird aber von den deutschen Justizministern 
mit Rücksicht auf C.P.O. 660 f. versagt, wonach nur die Gerichte dar- 
über entscheiden dürfen, ob ein im Auslande ergangenes Urtheil im 
Inlande anzuerkennen und vollstreckbar sei. Aber auch die Gerichte 
stellen das Zeugniss nicht aus, weil die betr. Frage nur von den im 
Voraus unbekannten, je nach der Sachlage später zuständigen Gerichts- 
behörden zu entscheiden ist und nicht vorher beurtheilt werden kann, 
dass der Vollziehung eines erst vielleicht nach langer Frist ergehenden 
schweizerischen Urtheils keine Hindernisse entgegentreten werden. Ztschr. 
f. internat. Privat- u. Strafrecht. 1, 641. 

48. Bei Ehescheidung gemischter Ehen Ehescheidungsgrund nur 
wenn nach Recht des Klägers. Oberstes L.G. München 14/5 90. Seuf- 
fert 46, No. 26. 

49. D. Zustandsvormund eines wegen Blödsinns entmündigten Ehe- 
mannes kann nicht für den letzteren die Ehescheidungsklage wegen Ehe- 
bruchs anstrengen. Sächs. B.G. 8 1713, 1910. Dresden O.L.G. V. 
Senat 22/12 87. Annal. d. Sächs. O.L.G. 11, S. 189. 

50. Erk. d. R.Ger. 13/1 91. IH. Civ.Sen.: Nach kath. Eherecht 
bildet nicht jede unnatürliche Befriedigung des Geschlechtstriebes also 
jedes Fleischesverbrechen eines Ehegatten einen Ehescheidungsgrund, 
sondern nur die wirklich vollzogene ehebrecherische fleischliche Ver- 
mischung. Ebensowenig die Verurtheilung des Ehegatten zu einer lang- 
wierigen oder entehrenden Freiheitsstrafe. Entsch. 27, No. 37. 

51. Die Einrede wegen Kompensation ist unwirksam gegenüber 
einem nach Anstellung der Klage noch fortgesetzten Ehebruch der Be- 
klagten. O.L.G. Hamburg, Erk. 1/11 88. Seuffert, Arch. 45, No. 100. 

52. Der Richter darf in Ehescheidungssachen die Einrede der 
durch Ehebruch des Klägers eingetretenen Kompensation von Amtswegen 
berücksichtigen, wenn sie von der Beklagten nicht geltend gemacht 
wird. (Konsequenz des im Eheprozess herrschenden, die Verhandlungs- 
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maxime zu Gunsten der Ehe einschränkenden Principes. Vgl. C.P.O. 
S 577.) Erk. d. III. Civ.Sen. d. R.Ger. 28/5 89. Entsch. 23, 142. 

53. Bösliche Verlassung kann auch dann vorliegen, wenn das Motiv 
der Entfernung nicht in Abneigung gegen den klagenden Theil bestan- 
den hat. E.d.R.Ger. (III. Civ.Sen.) 14/11 90. Senffert, Arch. 46, 313. 

54. Sachsen. B.G.B. $ 1731. Da Klägerin durch gerichtlichen 
Eid versichert, vom Leben und Aufenthalt ihres Ehemannes seit circa 
5 Jahren nichts erfahren zu haben, so ist damit der Scheidungsgrund 
der böslichen Verlassung dargethan. E. d. O0.L.G. Dresden. V. Sen. 
24/3 91. Annal. d. Sächs. O.L.G. 12, 256. 

55. Unüberwindliche Abneigung Ehecheidunesernnd nach jüdi- 
schem Recht. Bayer. Oberstes L.Ger. 15/1 1889. Seuffert 44, No. 191. 

56. Gesundheit gefährdende Misshandlungen genügen als Eheschei- 
dungsgrund, aber nicht jede; sondern nur wenn sie sich wiederholen 
und nicht blos Folge momentaner Abneigung sind. O.L.G. Olden-- 
burg 2833 1888. Seuffert 46, No. 25. 

57. E. d. 0.L.G. Jena 26/6 90. Nach dem Gothaischen Ehegesetz 
8 96 u.100 wird wie im Preuss. A. L.R. als Scheidegrund unterschieden 
zwischen „mündlichen Beleidigungen“ und „Beschimpfungen“, deren 
der beleidigende Ehegatte sich „ohne dringende Veranlassung muthwillig 
und wiederholt schuldig macht“ einerseits und „harte und widerrecht- 
liche Kränkungen der Ehre“, durch welche die Ehre des Ehegatten 
„gefährdet“ wird, andererseits. Der Unterschied liegt in der Gesinnung. 
Der zweite Fall setzt voraus, dass der beleidisende Theil beabsichtigt, 
dem anderen die öffentliche Achtung zu entziehen und ihm dadurch 
einen empfindlichen Nachtheil zuzufügen. Bl. f. R.Pflege in Thür. 38, 47. 

58. Aufnahme ins Armenhaus wegen verschuldeter Verarmung kein 
Ehescheidungsgrund. R.Ger. VI.C.Sen. 4/2 1889. Seuffert, Arch.44, No.190. 

59. Einjährige Fortsetzung der Ehe ohne Klageanstellung involvirt 
eine stillschweigende Verzeihung der Ehescheidungsklage nach Preuss. 
A. L.R. U, 1, 721, bewirkt aber keine Verjährung des Klagerechts. 
Erk. d. R.G.R. IV. Civ.Sen. 24/5 88. Rassow u. Küntzel, Beitr. 1889. 
Beilageh. S. 1005. 

60. Wenn in dem nach dem Tode eines Ehegatten fortgesetzten 
Ehescheidungsprozesse zwar die Scheidungsklage für begründet aber 
kein Theil für überwiegend schuldig erkannt ist, so hat die Auseinander- 
setzung des überlebenden Ehegatten mit den Erben des Verstorbenen 
nach den für den Fall der Trennung der Ehe durch richterlichen Aus- 
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spruch massgebenden Grundsätzen der $ 751 ff. A. L.R. II, 1 zu er- 
folgen. Danach ist jeder Erbanspruch des Ueberlebenden an den Nach- 
lass des Verstorbenen ausgeschlossen. Pr. A. L.R. II, 1, $$ 827—33. 
Erk. d. R.Ger. IV. Civ.Sen. 4/7 89. Einntsch. 24, 277. 

61. Erk. d. R.Ger. 30/10 90. IV. Civ.Sen. Gegenüber einem die 
Ehescheidung aussprechenden und den einen Ehegatten für den allein 
schuldigen Theil erklärenden Urtheile kann der für schuldig erklärte 
Ehegatte die Entscheidung über die Schuldfrage ohne gleichzeitige An- 
fechtung der Ehescheidung selbst nur unter der Voraussetzung mit Er- 
folg angreifen, dass Gründe vorliegen und dargethan werden, die sowohl 
die in dem angefochtenen Urtheile enthaltene Entscheidung selbst, als 
auch die mit dem Rechtsmittel begehrte Entscheidung über die Schuld- 
frage rechtfertigen. Entsch. 27, No. 47. 

62. Erk. d. R.Ger. III. Civ.Sen. 19/9 90. Voraussetzungen 
‘der Ehescheidung nach vergeblicher Trennung von 
Tisch und Bett. Nach Ablauf der Trennungszeit müssen dem Richter 
freilich neue eine Ehescheidung rechtfertigende Gründe nachgewiesen 
werden, wenn auf eine solche geklagt wird. Diese brauchen aber nicht 
nothwendiger Weise einen rechtlich anerkannten selbstständigen Schei- 
dungsgrund auszumachen. Vielmehr ist auf Scheidung zu erkennen, 
wenn nach Lage des Falles von einer abermaligen Trennung eine Ver- 
söhnung der Ehegatten nicht zu erwarten steht. Seuffert, Arch. 46, 
No. 265, S. 416. | 

63. E. d. O.L.G. Jena 284 90. Die geschiedene Ehefrau ist in 
dem Falle berechtigt, den Namen des Ehemannes fortzuführen, wenn 
bei der Ehetrennung beide Ehegatten für gleich schuldig erkannt sind. 
(Nach dem Gothaischen Ehegesetz v. 15/8 1834 $ 153—55. 15%. 
83.) Bl. f. R.Pflege in Thür. 38, 45. 

64. Appellhof Nimes 8/8 1887. Geschiedene Frau verliert den 
Namen ihres Mannes. Dalloz Recueil period. 1889. 2, 10. 

65. In dem Verfahren über den Antrag auf Anordnung einer einst- 
weiligen Verfügung, welche das Getrenntleben der Ehefrau vom Ehe- 
mann während des Scheidungsverfahrens und die Verpflichtung des Ehe- 
mannes, die Kosten des Unterhaltes der Frau während des Getrennt- 
lebens zu tragen, zum Gegenstand hat, ist der Werth des Streitgegen- 
standes bezüglich dieser Verpflichtung gemäss $ 3 der C.P.O. von dem 
Gerichte nach freiem Ermessen festzusetzen. Beschl. d. Verein. Civ.- 
Sen. 8/7 89. Entsch. 24, 373. 
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66. Beschl. d. R.Ger. III. Civ.Sen. 23/1 30/1 91. Eine einstweilige 
Verfügung im Ehescheidungsprozess auf Entfernung des Mannes vom 
Landgute der Frau, das in ihrem Eigenthum steht, ist unzulässig, da 
der Ehemann kraft seines ehemännlichen Niessbrauchsrechtes das Wohn- 
recht auf dem Gute hat. Es kann daher nur der Frau gestattet werden, 
die gemeinschaftliche Wohnung unter Bezug von Alimenten zu ver- 
lassen. Seuffert, Arch. 46. No. 266, S. 418. 

67. Im Ehescheidungsverfahren kann ungeachtet des Beweises einer 
nach Anstellung der Klage stattgefundenen Aussöhnung der Eheleute 
das Vorbringen weiterer der Aussöhnung nachgefolgter Scheidungs- 
gründe in der Berufungsinstanz Berücksichtigung finden und in Ver- 
bindung mit den in der Klage behaupteten zum Ausspruch der Tren- 
nung der Ehe führen; und es brauchen solche nach der Aussöhnung 
vorgekommene Scheidungsgründe nicht im Wege neuer Klage geltend 
gemacht zu werden. Code civil, Art. 272f.C.P.O. 8 574. 576. Erk. 
d. R.Ger. II. Civ.Sen. 19/11 89. Entsch. 25, 335. 

68. Erk. d. R.Ger. 3/11 90. IV. Civ.Sen. In Ehesachen ist das 
Versäumnissurtheil gegen den Beklagten als Berufungs- oder Revisions- 
kläger nicht ausgeschlossen. C.P.O. 8 578, 4. Entsch. 27, No. 91. 

69. Im gemeinen Recht giebt es keine Alimentationspflicht des 
schuldigen Ehemanns seiner geschiedenen unschuldigen Ehefrau gegen- 
über. Aber ebensowenig nach hannnoverschem Partikularrecht. 
Denn wenn auch Theorie und Praxis dort sich dafür ausgesprochen hat 
— die letztere freilich nicht durchweg — so hat man eben nur ge- 
meint, einen gemeinrechtlichen Satz aufzustellen, keinen für Hannover 
geltenden Spezialrechtssatz. Entsch. d. R.Ger. III. Civ.Sen. 20/6 90. 
Entsch. 26, 193. | 

70. Die konstitutive Anerkennung bezieht sich nicht auf Rechts- 
verhältnisse, welche der freien Verfügung der Parteien entzogen sind. 
Dahin gehört die Ehe (Existenz und Rechtsbestand) und die eheliche 
Verwandtschaft. Gegen die Anerkennung eines in der Ehe erzeugten 
oder durch nachfolgende Ehe legitimirten Kindes ist der Beweis zu- 
lässig, dass das Kind nicht physisch von dem Anerkennenden abstamme. 
Erk. d. R.Ger. III. Civ.Sen. 5/3 89. Eintsch. d. R.Ger. 22, 223. 

71. Das in der Ehe geborene Kind kann nach gem. deutschem 
Recht die negative Filiationsklage anstellen. Entsch. d. R.Ger. in Civ.S. 
18, 184; nicht nach Preuss. Recht. Entsch. d. IV. Civ.Sen. 3/7 90. 
Entsch. 26, 305. — 
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72. Im Sinn des Preuss. L.R. II, 2, 596 sind im Ehebruch er- 
zeugte Kinder von der Legitimation durch nachfolgende Ehe nicht aus- 
geschlossen. Dieser Legitimation steht auch der Umstand nicht ent- 
gegen, dass die Mutter des Kindes während der Empfängnisszeit mit 
mehreren Männern geschlechtlichen Verkehr gehabt hat oder eine ge- 
schlechtlich bescholtene Person gewesen ist. Der Beweis der That- 
sache, dass das Kind von dem späteren Mann der Mutter erzeugt sei, 
kann dadurch geführt werden, dass nachgewiesen wird, derselbe habe 
mit jener Frau innerhalb der Empfängnisszeit geschlechtlich verkehrt 
und formlos das Kind als das seinige anerkannt. Erk. d. R.Ger. IV. 
Civ.Sen. 30/9 89. Entsch. 25, 204. 

73. Die Legitimation per subsequens matrimonium erfolgt auch bei 
Putativehe. O.L.G. Stuttgart 10/7 88. Seuffert, A. 46, No. 102. 

74. Entsch. d. Plenums d. Bayer. Verw.Ger. 23/10 89. Die Zu- 
ständigkeit der Bayer. Behörden betr. religiöse Erziehung eines Kindes 
bleibt bestehen, auch wenn das Kind ausserhalb Bayerns sich aufhält, 
falls nur die Eltern in Bayern wohnen. Ein Austritt aas einer aner- 
kannten Kirchengesellschaft ohne Uebertritt zu einer anderen, oder mit 
Uebertritt in eine nicht anerkannte ist zulässig und wirksam. Abschn. I, 
Kap. 3, Beil. II, z. V.U. beschränkt sich nicht auf die Erziehung der 
Kinder in den Glaubenslehren einer anerkannten K.Gesellschaft. Einer 
unverheiratheten, der freien Gemeinde angehörigen Mutter steht es zu, 
ihr aussereheliches, vom Vater nicht anerkanntes Kind in den Lehren 
ihrer Religionsgesellschaft zu erziehen. Samml. v. Entsch. d. Bayer. 
V.G. 11, S. 17. 

75. Oesterreich. Ein noch nicht getauftes Kind unter 7 Jahren 
darf, wenn die Eltern aus ihrer bisherigen Kirche aus- und keiner an- 
deren Religionsgemeinschaft beitreten, nicht konfessionslos belassen 
werden. Erk. d. Verwaltungsgerichtshofes v. 22/5 90. Budwinsky, 
Sammlung 14, 386. 


Staatliche Gesetze u. Aktenstücke betr. die kath. Kirche 
sowie die kath. u. ev. Kirche gemeinsam. 
12. Sachsen. Bek. d. Kult-Minist. v. 19/2 90, Prüfungsordn. £. 
Lehrer u. Lehrerinnen an d. Volksschule betr. Ak.Bl. 91, S. 569. 
13. Württemberg. Gesetz betr. die Ortsschulbehörden. 
Vom 13. Juni 1891. 
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Art. 1. Die nach Art. 72 des Volksschulgesetzes vom 29. Sep- 
tember 1836 (Reg.Bl. S. 491) zur Schulaufsicht berufene Ortsschulbe- 
hörde, Ortsschulrath, besteht aus den Ortsgeistlichen, dem Ortsvorsteher, 
den in der Schulgemeinde angestellten Lehrern der Volksschule und 
einer Anzahl gewählter Mitglieder. 

Die Zahl der in die Ortsschulbehörde berufenen Geistlichen soll 
einschliesslich der ein Pfarramt bekleidenden Ortsschulaufseher niemals 
drei übersteigen. Dasselbe gilt für die in die Ortsschulbehörde be- 
rufenen Schullehrer. 

Wenn melhır als drei Geistliche einschliesslich der ein Pfarramt be- 
kleidenden Ortsschulaufseher in einer Gemeinde angestellt sind, so sind 
zunächst die letzteren, die weiteren Geistlichen nach dem Dienstrang 
und bei gleichem Dienstrang nach dem Dienstalter in die Ortsschulbe- 
hörde zu berufen. 

Von den Schullehrern sind zunächst die mit Dienstaufsichtsrechten 
betrauten Lehrer berufen. Wo eine Mittelschule besteht, ist ein Lehrer 
derselben Mitglied der Ortsschulbehörde. Im übrigen entscheidet das 
Dienstalter über die Berufung in den Ortsschulrath. 

Art. 2. Die Zahl der aus der Schulgemeinde zu wählenden Mit- 
glieder kommt der Zahl der in die Ortsschulbehörde berufenen Geist- 
lichen und Schullehrer gleich. 

Wählbar sind mit Ausschluss der Geistlichen und der im Dienste 
der Volksschule stehenden Lehrer alle in der Schulgemeinde wohnenden 
Männer, welche gemäss Art. 12, 14 und 18 des Gesetzes, betreffend 
die Gemeindeangehörigkeit, vom 16. Juni 1885 (Reg.Blatt S. 257) die 
gemeindebürgerlichen Wählbarkeitsrechte besitzen. 

Die Wahl geschieht auf die Dauer von drei Jahren. 

Sie erfolgt durch den Gemeinderath und Bürgerausschuss. 

Hinsichtlich der Verpflichtung zur Annahme der Wahl in die Orts- 
schulbehörde, sowie hinsichtlich des Austritts der gewählten Mitglieder 
finden die Bestimmungen in Art. 15 bis 18, Art. 19 des Gesetzes, be- 
treffend die Gemeindeangehörigkeit, vom 16. Juni 1885 entsprechende 
Anwendung. Im Falle des angeführten Art. 18 Abs. 1 Satz 2 hat die 
Ortsschulbehörde bei dem Gemeinderath die entsprechende Verfügung 
zu beantragen. R 

Art. 3. In Gemeinden, in welchen Volksschulen verschiedener Kon- 
fession bestehen (Art. 13 des Volksschulgesetzes), wird für die Schulen 
jeder Konfession eine besondere Ortsschulbehörde gebildet. In dieselbe 
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sind die Geistlichen der Konfession der Schule, die Lehrer derselben, 
der Ortsvorsteher und die entsprechende Anzahl weiterer Mitglieder zu 
berufen, welche nur aus den Mitgliedern der Konfessionsschulgemeinde 
gewählt werden können. Im übrigen finden die Vorschriften der Art. 
1 und 2 Anwendung. 

Für jede Konfession besteht ein besonderer Schulfonds mit einem 
besonderen Rechner. 

Art. 4. Bei freiwilligen Konfessionsschulen (Art. 14 des Volks- 
schulgesetzes) wird die Ortsschulbehörde aus dem geistlichen Vorstand 
der Ortskirchengemeinde, den Schullehrern der Konfessionsschule und 
der entsprechenden Zahl gewählter Konfessionsgenossen gebildet. 

Die Wahl der letzteren erfolgt durch die kirchliche Gemeinde- 
vertretung. 

Im übrigen werden die näheren Vorschriften über die Bildung der 
Ortsschulbehörde unter entsprechender Anwendung des Art. 1 dieses 
Gesetzes durch das Statut festgestellt, welches der Genehmigung durch 
die Oberschulbehörde bedarf. 

Art. 5. Wenn die Schule einer zusammengesetzten Gemeinde (Art. 1 
des Gesetzes vom 17. September 1853, betreffend die Verhältnisse der 
zusammengesetzten Gemeinden, Reg.Blatt S. 389) sich nicht in dem 
Orte befindet, in welchem der Sitz des Schultheissenamts ist, so kann 
von der Bezirksschulbehörde der Anwalt am Sitze der Schule statt des 
Vorstehers der Gesammtgemeinde in die Ortsschulbehörde berufen werden. 

Wenn für einen eine Theilgemeinde bildenden Nebenort mit Theil- 
gemeinderath (Art. 8Abs.2 des genannten Gesetzes) eine eigene Schule 
besteht, so erfolgt die Wahl der Mitglieder in die Ortsschulbehörde 
durch den Theilgemeinderath und den örtlichen Bürgerausschuss.. An 
Stelle des Ortsvorstehers (Art.1 Abs.1) tritt der Anwalt in dieselbe ein. 

Wenn ausser dem Falle in Abs. 1 eine Volksschule für mehrere 
Orte (Gemeinden oder Theilgemeinden) besteht (Art. 12 Abs. 1 und 
Art 15 des Volksschulgesetzes), so ist durch ein von den Gemeinde- 
räthen der betheiligten Orte zu vereinbarendes Statut unter Berück- 
sichtigung der besonderen Verhältnisse der Schule festzustellen, welche 
Mitglieder ausser den Geistlichen und Schullehrern (Art.1) in die Orts- 
schulbehörde zu berufen sind. Insbesondere ist über die Zahl der ge- 
wählten Mitglieder und über die Art und Weise ihrer Wahl Bestim- 
mung zu treffen. Das Statut bedarf der Genehmigung der ÖOberschul- 
behörde. Wenn ein solches nicht rechtzeitig zu Stande kommt, werden 
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die erforderlichen Bestimmungen von der ÖOberschulbehörde gegeben, 
bis die Vereinbarung eines Statuts erfolgt ist. 

Wenn für einen Theil eines Gemeindebezirks eine eigene Schule 
besteht, so kann unter entsprechender Anwendung des Art. 1 dieses 
Gesetzes durch Ortsstatut für diese Schule eine besondere Ortsschul- 
behörde gebildet werden. Das Ortsstatut, welches insbesondere über 
die Zahl der gewählten Mitglieder und die Art und Weise ihrer Wahl 
Bestimmung zu treffen hat, wird vom Gemeinderath mit Zustimmung 
des Bürgerausschusses erlassen und bedarf der Genehmigung der Ober- 
schulbehörde. 

Art. 6. Die Leitung der Geschäfte der Ortsschulbehörde steht dem 
Ortsschulaufseher und dem Ortsvorsteher beziehungsweise Anwalt (Art. 5) 
gemeinschaftlich zu. Wenn mehrere ÖOrtsschulaufseher bestellt sind, 
wird einer derselben von der Oberschulbehörde mit der Leitung beauf- 
tragt. Im Falle des Art. 4 werden die Geschäfte von dem geistlichen 
Vorstand der Ortskirchengemeinde geleitet. 

Zur Beschlussfähigkeit ist die Anwesenheit von mehr als der Hälfte 
sämmtlicher Mitglieder mit Einschluss der Vorsitzenden erforderlich. 

Die Beschlüsse werden nach Stimmenmehrheit gefasst. 

Dem mitvorsitzenden Ortsvorsteher gebührt die erste Stimme. 

Bei Stimmengleichheit hat der mitvorsitzende Ortsschulaufseher die 
entscheidende Stimme. 

Im übrigen bestimmt sich diese Abstimmungsordnung nach dem 
Dienstalter mit der Massgabe, dass zuerst die nichtvorsitzenden Orts- 
schulaufseher, hierauf die nicht mit der Ortsschulaufsicht betrauten Geist- 
lichen, sodann die Lehrer, nach denselben die übrigen Mitglieder ab- 
stimmen. 

Im Falle eines Anstands bezüglich der Abstimmungsordnung ent- 
scheidet die Oberschulbehörde endgültig. 

Der Schulfondsrechner (Art. 3 Abs. 2) nimmt auf besondere Auf- 
forderung der Ortsschulbehörde an den Verhandlungen derselben mit 
berathender Stimme Theil. 

Art. 7. Ueber die Verhandlungen der Ortsschulbehörde wird ein 
fortlaufendes Protokoll geführt, in welches die gefassten Beschlüsse 

vollständig aufzunehmen sind. 

Dasselbe ist sofort oder in der nächstfolgenden Sitzung zu verlesen 
oder zur Einsicht für die Mitglieder des Kollegiums aufzulegen und, 
wenn sich hiebei kein Anstand ergiebt, von dem Vorsitzenden und den 
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Mitgliedern, welche bei der betreffenden Verhandlung mitgewirkt haben, 
zu unterzeichnen. 

Das Protokoll hat der vorsitzende Ortsschulaufseher zu führen, 
doch kann die Ortsschulbehörde auch ein anderes Mitglied aus der Zahl 
der Geistlichen oder Lehrer oder einen Gemeindebeamten mit der Füh- 
rung des Protokolls für immer oder im einzelnen Fall beauftragen. 

Art. 8. Wenn der Gegenstand der Verhandlung die persönlichen 
Rechte oder Interessen eines Mitglieds der Ortsschulbehörde oder seiner 
Verwandten oder Verschwägerten in gerader Linie oder bis zum zweiten 
Grad in der Seitenlinie berührt, so ist dasselbe von der Theilnahme an 
der Berathung und Beschlussfassung über diesenGegenstand ausgeschlossen. 

Art. 9. Die Handhabung der Disziplin in den die Schulaufsicht 
betreffenden Angelegenheiten gegenüber den in die Ortsschulbehörde be- 
rufenen Ortsschulaufsehern, Geistlichen und Lehrern kommt den Schul- 
aufsichtsbehörden zu. 

Auf die übrigen Mitglieder der Ortsschulbehörde finden die Vor- 
schriften des IV. Kapitels des Gesetzes, betreffend die Verwaltung der 
Gemeinden, Stiftungen und Amtskörperschaften, vom 21. Mai 1891 
(Reg.Blatt S. 103) „Von der Handhabung der Disziplin“ (Art. 56 bis 
71) mit der Massgabe entsprechende Anwendung, dass zur Verhängung 
der gesetzlich zugelassenen Ordnungsstrafen an Stelle der Kreisregie- 
rungen und des Ministeriums des Innern die Oberschulbehörde beziehungs- 
weise das Ministerium des Kirchen- und Schulwesens befugt ist. 

Art. 10. An den bestehenden Befugnissen und ÖObliegenheiten der 
Ortsschulbehörde wird durch dieses Gesetz nichts geändert. 

Art. 11. Durch das gegenwärtige Gesetz werden die Art. 15 bis 
17 des Gesetzes vom 25. Mai 1865, betreffend die Abänderung einiger 
Bestimmungen der Gesetze über die Volksschulen vom 29. September 
1836 und vom 6. November 1858, (Reg.Blatt S. 103) ausser Wirkung 
gesetzt und Art. 72 des Volksschulgesetzes vom 29. September 1836 
abgeändert. 

Art. 12. Das gegenwärtige Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Ge- 
setze, betreffend die Verwaltung der Gemeinden, Stiftungen und Amts- 
körperschaften, vom 21. Mai 1891 (Reg.Blatt S. 103) in Kraft. 

Jedoch bleibt die bisherige Ortsschulbehörde so lange in Thätig- 
keit, bis die neue Ortsschulbehörde nach den Vorschriften dieses Ge- 
setzes gebildet ist. Ä 

Unser Ministerium des Kirchen- und Schulwesens ist mit der Voll- 
ziehung dieses Gesetzes beauftragt. 
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14. Baden. V. 23/5 91 die Verwendung der Geistl. als Lehrer 
an höheren Lehranstalten betr. (für Geistliche der christl. Kirchen). 
G. u. V.Bl. 1891. S. 108. 


15. Sachsen-Altenburg. G. 12/2 89 das Volksschulwesen betr. 
A. K.Bl. 1889, 233. 


16. Sachsen-Altenburg. G. 29/6 89 die Zusammensetzung der 
Schulinspektionen betr. A. K.Bl. 1889, 578. 


17. Sachsen-Altenburg. V. 14/9 89 die Beaufsichtig. d. Rel.- 
Unterrichts in d. Volksschulen betr. A. K.Bl. 1890, 25. 


18. Reuss ä. L. Cons.Ver. 26/9 89 betr. den Religionsunterricht 
in d. Volksschule für solche Kinder, welche der ev.-luth. Landeskirche 
nicht angehören. A. K.Bl. 1890, 150. 


19. Sachsen-Meiningen. Erl. d. Staats-Min. 11/5 89 die Dienst- 
ordnung in Betr. des Kirchendienstes der Lehrer betr. A. K.Bl. 1889, 515. 


20. Württemberg. Verfügung der Ministerien der Justiz 
und des Innern, betreffend die Ausführung des Reichsgesetzes 
vom 6. Februar 1875 über die Beurkundung des Personen- 
standes und die Eheschliessung. Vom 17. April 1891. 


Zur Ausführung des Reichsgesetzes vom 6. Februar 1875 über die 
Beurkundung des Personenstandes und die Eheschliessung (Reichsgesetz- 
blatt S. 23 ff.) werden unter Hinweisung auf die Ausführungsverord- 
nung des Bundesraths vom 22. Juni 1875 (Reg.Blatt S. 473 ff.) und 
auf das württembergische Ausführungsgesetz vom 8. August 1875 (Reg.- 
Blatt S. 463 ff.), soweit letzteres noch in Kraft ist (vgl. Art. 34 des 
württ. Gesetzes zur Ausführung der Civilprozessordnung vom 18. Aug. 
1879, Reg.Blatt S. 173 ff.), die nachfolgenden Vorschriften ertheilt. 
Dieselben treten an die Stelle der durch die Bekanntmachung der Mini- 
sterien der Justiz und des Innern vom 15. September 1875 (Reg.Blatt 
S. 521 ff.), sowie durch die Verfügungen dieser Ministerien vom 20, De- 
zember 1875 (Reg.Blatt S. 585 ff.) und 21. August 1876 (Reg.Blatt 
S. 365) und durch den gemeinschaftlichen Erlass dieser Ministerien vom 
15. Mai 1880 (württ. Gerichtsblatt Bd. XVII S. 324, Amtsblatt des 
Ministeriums des Innern von 1880, S. 217) ertheilten Vorschriften. 
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Erster Abschnitt. 
Allgemeine Bestimmungen. 
Zu $$ 1—11 des Reichsgesetzes. 
Standesbeamte und Einrichtung der Standesämter. 
Behörden im Sinne des Reichsgesetzes. 

8 1. Die in den $$ 2—6 des Reichsgesetzes der „höheren Ver- 
waltungsbehörde“ zugewiesenen Geschäfte werden unter Aufsicht 
der Ministerien der Justiz und des Innern, an welche in Anstandsfällen 
zu berichten ist, von den Civilkammern der Landgerichte und den 
Kreisregierungen gemeinschaftlich erledigt. 

Die „Gemeindebehörde“ im Sinne des $ 4 Abs.2 des Reichs- 
gesetzes bildet der Gemeinderath und Bürgerausschuss; den „Ge- 
meindevorstand“ im Sinne des $ 4 Abs. 2 und 4 des Reichsge- 
setzes bildet der Gemeinderath. 

Die Vollziehung der 8$ 7—9 des Reichsgesetzes liegt den Ober- 
ämtern und Kreisregierungen als den Gemeindeaufsichtsbehörden unter 
der Oberanfsicht des Ministeriums des Innern ob. Die Oberämter bil- 
den die „untere Verwaltungsbehörde“, die Kreisregierungen die „höhere 
Verwaltungsbehörde“ in Sinne des $ 7 Abs. 3 des Reichsgesetzes. 

Die Aufsicht über die Amtsführung der Standesbeamten wird 
unter der Oberaufsicht der höheren Justizbehörden (Ausführangsgesetz 
zum Reichs-Gerichtsverfassungsgesetz vom 24, Januar 1879 Art. 23, 
Reg.Blatt S. 3 ff.) von den Amtsgerichten ausgeübt. 

Auch sind die Amtsgerichte die Gerichte erster Instanz im Sinne 
des $ 11 Abs. 3, $ 14 Abs. 2 und $ 66 Abs. 2 des Reichsgesetzes,. 


Der Ortsvorsteher als Standesbeamter. 


$ 2. In denjenigen Standesamtsbezirken, welche den Bezirk einer 
Gemeinde nicht überschreiten, sind, wofern nicht durch die höhere Ver- 
waltungsbehörde oder durch den Gemeinderath auf Grund Beschlusses 
der bürgerlichen Kollegien und unter Genehmigung der höheren Ver- 
waltungsbehörde ein besonderer Standesbeamter bestellt ist (vgl. $ 4 
Abs. 1 und 2 des Reichsgesetzes und oben $ 1 Abs. 1 und 2), die Ge- 
schäfte des Standesbeamten von dem Ortsvorsteher wahrzunehmen, 
ohne dass es einer vorgängigen Bestellung oder Bestätigung desselben 
durch die höhere Verwaltungsbehörde bedarf. 

Der höheren Verwaltungsbehörde (Civilkammer des Landgerichts 
und Kreisregierung) kommt jedoch eine die Uebernahme des Standes- 
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amts nicht aufschiebende Prüfung in der Richtung zu, ob dieselbe sich 
nicht etwa zur Bestellung eines besonderen Standesbeamten veranlasst 
sehe. Zu diesem Zweck haben die Bezirksbehörden (Amtsgericht und 
Oberamt) sofort nach der Ernennung eines neuen Ortsvorstehers an die 
ihnen vorgesetzte Civilkammer und Kreisregierung gemeinschaftlichen 
Bericht darüber zu erstatten, ob Bedenken gegen die Besorgung der 
Standesamtsgeschäfte durch den neuen Ortsvorsteher bestehen. Finden 
die Civilkammer und Kreisregierung keinen Grund zur Bestellung eines 
besonderen Standesbeamten, so haben sie die Bezirksbehörden davon 
in Kenntniss zu setzen. 

Wenn ein Ortsvorsteher, welchem die Wahrnehmung der Geschäfte 
des Standesbeamten kraft Gesetzes obliegt (Abs. 1), von dem Amte des 
Ortsvorstehers zurücktritt oder dieses Amtes verlustig wird, so hört er 
mit dem Rücktritt oder mit dem Amtsverlust von selbst kraft Gesetzes 
auf, Standesbeamter zu sein, und er ist daher nicht befugt, standesamt- 
liche Geschäfte fortzuführen. 


Stellvertreter des Ortsvorstehers als Standesbeamten. 


$ 3. In den Fällen, in welchen dem Ortsvorsteher als solchem die 
Wahrnehmung der Geschäfte des Standesbeamten kraft Gesetzes obliegt 
{oben $ 2), kommt über die Dauer einer Verhinderung des Ortsvor- 
stehers die Wahrnehmung der Standesamtsgeschäfte, wofern nicht ein 
anderer Stellvertreter bestellt ist, dem ges etzlichen Stellver- 
treter des Ortsvorstehers ($ 14 Abs. 2 des Verwaltungsedikts vom 
1. März 1822, Reg.Blatt S. 131 ff.) kraft Gesetzes zu, ohne dass es 
einer vorgängigen Bestellung oder Bestätigung desselben durch die 
höhere Verwaltungsbehörde bedarf. 

Zur Vermeidung der aus der Unst ändigkeit der Stellvertretung 
sich ergebenden Nachtheile haben jedoch die Bezirksbehörden darauf 
hinzuwirken, dass thunlichst in allen, den Bezirk einer Gemeinde nicht 
überschreitenden Standesamtsbezirken, für welche nicht besondere Standes- 
beamte bestellt sind, entweder von dem Ortsvorsteher im Voraus für 
die Fälle seiner Verhinderung die Stellvertretung im Standesamt einem 
Greemeindebeamten widerruflich übertragen (84 Abs. 1 Satz 2 des Reichs- 
gesetzes), oder von dem Gemeinderath auf Grund Beschlusses der 
bürgerlichen Kollegien ein besonderer Stellvertreter des Ortsvorstehers 
für das Standesamt bestellt wird ($ 4 Abs. 2 und 3 des Reichsgesetzes 
und oben $ 1 Abs. 2). Dabei ist zu beachten, dass in beiden Fällen 
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die Genehmigung der Civilkammer und Kreisregierung einzuholen ist 
(vgl. $ 4 des Reichsgesetzes und oben $ 1 Abs. 1). 

Soweit nicht auf diese Weise (Abs. 2) oder durch die Bestellung eines 
besonderen Stellvertreters Seitens der höheren Verwaltungsbehörde für eine 
ständige Stellvertretung gesorgt ist, hat das Oberamt im Fall der 
Verhinderung des Ortsvorstehers die von dem letzteren vorzuschlagende 
Amtsverweserei nur dann zu genehmigen, wenn von dem hierüber zu 
befragenden Amtsgericht kein Bedenken gegen die Besorgung der Standes- 
amtsgeschäfte durch den vorgeschlagenen Amtsverweser erhoben wird. 
Desgleichen hat das Oberamt, falls es gemäss 8 14 Abs. 2 des Ver- 
waltungsedikts von sich aus einen Amtsverweser bestellt, sich zuvor zu 
vergewissern, dass von dem Amtsgericht kein Bedenken gegen die Be- 
sorgung der Standesamtsgeschäfte durch den zu bestellenden Amts- 
verweser erhoben wird. 


Gleichzeitige Behinderung des Standesbeamten und 
seines Stellvertreters. 


$ 4. Für den Fall vorübergehender (gleichzeitiger) Behinderung 
des Standesbeamten und des Stellvertreters sowie für den Fall gleich- 
zeitiger Erledigung der Stellen dieser beiden Beamten ist das Amts- 
gericht als nächste Aufsichtsbehörde ermächtigt, die einstweilige Beur- 
kundung des Personenstandes einem benachbarten Standesbeamten oder 
Stellvertreter zu übertragen ($ 3 Abs. 1 Satz 2 des Reichsgesetzes). 

Die in solcher Weise getroffene Massregel ist dem Oberamt und 
dem Gemeinderath zur Kenntniss zu bringen. 

Dem Gemeinderath liegt ob, von dem Eintritt einer gleichzeitigen 
Behinderung des Standesbeamten und seines Stellvertreters dem Amts- 
gericht sofort Anzeige zu erstatten. 


Voraussetzungen für das Eintreten des Stellvertreters, 


$ 5. Die Stellvertreter der Standesbeamten haben nur in Thätig- 
keit zu treten, wenn der Standesbeamte seinem Amte obzuliegen ver- 
hindert ist. Jedoch wird den Standesbeamten empfohlen, die Bewirkung 
von Eintragungen, welche ihre eigenen nächsten Familienangehörigen 
betreffen, den Stellvertretern zu überlassen. 


Eidliche Verpflichtung der Standesbeamten. 


$ 6. Die Standesbeamten und deren Stellvertreter sind, wofernm 
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sie nicht bereits auf ein von ihnen bekleidetes Hauptamt eidlich ver- 
pflichtet sind (wie insbesondere die Ortsvorsteher), vor oder bei Ueber- 
nahme ihres Amtes nach der Vorschrift des $ 2 der K. Verordnung 
vom 27. Oktober 1878, betreffend die Diensteide (Reg.Blatt S. 233 ff.), 
beziehungsweise $ 3 der Verfügung des Justizministeriums in Betreff 
der Form der dienstlichen Verpflichtung im Justizdepartement vom 
31. März 1879 (württ. Gerichtsblatt Bd. XV S. 418) eidlich zu ver- 
pflichten. (Vgl. übrigens auch $4 der genannten K. Verordnung ‚und 
$ 5 der genannten Verfügung.) 

Die Verpflichtung erfolgt durch den die allgemeine Dienstaufsicht 
führenden Amtsrichter. 

Für die Reise, welche die Standesbeamten und deren Stellvertreter 
behufs ihrer dienstlichen Verpflichtung an den Sitz des Amtsgerichts 
zu machen haben, sind dieselben nach Massgabe der K. Verordnung 
vom 14. Juni 1875, betreffend die Taggelder, Diäten und Reisekosten 
der Amtskörperschafts- und Gemeindediener (Reg.Blatt S. 312 ff.), zu 
entschädigen. Hiebei sind, was die Höhe des anzurechnenden Taggelds 
betrifft, die Standesbeamten und deren Stellvertreter den eben daselbst 
in $1 Ziff. I 2 aufgeführten Gemeindedienern gleichzustellen. Die Ent- 
schädigung ist auf die betreffende Gemeindekasse zu übernehmen, so- 
fern nicht die Bestimmung in $ 7 Abs. 4 des Reichsgesetzes zutrifft, 
in welchem Fall die Entschädigung für Rechnung der Sportelkasse des 
betreffenden Amtsgerichts erfolgt. Ä 


Belohnung der Standesbeamten. 


8 7. Bezüglich der Belohnung der Standesbeamten und ihrer Stell- 
vertreter wird auf die Vorschriften der K. Verordnung vom 4. Oktober 
1876 (Reg.Blatt S. 381 ff.) verwiesen. 


Amtslokale und Kanzleibedürfnisse der Standesbeamten. 


$ 8. Die Amtslokale der Standesbeamten sind von den Gemeinden 
zu stellen und zu unterhalten. Den Gemeinden liegt es ob, diese Amts- 
lokale mit dem erforderlichen Mobiliar auszustatten, für Heizung, Be- 
leuchtung und Bedienung zu sorgen, sowie die Kanzleibedürfnisse , zu 
welchen insbesondere das Dienstsiegel gehört, zu beschaffen. 

Die Register und die Formulare zu den Registerauszügen (Reichs- 
gesetz $ 8) werden den Gemeinden durch das Ministerium des Innern 
kostenfrei geliefert. | 
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Ort der Amtshandlungen. 


8 9. Die Standesbeamten haben ihre amtlichen Verrichtungen im 
Amtslokale vorzunehmen. 

Eine Ausnahme gilt für Eheschliessungen: diese können, wenn eine 
erhebliche Verhinderung eines der Eheschliessenden, vor dem Standes- 
beamten in dessen Amtslokal zu erscheinen, glaubhaft gemacht ist, auch 
ausserhalb desselben an geeigneter Stelle vorgenommen werden. 


Geschäftsstunden. 


810. Die Standesbeamten haben bestimmte Geschäftsstunden, wäh- 
rend welcher sie an Wochentagen des Vor- und Nachmittags im Amts- 
lokal anwesend sind, im Voraus festzusetzen. Auch für dringende Fälle 
an Sonntagen ist eine Geschäftsstunde im Voraus festzusetzen. Die Ge- 
schäftsstunden sind an dem Eingang zu dem Amtslokal bekannt zu geben. 


Zu $ 12 des Reichsgesetzes. 
Vorschriften in Betreff der Führung der Standesregister überhaupt. 


811. DieGeburtsregister,Heirathsregister und Sterbe- 
register sind unter Verwendung der Formularbogen A, B, C in drei 
getrennten, mit Umschlag versehenen Heften anzulegen und auf dem 
Umschlag durch Ueberschrift als Geburtshauptregister, Heirathshaupt- 
register, Sterbehauptregister unter Beifügung der Benennung des be- 
treffenden Standesamtsbezirks und des Jahrgangs zu bezeichnen. 

$ 12. In gleicher Weise ($ 11) sind die drei Nebenregister anzu- 
legen. Für dieselben sind diejenigen Formularbogen zu verwenden, welche 
je am Schluss der Eintragungen den Beglaubigungsvermerk enthalten: 

„Die Uebereinstimmung mit dem Hauptregister beglaubigt 
am ten. a 2 we 1 
Der Standesbeamte 
«4 

Den Nebenregistern ist auf dem Umschlage die Ueberschrift „Ge- 
burtsnebenregister“, „Heirathsnebenregister“, „Sterbenebenregister“ unter 
Beifügung der Benennung des Standesamtsbezirks und des Jahrgangs 
zu geben. 

$ 13. Wenn ein Standesamtsbezirk aus mehreren Gemeinden ge- 
bildet wird, so ist für sämmtliche zu dem Bezirke gehörige Gemeinden 
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nur ein Geburtsregister, ein Heirathsregister, ein Sterberegister im 
Haupt- und Nebenexemplar zu führen. | 

814. Die Eintragungen in den Hauptregistern sind 
von dem Standesbeamten eigenhändig zu schreiben. Zum 
Schreiben der Einträge in die Nebenregister dürfen Gehilfen ver- 
wendet werden; es muss aber auch in diesem Falle der Beglaubigungs- 
vermerk im Nebenregister von dem Standesbeamten eigenhändig unter- 
zeichnet werden. 

8 15. Die Standesregister und die auf dieselben bezüglichen Sammel- 
akten ($ 9 der Ausführungsverordnung des Bundesraths) sind von den 
sonstigen Akten der Gemeinderegistratur getrennt zu halten. 


Zu S$ 13—15 (ferner 8$ 19, 58, 65) des Reichsgesetzes,. 
Gemeinsame Vorschriften für die Eintragungen in die Standesregister. 
Form der Anzeigen. 

$ 16. Die Eintragungen in die Standesregister erfolgen in der 
Regel nur auf mündliche Anzeige oder Erklärung der zu diesem 
Behuf vor dem Standesbeamten erschienenen Personen. 

Die Fälle, in welchen auf schriftliche Anzeige eine Eintragung 
vorzunehmen ist, bestimmen die 88 20, 24, 58, 62 des Reichsgesetzes 
(zu vgl. übrigens auch $$ 26, 55 Abs. 1, $ 65 des Gesetzes und $ 14 
der Ausführungsverordnung des Bundesraths, Musterformulare C 3, B1). 
Insoweit ein solcher Ausnahmefall nicht vorliegt, sind schriftliche An- 
zeigen unter Hinweisung auf die Nothwendigkeit der mündlichen An- 
zeige zurückzuweisen. 

Form der Eintragung. 

& 17. Bei den Eintragungen in die Standesregister ist jede Ab- 
kürzung zu vermeiden. | 

Als wesentliche Zahlenangaben, welche mit Buchstaben zu schreiben 
sind (Reichsgesetz $ 13 Abs.1), sind jedenfalls die in den $8$13 Nr.1, 
22 Nr. 2, 54 Nr. 1 und 3, 59 Nr. 2 des Reichsgesetzes erwähnten zu 
betrachten. 

Zur Bezeichnung des Tags der Eintragung (Reichsgesetz $ 13 
Nr. 1) gehört auch die Angabe der Jahreszahl. 

$ 18. Die vor dem Standesbeamten erschienenen Personen (Reichs- 
gesetz $ 13 Nr. 2) sind mit Vor- und Zunamen, Stand oder Gewerbe, 
Religion und Wohnort, in grösseren Städten auch mit Strasse und 
Nummer der Wohnung zu bezeichnen. 
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Feststellung der Persönlichkeit des Erschienenen. 


$ 19. Bei denjenigen Erschienenen , welche dem Standesbeamten 
persönlich bekannt sind, genügt es, in den Formularen nach den vor- 
gedruckten Worten „der Persönlichkeit nach“ und vor dem vorge- 
druckten Worte „..kannt“ die Silbe „be“ einzutragen, die vorpunktirten 
frei bleibenden Linien aber im Uebrigen mit einem Striche auszufüllen. 

Ist eine erschienene Person dem Standesbeamten nicht bekannt, so 
muss solche regelmässig von einer dem Standesbeamten bekannten Person 
als diejenige Person, als welche sie sich bezeichnet, anerkannt werden, 
und es sind alsdann nach den vorgedruckten Worten „der Persönlich- 
keit nach“ die Worte 

„durch den von Person bekannten X (folgt Vor- und Zuname, 
Stand oder Gewerbe der bekannten Person) anerkannt“ 
einzutragen. 

Ist die Anerkennung eines Erschienenen durch eine dritte Person 
nicht möglich oder nach Lage der Sache nicht geeignet, dem Standes- 
beamten genügende Ueberzeugung zu verschaffen, so kann derselbe die 
Vorlage von Urkunden verlangen, aus deren Besitz und Inhalt die Per- 
sönlichkeit des Erschienenen entnommen werden kann. Wird diese Per- 
sönlichkeit hiedurch ausreichend nachgewiesen, so ist in der Eintragung 
unter Anführung der vorgelegten Urkunden ausdrücklich zu bemerken, 
dass der Betreffende auf Grund der vorgelegten Urkunden anerkannt sei. 

Eine Eintragung dahin lautend, dass der Erschienene dem Standes- 
beamten unbekannt sei, ist unter allen Umständen unstatthaft. 


Beiziehung eines Dolmetschers und Beistands. 


$ 20. Ist eine erschienene Person taub, stumm oder taubstumm, 
oder der deutschen Sprache nicht mächtig, so hat der Standesbeamte 
einen Dolmetscher, welcher sich mit jener Person zu verständigen ver- 
mag, beizuziehen und auf die gewissenhafte Erfüllung seiner Obliegen- 
heit mittelst Handgelübdes an Eidesstatt zu verpflichten. In gleicher 
Weise ist Blinden ein Beistand beizugeben. 

Der Dolmetscher oder Beistand ist als solcher in der Eintragung 
namhaft zu machen und hat dieselbe mit zu unterzeichnen. 


Unterzeichnung des Eintrags. . 


$ 21. Hat die Eintragung vollständig stattgefunden, so muss die- 
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selbe (Reichsgesetz $ 13 Nr. 4) den Erschienenen vorgelesen und von 
den letzteren genehmigt, auch dass dies geschehen, von dem Standes- 
beamten vermerkt werden (vgl. Vordruck der Formulare „vorgelesen, 
genehmigt“). 

Jede Eintragung ist von den Erschienenen zu unterschreiben. Er- 
folgt die Unterschrift, so hat der Standesbeamte nach den vorgedruckten 
Worten „Vorgelesen, genehmigt und“ lediglich das Wort „unterschrieben“ 
beizufügen. Kann der Erschienene wegen Schreibensunkunde nur sein 
Handzeichen beifügen, so ist hievon nach Anleitung des Musterformulars 
A 1 am Schluss Erwähnung zu thun. Ist der Erschienene verhindert, 
ein Handzeichen beizufügen, so ist dies nach den vorgedruckten Worten | 
„Vorgelesen, genehmigt und“ ebenfalls zu vermerken, z. B. bei einem 
Blinden mit den Worten: 

„wegen Blindheit von X weder unterschrieben, noch mit einem 
Handzeichen versehen, dagegen von dem Beistand Y unterschrieben.“ 

Erst nach der Unterschrift des Erschienenen hat der Standesbeamte 
seine Unterschrift unmittelbar unter den vorgedruckten Worten 
„Der Standesbeamte“ 
beizufügen. Der Stellvertreter des Standesbeamten hat seiner Unter- 
schrift die Worte „In Vertretung“ vorzusetzen (Musterformular A 1). 


Berichtigungen eines Eintrags. 


S 22. Wird bei Vornahme einer Eintragung in Beziehung auf 
einen bereits hergestellten Theil derselben ein Zusatz, eine Löschung 
oder Abänderung erforderlich, so sind solche am Rande zu vermerken, - 
nicht aer“fm= den Text der Eintragung selbst hineinzukorrigiren. Solche 
Randvermerke sind gleich der Eintragung selbst besonders zu vollziehen, 
d. h. mit der Bemerkung „Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben‘, 
sowie mit der Unterschrift der Erschienenen und des Standesbeamten 
zu versehen. 

Die Vornahme von Ergänzungen und Berichtigungen in der ange- 
gebenen Weise (Abs. 1) ist jedoch nur insolange gestattet, als nicht 
der Akt der Eintragung durch die Unterschrift des Standesbeamten 
bereits abgeschlossen ist. Von diesem Zeitpunkte an können 
erforderliche Berichtigungen jeder Art, insbesondere auch 
Ergänzungen gemachter Einträge durch nachträgliche Eintragung ur- 
sprünglich unbekannter Thatsachen nur auf dem in den 88 65 und 66 
des Reichsgesetzes vorgezeichneten Wege auf Grund ge- 
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richtlicher Anordnung erfolgen, gleichviel, ob der Standes- 
beamte von Amtswegen die Berichtigungen als nothwendig erachtet, 
oder ob ein Betheiligter deren Vornahme beantragt. Der Standesbeamte 
hat daher im ersteren Fall an das Amtsgericht zu berichten, im letz- 
teren Fall den Antragsteller an das Amtsgericht zu verweisen und in 
allen Fällen dessen Weisung abzuwarten (Musterformular C 3). 

Rasuren in den Eintragungen und in den Randvermerken sind 
durchaus verboten, 


Eintragung auf Grund schriftlicher Anzeige. 


8 23. Bei schriftlichen Anzeigen in den Fällen der $8 20, 24, 58, 62 
des Reichsgesetzes (vergl.oben $ 16 Abs. 2) ist nach $ 13 Abs. 3 des 
Reichsgesetzes und $8 der Ausführungsverordnung des Bundesraths zu 
verfahren. Auf die diesfälligen Eintragungen finden insbesondere auch 
die Vorschriften des $ 22 der gegenwärtigen Verfügung Anwendung. 


Nebenregister. 


$ 24. Die Nebenregister sind mit dem entsprechenden Hauptregister 
wörtlich gleichlautend zu führen; die Unterschriften der Erschienenen 


sind in Abschrift beizufügen. Die Einträge in die Nebenregister sind 


an demselben Tage mit der entsprechenden Eintragung in das Haupt- 
register vorzunehmen; auch ist in dem die Uebereinstimmung mit dem 
Hauptregister beglaubigenden Vermerk das Datum des letzteren beizu- 
fügen (Musterformular B 1 am Ende). 


Abschluss der Standesregister. 


$ 25. Der Abschluss eines jeden Haupt- und Nebenregisters hat 
nach Ablauf des Kalenderjahres, und zwar unmittelbar hinter der letzten 
Eintragung des betreffenden Kalenderjahres mit den Worten zu erfolgen: 
„Vorstehendes Geburts- (Heiraths-, Sterbe-) Haupt- (Neben-) 
Register für das Jahr 18.. enthaltend (Zahlenangabe) Eintra- 
gungen wird hiemit abgeschlossen. 
GEN: 5% 8. 4 5 6.18% 
Der Standesbeamte 
& 
Bei Berechnung der Zahl der Eintragungen sind jedoch nur die 
Haupteintragungen, nicht die denselben etwa beigefügten Randvermerke 
zu zählen. 


| 
| 
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Muss wegen der Grösse des Standesamtsbezirks das Register des 
Jahres in mehrere Theile zerlegt werden, so ist beim Abschluss eines 
Theiles ausdrücklich auf den folgenden hinzuweisen (vergl. $ 3 der 
Ausführungsverordnung des Bundesraths). Die Reihenfolge der Ord- 
nungszahlen der Einträge in dem Register darf aber in solchen Fällen 
nicht unterbrochen werden. 


Namensverzeichniss. 


8 26. Das in $ 10 Nr. 1 der Ausführungsverordnung des Bundes- 
raths für jedes der drei Register vorgeschriebene Namensverzeichniss 
ist nicht für den einzelnen Jahrgang, sondern fortlaufend für alle Jahr- 
gänge oder wenigstens für eine längere Reihe von Jahren anzulegen. 

In dem Namensverzeichniss zum Heirathsregister sind die Zunamen 
(Geburtsnamen) beider Ehegatten aufzunehmen. 


Zu $ 16 des Reichsgesetzes. 
Gebühren und Auslagen. 

8 27. Der Grundsatz, dass die Führung der Standesregister und 
die darauf bezüglichen Verhandlungen kostenfrei zu erfolgen haben 
(8 16 Abs. 1 des Reichsgesetzes), bezieht sich nicht auf baare Aus- 
lagen der Standesbeamten. Insbesondere sind Portokosten einschliess- 
lich der Kosten der erforderlichen Antwortschreiben von den Betheiligten 
im Voraus zu bezahlen. 

8 28. Weitere als die nach & 16 Abs. 2 des Reichsgesetzes und 
dem demselben angehängten Gebührentarif zulässigen Gebühren dürfen 
nicht erhoben werden; auch ist den Standesbeamten die Annahme von 
Geschenken durch den $ 331 des Reichsstrafgesetzbuchs untersagt. 

Die zulässigen Gebühren sind durch den Standesbeamten sofort von 
_ denjenigen, welche seine Dienste in Anspruch nehmen, zu erheben. 

Wofern nicht etwa der Bezug dieser Gebühren einem Standesbe- 
amten mit Genehmigung der Gemeindeaufsichtsbehörde überlassen worden 
ist, liegt die Verrechnung derselben für die Gemeindekassen ($ 70 des 
Reichsgesetzes) dem Gemeindepfleger, in den aus mehreren Gemeinden 
gebildeten Standesamtsbezirken dem Gemeindepfleger am Amtssitze des 
Standesbeamten, ob. Die erhobenen Gebühren sind dem Gemeindepfleger 
unter Vorlegung des Gebührenverzeichnisses (Ausführungsverordnung 
des Bundesraths $ 10 Nr. 4) von Woche zu Woche abzuliefern. 
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Zweiter Abschnitt. 
Beurkundung der Geburten. 
Zu $$ 18—21 des Reichsgesetzes. 


Prüfung der Anzeigen. 


8 29. Wird die Anzeige eines Geburtsfalles von einer der in $18 
Nr. 2—4 des Reichsgesetzes bezeichneten Personen erstattet, so ist in 
der Eintragung zu bemerken, dass der Anzeigende bei der Niederkunft 
zugegen gewesen sei (Musterformular A 2, A 3, C 4). 

$ 30. Wird die Anzeige nicht von dem Verpflichteten selbst (vgl. 
S 18 Nr.1—5 und $20 des Reichsgesetzes), sondern von einer andern 
aus eigener Wissenschaft unterrichteten und hienach zur Anzeige be- 
rechtigten Person erstattet (vergl. $19 des Reichsgesetzes), so hat 
der Standesbeamte sich darüber, ob die anzeigende Person auch wirk- 
lich aus eigener Wissenschaft unterrichtet sei, zu vergewissern und am 
Schluss der betreffenden Eintragung zu vermerken, dass und wie die 
anzeigende Person aus eigener Wissenschaft unterrichtet sei (Muster- 
formular A 3). 

Ueberzeugt sich hiernach der Standesbeamte von der Richtigkeit 
der Anzeige, so darf letztere nicht darum zurückgewiesen werden, weil 
sie nicht durch den zur Anzeige Verpflichteten erfolgt sei. 

$ 31. Zu den Öffentlichen Anstalten im Sinne des $ 20 des Reichs- 
gesetzes gehören nur die Anstalten des Staats und der Öffentlichen 
Korporationen. 

Die Beamten, welche über die in Kasernen und Lazarethen vor- 
kommenden Geburtsfälle dem Standesbeamten schriftliche Anzeige zu 
erstatten haben, sind in der Bekanntmachung des Kriegsministeriums 
vom 8. Januar 1876 (Reg.Blatt S. 48) bezeichnet. 

Im Uebrigen wird auf 8 23 der gegenwärtigen Verfügung hingewiesen. 

$ 32. Der Standesbeamte ist befugt Personen, welche über die 
erfolgte Geburt und die Familienverhältnisse Auskunft zu geben ver- 
mögen, auch wenn sie nicht zu den im $& 18 des Reichsgesetzes ge- 
nannten Anzeigepflichtigen gehören, zu vernehmen und zu diesem Behuf 
erforderlichen Falls seine Strafgewalt ($ 68 Abs. 3 des Reichsgesetzes und 
unten $ 57) anzuwenden. 

Die Vernehmung auswärtiger Auskunftspersonen kann im Wege 
des Ersuchens an die betreffenden Gemeinde- oder Ortspolizeibehörden 
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herbeigeführt werden ($ 15 der Ausführungsverordnung des Bundes- 
raths'). 


Zu 8S$ 22 und 23 des Reichsgesetzes. 
Eintragung der Geburtsfälle. 


S$ 33. Wird angezeigt, dass ein Kind todtgeboren oder in der 
Geburt verstorben sei, so ist die Eintragung nicht im Geburtsregister 
sondern nur im Sterberegister zu machen ($ 23 des Reichsgesetzes). 
Darüber, inwieweit eine Todtgeburt, welche zugleich Frühgeburt ist, 
überhaupt als eine der Anzeige- und Eiutragspflicht unterliegende Ge- 
burt eines Kindes anzusehen sei, bietet $ 8 Abs. 4 der K. Verordnung 
vom 24. Januar 1882, betreffend die Leichenschau, die Leichenöffnung 
und das Begräbniss (Reg.Blatt S. 33 ff.), einen Anhaltspunkt für ent- 
sprechende Anwendung. 

Kinder, welche nicht schon in der Geburt, sondern erst nach er- 
folgter Geburt verstorben sind, müssen ohne Rücksicht darauf, wie 
lange sie gelebt haben, in das Geburts- und in das Sterberegister ein- 
getragen werden. 

$ 34. Im Uebrigen wird hinsichtlich der Eintragung von Geburts- 
fällen hingewiesen auf $ 22 des Reichsgesetzes, auf Formular A und 
die Musterformulare A 1—4, ferner auf 87 und $10 Nr. 2 der Ausführungs- 
verordnung des Bundesraths, auch $ 22 der gegenwärtigen Verfügung. 


Zu 8 25 des Reichsgesetzes. 
Anerkennung eines unehelichen Kindes. 


$ 35. Wofern die Erfordernisse des $ 25 des Reichsgesetzes für Eintra- 
gung der Anerkennung eines unehelichen Kindes vorliegen, erfolgt diese 
Eintragung entweder als Bestandtheil der Eintragung des Geburtsfalls, 
wenn die Anerkennung bei der Anzeige des letzteren geschieht (Muster- 
formular A 3), oder als Randvermerk, wenn erst nach geschehener Ein- 
tragung des Geburtsfalls vor dem Standesbeamten die Anerkennung erklärt 
oder eine über dieselbe gerichtlich oder notariell aufgenommene Urkunde 
vorgelegt wird (Musterformular A 4). Eine solche Urkunde ist zu den 
Sammelakten zu nehmen ($ 9 der Ausführungsverordnung des Bundesraths.) 

Wenn der Vater des unehelichen Kindes ausser der Anerkennung 
seiner Vaterschaft zu dem Geburtsregister seine Einwilligung dazu er- 


1) Im Reg.Blatt von 1875 S. 476 muss der Abs. 3 des $ 14 der Aus- 
führungsverordnung des Bundesraths als besonderer $ 15 gelesen werden. 
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klärt, dass das Kind seinen Familiennamen führe (vergl. Art. 28 
Abs. 2 Ziffer 5 und Abs. 3 des Gesetzes vom 5. September 1839, Reg.- 
Blatt S. 553 ff.), so ist dies in gleicher Weise im Geburtsregister vor- 
zumerken. 


Zu 8 26 des Reichsgesetzes. 


Nachträgliche Feststellung der Abstammung eines Kindes oder Veränderung 
der Standesrechte desselben. 


8 36. Erfolgt die Feststellung der Abstammung eines Kindes nach 
geschehener Eintragung des Geburtsfalls durch richterliches Urtheil, 
so erfordert die Vornahme des Randvermerks die vorgängige Vorlegung 
des die Abstammung des Kindes feststellenden, mit dem Zeugniss der 
Rechtskraft versehenen Urtheils. 

Soll die Legitimation eines unehelichen Kindes durch nachfol- 
gende Ehe der Eltern vermerkt werden, so muss die Heirath der 
Eltern durch eine Heirathsurkunde (bei den vor dem 1. Januar 1876 
geschlossenen Ehen durch Trauschein), und die Abstammung des Kindes 
von diesen Eltern bezüglich der Mutter durch das Geburtsregister, be- 
züglich des Vaters durch dessen Anerkenntniss in den in $ 25 des 
Reichsgesetzes bezeichneten Formen erbracht sein. 

Die Legitimation unehelicher Kinder durch Rescript erfolgt in 
Württemberg bei Adeligen durch königliche Entschliessung, bei Bürger- 
lichen durch Dekret der Civilkammer des betreffenden Landgerichts. 

Annahmen an Kindesstatt bedürfen nach württembergischem 
Recht der Bestätigung des zuständigen Gerichts (Amtsgericht, bei Ex- 
emten Civilkammer des Landgerichts). Einkindschaftsverträge gehören 
nicht hierher. 

Ein Anlass zur Eintragung eines Randvermerks kann ferner dann 
gegeben sein, wenn ein dem Standesbeamten vorgelegtes rechtskräftiges 
Urtheil als unehelich eingetragene Kinder für ehelich, oder als ehelich 
eingetragene Kinder für unehelich, oder Ehen, aus welchen die als ehe- 
lich eingetragenen Kinder entsprossen sind, mit Wirkung auf den Stand 
der Kinder für nichtig oder ungiltig erklärt werden. 

Anhaltspunkte für die Abfassung von Randvermerken im Sinne des 
S 26 des Reichsgesetzes gibt das Musterformular A 4 (vergl. übrigens 
auch oben $ 16). 
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Dritter Abschnitt. 
Erfordernisse der Eheschliessung. 


(85 28—40 des Reichsgesetzes. 
Einzelne Erfordernisse der Eheschliessung. 


S 37. Die zur Eheschliessung gesetzlich nothwendigen Erforder- 
nisse, auf deren Vorhandensein der Standesbeamte schon vor Anordnung 
des Aufgebots ($ 45 des Reichsgesetzes) und bei Strafvermeidung ($ 69 
des Reichsgesetzes) zu achten hat, desgleichen die gesetzlichen Ehe- 
hindernisse sind in dem dritten Abschnitt des Reichsgesetzes enthalten. 
Im Einzelnen ist Folgendes zu bemerken: 

1) Die Bestimmung des $ 29 Abs. 4 des Reichsgesetzes kommt 
gegenüber von Minderjährigen, für welche das württembergische Vor- 
mundschaftsrecht massgebend ist, nicht in Anwendung; vielmehr unter- 
liegen vaterlose Minderjährige nach württembergischem Recht stets einer 
Vormundschaft, und es muss, wenn eine solche noch nicht bestellt oder 
der bestellte Vormund abgegangen ist, die Bestellung, beziehungsweise 
erneuerte Bestellung abgewartet werden. 

2) Die Zustimmung der Vormundschaftsbehörde (Reichsgesetz $ 29 
Abs. 5) ist für die nach württembergischem Recht bevormundeten Per- 
sonen nicht erforderlich. | 

3) Der zweite Satz des $ 31 des Reichsgesetzes findet auf Würt- 
temberg keine Anwendung. Uebrigens gehören hierher nur förmliche 
gerichtlich bestätigte Adoptionsverträge. 

Zu Ziff. 1—3 vergl. auch unten $ 60 Abs. 2. 

4) Die Militärpersonen des Friedensstandes (Reichs-Militärgesetz 
vom 2.Mai 1874, 5$ 38 A und 40, Reichsgesetzblatt S. 45 ff.) bedürfen 
zu ihrer Verheirathung der Genehmigung ihrer Vorgesetzten. Die vor- 
läufig in die Heimat beurlaubten Rekruten und Freiwilligen bedürfen 
zur Verheirathung der Genehmigung der Militärbehörde (Reichs-Militär- 
gesetz $ 60 Nr. 4; Wehrordnung Theil I S 80 Ziff. 3, $ 85 Ziff. 4, 5, 
Reg.Blatt 1889 S. 5 ff.; Bekanntmachung des Kriegsministeriums vom 
1. März 1887, W. Militärverordnungsblatt S. 51). 

5) Personen, welche im württembergischen Staats- oder öffentlichen 
Schuldienst im Sinne des Art. 1 des Beamtengesetzes vom 28. Juni 
1876 durch den König oder durch eine höhere Staats- oder Schulbehörde 
angestellt sind, oder welche, ohne eine Anstellung im Sinne des Art. 1 
des Beamtengesetzes erlangt zu haben, im Staats- oder Öffentlichen 
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Schuldienst gemäss Art. 118 des gedachten Gesetzes beschäftigt werden, 
bedürfen, falls sie nicht zu den in der Ministerialverfügung vom 12. Juli 
1880 (Reg.Blatt S. 183 ff.) aufgeführten Beamten und Funktionären 
geliören, zur Eheschliessung der Erlaubniss der vorgesetzten Dienstbehörde. 

Einer solchen Erlaubniss bedürfen ferner die ständigen und unstän- 
digen Geistlichen, die von der Staatsbehörde angestellten oder bestätigten 
Lehrer an höheren Mädchenschulen im Sinne des Art. 1 des Gesetzes 
vom 30. Dezember 1877, betreffend die Rechtsverhältnisse der Lehrer 
und Lehrerinnen an höheren Mädchenschulen etc. (Reg.Blatt S. 294 ff.), 
die ständigen und unständigen Lehrer an Volksschulen, sowie die Hofdiener. 

6) Männliche Angehörige der rechtsrheinischen Provinzen 
des Königreichs Bayern haben, wenn sie in Württemberg eine Ehe 
schliessen wollen, ein von der Distriktsverwaltungsbehörde (dem Be- 
zirksamt oder bei unmittelbaren Städten dem Stadtmagistrat) derjenigen 
Gemeinde, in welcher sieihr Heimathrecht haben, ausgestelltes Zeugniss 
darüber beizubringen, dass gegen die beabsichtigte Eheschliessung kein 
gesetzliches Hinderniss bestehe. Dieses Zeugniss ist dem württember- 
gischen Standesbeamten vorzulegen und von diesem zu den Sammel- 
akten zu nehmen. 

7) Ausländer, d.h. Angehörige von ausserdeutschen Staaten, welche 
im Königreich mit einer Inländerin oder Ausländerin eine Ehe eingehen 
wollen, bedürfen der Erlaubniss des Oberamts, in dessen Amtsbezirk 
die Eheschliessung stattfinden soll (Ministerialverfügung vom 16. Dezember 
1856, Reg.Blatt von 1857 S. 1). Für Ertheilung dieser Erlaubniss 
kommen in Betracht: 

gegenüber von niederländischen, schwedischen, norwegischen, italie- 
nischen, belgischen und schweizerischen Staatsangehörigen die Bekannt- 
machungen des Ministeriums des Innern vom 3. April 1872 (Amtsblatt 
des Ministeriums des Innern S. 96), vom 9. April 1874 (Amtsblatt 
S. 108), vom 16. August 1875 (Amtsblatt S. 263), vom 10. November 
1875 (Amtsblatt S. 362), sowie der Ministerien der Justiz und des 
Innern vom 28. Juli 1886 (Reg.Blatt S. 319); 

gegenüber von ungarischen Staatsangehörigen der Erlass des Minis- 
teriums des Innern vom 16. September 1886 (Amtsblatt S. 315); 

gegenüber von russischen und griechischen Staatsangehörigen die 
Erlasse des Ministeriums des Innern vom 15. Mai 1880 (Amtsblatt S. 207) 
und vom 10. Dezember 1890 (Amtsblatt S. 442). 
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Dispensation von Ehehindernissen (württ. Ausführungs- 
gesetz Art. 2). 


$S 38. Die Dispensation von der Eheunmündigkeit und von 
dem Ehehinderniss des Ehebruchs (Reichsgesetz $ 28, $ 33 Nr. 5) 
ist in Württemberg dem König vorbehalten. 

Die Dispensation von der Wartezeit (Reichsgesetz 8 35) kommt 
demjenigen Amtsgericht zu, in dessen Bezirk der zuständige Standes- 
beamte (Reichsgesetz $ 42 Abs. 1) seinen Amtssitz hat. 

Wegen der Dispensation vom Aufgebot s. unten $47 Abs. 1. 


Vierter Abschnitt. 
Form und Beurkundung der Eheschliessung. 
Zu 88 42 und 43 des Reichsgesetzes. 
Zuständigkeit. 


Begriff von Wohnsitz und Aufenthalt im Sinne des $ 42 
des Reichsgesetzes. 


8 39. Unter „Wohnsitz“ ist der Ort zu verstehen, an welchem Jemand 
seinen Aufenthalt in der Absicht genommen hat, denselben bleibend zum 
Sitze seines Haushalts und zum Mittelpunkt seines Verkehrs zu machen. 
Durch den Wegzug in der Absicht, nicht zurückzukehren, fällt der bis- 
.herige Wohnsitz fort, auch. wenn ein neuer Wohnsitz nicht begründet 
worden ist. Bis zur Begründung eines eigenen Wohnsitzes theilen eheliche 
Kinder den Wohnsitz des Vaters, uneheliche den Wohnsitz der Mutter. 

Der „gewöhnliche Aufenthalt“ wird durch das thatsächliche 
'Verhältniss des längeren Verweilens an einem Orte, ohne die Absicht, 
dauernd daselbst zu bleiben und denselben zum Mittelpunkt seiner Ver- 
hältnisse zu machen, bestimmt. Einen solchen Aufenthaltsort können 
daher Minderjährige, Hauskinder haben. 


Ermächtigung eines nicht zuständigen Standesbeamten 
zur Eheschliessung. 


$ 40. Ein zur Eheschliessung nicht zuständiger Standesbeamter 
kann durch einen zuständigen Standesbeamten nur zur Eheschliessung, 
nicht zur Vornahme des Aufgebots ermächtigt werden (88 43 und 44 
des Reichsgesetzes).. Da vielmehr der ermächtigte, an sich nicht zu- 
ständige Standesbeamte nach $ 49 des Reichsgesetzes ausser der Er- 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht, I. 8. 30 


458 Aktenstücke. 


mächtigung zur Vornahme der Eheschliessung auch noch einer Be- 
scheinigung über den Vollzug des Aufgebots und über das Nicht- 
vorhandensein von Ehehindernissen bedarf, so ist zweckmässig, wie auch 
in den Formularen F und F 1 angedeutet wird, diese Bescheinigung 
mit jener Ermächtigung zu verbinden. 


Zu $ 45 des Reichsgesetzes. 
Erfordernisse für Anordnung des Aufgebots. 

$ 41. Dem Standesbeamten sind vor Anordnung des Aufgebots die 
durch den dritten Abschnitt des Reichsgesetzes vorgeschriebenen und 
die in dem $ 37 der gegenwärtigen Verfügung bezeichneten Erforder- 
nisse als vorhanden nachzuweisen. 

Das persönliche Erscheinen der Verlobten zu diesem Behuf ist nicht 
unbedingt erforderlich. Jedenfalls muss aber genügend nachgewiesen 
sein, dass der Antrag auf Anordnung des Aufgebots auch wirklich dem 
Willen der Verlobten entspricht. 

$ 42. Der Standesbeamte hat zu prüfen, wessen Einwilligung 
nach dem Gesetz erforderlich ist und sich, wenn es sich darum handelt, 
ob eine zur Zustimmung berechtigt gewesene Person weggefallen sei, 
hierüber Nachweis liefern zu lassen. | 

Die zustimmende Erklärung, welche in den geeigneten Fällen (Reichs- 
gesetz $ 32) durch die richterliche Ergänzung der versagten Einwilli- 
gung ersetzt wird, kann schriftlich in beglaubigter Form oder mündlich 
vor dem Standesbeamten erfolgen. Im ersteren Fall ist die beigebrachte 
Urkunde, im letzteren das aufzunehmende Protokoll den Sammelakten 
beizulegen (vergl. $ 9 der Ausführungsverordnung des Bundesraths). 

$ 43. Da dem Standesbeamten vor der Anordnung des Aufgebots 
der Nachweis zu liefern ist, dass beide Verlobte sich zur Zeit im ehe- 
losen Stande befinden (Reichsgesetz $ 34), so hat derselbe, falls ihm 
diese Thatsache nicht sonst genugsam bekannt ist, von Wittwern oder 
Wittwen ein amtliches Zeugniss über den Tod des verstorbenen Ehe- 
gatten, von geschiedenen Personen das mit dem Zeugniss der Rechts- 
kraft versehene gerichtliche Urtheil, durch welches die Ehe für auf- 
gelöst, ungiltig oder nichtig erklärt worden ist, überhaupt sodann von 
solchen Verlobten, welche ihm ganz unbekannt sind, oder welche sich 
längere Zeit im Auslande aufgehalten haben, oder über deren Ehelosig- 
keit er sonst nicht genügend versichert ist, den Nachweis ihres ehelosen 
Standes, sei eg durch ein amtliches Zeugniss oder durch andere Beweis- 


um EEE, pe ER U‚U‚(‚ 00m 3.2 SB 1 U in SSEMEEEEEEEEG HD ei "CHE fen un EEE Er „gr nme 4 rei SE . — Ee. 


Staatliche Gesetze und Aktenstücke. 459 


mittel und, soweit die beigebrachten Beweismittel nicht hinreichend er- 
scheinen, durch eidesstattliche Versicherung (Reichsgesetz $ 45 Abs. 4) 
zu verlangen. 

$ 44. Was die dem Standesbeamten vorzulegenden öffentlichen 
Urkunden betrifft, so bedürfen Urkunden, die von einer inlän- 
dischen d. h. dem deutschen Reich angehörigen öffentlichen Behörde 
oder von einer mit öffentlichem Glauben versehenen Person des Inlandes 
aufgenommen oder ausgestellt sind, zum Gebrauch im Inland einer Be- 
glaubigung (Legalisation) nicht. 

Zur Annahme der Aechtheit einer Urkunde, welche als von einer 
ausländischen öffentlichen Behörde odor von einer mit öffentlichem 
Glauben versehenen Person des Auslandes ausgestellt oder aufgenommen 
sich darstellt, genügt die Legalisation durch einen Konsul oder Ge- 
sandten des Reichs (Reichsgesetz vom 1. Mai1878, Reichsgesetzblatt S.89). 

Bezüglich der von öffentlichen Behörden und Beamten der öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie ausgestellten oder beglaubigten 
Urkunden sind die Bestimmungen des zwischen dem deutschen Reich 
und der österreichisch-ungarischen Monarchie geschlossenen Vertrags 
vom 25. Februar 1880 (Reichsgesetzblatt von 1881 S. 4 ff), welche 
durch den Vertrag vom 13. Juni 1881 auf Bosnien und die Herzoge- 
wina ausgedehnt worden sind (Reichsgesetzblatt S. 253 ff.), zu beachten. 


Zu $$S 46 und 47 des Reichsgesetzes, 
Bekanntmaohung des Aufgebots. 

$ 45. Die Bekanntmachung des Aufgebots durch Aushängen an 
der zu Bekanntmachungen der Gemeindebehörde bestimmten Stelle ist 
Obliegenheit derGemeindebehörde. Die Bescheinigung des erfolgten 
Aushangs ist daher stets von dem Ortsvorsteher als solchem 
zu unterzeichnen (Musterformular E 1). 

Ersuchen um Vollziehung des Aushanges in anderen Gemeinden 
sind an die Ortsbehörden zu richten, welche denselben Folge zu leisten 
haben ($ 15 der Ausführungsverordnung des Bundesraths'). 

Das Aufgebot muss volle zwei Wochen ausgehängt sein. Es ist 
darauf zu achten, dass der Aushang gegen äussere Eingriffe geschützt 
bleibt und ohne Schwierigkeit gelesen werden kann. 

$ 46. Im Sinne des $ 47 des Reichsgesetzes sind im Auslande 
belegen alle Orte ausserhalb des deutschen Reichsgebiets. 


!) Vergl. oben Note zu $ 32. 
30 * 
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Die Auswahl des betreffenden Blattes steht dem Standesbeamten 
zu. Die Kosten sind von dem Antragsteller im Voraus zu bezahlen. 
Die Einrückung des Aufgebots erfolgt nach dem Muster des Formulars E 
unter Weglassung der Bescheinigung am Schlusse. Als Bescheinigung 
dient das zu liefernde Belegblatt der betreffenden Zeitungsnummer, 
welches zu den Sammelakten zu nehmen ist. 


Zu $S 50 und 51 des Reichsgesetzes. 
Wegfall des Aufgebots. 

$ 47. Die Dispensation vom Aufgebot ($ 50 des Reichs- 
gesetzes) steht dem Amtsgericht zu, in dessen Bezirk der zuständige 
Standesbeamte seinen Amtssitz hat (Ausführungsgesetz vom 8. August 
1875 Art. 2 Abs. 2). 

Die Eheschliessung ohne Aufgebot in den durch $ 50 Abs. 2 des 
Reichsgesetzes bezeichneten Nothfällen vorzunehmen, ist nur dem 
zuständigen Standesbeamten (Reichsgesetz $ 42 Abs. 1), nicht einem 
durch den zuständigen Standesbeamten zur Vornahme der Eheschlies- 
sung blos ermächtigten Standesbeamten gestattet. i 

8 48. Die sechsmonatliche Frist des $ 51 des Reichsgesetzes ist 
kalendermässig zu berechnen. Sie beginnt mit dem Ablauf der zwei 
Wochen, während welcher das Aufgebot auszuhängen war (Reichsgesetz. 
$ 46 Abs. 3), in den Fällen des $ 47 des Reichsgesetzes mit dem Ab- 
lauf von zwei Wochen nach dem Tage der Ausgabe der betreffenden. 
Nummer des Zeitungsblattes oder mit dem Datum der die Einrückung 
ersetzenden Bescheinigung. 


Zu $8$ 52 und 53 des Reichsgesetzes. 
Eheschliessung. 

$ 49. Die Eheschliessungen sind in den der Würde und Wichtig- 
keit der Handlung entsprechenden Formen vorzunehmen. Der Standes- 
beamte hat hiebei in angemessener Kleidung zu erscheinen und es ist 
Vorkehr zu treffen, dass nicht gleichzeitig andere Geschäfte und Ver- 
handlungen in derselben Räumlichkeit vorgenommen werden. 

Der Standesbeamte hat bei dem Akte der Eheschliessung sich auf 
die Erfüllung seiner geschäftlichen Aufgabe zu beschränken (vergl. ins- 
besondere $ 52 des Reichsgesetzes und Formular B) und alles nicht hiezu 
Gehörige, wie zum Beispiel Ansprachen von Seiten Dritter, auszuschliessen. 

8 50. Die beizuziehenden Zeugen müssen die natürlichen und 
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gesetzlich vorgeschriebenen allgemeinen Eigenschaften von Zeugen haben. 
Ausgeschlossen sind daher dauernd oder vorübergehend des Gebrauchs 
der Verstandeskräfte beraubte Personen, Taube, Taubstumme, Blinde; 
ebenso diejenigen, welchen die bürgerlichen Ehrenrechte aberkannt 
worden sind, für die in dem betreffenden Urtheil festgesetzte Zeitdauer. 


Zu $$ 54 und 55 des Reichsgesetzes. 
Eintragung in das Heirathsregister. 

851. Bezüglich der Fälle, in welchen eine Ehe für aufgelöst, un- 
giltig oder nichtig erklärt worden und demzufolge ein Vermerk hierüber 
am Rande der über die Eheschliessung bewirkten Eintragung zu machen 
ist (8 55 des Reichsgesetzes), wird auf $ 14 Abs. 1 der Ausführungs- 
verordnung des Bundesraths und auf $ 8 Abs. 1 der Verfügung der 
Ministerien der Justiz und des Innern vom 2. Juni 1880, betreffend 
die Instandhaltung der Familienregister und die Mittheilungen über 
Personenstandsveränderungen (Reg.Blatt S. 143 ff.) hingewiesen. 


Fünfter Abschnitt. 
Beurkundung der Sterbefälle. 


Zu 88 56—58 des Reichsgesetzes. 
Anzeige des Sterbefalls. 


$ 52. Der $ 56 des Reichsgesetzes befreit von der Verpflichtung, 
die Anzeige der Sterbefälle auch an Sonntagen zu machen, schliesst 
aber nicht aus, dass Anzeigen an Sonntagen gemacht werden. Feiertage, 
welche auf einen Wochentag fallen, gelten als Wochentage. 

$ 53. Die $$30 und 32 der gegenwärtigen Verfügung finden auch 
auf Sterbefälle Anwendung. 

Die Beamten, welche über die in Kasernen und ähnlichen Dienst- 
gebäuden, in Lazarethen, in Bivouaks und in Bürgerquartieren vorkom- 
menden Sterbefälle dem Standesbeamten schriftliche Anzeige zu erstatten 
haben, sind in der Bekanntmachung des Kriegsministeriums vom 8. Jan. 
1876 (Reg.Blatt S. 48) bezeichnet. 

$ 54., In den Fällen des $ 58 Abs. 2 des Reichsgesetzes ist die 
schriftliche Mittheilung der mit der Ermittlung über den Todesfall be- 
fassten Behörde (Staatsanwalt, Gericht, Oberamt, militärischer Befehls- 
haber) abzuwarten. 

(Vergl. $ 15 Abs. 1 der K. Verordnung vom 11. März 1830 bei 
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treffend die Vollstreckung der Todesstrafe, Reg.Blatt S. 79 ff.; $ 10 
der Verfügung der Ministerien der Justiz und desInnern vom 19. Febr. 
1885, betreffend das Verfahren in den Fällen eines nicht natürlichen 
Todes oder bei Auffindung von Leichen, sowie die Mittheilung von 
Sterbefällen an das Standesamt unter den Voraussetzungen des $ 157 
der Reichsstrafprozessordnung, Reg.Blatt S. 31 ff., Verfügung des Kriegs- 
ministeriums vom 13. April 1882, betreffend die im Falle des nicht 
natürlichen Todes einer militärischen Person des aktiven Dienststandes 
an das Standesamt zu machende Mittheilung (Reg.Blatt S. 165 ff.). 


Zu 88 59 und 60 des Reichsgesetzes. 
Eintragung des Sterbefalls. 

8 55. Die Eintragung der Sterbefälle erfolgt nach Formular C 
(Musterformular C 1). Können nicht alle Verhältnisse von dem Anzei- 
genden angegeben werden (z.B. Stand, Gewerbe, Wohnort der Eltern), 
so ist in der Eintragung an der betreffenden Stelle die Bemerkung 

„unbekannt“ 
aufzunehmen (vergl. auch oben $ 22). 

& 56. Die polizeilichen Vorschriften über die Voraussetzungen, 
unter welchen Beerdigungen vorgenommen werden dürfen (K. Ver- 
ordnung vom 24. Januar 1882, betreffend die Leichenschau, die Leichen- 
öffnung und das Begräbniss, Reg.Blatt S.33 ff., vergl. auch $ 28 Abs. 2 
der Dienstanweisung für die Leichenschauer vom 3. Februar 1882, Reg.- 
Blatt S. 41 ff.), werden durch das Reichsgesetz nicht berührt. 

Nach erfolgter Eintragung in das Sterberegister hat der Standesbeamte 
gebührenfrei eine Bescheinigung nach folgendem Muster auszustellen: 

„Bescheinigung. des Sterbefalleintrags. 

In das Sterberegister des unterzeichneten Standesbeamten ist 
heute der Tod der am 31. vorigen Monats dahier verstorbenen 
Karoline Röthling, geb. Müller, Ehefrau des Hutmachers Daniel 
Röthling in Esslingen, eingetragen worden. 

Stuttgart, den I. April 1891. 

Der Standesbeamte 
(Siegel) . 2 22 nn. .# 
‘ In den Fällen des zweiten Satzes des $ 60 des Reichsgesetzes ist 
an das Amtsgericht zu berichten und dessen Weisung abzuwarten. 
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Sechster Abschnitt. 
Schlussbestimmungen ($$ 67—85 des Reichsgesetzes). 
Die von dem Standesbeamten verhängten Geldstrafen. 


8 57. Gegenüber den gemäss $ 68 Abs. 3 des Reichsgesetzes von 
dem Standesbeamten verbängten Strafen (vergl. oben $ 32) ist sofortige 
Beschwerde bei dem vorgesetzten Amtsgerichte nach Massgabe des 
Art.5 Abs.6 des Gesetzes vom 12. August 1879, betreffend Aenderungen 
des Landespolizeistrafgesetzes u. s. w. (Reg.Blatt S. 153 ff.) zulässig. 

Die Erhebung und Verrechnung der erkannten Geldstrafen liegt 
dem Gemeindepfleger, in den aus mehreren Gemeinden gebildeten Standes- 
amtsbezirken dem Gemeindepfleger am Amtssitze des Standesbeamten, 
ob. Zu diesem Zweck hat der Standesbeamte begiaubigte Auszüge aus 
dem von ihm zu führenden Strafverzeichnis dem Gemeindepfleger von 
Vierteljahr zu Vierteljahr mitzutheilen. 


Standesamtliche Verrichtungen in Bezug auf Militär- 
personen in besonderen Fällen ($ 71 des Reichsgesetzes). 


8 58. Die Bestimmungen darüber, in welcher Weise die Verrich- 
tungen der Standesbeamten in Bezug auf solche Militärpersonen wahr- 
zunehmen seien, welche ihr Standquartier nach eingetretener Mobil- 
machung verlassen haben, sind in der Kaiserlichen Verordnung vom 
20. Januar 1879 (Reichsgesetzblatt S. 5 ff.) enthalten. Die Beurkun- 
dung von Sterbefällen solcher Militärpersonen, welche sich an Bord der 
in Dienst gestellten Schiffe oder anderer Fahrzeuge der Marine 
befinden, erfolgt gemäss den Bestimmungen der Kaiserlichen Verord- 
nung vom 4. November 1875 (Reichsgesetzblatt S. 313). 


Geburts- und Sterbefälle auf dem Bodensee. 


& 59. ‘Für die standesamtliche Behandlung der auf dem Bodensee 
eintretenden Geburts- und Sterbefälle sind die Vorschriften in der Be- 
kanntmachung des Ministeriums der auswärtigen Angelegenheiten vom 
21. Juni 1880 (Reg.Blatt S. 171 ff.) massgebend. | 


Einholung von Weisungen der Aufsichtsbehörde. 


$ 60. Die Standesbeamten werden angewiesen, in allen zweifel- 
haften Fällen sich zum Behuf geeigneter Anleitung an die Auf- 
sichtsbehörde (das Amtsgericht) zu wenden. 
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Von dieser Anweisung werden dieselben insbesondere dann Ge- 
brauch zu machen veranlasst sein, wenn es sich um Eintragungen auf 
Grund von ausserhalb des Königreichs aufgenommenen Urkunden oder 
erlassenen Urtheilen ($$ 25, 26, 55 des Reichsgesetzes) handelt; des- 
gleichen wenn es sich um Eheschliessungen von Ausländern (Nicht- 
deutschen), oder auch um die Frage der Anwendung des $ 29 Abs. 4 
und 5, der 88 30, 31 und 38 des Reichsgesetzes bei Eheschliessungen 
von Angehörigen anderer deutscher Bundesstaaten handelt. 

Eintragungen auf Grund von Urtheilen ausserdeutscher Gerichte dürfen 
jedenfalls nur nach amtsgerichtlicher Anordnung vorgenommen werden. 


Aufrechterhaltung bisheriger Verfügungen. 


$ 61. Die Vorschriften der Ministerialverfügungen 

vom 26. Februar 1876, betreffend die Fortführung der Familien- 
register (Reg.Blatt S. 69 ff.), 

vom 2. Juni 1880, betreffend die Instandhaltung der Familienregister 
und die Mittheilungen über Personenstandsänderungen (Reg.Blat S.143 ff.), 

vom 14. März 1876, betreffend die statistischen Erhebungen über 
die Bewegung der Bevölkerung (Reg.Blatt S. 101 ff.), 

vom 23. September 1876, betreffend die Gebühren der Standesbe- 
amten für die Führung der statistischen Verzeichnisse der Geburten, 
Eheschliessungen und Sterbefälle (Reg.Blatt S. 393 ff.), und 

vom 3. März 1881, betreffend die Beglaubigung der Auszüge aus 
den Kirchenbüchern und den (bis zum 1. Januar 1876 von den Geist- 
lichen geführten) Familienregistern (Reg.Blatt S. 15 ff.), 
werden durch die gegenwärtige Verfügung nicht berührt. 


21. Sachsen-Meiningen. Ausschr. d. Minist. d. Justiz betr. Nach- 
trag zu d. Instrukt. f. d. Staatsbeamten v. 26/2 76. v.20/3 91. Sammlg. 
d. Ausschr. X. No. 22. 


22. Sachsen-Meiningen. Ges. v. 18/6 91, enthalt. einen Nach- 
trag z. d. Ges. v. 27/11 1875 betr. die Ausführung d. R.Ges. v. 6/2 
1875 über die Beurkundung des Personenstandes v. 18/6 1891. Samm- 
lung d. Verordn. 1891 No. 4. 

23. Sachsen-Meiningen. Ausschr. d. Staats-Minist. Abth. f. K. 
und Schulsachen u. d. O.K.Rathes betr. die Wahl d. Vornamen 22/8 90. 
Sammlung d. Ausschr. X. No. 8. 
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Gesetze für die evangelische Kirche. 


41. Preussen. Verf. d. pr. O.K.R. 15/12 88, betr. die Dienstan- 
weisung f. d. k. Bauinspektoren der Hochbauverwaltung. A. K.Bl. 
1889, 327. 

42. Preussen. Erl.d. preuss. O.K.R. 31/5 90. (A. K.Bl. 91, 468): 
Es bedarf nicht mehr des Heirathskonsenses für die Geistl. 

43. K.G. 8/6 91 f. d. Prov. Westfalen u. f. d. Rheinproving 
betr. die Form der schriftl. Willenserklärungen der Presbyterien der 
ev. Gemeinden. Staatsgesetz dazu v. 28/6 91. (Beide im III. Erg.Band 
der Verf.Ges. S. 21 £.) 

44. Schleswig-Holstein. K.G. 2/3 91, betr. d. Emeritirungs- 
ordnung f. d. ev.-luth. Kirche. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. 
verordnen mit Zustimmung der Gesammtsynode der evangelisch-luthe- 
rischen Kirche der Provinz Schleswig-Holstein, mit Zustimmung Unseres 
Staatsministeriums, und nachdem durch Erklärung desselben festgestellt 
ist, dass gegen dieses Gesetz von Staatswegen nichts zu erinnern ist, 
für die genannte Kirche. was folgt: ; 

$ 1. Pfarrgeistliche, welche wegen Altersschwäche oder anderer 
körperlicher oder geistiger Gebrechen zur ausreichenden Versehung ihres 
Dienstes untüchtig sind, sollen, wenn sie fest angestellt sind und ihre 
Gemeinden dem Gesammtsynodalverbande angehören, in den Ruhestand 
versetzt werden oder einen Gehilfen (Adjunkten) erhalten. 

8 2. Ist ein Geistlicher noch fähig, einen wesentlichen Theil seines 
Dienstes zu versehen, oder ist anzunehmen, dass die Unfähigkeit nur 
vorübergehend sein werde, so ist die Beiordnung eines Pfarrgehilfen zu 
verfügen, wenn nicht aus besonderen Gründen eine Versetzung in den 
Ruhestand zur Herbeiführung einer ausreichenden Versehung des Dienstes 
erforderlich erscheint. Kann der Geistliche wegen dauernder Unfähig- 
keit keinen wesentlichen Theil seines Dienstes mehr versehen, oder hat 
eine wegen vorübergehender Dienstunfähigkeit angeordnete Adjunktur 
bereits drei Jahre bestanden, ohne dass die Fähigkeit zur Versehung 
eines wesentlichen Theiles der Dienstgeschäfte wieder eingetreten wäre, 
so muss in der Regel die Versetzung in den Ruhestand erfolgen. 

8 3. Die Versetzung eines Geistlichen in den Ruhestand, sowie 
die Beiordnung eines Adjunkten erfolgt durch Verfügung des König- 
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lichen Konsistoriums. Wird die Massregel nicht von dem Geistlichen 
selbst beantragt, so ist derselbe oder der ihm etwa gerichtlich bestellte 
Vormund vor endgültiger Verfügung hierüber zu hören. In allen Fällen 
muss die Anhörung des Geistlichen oder des Vormundes erfolgen über 
die beabsichtigte Feststellung des Betrages des Ruhegehaltes und der 
von dem Geistlichen zur Unterhaltung des Adjunkten zu übernehmenden 
Leistungen. 

Auch dem Kirchenvorstande der betheiligten Gemeinde muss in 
jedem Falle zu einer Aeusserung über die beabsichtigte Massregel Ge- 
legenheit gegeben werden. 

S 4. Geistlichen, welche noch dienstfühig sind, aber aus discipli- 
narischen Gründen entlassen werden, kann vom Konsistorium eine Unter- 
stützung auf bestimmte Zeit oder auf Lebensdauer aus dem Emeri- 
tirungsfonds bewilligt werden. 

$ 5. Geistliche, welche nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes auf 
einer Pfarrstelle oder auf einer fest fundirten Hilfsgeistlichenstelle ($ 1) 
angestellt oder auf eine andere Stelle versetzt worden, oder welche sich 
binnen Jahresfrist nach Inkrafttreten dieser Emeritirungsordnung den 
Bestimmungen derselben freiwillig unterwerfen ($ 12), haben bei Ver- 
setzung in den Ruhestand Anspruch auf Ruhegehalt, welches mindestens 
600 M. und höchstens drei Viertel der letzten Diensteinnahme (88 8 
und 9) betragen und innerhalb dieser Grenzen nach folgenden Bestim- 
mungen festgestellt werden soll. 

$S 6. Wenn die Versetzung in den Ruhestand vor vollendetem 
zehnten Dienstjahre erfolgt, so beträgt das Ruhegehalt ein Drittel der 
letzten Diensteinnahme ($ 8 und 9), jedoch nicht weniger als. 600 M. 
und nicht mehr als 2500 M. 2 

Wenn die Versetzung in den Ruhestand nach dem vollendeten zehnten 
Dienstjahre erfolgt, so erhält der Emeritus zu dem Ruhegehalt, welches 
nach Massgabe des vorhergehenden Absatzes für die ersten zehn Dienst- 
jahre festzusetzen sein würde, noch einen Zuschuss, welcher für jedes 
vollendete weitere Dienstjahr 50 M. beträgt und bis zum Höchstbetrag 
von 1800 M. steigt. 

Derselbe wird aber eintretenden Falles um denjenigen Betrag ge- 
kürzt, um welchen das Rubegehalt bei Bewilligung des vollen Zuschusses 
den nach $ 5 zulässigen Höchstbetrag übersteigen würde. 

Erreicht das Ruhegehalt nach den vorstehenden Bestimmungen 
nicht den Betrag von 1500 M., so kann dasselbe durch Beschluss des 


= mm oimnilen MHHBERZGENFIEn” „mm  JGHEENEÄDSE „eo — -<amuEEEEEFTEEEEAERNEENGEEe- „—enSGEECOEOEGEEAFHRTELFGennEu sn —SCaCSSEEEEEEETRGn. „auSiECHEBnEE, „„ArHERNNEHEEEHEE — -eiIAUEEGHRRGS . „sEIHESESEEEDREGEn arm  geEsummneiEäEEBr ur „BEREITETE 


—. 


Gesetze für die evangelische Kirche. 467 


Konsistoriums bis auf diesen Betrag erhöht werden, wenn bei dem zu 
emeritirenden Geistlichen besondere Bedürftigkeit mit tadelloser Dienst- 
führung zusammentrifft. 

8 7. Das Dienstalter wird von dem Tage der Ordination bis zu 
dem Zeitpunkte berechnet, auf welchen die Versetzung in den Ruhe- 
stand endgültig verfügt wird. 

Zeiträume von einem halben Jahre und darüber werden dabei für 
ein volles Jahr, Zeiträume darunter werden nicht gerechnet. 

Auch kann vom Konsistorium die Zeit, welche ein Geistlicher vor 
seiner Ordination im öffentlichen Lehramt oder im Schulaufsichtsdienst 
oder im Dienste der äusseren und inneren Mission zugebracht hat, auf 
seine Dienstzeit in Anrechnung gebracht werden. Die Entscheidung 
über diese Anrechnung ist vor dem Eintritt der betreffenden Geistlichen 
in das Pfarramt der Provinz zu treffen. 

8 8. Die anrechnungsfähige Diensteinnahme wird auf Grund einer 
Matrikel festgestellt, welche nach Anhörung der Ausschüsse der Propstei- 
synoden (in Lauenburg der Kreissynode) von dem Konsistorium für alle 
evangelisch-lutherischen Pfarrstellen der Provinz festgesetzt und von 
fünf zu fünf Jahren einer Revision unterzogen wird. 

Bei der Feststellung der Diensteinnahme sind die Pfarrwohnung 
und der Garten nicht mit zu veranschlagen. 

Bei denjenigen Pfarrstellen, bei welchen die Pfarrgebäude ganz 
oder theilweise durch den Inhaber eingelöst und unterhalten werden 
müssen, sind 6 Prozent der von demselben gezahlten Einlösungssumme 
von der Diensteinnahme in Abzug zu bringen. 

In der Matrikel sind die Diensteinnahmen auf solche Beträge ab- 
zurunden, welche durch 25 theilbar sind. Die bei einer Theilung durch 
25 verbleibenden Ueberschüsse bleiben ausser Berechnung. 

Bei denjenigen Pfarrstellen, welche mit dem Schuldienst dauernd 
verbunden sind, wird ausser dem Pfarreinkommen noch die Einnahme 
von dem Schuldienste in die Matrikel aufgenommen. 

$ 9. Bei den Geistlichen, welche einen Theil ihrer Diensteinkünfte 
an einen Emeritus, oder an die Wittwe, oder an die Kinder eines Vor- 
gängers abgeben müssen, wird, so lange das Verhältniss fortdauert, | 
nicht der volle sondern nur der ihnen verbleibende Betrag des Ein- 
kommens ihrer Stelle berechnet. 

Wenn und soweit der Niessbrauch eines bei der Stelle vorhandenen 
Pfarrwitthums bei dem Nichtvorhandensein einer Wittwe dem Inhaber 
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zufliesst, ist dieser Niessbrauch den Einkünften der Stelle hinzuzu- 
schlagen. 

Persönliche Gehaltszulagen auf Dienstzeit, sowie Einnahmen, Walde 
ein Geistlicher in seiner Eigenschaft als Kirchenpropst bezieht, werden 
angerechnet, wenn sie von dem Betheiligten spätestens innerhalb eines 
Vierteljahrs nach ihrer Bewilligung zu diesem Zweck angemeldet sind. 
Sonstige Einnahmen, namentlich auch solche, welche von einem höheren 
kirchenregimentlichen Amte bezogen werden, bleiben unberücksichtigt. 

8 10. Wird wegen theilweiser oder vorübergehender Dienstunfähig- 
keit eines Geistlichen die Beiordnung eines Adjunkten verfügt (8 2), 
so liegt die Unterhaltung des letzteren zunächst dem Geistlichen ob; 
jedoch dürfen die Kosten derselben die Diensteinnahme nicht unter den 
Betrag herabmindern, welcher dem Geistlichen nach den Bestimmungen 
der 8$ 5 bis 9 als Ruhegehalt zukommen würde, wenn er zu derselben 
Zeit in den Ruhestand versetzt würde. Der Mehrbetrag der Unter- 
haltungskosten wird aus dem Emeritirungsfonds bestritten. 

Das Gehalt eines auf Grund dieses Gesetzes anzustellenden Adjunkten, 
sowie der Geldwerth, zu welchem eine von dem betheiligten Geistlichen 
zu leistende freie Station anzurechnen ist, wird nach Anhörung des 
Ausschusses der Propsteisynode (in Lauenburg der Kreissynode) von 
dem Konsistorium festgestellt. Die für die Ordination des Adjunkten 
zu entrichtenden Gebühren hat der betreffende Geistliche zu tragen, 
sofern nicht anderweitige besondere Vorschriften darüber bestehen. Doch 
hat der Adjunkt, wenn nichts anderes vereinbart worden ist, dieselben 
zu erstatten, wenn er innerhalb der ersten zwei Jahre nach seiner Or- 
dination die Stellung seinerseits aufgiebt. 

Die Wittwe eines Geistlichen, welchem bei seinem Ableben ein 
Adjunkt beigeordnet war, ist verpflichtet, den letzteren auf Verlangen - 
des Konsistoriums während des Gnadenjahres unter .denselben Bedin- 
gungen zu unterhalten, unter welchen er ihrem verstorbenen Ehemanne 
beigeordnet worden ist. Der zur Unterhaltung des Adjunkten etwa be- 
willigte Zuschuss aus dem Emeritirungsfonds wird dann ebenfalls wäh- 
rend des Gnadenjahres fortgezahlt. | Ä 

Für diejenigen Distrikte , in welchen Dänisches Kirchenrecht gilt, 
wird die Bestimmung, nach welcher der Adjunkt (Kaplan) das Recht 
hat, nach dem Ableben des Geistlichen, welchem er beigeordnet war, 
bei der Stelle zu bleiben, hierdurch aufgehoben. Für den Fall, dass 
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der Adjunkt einstweilen noch bei der Stelle bleibt, sind die Kosten von 
denjenigen zu tragen, denen die Einnahmen der Vakanzzeit zufallen. 

$ 11. Zur Beschaffung der nach 586 bis9 zu gewährenden Ruhe- 
gehalte, sowie der nach $ 10 Abs. i und 4 zu gewährenden Zuschüsse 
zu den Adjunkturkosten wird ein von dem Konsistorium zu Kiel zu 
verwaltender Emeritirungsfonds für die evangelisch-lutherische Kirche 
der Provinz Schleswig-Holstein errichtet. 

$ 12. Dem Emeritirungsfonds fliessen folgende Einnahmen zu: 

1. die Zuschüsse, welche ihm aus Staatsfonds gewährt werden, 

2. eine jährliche Abgabe derjenigen Geistlichen, welche nach dem 
Inkrafttreten dieser Emeritirungsordnung fest angestellt oder auf 
eine andere Stelle versetzt werden, oder welche sich binnen Jahres- 
frist nach erfolgtem Inkrafttreten dieses Gesetzes den Bestim- 
mungen desselben mittelst einer an das Konsistorium einzureichen- 
den Erklärung freiwillig unterwerfen. 

Die letzteren haben diese jährliche Abgabe von dem Tage an zu 
entrichten, an welchem dieses Gesetz in Kraft tritt. Die Abgabe ist 
nach Prozenten der anrechnungsfähigen Diensteinnahme ($$ 8 und 9) 
zu berechnen und soll betragen: 

a. bei einer Diensteinnahme bis zu 3000 M. ein halbes Prozent, 

b. beieiner Diensteinnahme von 3025—4500 M. dreiviertel Prozent, 

@. bei einer Diensteinnalime von 4525—6000 M. ein Prozent, 

d. bei einer Diensteinnahme von 6025 M. und darüber ein und 
ein halbes Prozent. 

Die Abgabe wird in vierteljährlichen Raten am 2. Januar, 1. April, 
1. Juli und 1. Oktober im Voraus gezahlt und während des Gnaden- 
jahres oder der Vakanzzeit von demjenigen entrichtet, welchem die feste 
Einnahme der Stelle zu gute kommt. 

3. Eine einmalige Abgabe derjenigen bereits vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes angestellten Geistlichen, welche nach dem Inkraft- 
treten desselben zum ersten Mal auf eine andere Stelle versetzt 
werden, falls dieselben nicht auf Grund des Passus 2 dieses Para- 
graphen den Bestimmungen dieser Emeritirungsordnung sich schon 
früher unterworfen haben. 

Der Betrag dieser Abgabe soll der Summe der jährlichen Beiträge 
gleichkommen, welche der betreffende Geistliche nach Ziffer 2 zu zahlen 
gehabt hätte, wenn er am Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes in 
dem betreffenden Pfarramt angestellt wäre, und in vier gleichen Raten 
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an den auf den Dienstantritt folgenden Vierteljahrsterminen entrichtet 
werden. Stirbt der Geistliche, so erlischt die Zahlungspflicht hinsicht- 
lich der erst nach dem Tode fällig werdenden Raten. Ein vor Ablauf 
der Termine erfolgender Dienstabgang dagegen ändert die Zahlungs- 
pflicht nicht. | 

4. Eine jährliche Abgabe, welche nach näherer Festsetzung des Kon- 
sistoriums von denjenigen Stellen, bei welchen eine Emeritirung 
nach diesem Gesetz stattfindet, während der ersten 8 Jahre, vom 
Zeitpunkt dieser Emeritirung ab, an den Emeritirungsfonds zu 
entrichten ist. 

Diese Abgabe soll ein Viertel der letzten anrechnungsfähigen Dienst- 
einnahme, soweit diese dauernd mit der Pfarrstelle verbunden ist ($ 8), 
jedoch nicht mehr als 2500 M. betragen. 

Soweit und so lange durch diese dem Stelleninhaber obliegende 
Abgabe die jährliche Einnahme einer Pfarrstelle unter den Betrag herab- 
gemindert wird, welcher nach dem Erachten des Konsistoriums als un- 
umgänglich nöthig angesehen werden muss, ist die Einnahme der Stelle 
bis zu diesem Betrage durch Zuschuss der betreffenden Kirchenkasse 
zu ergänzen. 

Ist nach dem Ermessen des Konsistoriums die betreffende Kirchen- 
gemeinde nicht im Stande, den erforderlichen Zuschuss aufzubringen, 
und können zu diesem Zweck Staatsbeihilfen nicht flüssig gemacht wer- 
den, so ist die Abgabe an den Emeritirungsfonds entsprechend herab- 
zusetzen oder ganz in Wegfall zu bringen. 

Wenn es sich ergeben sollte, dass der Gesammtbetrag der von den 
Geistlichen zu zahlenden Dienstabgaben drei Zehntel der ganzen jähr- 
lichen Bedürfnissumme übersteigt, so tritt eine entsprechende Kürzung 
der Dienstabgaben ein, welche denjenigen Dienstnachfolgern emeritirter 
Geistlicher zu gute kommt, welche am längsten die Dienstabgaben be- 
zahlt haben, zunächst denjenigen, welche am 1. Januar des betreffenden 
Jahres bereits sieben volle Jahre die Dienstabgabe geleistet haben. 

5. Ein Zuschuss der Gesammtsynodalkasse, dessen jährlicher Betrag 
nach Massgabe des Bedürfnisses durch Beschluss des Konsistoriums 
alljährlich festgestellt wird. 

6. Die Zinsen interimistisch belegter Kassenbestände. 

Die ad 2, 3 und 4 erwähnten Abgaben werden durch die Propstei- 
synodalkassen (in Lauenburg die Kreissynodalkasse) eingezogen und an 

den Emeritirungsfonds abgeführt. 
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$ 13. Die Zahlung der Ruhegehalte und Zuschüsse aus dem Eme- 
ritirungsfonds erfolgt vierteljährlich postnumerando auf Anweisung des 
Konsistoriums. 

$ 14. Uebernimmt ein in den Ruhestand versetzter Geistlicher ein 
anderes öffentliches Amt, so vermindert sich das ihm beigelegte Ruhe- 
gehalt während der Dauer dieses Verhältnisses um den Betrag, um 
‚welchen das Ruhegehalt und die mit dem öffentlichen Amte verbundene 
Diensteinnahme zusammen die letzte anrechnuugsfähige Diensteinnahme 
(8 7) übersteigen. 

$ 15. Hinterlässt ein emeritirter Geistlicher eine Wittwe oder 
eheliche Nachkommen, so wird das Ruhegehalt den Hinterbliebenen noch 
für den auf den Sterbemonat folgenden Monat gezahlt. 

Mit dem Tage, wo die Zahlung des Ruhegehalts aufhört, tritt die 
Wittwe, vorausgesetzt, dass sie schon vor der Emeritirung mit ilım 
verheirathet war, in diejenigen Rechte an dem mit der letzten Stelle 
ihres verstorbenen Mannes verbundenen Witthum ein, welche sie haben 
würde, wenn ilır Ehemann als Inhaber der Stelle verstorben wäre. Wo 
ein Unterschied zwischen erster und zweiter Wittwe gemacht wird, gilt 
sie gegenüber der Wittwe später vorstorbener Inhaber der Pfarrstelle 
als erste Wittwe. 

8 16. Die Mitglieder des Ausschusses der Gesammtsynode haben 
in der im $ 95 der Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 4. No- 
vember 1876 bezeichneten Weise an den Entschliessungen des Konsi- 
storiums Theil zu nehmen bei nachfolgenden Entscheidungen: 

a. über die gegen den Willen der betheiligten Geistlichen oder des 
denselben bestellten Vormundes stattfindende Emeritirung oder 
Beiordnung eines Adjunkten ($ 3, & 10), 

b. über die Höhe des Emeritirungsgehalts und den Betrag der von 
dem Geistlichen zur Unterhaltung des Adjunkten zu übernehmen- 
den Leistungen, insoweit gegen die beabsichtigten Beträge von 
dem Geistlichen Einwendungen erhoben werden ($ 3, 8 10), 

c. über Bewilligung einer Unterstützung nach $ 4, | 

d. über Erhöhung des Ruhegehalts nach Massgabe des Schluss- 
satzes im 8 6, 

e. über die Anrechnung der im Öffentlichen Lehramt, im Schulauf- 
sichtsdienst oder im Dienste der inneren oder äusseren Mission 
zugebrachten Zeit auf das anrechnungsfähige Dienstalter ($ 7), 
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f. über Festsetzung der Matrikel der anrechnungsfähigen Dienst- 
einnahme der einzelnen Pfarrstellen ($S$ 8 und 9), 

g. über Gewährung eines Zuschusses zur Ergänzung der durch die 
Stellenabgabe zum Emeritirungsfonds verminderten Diensteinnah- 
men einer Pfarrstelle auf die erforderliche Höhe (8 12Ziff.4 Abs. 3), 

h. über Herabsetzung der Stellenabgabe im Fall des $ 12 Ziff.4 Abs.4, 

ij. über Ausschreibung des Zuschusses der Gesammtsynodalkasse 
zum Emeritirungsfonds (8 12 Ziffer 5), 

k. über Dechargierung der Rechnungen des Emeritirungsfonds. 

$ 17. Denjenigen Emeritirten, welche zur Zeit ihrer Emeritirung 
die nach $ 12 Ziffer 2 auferlegte Abgabe noch nicht fünf Jahre hin- 
durch geleistet haben, wird von ihrem Ruhegehalt der nach dem ge- 
dachten Paragraphen von ihrer letzten Diensteinnahme zu zahlende 
Betrag so lange gekürzt, bis sie im Ganzen fünf Jahre zum Emeri- 
tirungsfonds gesteuert haben. 

$ 18. Die $$ 1 bis 3 und $ 10 al. 2 und 4 gelten auch für die- 
jenigen bei der Publikation dieser Emeritirungsordnung bereits ange- 
stellten Geistlichen, für welche die übrigen Bestimmungen der letzteren 
nicht zur Anwendung gelangen. 

In Betreff der Pensionirung kommen für diese Geistlichen die bis- 
herigen Grundsätze zur Anwendung mit der Massgabe, dass der even- 
tuelle Zuschuss des Staats aus dem Emeritirungsfonds abgehalten wird. 

8 19. Der Tag, mit welchem die Emeritirungsordnung in Kraft 
tritt, wird von dem Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medicinal- 
angelegenheiten bestimmt. 

$ 20. Die zur Ausführung dieser Ordnung erforderlichen Verfü- 
gungen werden von dem Konsistorium erlassen. 

45. Dazu: Staatsgesetz, betreffend die Emeritirungs- 
ordnung für die evangelisch-lutherische Kirche der Pro- 
vinz Schleswig-Holstein vom 2. März 1891. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. 
verordnen mit Zustimmung der beiden Häuser des Landtags der Mo- 
narchie für die Provinz Schleswig-Holstein, was folgt: 

Artikel 1. Der in dem anliegenden Kirchengesetze, betreffend 
die Emeritirungsordnung für die evangelisch-Iutherische Kirche der 
Provinz Schleswig-Holstein gewährte Anspruch auf ein Ruhegehalt kann 
mit rechtlicher Wirkung nur insoweit abgetreten, verpfändet oder sonst 
übertragen werden, als derselbe der Pfändung unterliegt. 
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Artikel 2. Gegen die auf Grund der $$10und12 des Kirchen- 
gesetzes getroffenen Entscheidungen über den Betrag der von dem Geist- 
lichen zur Unterhaltung eines Adjunkten zu übernehmenden Leistungen, 
sowie über die Höhe der an den Emeritirungsfonds zu leistenden Bei- 
träge findet der Rechtsweg nicht statt. 

Wegen der Ansprüche auf Ruhegehalt findet der Rechtsweg gegen 
die Entscheidung der Kirchenbehörde nur nach Massgabe der König- 
lichen Verordnung vom 16. September 1867 (Gesetz-Sammlung S. 1515), 
des Gesetzes vom 25. Februar 1878 (Gesetz-Sammlung Seite 97) und 
des Gesetzes vom 24. Mai 1861 (Gesetz-Sammlung Seite 241) statt. 

Artikel 3. Die Beiträge der Geistlichen und der kirchlichen 
Stellen zu den Emeritirungsfonds können im Wege der administrativen 
Zwangsvollstreckung beigetrieben werden. 

Artikel 4. Bei der Entscheidung über die Ergänzung der Dienst- 
einnahme gemäss $ 12 No. 4 des Kirchengesetzes bleibt der Staats- 
behörde die gesetzlich verordnete Mitwirkung (vergl. Artikel3 Absatz 3 
und 4, sowie Artikel 35 Absatz 2 des Gesetzes vom 6. April 1878, 
Gesetz-Sammlung Seite 145) vorbehalten. 

Bei Unzulänglichkeit der Kirchenkasse und Leistungsfähigkeit der 
Gemeindeglieder ist die Diensteinnahme bis zu einem Betrage von 
1800 M. durch Umlage zu ergänzen. 

Artikel 5. Alle diesem Gesetze und den Vorschriften des Kirchen- 
gesetzes, betreffend die Emeritirungsordnung für die evangelisch-luthe- 
rische Kirche der Provinz Schleswig-Holstein, entgegenstehenden Be- 
 ’stimmungen, mögen dieselben in den allgemeinen Landesgesetzen, Pro- 
vinzial- oder Lokalgesetzen oder Lokalordnungen enthalten oder durch 
Observanz oder Gewohnheit begründet sein, treten ausser Kraft. 

Insbesondere treten die Bestimmungen ausser Kraft, nach welchen 
Geistlichen der Anspruch auf einen Emeritantheil aus dem Pfarrein- 
kommen zusteht, vorbehältlich jedoch der Rechte der bereits emeritirten 
Geistlichen, sowie der im Amte stehenden Geistlichen, soweit der An- 
spruch der letzteren auf der Anstellung in ihrem gegenwärtigen Amte 
beruht. 

Die nach Massgabe des 8 5 des Kirchengesetzes abgegebene Er- 
klärung eines Geistlichen, dass er sich den Bestimmungen der Emeri- 
tirungsordnung unterwerfe, gilt als ein Verzicht auf die Rechte. 

Artikel 6. Der Tag, mit welchem dieses Gesetz in Kraft tritt, 
wird durch Königliche Verordnung bestimmt. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht, I, 8. al 


Preisaufgaben der Rubenow-Stiftung. 


2. Die Entwickelung des deutschen Kirchenstaatsrechts 
im 16. Jahrhundert. 


Erwartet wird eine ausführliche, auch in die Sondergeschichte 
wenigstens einzelner wichtigerer Territorien und Städte eingehende, 
möglichst auf selbständiger Quellenforschung beruhende Darlegung 
der dem Reformations-Jahrhundert charakteristischen kirchenstaats- 
rechtlichen Grundsätze und Verhältnisse. Insbesondere erscheint 
erwünscht eine gründliche Prüfung der Rechtsstellung der staat- 
lichen Gewalten zur Kirche unmittelbar vor dem Auftreten der 
Reformatoren, sowie der Einwirkung einerseits der vorreformato- 
rischen kirchenpolitischen Literatur auf die reformatorische Be- 
wegung, andererseits der reformatorischen Anschauungen selbst 
auf die Gesetzgebung und Praxis, nicht nur der protestantischen, 
sondern auch der katholischen Fürsten und Stände. 

Dem Ermessen des Verfassers bleibt überlassen, ob und wie 
weit er seine Arbeit auf Deutschland beschränken oder auch ausser- 
deutsche Staaten in den Bereich seiner Darstellung ziehen will; 
ebenso die Bestimmung des Endpunktes der darzustellenden histo- 
rischen Entwicklung auf die definitive Formulirung des Titels. 


Die Bewerbungsschriften sind in deutscher Sprache abzutfassen. 
Sie dürfen den Namen des Verfassers nicht enthalten, sondern 
sind mit einem Wahlspruche zu versehen. Der Naıne des Ver- 
fassers ist in einem versiegelten Zettel zu verzeichnen, der aussen 
denselben Wahlspruch trägt. 

Die Einsendung der Bewerbungsschriften muss spätestens bis 
zum 1. März 1896 geschehen. Die Zuerkennung der Preise erfolgt 
am 17. Oktober 1896. 

Als Preis für die drei ersten Aufgaben haben wir je 2000 M., 
für die vierte 1000 M. ausgeworfen. 


‚Greifswald, im Dezember 1891. | 
Rektor und Senat 
_ hiesiger Königlicher Universität. 
Zimmer. 


Herder’sche Verlagshandlung, Freiburg im Breisgau. 


Soeben ist erschienen und durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 
Laemmer, Dr. H. (Prälat), Institutionen des katholischen 


Kirchenrechts. Zweite, vielfach vermehrte und verbesserte Auflage. 
gr. 8°. (XVl u. 742 S.) M. 8; geb. in Halbfranz M. 10. 


Jahresbericht der Herder’schen Verlagshandlung zu Freiburg 
im Breisgau. 1891. gr. 8. (48 8.) Gratis. 


Akademische Verlagsbuchhandlung von J. C. B. Mohr (P. Siebeck) Freiburg i. B. 


In meinem Verlage wird demnächst ersebeinen: 
Die 
gseltendenVerfassungsgesetze 


der 


evangelischen deutschen Landeskirchen. 
Herausgegeben von 


Dr. E. Friedberg, 


Geheimem Hofrath und Professor an der Universität Leipzig. 


Dritter Ergänzungsband: 1889 bis Ende 1891. 


Dieser Band führt die Gesetzgebung der evangelischen deutschen 
Landeskirchen bis auf die Gegenwart fort und enthält u. A. die neue 
österreichische Kirchenverfassung. Er schliesst das Werk endgiltig 
ab, da die ferneren Gesetze in der Deutschen Zeitschrift für Kirchen- 
recht zum Abdruck gelangen. 


1) Verlag von J. P. Bachem in Köln. 


ie Verwaltung des Kirchenvermögens 
nach Erlass des Gesetzes vom 20. Juni 1875. 
Von Dr. Ludolf Heinrich Hermes. 


2. umgearbeitete und bedeutend vermehrte Auflage. 
270 Seiten gross Octav. Preis geheftet M. 3. — 

Dieses werthvolle Buch, welches von der Kritik als das beste und 
praktischste der über diesen Gegenstand erschienenen Werke be- 
zeichnet wurde, hat lange gefehlt und war das Erscheinen der nun- 
mehr vorliegenden 2. Auflage zum dringenden Bedürfniss geworden. 

Durch jede Buchhandlung zu beziehen. 
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